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A. Hintergrund und Anlass der Untersuchung 
I. Finanzielle und wirtschaftliche Bedeutung der Umsatzsteuer 
In Deutschland und Taiwan ist die Umsatzsteuer eine der dynamischsten Steuern 
und bildet den annähernd zweitgrößten Einzelbetrag auf der Einnahmenseite im 
Staatshaushalt.1 Deutlich ist sie neben der Einkommensteuer die zweite große 
Säule der Staatsfinanzierung. Gesamtwirtschaftlich erweist sich die Umsatz-
steuer selbst im konjunkturellen Zyklus als eine recht stabile Einnahmequelle, 
weil diese Einnahmenstabilität maßgeblich durch die Bemessungsgrundlage für 
den privaten Konsum bestimmt wird.2 Darüber hinaus wird die wirtschaftliche 
Leistungsstärke eines Staates durch die im Außenhandel erzielten Umsätze 
ausdrücklich beeinflusst. Die starke Einbindung in die Weltwirtschaft bzw. der 
hohe Öffnungsgrad der Wirtschaftsentwicklung im Außenhandel steht mit der 
Umsatzsteuer in einem positiven Zusammenhang. Wegen der globalisierten 
Weltwirtschaft bringt der stark wachsende Außenhandel vor allem den export-
orientierten Unternehmen höhere Umsätze. Demzufolge spielt die Umsatzsteu-
er für die Entwicklung der Wirtschaft eine nicht unerhebliche Rolle.3  
                                           
1  In Deutschland werden die kassenmäßigen Umsatzsteuereinnahmen (außer Einfuhrum-
satzsteuer) für 2014 auf ca. 152 Mrd. Euro geschätzt; sie sind neben den Lohnsteuerein-
nahmen (ca. 167 Mrd. Euro) die wichtigste Einnahmequelle für den Haushalt, s. BMF, 
Finanzbericht 2015, S. 283. Ebenfalls sind die taiwanesischen Umsatzsteuereinnahmen 
(ca. 303 Mrd. TWD) für 2013 nach der ESt (ca. 392 Mrd. TWD) und KSt (ca. 351 Mrd. 
TWD) von signifikanter Bedeutung für das Bundessteueraufkommen, s. tw-FinMin, Ye-
arbook of Financial Statistics 2013, S. 81 (財政部統計部編，民國 102年財政統計年報). 
Die englische Fassung der kassenmäßigen Steuereinnahmen nach taiwanesischen Steuerar-
ten steht auf folgender Webseite zur Verfügung: http://www.mof.gov.tw/public/Data/
statistic/Year_Fin/102電子書/htm/102年財政統計年報.pdf (Abruf v. 1.11.2016). 
2  Wegen der Bemessungsgrundlage privater Konsum mag eine höhere USt zwar die 
Staatseinnahmen erhöhen; jedoch verdirbt sie gleichzeitig den Verbrauchern die Lust 
aufs Geldausgeben und damit droht sie die Konjunktur abzuwürgen. Dazu wird die USt 
in der finanzwissenschaftlichen Literatur oftmals als „heimliche Steuer“ bezeichnet, s. R. 
Hickel, Wirtschaftsdienst 2010, S. 585. 
3  Vgl. G. Hoffrichter-Dahl/U. Moecker, Umsatzsteuer, Rn. 3; W. Eckhardt/K. Schettler, 
Umsatzsteuer, S. 3f. 
Einleitung 
2 
Ab den 1980er Jahren ist Taiwan vom Entwicklungsland zum modernen In-
dustriestaat aufgestiegen; folglich liegt in Taiwan – wie in Deutschland – eine 
hoch entwickelte, stark exportabhängige Marktwirtschaft vor.4 Aufgrund der 
starken Abhängigkeit vom Außenhandel ist Taiwan seit 2002 ein Mitglied der 
Welthandelsorganisation (WTO), um die Exportkapazität nachhaltig zu entwi-
ckeln und die Wirtschaftsliberalisierung fortzusetzen.5 Wegen der im Außen-
handel erzielten massenhaften Umsätze ist die Umsatzsteuer in Taiwan auch 
von besonderer Bedeutung für die nachhaltige und breitenwirksame Wirt-
schaftsentwicklung. 
Zwischen Deutschland und Taiwan bestehen zwar geschichtliche, kulturelle 
und gesellschaftliche Unterschiede, jedoch ist die obige finanzpolitische und 
wirtschaftliche Bedeutung der Umsatzsteuer für sie beide gleich. Vor diesem 
Hintergrund kann die Arbeit versuchen, anhand des Systems des deutschen 
Umsatzsteuerrechts einen Rechtsvergleich mit dem taiwanesischen Umsatz-
steuerrecht durchzuführen.  
II. Steuerausfälle bei der Umsatzsteuer 
Die Umsatzsteuer ist zwar eine sehr bedeutsame Einnahmequelle, jedoch 
könnte das bisherige Steueraufkommen noch beträchtlich höher sein, wenn die 
auf Betrug zurückzuführenden Umsatzsteuerverluste vollständig und wirksam 
unterbunden werden könnten.6 Obwohl die Verluste durch eine Kombination 
                                           
4  Mit 23 Mio. Einwohnern und einem BIP von 528 Mrd. US$ zählt Taiwan zu den 30 
größten Volkswirtschaften und den 15 wichtigsten Handelsnationen der Welt, s. dazu 
Auswärtige Amt, Länderinformationen – Taiwan: Charakterisierung der taiwanischen 
Wirtschaft, im Internet unter: http://www.auswaertiges-amt.de/DE/Aussenpolitik/
Laender/Laenderinfos/Taiwan/Wirtschaft.html?nn=334628#doc334648bodyText1 (Ab-
ruf v. 1.11.2016).  
5  Vgl. Auswärtige Amt, Länderinformationen – Taiwan: Einbindung in die Weltwirtschaft, 
Außenhandel, im Internet unter: http://www.auswaertiges-amt.de/DE/Aussenpolitik/
Laender/Laenderinfos/Taiwan/Wirtschaft.html?nn=334628#doc334648bodyText4 (Ab-
ruf v. 1.11.2016). 
6  Die durch nicht abgeführte Umsatzsteuerbeträge (2001: ca. 553 Mrd. Euro) sowie im 
Ergebnis zu Unrecht vergütete Vorsteuerbeträge (2001: ca. 446 Mrd. Euro) entstehen-
den Umsatzsteuerverluste waren sogar größer als der Bundeshaushalt, s. BT-Drucks. 
15/1495, v. 3.9.2003, S. 5. 
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verschiedener Umstände oder Faktoren bedingt sind, spielt der Umsatzsteuer-
betrug dabei sicherlich eine wichtige Rolle.7  
Im Blick auf den Umsatzsteuerbetrug ist der Staat grundsätzlich nicht in der 
Lage, die gesamten Umsatzsteuereinnahmen von den Unternehmen einzutrei-
ben, und der Umfang der durch Umsatzsteuerbetrug entstehenden Steueraus-
fälle ist naturgemäß nicht genau bekannt und abschätzbar. Dieses Problem ist in 
Deutschland keineswegs rein akademisch: Das Potenzial der Umsatzsteueraus-
fälle erreicht mittlerweile zweistellige Milliardenbeträge jährlich allein auf 
Bundesebene8, und die am Umsatzsteueraufkommen gemessene Hinterzie-
hungsquote liegt etwa bei 10 %.9 Demgemäß wären 2013 schätzungsweise 15 
Mrd. Euro aufgrund des Umsatzsteuerbetrugs entgangen.10 Mit dem Umsatz-
steuerbetrug werden durch Steuerausfälle sehr hohe fiskalische und wirtschaft-
liche Schäden verursacht, weil in westlichen Industrieländern fast 15 bis 20 % 
der insgesamt geschuldeten Steuern hinterzogen werden.11 
Darüber hinaus haben sich die Dimensionen und Erscheinungsformen des Um-
satzsteuerbetrugs (oder Mehrwertsteuerbetrugs 12) im europäischen Binnen-
markt seit der Binnenmarktrichtlinie, insbesondere nach der Beseitigung der 
Kontrollen an den Binnengrenzen der Gemeinschaft, dramatisch entwickelt. 
Vor diesem Hintergrund kostet der Umsatzsteuerbetrug die Europäischen Uni-
on (EU) und die nationalen Haushalte alljährlich mehrere Milliarden Euro: 
Unionsweit wurden die auf Verstöße oder Nichteinziehung zurückzuführenden 
Verluste bei den Mehrwertsteuereinnahmen schon vor der umfangreichen Er-
weiterung im Jahre 2004 um 10 weitere Mitgliedstaaten auf rund 100 Mrd. Eu-
                                           
7  Vgl. EU-Kommission, Bericht v. Juli 2013, Study to quantify and analyse the VAT Gap 
in the EU-27 Member States: Final Report, TAXUD/2012/DE/316, FWC No. TA-
XUD/2010/CC/104; EU-Kommission v. 12.2.2014, COM(2014) 71; dazu auch J. Eng-
lisch, in: Tipke/Lang, Steuerrecht, § 17 Rz. 460. 
8  Beispielsweise betrugen im Jahr 2007 die durch Umsatzsteuerbetrug verursachten Steu-
erausfälle ca. 14 Mrd. Euro, s. Monatsbericht des BMF vom Juli 2014, S. 17f.; dazu 
auch A. Dathe, Umsatzsteuerhinterziehung, S. 33; M. Danzer, Bekämpfung von Um-
satzsteuerkarussellgeschäften, S. 47f. 
9  Vgl. A. Kühn, UR 2003, S. 530; J. Pahne, UR 2011, S. 248; E. Stingl, Umsatzsteuer-
hinterziehung, S. 61. 
10  Vgl. M. Kemper, MwStR 2014, S. 640. 
11  Vgl. R. Borck, WiSt 2001, S. 404. 
12  Die Begriffe „Mehrwertsteuer“ und „Umsatzsteuer“ werden grundsätzlich in der vor-
liegenden Arbeit synonym verwendet. 
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ro geschätzt.13 In einigen schwerwiegenden Fällen gehen wegen der sich rasch 
entwickelnden Betrugssysteme in sehr kurzer Zeit enorme Summen verloren.14 
Im Jahr 2014 betrugen diese Ausfälle bereits fast 160 Mrd. Euro.15 
Die Umsatzsteuerausfälle werden in der Praxis meistens durch die verschiede-
nen Arten des Betrugs wie z. B. Umsatzsteuerkarusselle, Scheinrechnungen, 
Scheinunternehmen, Rechnungsfälschungen usw. bewirkt.16 Eine wesentliche 
Ursache für diese Entwicklung dürfte nicht zuletzt in der derzeit geltenden 
Umsatzsteuersystematik als Allphasen-Netto-Umsatzsteuer mit Vorsteuerab-
zugsrecht zu sehen sein, da das Institut des Vorsteuerabzugs erhebliche Miss-
brauchsmöglichkeiten enthält.17 Dabei handelt es sich zumeist um eine unbe-
rechtigte Vorsteuererstattung. Ein typisches und häufiges Merkmal besteht da-
rin, dass einer mit offenem Steuerausweis erstellten Rechnung kein korrespon-
dierender steuerpflichtiger Umsatz zugrunde liegt. Dann könnte ein Umsatz-
steuerbetrug vorliegen, wenn dem Rechnungsempfänger zwar kein Vorsteuer-
abzugsrecht zusteht, er es aber dennoch ausnutzt.18 Diese Umsatzsteuerbe-
trugsfälle machen dem Finanzamt nicht nur durch Steuerausfälle erhebliche 
Sorgen, auch ihre tatsächliche und rechtliche Bewältigung ist sowohl im mate-
riellrechtlichen als auch im verfahrensrechtlichen Bereich schwierig.19 
Die immer noch ernstere und unmittelbarere Gefahr des Umsatzsteuerbetrugs 
besteht insbesondere im grenzüberschreitenden Handel oder im Internethandel 
(Online-Handel) mit hochpreisigen und leicht transportablen Produkten (wie 
Computern oder Mobiltelefonen) und immateriellen Wirtschaftsgütern (wie 
                                           
13  Vgl. J. Pahne, UR 2011, S. 248. 
14  Ein Beispiel ist der Bereich des Emissionshandels, in dem zwischen Juni 2008 und De-
zember 2009 aufgrund von Mehrwertsteuerbetrug schätzungsweise 5 Mrd. Euro verlo-
ren gegangen sind; im Jahr 2011 betrugen bereits die Umsatzsteuerausfälle insgesamt 
ca.193 Mrd. Euro (1,5 % der Wirtschaftsleistung), vgl. EU-Kommission, Bericht v. Juli 
2013, Study to quantify and analyse the VAT Gap in the EU-27 Member States: Final 
Report, TAXUD/2012/DE/316, FWC No. TAXUD/2010/CC/104, S. 10; dazu auch 
EU-Kommission v. 31.7.2012, MEMO/12/609, IP/12/868. 
15  Vgl. EU-Kommission, Bericht v. 23.8.2016, Study and Reports on the VAT Gap in the 
EU-28 Member States: 2016 Final Report, FWC No. TAXUD/2015/CC/131, S. 8, dazu 
auch EU-Kommission v. 19.9.2013, TAXUD/2012/DE/316, FWC No. TAXUD/2010/ 
CC/104. 
16  Zu vielfältigen Erscheinungsformen der Umsatzsteuerbetrugsfälle, s. eingehend un-
ter Kapitel 2. 
17  Vgl. J. Englisch, in: Tipke/Lang, Steuerrecht, § 17 Rz. 461; J. Pahne, UR 2011, S. 248. 
18  Vgl. J. Englisch, in: Tipke/Lang, Steuerrecht, § 17 Rz. 462. 
19  Vgl. H. Nieuwenhuis, UR 2005, S. 177. 
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z. B. Emissionsrechten), da diese unzähligen kleinteiligen Transaktionen vom 
Finanzamt schwer zu kontrollieren sind (s. dazu nachfolgend Kapitel 2, C.). 
Die Probleme, um die es geht, haben nationale sowie internationale Ursachen. 
Zur Eindämmung der umfangreichen neuen grenzüberschreitenden Umsatz-
steuerbetrugsmodelle kann es aus praktischer Sicht kaum ausreichen, auf jedes 
neue Steuerschlupfloch oder auf die vielfältigen Formen des Umsatzsteuerbe-
trugs mit einer einzelgesetzlichen Maßnahme zu reagieren. Deshalb setzt die 
EU-Kommission auf die Intensivierung von Kontrollmaßnahmen durch die 
einzelnen nationalen Verwaltungen bzw. durch die verbesserte internationale 
Verwaltungszusammenarbeit.20 Zur internationalen Kooperation wurden ferner 
einige wirksame Ideen vorgestellt: Gedacht ist z. B. an eine grenzübergreifende 
europäische Steuer-Identifikationsnummer, einen automatischen Datenzugang 
(Informationsaustausch), einen Mechanismus zur schnellen Reaktion auf 
Mehrwertsteuerbetrug sowie EU-Mindestvorschriften und -strafen bei Steuer-
betrug und Steuerhinterziehung.21 
In (Ost-)Asien besteht hingegen noch kein (asiatischer) Binnenmarkt, und ein 
allgemeiner asiatischer Wirtschaftsraum ohne Grenzen ist auch nicht eingeführt. 
Dieser typische grenzüberschreitende Umsatzsteuerbetrug in Deutschland bzw. 
in Europa könnte deshalb in Taiwan noch nicht so gravierend sein. Aber mitt-
lerweile hat der Online-Handel statt des traditionellen und stationären Handels 
auch in Taiwan schnell zugenommen und ist sehr umfangreich geworden. Vor 
diesem Hintergrund könnte dieses deutsche grenzüberschreitende Umsatzsteu-
erbetrugsmodell im Internethandel mit Waren und Dienstleistungen ebenfalls in 
Taiwan existieren.  
Darüber hinaus ist das derzeit geltende taiwanesische Umsatzsteuersystem auch 
als Allphasen-Netto-Umsatzsteuer mit Vorsteuerabzug ausgestaltet. Die Gefahr 
von Umsatzsteuerbetrug ergibt sich ebenfalls aus dem Missbrauch zwischen 
erklärten Umsätzen und Vorsteuerabzügen, weil die Umsatzsteuer in zuneh-
mendem Maße bei dem Steuerfestsetzungsverfahren sowohl durch die Ver-
schleierung von Umsätzen als auch durch die unberechtigte Vorsteuererstattung 
(in der nächsten Wirtschaftsstufe) auf der Grundlage fingierter oder gefälschter 
                                           
20  Vgl. J. Pahne, UR 2011, S. 251; B. Blottko-Rondorf/J. Sotiriu, SteuerStud 7/2010, 
S. 323f.; G. Mittler, UR 2001, S. 386. 
21  Vgl. EU-Kommission v. 6.12.2012, COM(2012) 722, S. 4ff.; H. Leitl, Maßnahmen zur 
Sicherung des Umsatzsteueraufkommens, S. 312ff  
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Rechnungen hinterzogen wird. In der Praxis – wie in Deutschland – spielt der 
illegale Vorsteuerabzug eine wichtige Rolle beim Umsatzsteuerbetrug in Tai-
wan.22 
Während der Umsatzsteuerbetrug (neben dem Zigarettenschmuggel) in 
Deutschland zu den häufigsten Steuer- und Zolldelikten im Bereich der organi-
sierten Kriminalität zählt23, ist das Ausmaß an Steuerhinterziehung im Bereich 
des Umsatzsteuerbetrugs in Taiwan ebenfalls immer größer geworden,24 ob-
wohl der taiwanesische Regelsteuersatz der Umsatzsteuer lediglich 5 % be-
trägt.25 Angesichts der leeren Kassen der öffentlichen Hand und zur Bekämp-
fung des Umsatzsteuerbetrugs hat der taiwanesische Gesetzgeber schon sehr 
früh eine Reihe von Sanktionsbestimmungen im tw-UStG (§§ 45 ff. tw-UStG) 
geschaffen, die mit Bußgeld bis zum fünffachen Betrag der verkürzten Umsatz-
steuern bewehrt sind; trotzdem landen zahlreiche Umsatzsteuerbetrugsfälle 
häufig noch vor Gericht.26 Der entsprechende Rechtsstreit nimmt auch noch an 
Heftigkeit und Strittigkeit zu. 
Wegen der obigen finanzpolitischen und wirtschaftlichen Bedeutung der Um-
satzsteuer führt der Umsatzsteuerbetrug nicht nur zu hohen Schäden aufseiten 
der Staatseinnahmen, sondern auch zu ernsthaften Wettbewerbsverzerrungen in 
beiden Ländern. Denn durch den Umsatzsteuerbetrug wird der unternehme-
rische Wettbewerb zulasten der großen Mehrheit der steuerehrlichen Unter-
nehmen verzerrt.27 Wo die Gründe für den zunehmenden Umsatzsteuerbetrug 
                                           
22  Vgl. M. Huang, Steuerrecht-BT, S. 565ff. 
23  S. dazu Bundeskriminalamt, Bundeslagebild Organisierte Kriminalität 2009, S. 23, 
im Internet unter: https://www.bka.de/SharedDocs/Downloads/DE/Publikationen/Jahres
berichteUndLagebilder/OrganisierteKriminalitaet/organisierteKriminalitaetBundeslage
bild2009.html?nn=27988 (Abruf v. 1.11.2016). 
24  Beispielsweise wurden 2010 nach der Umsatzsteuersonderprüfung insgesamt 7,411 Mio. 
TWD (ca. 211 Mio. Euro) USt verkürzt; nur zwei Jahre später betrug 2012 die Verkür-
zung von USt jedoch bereits bis zu 8,503 Mio. TWD (ca. 242 Mio. Euro), s. dazu 
tw-FinMin, Regierungsbericht des Jahres 2010 (財政部 99年度施政績效報告), S. 7 
und tw-FinMin, Regierungsbericht dieses Jahres 2012 (財政部 101年度施政績效報告), 
S. 10; im Internet unter: http://www.mof.gov.tw/public/Attachment/3516105619.DOC 
und http://www.mof.gov.tw/public/Attachment/272954197.PDF (Abruf v. 1.11.2016). 
25  Der Einfluss höherer Steuersätze auf die zunehmende Steuerhinterziehung ist nach der 
ökonomischen Theorie nicht eindeutig, s. dazu R. Borck, WiSt 2001, S. 406. 
26  Z. B. hat von 2010 bis 2011 selbst das oberste Verwaltungsgericht Taiwans, dessen Be-
fugnis ähnlich wie die des Bundesfinanzgerichts in Deutschland ist, über 150 Umsatz-
steuerbetrugsfälle entschieden, s. ferner unter Kapitel 3, B. II. 2. b) cc). 
27  Vgl. C. Becker/K. Bizer, Volkssport Steuerhinterziehung, S. 1. 
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liegen und welche Sanktionen geeignet und verhältnismäßig sind, die Steuer-
vergehen und Steuerzuwiderhandlungen bei der Umsatzsteuer zu bekämpfen, 
sind deshalb die Schwerpunkte der vorliegenden Arbeit. Dazu wird den Formen 
und Ursachen des Umsatzsteuerbetrugs sowie dem Zusammenspiel der umsatz-
steuerlichen Tatbestände mit steuerlichen Sanktionsvorschriften bzw. Steuer-
straf- und Ordnungswidrigkeitsvorschriften in dieser Arbeit mittels Rechtsver-
gleichung im Detail nachgegangen.
 B. Gang der Untersuchung
Zum Zweck der Forschung über den Umsatzsteuerbetrug wird so vorgegangen, 
dass zunächst die Grundlagen der Umsatzsteuer in Deutschland und Taiwan 
dargelegt werden. Dazu handelt es sich in der vorliegenden Untersuchung vor-
wiegend um drei einschlägige steuerrechtliche Materien: Das Umsatzsteuer-
system (einschließlich der Rechtsgrundlagen und Steuertatbestände der Um-
satzsteuer), die Problematik des Umsatzsteuerbetrugs sowie die Grundlagen des 
Steuerstraf- und Steuerordnungswidrigkeitenrechts, denen gesondert im ersten 
bis dritten Kapitel nachgegangen wird. Ferner ist weiter darauf zu achten, den 
Rechtsvergleich zwischen Deutschland und Taiwan detailliert und eingehend 
zu gestalten.28
Unter besonderer Berücksichtigung der oben erwähnten Materie wird nach der 
Einleitung mit dem dargestellten Hintergrund und Gang der Untersuchung zu-
nächst in Kapitel 1 ein Überblick über die geschichtliche Entwicklung, die 
Rechtsgrundlagen, den Aufbau der Umsatzsteuer und das Umsatzsteuersystem 
in Deutschland und Taiwan gegeben. Da der Umsatzsteuerbetrug die vielfäl-
tigsten Erscheinungsformen aufweist, wird die Umsatzsteuer ebenfalls in Be-
zug auf potenzielle betrügerische Tatbestandsmerkmale untersucht. Dadurch 
werden die ersten bzw. die grundlegenden Schwerpunkte über den Systemver-
gleich zwischen deutschem und taiwanesischem Umsatzsteuerrecht im Wesent-
lichen sichtbar.
28  Unter dem rechtsvergleichenden Aspekt handelt es sich hierbei um die sog. Mikrover-
gleichung, die sich nicht mit den Rechtskreisen und Rechtssystemen im Ganzen be-
schäftigt, sondern in der Untersuchung eng umgrenzter, konkreter Details eines Rechts-
systems besteht, s. M. Rheinstein, Einführung in die Rechtsvergleichung; S. 32f. 
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Nach den in Kapitel 1 herausgestellten Ergebnissen bzw. dem jeweiligen Auf-
bau des gegenwärtigen Umsatzsteuerrechts werden in den folgenden Abschnit-
ten des Kapitels 2 („das Phänomen des Umsatzsteuerbetrugs“) alle bisherigen 
potenziellen Varianten des Umsatzsteuerbetrugs möglichst umfassend darge-
stellt. Hierbei werden ebenfalls die Ursachen für die Missbrauchsmöglichkeiten 
bei der Umsatzsteuer aus Sicht der Rechtsvergleichung beleuchtet.  
Zur Eindämmung des Umsatzsteuerbetrugs existiert in Deutschland und Tai-
wan die strafrechtliche Sanktion. Mit dem Ziel der Bekämpfung des Umsatz-
steuerbetrugs wurden die bedeutenden Straf- und Ordnungswidrigkeitsvor-
schriften sowohl in der Abgabenordnung (AO) als auch im Umsatzsteuergesetz 
(UStG)29 erlassen. Das Ziel der Ahndung von Umsatzsteuerbetrug ist in beiden 
Ländern zwar identisch, jedoch sind die Rechtsstrukturen, die Tatbestände so-
wie die Rechtsfolgen nach den Sanktionsbestimmungen bzw. der AO und dem 
UStG noch unterschiedlich. 
In Kapitel 3 werden zunächst die betreffenden strafrechtlichen Sanktionsvor-
schriften des Steuerrechts und der Aufbau der Steuerstraftaten und Steuerord-
nungswidrigkeiten – insbesondere im Rahmen der Umsatzsteuer – erläutert. 
Auf bestehende Ähnlichkeiten sowie Unterschiede wird anschließend mittels 
Rechtsvergleichung zwischen Deutschland und Taiwan eingegangen. Dazu 
wird weitergehend untersucht, wie die eigenen oder gemeinsamen Fragen des 
Umsatzsteuerbetrugs durch die beiden unterschiedlichen Rechtsordnungen ge-
regelt werden. Schließlich endet die Arbeit mit einem zusammenfassenden Fa-
zit, das wichtige Ergebnisse herausstellt. 
29  Z. B. wurden § 26a UStG ab 1.1.1993 zur Ahndung der Mitwirkungspflichtverletzung 
und § 26b ab 1.1.2002 als die Sanktion gegen die Schädigung des Umsatzsteuerauf-
kommens in das USG eingeführt, s. H. Hundt-Eßwein, in: Offerhaus/Söhn/Lange, USt, 
§ 26a Rn. 2; K. Blesinger, in: Offerhaus/Söhn/Lange, USt, § 26b Rn. 3.
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Kapitel 1: Überblick über die Umsatzsteuer in 
Deutschland und Taiwan 
Die potenziellen Ursachen für den Umsatzsteuerbetrug bestehen in den vielfäl-
tigen Missbrauchsmöglichkeiten hinsichtlich der geltenden Umsatzsteuer; da-
mit sind grundsätzliche Einblicke in das Umsatzsteuersystem sowie in die 
Struktur des Umsatzsteuerrechts sowohl Deutschlands als auch Taiwans für die 
nachfolgenden Untersuchungen unerlässlich.  
Im folgenden Kapital werden zuerst die geschichtliche Entwicklung sowie die 
betreffenden Rechtsgrundlagen der deutschen und taiwanesischen Umsatzsteu-
er dargestellt. Danach werden das Umsatzsteuersystem und der Aufbau der 
Umsatzsteuer in Bezug auf mutmaßlich betrugsrelevante Tatbestandsmerkmale 
vor allem aus Sicht der Rechtsvergleichung zwischen Deutschland und Taiwan 
untersucht. 
A. Geschichtliche Entwicklung der Umsatzsteuer 
Die Umsatzsteuer im heutigen Sinn kann nur unter Berücksichtigung der ge-
schichtlichen Entwicklung richtig verstanden werden, da sie aus Anlass einer 
ähnlichen historischen Situation in Deutschland und Taiwan eingeführt wurde. 
Im Folgenden wird die wesentliche Entwicklung der Umsatzsteuer in drei ver-
schiedenen Perioden nacheinander dargestellt. 
I. Deutschland 
1. Vom Mittelalter zur Neuzeit 
Die am wirtschaftlichen Warenaustausch anknüpfende Umsatzsteuer ist eine 
der ältesten Besteuerungsformen der deutschen Steuergeschichte; ihre Vorläu-
fer lassen sich bis in die römische Zeit zurückverfolgen.1 Der römische Kaiser 
Augustus hatte schon eine einprozentige Steuer, die die Umsätze auf Auktionen 
                                           
1  Vgl. R. Grabower, in: Grabower/Herting/Schwarz, Die Umsatzsteuer – ihre Geschichte, 
S. 99. 
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betraf, eingeführt.2 Am Anfang des 5. Jahrhunderts wurde wegen der Ent-
wicklung des Wirtschaftslebens die Steuer „siliquaticum“ von den Entgelten 
der Waren erhoben, die auf Märkten zum Verkauf gebracht wurden.3 Die sei-
nerzeitige Umsatzsteuer wurde als Marktumsatzsteuer und Grundstücksum-
satzsteuer erhoben.4 
Das römische Steuerwesen ging im Geflecht der persönlichen Dienste und Ab-
hängigkeiten, wie es germanischen Lebensgewohnheiten entsprach, zugrunde.5 
Dem römischen Beispiel hat das Frankenreich sich auf dem Gebiete der Finan-
zen auch angeschlossen.6 Bereits während der Karolingerzeit (751-911) wur-
den die Urformen der Umsatzsteuer unter dem lateinischen Sammelbegriff 
„teloneum“ für Zölle, Verkehrs- und Verbrauchssteuern und die verschiedenen 
sonstigen Marktabgaben geführt.7  
Die aufgrund der Zersplitterung des Frankenreiches entstandenen verschiede-
nen Stadtwirtschaften entwickelten zahlreiche regionale Umsatzsteuern, die mit 
dem Ausklang des Mittelalters immer mehr durch sog. „Akzisen“ ersetzt wur-
den.8 Zu Beginn des 19. Jahrhunderts wurden dann die in der Form des Bin-
nenzolls und der Marktabgaben erhobenen Akzisen abgeschafft. In der Zeit von 
1863 bis 1884 wurden die Verkäufe bestimmter Gegenstände gemäß Bremer 
Umsatzsteuergesetz (Bremer-UStG) vom 10. 11. 1862 mit einem niedrigen 
Satz (1/6 bis 
5/12 %) besteuert; diese anstelle der damals bestehenden Akzise in 
der Hansestadt Bremen erhobene Steuer stellte den jüngsten Vorläufer der mo-
dernen Umsatzsteuer dar.9  
                                           
2  Vgl. R. Grabower, in: Grabower/Herting/Schwarz, Die Umsatzsteuer – ihre Geschichte, 
S. 59ff. 
3  Die Geschichte des sog. „siliquaticums“ ist deswegen die Geschichte aller USt in Euro-
pa, s. dazu R. Grabower, in: Grabower/Herting/Schwarz, Die Umsatzsteuer – ihre Ge-
schichte, S. 79ff. 
4  Vgl. W. Eckhardt/K. Schettler, Umsatzsteuer, S. 2. 
5  S. D. Willoweit, Deutsche Verfassungsgeschichte, S. 23f. 
6  Vgl. R. Grabower, in: Grabower/Herting/Schwarz, Die Umsatzsteuer – ihre Geschichte, 
S. 100. 
7  Vgl. R. Grabower, in: Grabower/Herting/Schwarz, Die Umsatzsteuer – ihre Geschichte, 
S. 102. 
8  S. U. Grieser, Strafrechtliche Analyse der Umsatzsteuerhinterziehung, S. 8. 
9  S. H. Franke, Geschichte der Reichs-Umsatzsteuer, S. 7; R. Grabower, in: 
Grabower/Herting/Schwarz, Die Umsatzsteuer – ihre Geschichte, S. 175ff.; W. Eck-
hardt/K. Schettler, Umsatzsteuer, S. 2. 
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2. Einführung einer Allphasen-Brutto-Umsatzsteuer (1918) 
Ab dem Mittelalter stellte die Umsatzsteuer zwar grundsätzlich mit sog. Akzi-
sen eine wichtige Besteuerungsform dar, allerdings entwickelte sich das heutige 
allgemeine Umsatzsteuerrecht erst im Ersten Weltkrieg.10 Nach der Aufhebung 
des Bremer-UStG wurde erst das Warenumsatzstempelgesetz vom 26.6.1916 
eingeführt, das einen ähnlichen Gedanken einer Umsatzbesteuerung erneut 
aufnahm; demnach wurden alle Warenumsätze von Gewerbetreibenden ent-
sprechend dem aus gewerblichen Waren- und Werklieferungen erzielten Ge-
genwert mit 0,1 % des Gesamtbetrags der Zahlungen besteuert.11 Nach dem 
verlorenen Ersten Weltkrieg beschleunigte der erhöhte und dringende Finanz-
bedarf für Wiederaufbau und Reparationszahlungen den weiteren Ausbau des 
Warenumsatzstempels zu einer ertragreichen allgemeinen Umsatzsteuer.12 
Zur Überwindung der finanziellen Krise wurde am 26.6.1918 das UStG als selbst-
ständige Reichssteuer erlassen. 13  Sie war als Allphasen-Brutto-Umsatzsteuer 
ausgestaltet, weil die Steuerpflicht alle Lieferungen und Leistungen von Unter-
nehmern sowie für den Eigenverbrauch erfasste und die Umsatzsteuer auf jeder 
Leistungsstufe (für jede Produktions- oder Handelsphase) vom vollen Bruttoent-
gelt erhoben wurde, ohne dass die auf den vorherigen Stufen erhobene Umsatz-
steuer (die sog. Vorsteuer) in Abzug gebracht werden konnte.14 Ferner wurde erst 
1931 die Besteuerung der Einfuhrumsätze auch in das UStG aufgenommen.15 
Der allgemeine Steuersatz der Umsatzsteuer betrug zunächst 0,5 %16, aber er 
änderte sich in den darauffolgenden Jahren häufig.17 Bis 1968 hat diese Um-
satzsteuer in wechselndem Maße zur Deckung des öffentlichen Finanzbedarfs 
beitragen. Während dieser Zeit beeinflusste sie die Wirtschaftsentwicklung 
                                           
10  S. J. Englisch, in: Tipke/Lang, Steuerrecht, § 17 Rz. 1. 
11  Vgl. R. Grabower, in: Grabower/Herting/Schwarz, Die Umsatzsteuer – ihre Geschichte, 
S. 186; H. Franke, Geschichte der Reichs-Umsatzsteuer, S. 7f.; W. Eckhardt, UStR 
1966, S. 1. 
12  S. H. Franke, Geschichte der Reichs-Umsatzsteuer, S. 10. 
13  Zum rechtshistorischen Hintergrund s. K. Offerhaus, UR 1993, S. 319ff.  
14  S. J. Englisch, in: Tipke/Lang, Steuerrecht, § 17 Rz. 2. 
15  S. J. Frink, Der Ausschluß des Vorsteuerabzugs, S. 48. 
16  Die am 26.6.1916 eingeführte Warenumsatzstempelabgabe begann damals mit dem 
Steuersatz nur von 0,1 %, s. H. Dichgans, DStZ 1963, S. 195. 
17  Bis 1966 wurde die USt mit dem Satz von 4 % erhoben; zwischen 1916 und 1966 wur-
de der Satz auf das 40-fache erhöht, s. genauer L. Falk, DStZ 1966, S. 289; H. Dichgans, 
DStZ 1963, S. 195. 
Kapitel 1: Überblick über die Umsatzsteuer in Deutschland und Taiwan 
12 
ebenso, wie sie gemäß den wirtschaftlichen und fiskalischen Erfordernissen 
Änderungen erfuhr.18 
3. Reform zu einer Allphasen-Netto-Umsatzsteuer (1968) 
a) Mängel der Allphasen-Brutto-Umsatzsteuer 
Infolge eines fehlenden Vorsteuerabzugs in der Allphasen-Brutto-Umsatzsteuer 
wurde eine Leistung auf dem Weg zum Endverbraucher mit der Anzahl der be-
teiligten Produzenten, Lieferanten, Großhändler und Einzelhändler ansteigend 
belastet; d. h. im Laufe der Produktions-, Verteilungs- und Lieferprozesse 
wurde die Umsatzsteuer immer wieder neu (von der Umsatzsteuer) erhoben. 
Die Zahl der beteiligten Wirtschaftsstufen hatte einen erheblichen Einfluss auf 
die Höhe der Steuerbelastung; deshalb ergab sich aus diesem Besteuerungssys-
tem eine Kumulationswirkung: Je mehr Leistungsstufen vorlagen, desto mehr 
erhöhte sich die Belastung einer Leistung mit Umsatzsteuer.19 Diese (preisver-
teuernde) kumulierende Wirkung wurde als eine große Schwäche der Allpha-
sen-Brutto-Umsatzsteuer angesehen.20 
Umgekehrt hatte ein Unternehmen, das mehrere Wirtschaftsstufen in einer 
Hand vereinigte, eine Menge Umsatzsteuer gespart. 21  Deshalb erhielt ein 
mehrstufiges Unternehmen bzw. ein vertikal konzentrierter Betrieb – oder ein 
sog. Betriebszusammenschluss – größere umsatzsteuerliche Vorteile als ein 
einstufiges Unternehmen. Aber diese steuerliche Begünstigung war wirtschaft-
lich unbegründet und brachte für das einstufige Unternehmen einen Wettbe-
werbsnachteil, weil das einstufige Unternehmen, das schon in der Regel wirt-
schaftlich schwächer war als das mehrstufige Unternehmen, durch das Hinzu-
treten der Umsatzsteuerbelastung noch weiter geschwächt wurde.22  
Vor allem für von Großabnehmern mit Preissetzungsmacht (Marktmacht) ab-
hängige Zulieferer stiegen in der Realität durch eine Erhöhung der Umsatz-
steuer die Kosten und die Gewinne wurden dadurch reduziert, weil sie wegen 
                                           
18  S. K. Wagner, DStZ 1966, S. 299. 
19  Vgl. P. Kirchhof, DStR 2008, S. 2; H. Stadie, UStG, Vorbem. Rn. 8; D. Birk/M. Desens/
H. Tappe, Steuerrecht, Rn. 1674. 
20  S. H. Franke, Geschichte der Reichs-Umsatzsteuer, S. 41. 
21  S. BMF, Mehrwertsteuer, S. 6f. 
22  S. H. Franke, Geschichte der Reichs-Umsatzsteuer, S. 45ff.  
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dieser Abhängigkeit kaum eine Möglichkeit hatten, die erhöhte Umsatzsteuer 
über eine entsprechende Preisanhebung an Großabnehmer zu überwälzen. 
Mangels rechtlicher oder tatsächlicher23 Überwälzbarkeit waren sie mit den 
akkumulierten Umsatzsteuerbeträgen voll belastet und die Verluste in der mit-
telständischen Wirtschaft nahmen weiter zu.24  
Die Wettbewerbsneutralitätsverletzung als Folge des Kumulativeffekts und der 
dadurch hervorgerufene Konzentrationsanreiz waren deutlich der Hauptmangel 
der Allphasen-Brutto-Umsatzsteuer.25 Deshalb wurde sie seit ihrer Einführung 
ständig kritisiert:26 Schon 1919 war vorgeschlagen worden, das kumulative 
System durch eine Nettoumsatzsteuer vom Mehrwert zu ersetzen;27 bis zum 
Jahr 1940 wurden bereits mehrere Vorschläge zum grundsätzlichen System-
wechsel bei der Umsatzsteuer eingereicht.28 Ab Anfang der 1950er Jahre be-
gannen dann die Arbeiten an einer wesentlichen Reform der Umsatzsteuer.29 
Einen Druck, die Reform eilig zu verabschieden, übte schließlich auch das 
BVerfG auf den Gesetzgeber aus: Der wettbewerbsverfälschende Effekt der 
Umsatzsteuer wurde in seiner Entscheidung vom 20.12.1966 ebenfalls festge-
stellt und wegen der verfassungswidrigen Verletzung der im Gleichheitsgrund-
satz angelegten Wettbewerbsneutralität kam dieses System dann zu Fall.30 
                                           
23  Ohne das Institut des Vorsteuerabzugs hängt die Überwälzungsmöglichkeit der USt 
praktisch von dem Elastizitätsgrad des Angebots und der Nachfrage sowie von der 
Wirtschaftslage ab. Wenn durch den Stand der Konjunktur, durch die Wettbewerbsver-
hältnisse auf dem Markt oder durch eine wirtschaftliche Schwäche des Unternehmens 
die Überwälzung misslingt, muss der Unternehmer die USt auch dann entrichten und 
tragen, weil er in dieser Marktsituation nicht stärker als der Verbraucher und damit nicht 
in der Lage war, die Steuerlast weiterzugeben, s. dazu H. Franke, Geschichte der 
Reichs-Umsatzsteuer, S. 36f u. 50. 
24  S. R. Hickel, Wirtschaftsdienst 2010, S. 586. 
25  Zur Mängel der Allphasen-Brutto-USt, s. weiter W. Eckhardt, DStZ 1963, S. 198; K. 
Wagner, DStZ 1967, S. 204. 
26  S. ferner W. Eckhardt/K. Schettler, Umsatzsteuer, S. 5ff.; W. Faber, Kumulativwirkung 
und Zusatzsteuer, S. 40ff.; W. Schubert, Kumulativwirkung der deutschen Umsatzsteuer, 
S. 26ff.; R. Kümpers, Die Problematik der Einführung einer Nettoumsatzsteuer in der 
Textilindustrie, S. 17ff. 
27  W. Eckhardt, UStR 1966, S. 1. 
28  Zu relevanten Vorschlägen, s. dazu H. Franke, Geschichte der Reichs-Umsatzsteuer, 
S. 34ff.  
29  Dazu ausführlich D. Herting, BB 1955, S. 389ff; F. Müller, DStZ 1966, S. 291ff.; H. 
Treptow, Die Mehrwertsteuer, S. 27ff. 
30  Vgl. BVerfG v. 20.12.1966 - 1 BvR 320/57, 70/63, NJW 1967, 147; s. dazu auch W. 
Juretzek, DStZ 6/1967, S. 173; P. Kirchhof, UR 2002, S. 544; J. Frink, Der Ausschluß 
des Vorsteuerabzugs, S. 48. 
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b) Auf der Ebene der Europäischen Wirtschaftsgemeinschaft  
Neben den vorgenannten (kumulativen) Problemen der Allphasen-Brutto-Um-
satzsteuer hat die Entwicklung der Europäischen Wirtschaftsgemeinschaft 
(EWG) neue und starke Impulse für die Umsatzsteuerreform gegeben.31 Am 
25.3.1957 wurde der „Vertrag zur Gründung der Europäischen Wirtschaftsge-
meinschaft“ (EWG-Vertrag) zur Errichtung eines europäischen Binnenmarktes 
unterzeichnet. Das wichtige Ziel des EWG-Vertrags war, gleiche Wettbe-
werbsbedingungen zu schaffen, und dazu war die Beseitigung der materiellen, 
technischen und steuerlichen Schranken zwischen den Mitgliedstaaten erfor-
derlich.32 Nach Art. 93 EGV sollte die Umsatzsteuer in der EWG harmonisiert 
werden. Die Forderung einer Harmonisierung der Umsatzsteuer kam in erster 
Linie von der Europäischen Gemeinschaft, weil das Ziel der Wettbewerbsneut-
ralität der Umsatzsteuer im Binnenmarkt einschließlich der Beseitigung der 
Steuergrenzen sowie eigener Mehrwertsteuereinnahmen in den Staaten der 
Gemeinschaft auf der Grundlage einer einheitlichen Steuerbemessungsgrund-
lage lediglich durch die erfolgreiche Verwirklichung der Umsatzsteuer-Harmo-
nisierung gewährleistet werden konnte.33  
Zur Konkretisierung des Harmonisierungsauftrages erließ der Rat der EWG 
verschiedene Richtlinien. Aufgrund der am 11.4.1967 ergangenen ersten Richt-
linien wurden die Mitgliedstaaten verpflichtet, die Harmonisierung mithilfe der 
Beseitigung des kumulativen Mehrphasensteuersystems und der Annahme ei-
nes gemeinsamen Mehrwertsteuersystems durchzuführen.34 Das Grundmerk-
mal der sog. gemeinsamen Mehrwertsteuer war wesentlich die (nichtkumulati-
ve) Allphasen-Netto-Umsatzsteuer mit Vorsteuerabzug, und der Einführungs-
termin wurde auf spätestens den 1.1.1970 festgelegt.35 
                                           
31  Vgl. F. Müller, DStZ 1966, S. 292; H. Lang, DStZ 1963, S. 200. 
32  S. J. Frink, Der Ausschluß des Vorsteuerabzugs, S. 51; W. Juretzek, DStZ 1966, S. 295. 
33  S. F. Klenk, in: Sölch/Ringleb, UStG, vor § 1 Rz. 7; B. Hardorp, BB 1967, S. 173. 
34  Zu wichtigen Bestimmungen der ersten Richtlinie, vgl. dazu W. Juretzek, DStZ 4/1967, 
S. 105f.; D. Wachweger, UStR 1967, S. 123f. 
35  S. W. Juretzek, DStZ 4/1967, S. 108; D. Wachweger, UStR 1967, S. 124; W. Zimmermann, 
DB 1967, S. 913; F. Müller, DStZ 1963, S. 207f. 
Kapitel 1: Überblick über die Umsatzsteuer in Deutschland und Taiwan 
15 
c) Einführung der Allphasen-Netto-Umsatzsteuer 
Aus den obengenannten Gründen, nämlich zum Zweck der Umsatzsteu-
er-Harmonisierung innerhalb der Europäischen Wirtschaftsgemeinschaft sowie 
zur Beseitigung der negativen wirtschaftlichen Auswirkungen einer Brut-
to-Umsatzsteuer, baute das neue UStG 36  seit 1968 auf einer Allphasen-
Netto-Umsatzsteuer mit Vorsteuerabzug auf.37 Dadurch wurde die Umsatz-
steuer auf jeder Wirtschaftsstufe nicht vom vollen Entgelt erhoben, sondern nur 
vom Nettoumsatz berechnet, sodass die in den Vorstufen versteuerten Preisbe-
standteile nicht in den folgenden Stufen wieder erneut der Steuer unterworfen 
waren.38 Die wirtschaftliche Wirkung der neuen Umsatzsteuer, insbesondere 
bei Geschäften zwischen Unternehmern, lässt sich in den folgenden Punkten 
zusammenfassen.39  
− Die (nach 1968 eingekauften) Waren lagern beim Unternehmer ohne Um-
satzsteuerbelastung. 
− Die Kosten der Waren sind grundsätzlich mit den Nettoeinkaufspreisen 
identisch. 
− Die Nettoverkaufspreise sind ohne Umsatzsteuer-Vorbelastung zu kalku-
lieren. 
− Als die Käufer von Waren oder die Auftraggeber einer Dienstleistung sind 
die Unternehmer durch die Geltendmachung des Vorsteuerabzugs wirt-
schaftlich nur an den Nettopreisen interessiert. 
− Lediglich bei Umsätzen der letzten Stufe wird in Bruttopreisen gerechnet, 
weil die Käufer oder Auftraggeber hier die Endverbraucher sind und keinen 
Vorsteuerabzug haben. 
Aus finanzieller Sicht verlangte die Konzeption dieser Reform auch: Das Auf-
kommen aus der (neuen) Allphasen-Netto-Umsatzsteuer sollte aus zwingenden 
Haushaltsgründen nicht geringer als das Aufkommen aus der (alten) Allpha-
                                           
36  Zur Einführung der einzelnen Vorschriften des UStG 1968, s. W. Zimmermann, DB 
1967, S. 916ff.; F. Müller, DStZ 1967, S. 175ff. 
37  Nicht nur Deutschland, sondern auch Frankreich hat am 1.1.1968 gleichzeitig den we-
sentlichen Teil seines Umsatzsteuersystems zur Harmonisierung auf Grund gemeinsa-
mer Prinzipien reformiert, s. ferner J. Rothstein, UStR 1968, S. 145ff.; P. Flockermann, 
UStR 1966, S. 145ff. Ferner ist Schweden ab 1.1.1969 ebenfalls von einer Einzelhan-
delssteuer zur Mehrwertsteuer übergegangen, s. P. Flockermann, UStR 1968, S. 357. 
38  Vgl. F. Müller, DStZ 1963, S. 208. 
39  S. BMF, Mehrwertsteuer, S. 10f. 
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sen-Brutto-Umsatzsteuer sein.40 Ein gleich hohes Steueraufkommen wie bei 
der alten Umsatzsteuer gehörte zu der Forderung an die neue Umsatzsteuer; 
damit kann diese Umsatzsteuer moderner Gestalt das Attribut einer Zentral-
steuer verdienen.41  
Es versteht sich, dass die alte Umsatzsteuer zwar einträglich, administrativ effi-
zient und nicht kostenaufwendig war, aber die fehlende Wettbewerbsneutralität 
und der Kumulativeffekt erzwangen dann den Übergang zur neuen Umsatz-
steuer42 und diese bildet trotz einiger Gesetzesänderungen immer noch den 
Kern des heutigen gültigen UStG.43 
II. Taiwan 
1. Die Kaiserzeit in China 
Das geltende taiwanesische UStG kann auf die historische Entwicklung des 
chinesischen Umsatzsteuerrechts auf dem chinesischen Festland zurückgeführt 
werden.44 In China gehört die Umsatzsteuer zu den ältesten Abgabentypen. 
                                           
40  Vgl. L. Falk, DStZ 1967, S. 170; H. Lutzke, UStR 1967, S. 111. 
41  Vgl. J. Pahlke, Finanzarchiv 1967, S. 214f.  
42  S. K. Tipke, Steuerrechtsordnung II, S. 970. 
43  S. J. Englisch, in: Tipke/Lang, Steuerrecht, § 17 Rz. 3; P. Kirchhof, DStR 2008, S. 2. 
Zu eingehenden Änderungen des UStG, s. O. Lippross, Umsatzsteuer, S. 31ff. 
44  Eine kurze Darstellung dieses historischen Hintergrunds: Ab der chinesischen 
Ming-Dynastie (明朝, 1368-1644) begann eine stetige chinesische Einwanderung nach 
Taiwan. Während der Untergangsperiode dieses Reiches war Taiwan niederländische 
Kolonie (Südwest-Taiwan) und spanische Kolonie (Nord-Taiwan). Nach dieser Koloni-
alzeit (Mitte des 17. Jahrhunderts) stand Taiwan unter der Herrschaft der chinesischen 
letzten Dynastie der Qing/Mandschu (清朝, 1644-1911). 1887 erhielt Taiwan erstmals 
den Status einer eigenständigen Provinz Chinas. Nach Japans Sieg über China im Chi-
nesisch-Japanischen Krieg von 1894-1895 wurde Taiwan an Japan abgetreten. Dann 
war Taiwan unter japanischer Kolonialherrschaft (1895-1945) und in totaler Isolierung 
von China (z. B. Unterdrückung der chinesischen Sprache). 1912 wurde die Republik 
China nach dem Sturz der Qing-Dynastie gegründet, aber bis zum Ende des Zweiten 
Weltkriegs stand Taiwan unter japanischer Herrschaft. Danach brach ein Bürgerkrieg 
zwischen der kommunistischen Partei Chinas unter Mao Zedong (毛澤東) und der na-
tionalistischen Partei (Kuomintang/Guomindang) unter Chiang Kai-Shek (蔣介石) aus 
(1946-1949). Nach der Niederlage der Kuomintang zog Chiang sich mit seinen verblie-
benen Truppen nach Taiwan zurück, während Mao am 1. Oktober 1949 in Peking die 
Volksrepublik China ausrief. Seitdem ist China „faktisch“ in die Volksrepublik China 
auf dem Festland und die Republik China auf Taiwan geteilt. Deshalb bezeichnet Tai-
wan sich offiziell als Republik China und leitet sich als Staat von der Republik China 
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Vom Mittelalter bis zur frühen Neuzeit lag die Umsatzsteuer während der chi-
nesischen Kaiserzeit schon in Form eines Binnenzolls und in Form von beson-
deren Verkehrs- oder Verbrauchssteuern vor; als Steuerschuldner ist der 
Händler anzusehen.45 Ab der Han-Dynastie (漢朝, 202 v. bis 220 n. Chr.) 
wurden Salzsteuer und Weinsteuer ursprünglich als Monopolabgabe erhoben; 
unter der Wei-Dynastie (魏朝, 386-534 n. Chr.) wurde eine Marktsteuer, die 
für eine bestimmte Menge aller auf den Markt gebrachten Waren erhoben wur-
de, eingeführt.46  
Bis zur letzten chinesischen Monarchie der Qing (清朝, 1644-1911) gehörten 
Teesteuer, Weinsteuer, die durch den Schlachthof von den Entgelten der ge-
handelten Waren (Fleisch) erhobene Schlachtsteuer (畜牲屠宰稅) und die nach 
Umsätzen eines Kommissionärs auf die Dienstleistungen (Kommissionshandel) 
erhobene Provisionssteuer (牙稅) auch zu den obigen Formen der Umsatzsteu-
er.47 Darüber hinaus gelang es der Qing-Dynastie, neue Finanzquellen zu er-
schließen, und zwar durch die Einführung der von Städten bei Übergang von 
Waren über innerchinesische Grenzen mit 1 % erhobene Lijin-Steuer (釐金). 
Dies geschah unter dem Druck der mehrjährigen und auch kostspieligen Kriege 
(z. B. Opiumkrieg von 1839-1842, Taiping-Aufstand von 1850-1864); jedoch 
wurden diese inländischen Zölle in der Form der Lijin-Steuer immer mehr ver-
schärft.48 Eine generelle Umsatzsteuer auf alle Arten von Waren und Dienst-
leistungen wurde damals aber noch nicht eingeführt.49  
2. Einführung einer Allphasen-Brutto-Umsatzsteuer (1931) 
Nach dem Zusammenbruch der letzten chinesischen Monarchie wurde 1912 die 
Republik China gegründet. Während der revolutionären Wirren wurde ein mo-
dernes Rechtssystem zwecks besserer Verwirklichung einer strukturellen 
Rechtsreform eingeführt. Die wesentlichen Gesetze der Republik China (z. B. 
Zivilrecht, Strafrecht und Handelsrecht) wurden weitgehend unter Anlehnung 
                                                                                                                                  
weiterhin ab, s. ferner C. Stahn, Der Staat 2001, S. 75f.; S. Dabringhaus, Geschichte 
Chinas, S. 192f.; T. Klein, Geschichte Chinas, S. 351ff. 
45  S. Z. Wu, Steuergeschichte Chinas, S. 15. 
46  S. Z. Wu, Steuergeschichte Chinas, S. 35ff.; B. Dung, Studie über die chinesische Fi-
nanzwirtschaft, S. 18ff. 
47  S. Z. Wu, Steuergeschichte Chinas, S. 289ff. 
48  S. B. Dung, Studie über die chinesische Finanzwirtschaft, S. 20. 
49  S. Z. Wu, Steuergeschichte Chinas, S. 465f. 
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an das kontinentaleuropäische Recht, vor allem an das deutsche Recht und auch 
teilweise an das japanische Recht kodifiziert.50 Auch einige grundlegende 
Steuervorschriften (wie z. B. EStG von 191451, Stempelsteuergesetz von 1934) 
wurden beschlossen.52  
Als Ersatz für die Beseitigung der Lijin-Steuer und einiger besonderer Verkehr- 
oder Verbrauchsteuern (z. B. Schlachtsteuer und Provisionssteuer)53 wurde das 
UStG am 6.6.1931 mit 13 grundlegenden Paragrafen als selbstständige Staats-
steuer verabschiedet und am 13.6.1931 auf dem chinesischen Festland erlas-
sen.54 Erstmals wurde eine allgemeine Umsatzsteuer in Höhe von 0,2 % bis 
1 % auf sämtliche jährliche oder halbjährliche Umsätze als kumulative Allpha-
sen-Brutto-Umsatzsteuer in China eingeführt.55  
Dieses Gesetz war lediglich ein Rahmengesetz; die näheren Bestimmungen 
über die Durchführung sollten die Provinzen unter Berücksichtigung der ver-
schiedenen lokalen Handelssitten und Gebräuche sowie der allgemeinen Um-
stände selbst aufstellen.56 Die Besteuerungsgrundlage war grundsätzlich der 
Bruttoumsatz (zusammengesetzt aus dem Einkaufspreis, den Kosten, dem Ge-
winnaufschlag und der Umsatzsteuer) jeder Produktions- und Handelsstufe; ei-
ne sog. Einfuhrumsatzsteuer existierte noch nicht.57 Ferner wurden die Klein-
unternehmer von der Umsatzsteuer befreit, weil sie mangels der erforderlichen 
Buchführung bei den Kleinunternehmern sehr schwierig durchzuführen war.58  
                                           
50  S. J. Hasse, Zusammenschlusskontrolle in der Republik China (Taiwan) und Deutsch-
land, S. 18. 
51  Zur historischen Entwicklung des tw-EStG von 1914-1949 auf dem chinesischen Fest-
land, s. K. Ko, Lohnsteuerverfahren, S. 24ff. 
52  Zu damaligen Reformbestrebungen der Systematisierung der Steuern, s. C. Chu, Haupt-
probleme der Finanzreform Chinas, S. 45ff. 
53  Als Ersatz für die durch Abschaffung der Lijin-Steuer verursachten Verluste waren be-
sondere Verbrauchsteuern zu erheben, z. B. Rolltabaksteuer, Baumwollsteuer, Streich-
hölzersteuer und Zementsteuer, s. B. Dung, Studie über die chinesische Finanzwirt-
schaft, S. 134ff.  
54  S. M. Tay, Das Finanz- und Steuerwesen Chinas, S. 58; C. Chu, Hauptprobleme der Fi-
nanzreform Chinas, S. 130f. 
55  Dazu ausführlich C. Chu, Hauptprobleme der Finanzreform Chinas, S. 131f.; Z. Wu, 
Steuergeschichte Chinas, S. 466ff. 
56  S. M. Tay, Das Finanz- und Steuerwesen Chinas, S. 59. 
57  S. H. Chang, Das Steuerverfahrensrecht Nationalchinas, S. 25ff. 
58  S. M. Tay, Das Finanz- und Steuerwesen Chinas, S. 59f. 
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Infolge des verlorenen Bürgerkrieges wurden die damaligen von der Republik 
China erlassenen Gesetze nach 1949 unter der Regierung der kommunistischen 
Partei Chinas (der Volksrepublik China) auf dem Festland außer Kraft gesetzt; 
jedoch galten sie weiterhin auf Taiwan.59 Aus diesem Anlass ist das oben ge-
nannte UStG seit 1949 nur noch in Taiwan gültig.60 
Nach einigen Modifikationen wurde das tw-UStG immer komplizierter, insbe-
sondere beim Steuersatz. Bis 1985 wurden insgesamt 11 Gewerbearten unter-
schieden, für die jeweils ein eigener Steuersatz galt; z. B. galt der Normalsteu-
ersatz von 6 % für allgemeine inländische Lieferungen; der ermäßigte Steuer-
satz betrug 0,6 % für Getränkeausschänke, 1,5 % für Werbeagenturen, 2 % für 
Tanzlokale und 4 % für Bankgeschäfte; weiterhin betrug der erhöhte Steuersatz 
30 % für Nachtklubs oder Restaurants mit Unterhaltungsprogrammen und 40 % 
für Bars, Cafés oder Restaurants mit weiblichem Escortservice.61  
3. Reform zu einer Allphasen-Netto-Umsatzsteuer (1986) 
Ab Anfang der 1960er Jahre führte die exportorientierte Industrie Taiwans zu 
einem raschen Wachstum des Außenhandels. Das Wachstumstempo der Ex-
porte beschleunigte sich und die Handelsüberschüsse nahmen deutlich zu. Die-
ser rasante wirtschaftliche Aufschwung von Taiwan wird ab den 1970er Jah-
ren – ähnlich wie ab den 1950er Jahren in Deutschland – ebenfalls als Wirt-
schaftswunder bezeichnet.62 Aber die Auseinandersetzung um die wirtschaft-
lichen Wirkungen der Umsatzsteuer auf die Stellung der Unternehmer im 
Wettbewerb ist so alt wie die Steuer selbst, und wegen des im Außenhandel 
zunehmend verschärften Wettbewerbs könnte die Wirtschaftsentwicklung in 
Taiwan stagnieren. 
Nach den vorerwähnten Ausführungen führte die 1931 eingeführte Allphasen-
Brutto-Umsatzsteuer zur Kumulationswirkung. Die kumulativen umsatzsteuer-
lichen Belastungen der einzelnen Waren, die im zwischenstaatlichen Handel 
                                           
59  S. K. Ko, Lohnsteuerverfahren, S. 29; J. Hasse, Zusammenschlusskontrolle in der Re-
publik China (Taiwan) und Deutschland, S. 15. 
60  Nach 1949 war das Umsatzsteuersystem der Volksrepublik China auf dem Festland 
grundsätzlich dem Beispiel der damaligen Sowjetunion gefolgt, s. dazu G. Schwarz, in: 
Grabower/Herting/Schwarz, Die Umsatzsteuer – ihre Geschichte, S. 234. 
61  S. eingehend H. Chang, Das Steuerverfahrensrecht Nationalchinas, S. 26. 
62  S. M. Fronius, Die Ursachen des taiwanesischen Wirtschaftswunders, S. 42ff. 
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ausgeglichen werden sollen, sind meist eine unbekannte Größe63 und damit lag 
der außenwirtschaftliche Nachteil dieser Umsatzsteuer darin, dass die zu expor-
tierenden Waren nur unzureichend von der inländischen Umsatzsteuer entlastet 
wurden, während die importierten Waren nur unzulänglich der inländischen 
Belastung mittels der Umsatzausgleichssteuer angepasst wurden.64  
Aus diesem Grund war die damals geltende Umsatzsteuer exporthemmend und 
entsprach nicht dem damaligen dringenden Bedürfnis nach einem Wirtschafts-
aufschwung bzw. dem starken Anstieg des Handelsvolumens. Zur Verbesse-
rung des Wettbewerbs auf dem Inlands- sowie dem Auslandsmarkt hat es nicht 
an Vorschlägen gefehlt, die Bruttoumsatzsteuer durch eine andere Umsatzsteu-
erart zu ersetzen, weil die Steuererhebungstechnik keine Beeinträchtigung der 
unternehmerischen oder betrieblichen Tätigkeit bewirken sollte, sondern eine 
beträchtliche Wirtschaftsentwicklung.65  
Unter diesen rechtspolitischen und wirtschaftlichen Prämissen wurde diese 
Umsatzsteuer immer heftiger kritisiert und eine große Umsatzsteuerreform 
wurde dringend erforderlich. Ab Anfang der 1970er Jahre befasste die Regie-
rung sich mit der Reformierung des geltenden kumulativen Umsatzsteuersys-
tems. Nach 15 Jahren Forschung wurde ab dem 1.4.1986 die neue Vorschrift 
über die Mehrwertsteuer bzw. die Allphasen-Netto-Umsatzsteuer mit Vorsteu-
erabzug in das tw-UStG eingeführt.66  
Zum Unterschied zu der seit 1931 geltenden Allphasen-Brutto-Umsatzsteuer 
sieht das neu geltende System der Umsatzsteuer auf jeder Stufe den Abzug der 
Vorsteuer für Zulieferungen von der für die Weiterlieferung berechneten Brutto-
steuer vor. Der Belastungsgrund der Umsatzsteuer besteht im Konsum des End-
verbrauchers, weshalb nur auf die Nettowertschöpfung abgestellt wird. Diese 
Neuregelung bzw. eine solche allgemeine, mehrstufige, aber nicht-kumulative 
Umsatzsteuer wurde von der Wirtschaft einstimmig begrüßt, da der durch die 
                                           
63  Vgl. auch H. Mesenberg, BB 1966, S. 1073. 
64  Diese unzureichende Be- und Entlastung des grenzüberschreitenden Verkehrs besteht 
im kumulativen Umsatzsteuersystem, weil es unfähig ist, die genaue USt-Belastung ei-
ner Ware festzustellen. Das wirkt fortlaufend exporthemmend und importfördernd, vgl. 
H. Lutzke, UStR 1967, S. 110. 
65  Zum ähnlichen wirtschaftlichen Hintergrund im Vergleich zur deutschen USt-Reform, 
vgl. K. Wagner, DStZ 1966, S. 301f. 
66  S. H. Chang, Das Steuerverfahrensrecht Nationalchinas, S. 27f.  
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alte Umsatzsteuer bewirkte wirtschaftliche Kaskadeneffekt 67 nun vermieden 
wurde.68 
Dieses System und die betreffenden Regelungen, insbesondere das Prinzip der 
Besteuerung der unternehmerischen Wertschöpfung durch das Institut des Vor-
steuerabzugs, das ca. 18 Jahre nach der deutschen Umsatzsteuerreform eingeführt 
wurde, ist heutzutage trotz der beinahe alle 2 Jahre erfolgenden Modifikationen 
noch im tw-UStG enthalten. Damit kann die heutige taiwanesische Umsatzsteuer 
ebenso wie die deutsche Umsatzsteuer als Allphasen-Netto-Umsatzsteuer oder 
Mehrwertsteuer charakterisiert werden. 
B. Rechtsgrundlagen der Umsatzsteuer  
Für die Umsatzsteuer sind Gesetze, Verordnungen oder Verwaltungsvorschrif-
ten – wie für die meisten Rechtsgrundlagen – in Deutschland und Taiwan 
enorm wichtig; ferner spielt das Europarecht in Deutschland ebenfalls eine er-
hebliche Rolle. Im Folgenden werden die Rechtsgrundlagen der Umsatzsteuer 
auf zwei Ebenen, nämlich auf der Ebene des nationalen und auf der Ebene des 
internationalen Rechts dargestellt. 
I. Nationale Rechtsgrundlagen 
1. Deutschland 
Die wichtigen nationalen Rechtsgrundlagen für die Umsatzbesteuerung sind 
das UStG und die aufgrund der gesetzlichen Ermächtigung (nach § 26 UStG) 
vom BMF erlassene Umsatzsteuer-Durchführungsverordnung (UStDV). 69 
Hierbei ist zu beachten, dass der Umsatzsteuer-Anwendungserlass (UStAE), 
der mit Wirkung vom 1.11.2010 an die Stelle der Umsatzsteuerrichtlinien 
(UStR) getreten ist, lediglich eine allgemeine Verwaltungsvorschrift darstellt; 
                                           
67  Im sog. Kaskadensystem wurde jeder Umsatzvorgang ohne Rücksicht auf die dahinter-
stehende materielle Wertschöpfung besteuert, und darauf erfolgte die kumulative USt, 
vgl. H. Dichgans, DStZ 1963, S. 195; W. Juretzek, DStZ 6/1967, S. 171. 
68  S. S. Zhang u.a., Umsatzsteuer, S. 25f.  
69  S. J. Englisch, in: Tipke/Lang, Steuerrecht, § 17 Rz. 4. 
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deswegen ist er grundsätzlich nur für die Finanzverwaltung selbst, nicht für die 
Steuerpflichtigen und die Gerichte verbindlich.70 
2. Taiwan 
Die allgemeinen Rechtsnormen für die Umsatzbesteuerung sind im Wesentli-
chen das tw-UStG und die nach gesetzlicher Ermächtigung vom taiwanesischen 
Finanzministerium erlassene tw-UStDV. Zur Ausführung des tw-UStG spielen 
die tw-UStR – wie in Deutschland – in der Praxis auch eine wesentliche Rolle, 
obgleich sie nach herrschender Meinung infolge ihres Charakters einer Ver-
waltungsvorschrift keine Rechtsnormen sind.71 
II. Internationale Rechtsgrundlagen  
1. Deutschland 
Nach Art. 113 Vertrag über die Arbeitsweise der Europäischen Union (AEUV, 
ex-Art. 93 EGV) soll das UStG zur erfolgreichen Verwirklichung eines ge-
meinsamen Binnenmarktes im Rahmen der EG/EU harmonisiert werden. Des-
halb wird das nationale Umsatzsteuerrecht durch das Unionsrecht erheblich ge-
prägt.72 Zur Konkretisierung des Harmonisierungsauftrages erließ der Rat der 
EG/EU verschiedene Richtlinien. Seit dem Erlass der Ersten Richtlinie 
(67/227/EWG) und der Zweiten Richtlinie (67/228/EWG) im Jahr 1967 sind 
mehrere EG-Richtlinien, die die Mitgliedsstaaten entsprechend dem Vorrang 
des Unionsrechts umsetzen müssen73, zu diesem Zwecke ergangen.74 Z. B. 
wird nach der 3. EG-Richtlinie die Modalität für die Anwendung der Mehr-
wertsteuer auf Umsätze von land- und forstwirtschaftlichen Erzeugnissen ge-
                                           
70  S. J. Englisch, in: Tipke/Lang, Steuerrecht, § 5 Rz. 33. 
71  S. M. Huang, Steuerrecht-AT I, S. 655f.; Q. Chen, Steuerrecht, S. 123f.; dazu überein-
stimmend J. Englisch, in: Tipke/Lang, Steuerrecht, § 5 Rz. 28ff. 
72  S. J. Englisch, in: Tipke/Lang, Steuerrecht, § 4 Rz. 30ff.; § 17 Rz. 5. 
73  Der Vorrang betrifft nicht nur den EUV und AEUV als primäres Unionsrecht, sondern 
auch sekundäres Unionsrecht wie EU-Verordnung und EU-Richtlinien, s. dazu näher J. 
Englisch, in: Tipke/Lang, Steuerrecht, § 4 Rz. 2ff.; O. Lippross, Umsatzsteuer, S. 45ff.; 
F. Klenk, in: Sölch/Ringleb, UStG, vor § 1 Rz. 12ff. 
74  Zur Entwicklung der relevanten EG-Richtlinien s. J. Englisch, in: Tipke/Lang, Steuer-
recht, § 17 Rz. 6ff. 
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regelt75; ferner sollte mit der am 17.5.1977 erlassenen 6. EWG-Richtlinie bis 
auf die Steuersätze alles geregelt werden, was bis dato nicht harmonisiert wor-
den war.76
Von besonderer Bedeutung für das nationale Umsatzsteuerrecht war, dass nach 
der Binnenmarktrichtlinie (91/680/EWG) v. 16.12.1991 und dem dementspre-
chenden Umsatzsteuerbinnenmarktgesetz77 der Binnenmarkt ab 1.1.1993 als 
Wirtschaftsraum ohne Grenzen eingeführt wurde, um innerhalb des Binnen-
marktes die steuerfreie Lieferung bzw. die Beseitigung der Steuergrenzen zu 
gewährleisten.78
Inzwischen wurde die 6. EG-Richtlinie mit Wirkung ab dem 1.1.2007 durch die 
Richtlinie 2006/112/EG (die sog. Mehrwertsteuersystem-Richtlinie, MwStSystRL) 
ersetzt. Heutzutage sind diese auf der 6. EG-Richtlinie basierende MwStSystRL 
und ihre Durchführungsverordnung (MwStDVO, EU Nr. 282/2011) für die 
Harmonisierung der nationalen Umsatzsteuer maßgeblich.79
 2. Taiwan
In (Ost-)Asien ist die sog. „Asiatische Wirtschaftsgemeinschaft“ oder eine all-
gemeine asiatische Freihandelszone noch nicht gegründet worden80, weshalb 
das nationale Umsatzsteuerrecht in Taiwan vorläufig nicht zum Zweck einer 
vordringlichen Harmonisierung oder einer Wettbewerbsneutralität unmittelbar 
durch ein anderes Gemeinschaftsrecht beeinflusst wird. Durch den infolge der 
Globalisierung zunehmenden grenzüberschreitenden Handel wird das interna-
tionale Umsatzsteuerrecht zwar immer einflussreicher, aber im Unterschied zu 
75 S. D. Wachweger, UStR 1968, S. 163.
76 S. J. Frink, Der Ausschluß des Vorsteuerabzugs, S. 50.
77 Das USt-Binnenmarktgesetz setzt die EG-Richtlinie zur Ergänzung des gemeinschaftli-
chen Mehrwertsteuersystems in das deutsche Recht um, s. dazu eingehend C. Stumpf, 
NJW 1993, S. 95ff. 
78 S. W. Reiß, Umsatzsteuerrecht, Rn. 7; F. Klenk, in: Sölch/Ringleb, UStG, vor § 1 Rz. 6;
M. Robisch, in: Bunjes, UStG, vor § 1 Rz. 1.
79 S. W. Reiß, Umsatzsteuerrecht, Rn. 12.
80 Bisher ist nur die ASEAN-Freihandelszone (ASEAN Free Trade Area) durch das Ab-
kommen mit Brunei, Indonesien, Kambodscha, Laos, Malaysia, Myanmar, Philippinen, 
Singapur, Thailand und Vietnam errichtet. Zur mutmaßlichen Entwicklung und aktuel-
len Schwierigkeit der Gründung einer asiatischen Wirtschaftsgemeinschaft s. K. Sun, 
Journal of Asia-Pacific Studies 2006, S. 90ff. 
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Deutschland spielt das nationale Umsatzsteuerrecht selbst in den Rechtsgrund-
lagen noch die wichtigste Rolle. 
Wegen des EU-Rechts ist das deutsche UStG (de-UStG) bei der konkreten 
Anwendung in der Besteuerungspraxis komplizierter und schwieriger als das 
tw-UStG, obwohl es lediglich 29 Paragrafen, also weniger als das tw-UStG (60 
Paragrafen), enthält. 
C. System der Umsatzsteuer 
Seit 1968 besteht in Deutschland sowie seit 1986 in Taiwan eine Allphasen-
Netto-Umsatzsteuer mit Vorsteuerabzug. Nach diesem Umsatzsteuersystem 
wird der steuerbare Umsatz auf jeder Wirtschaftsstufe besteuert. Die Bemes-
sungsgrundlage für die zu berechnende und zu entrichtende Umsatzsteuer ist 
das Entgelt ohne die darin enthaltene gesetzliche Umsatzsteuer. Der Unterneh-
mer darf die selbst bezahlte Umsatzsteuer im Rahmen des Einkaufs als Vor-
steuer abziehen, und dabei ist der Steuerbelastete nicht der Unternehmer, son-
dern der (End-)Verbraucher. 
Systematisch sind die Grundstruktur sowie die wesentlichen Merkmale der 
Umsatzsteuer in beiden Ländern zwar nahezu ähnlich, jedoch liegen wegen der 
eigenen politischen und wirtschaftlichen Besonderheiten nicht völlig identische 
gesetzliche Regelungen für den Steuertatbestand vor. Diese unterschiedlichen 
Tatbestandsmerkmale der Umsatzsteuer, insbesondere für die Ermittlung der 
steuerbaren Umsätze und des Vorsteuerabzugs, wirken auf die Entstehung des 
mutmaßlichen Umsatzsteuerbetrugs ein, weil die Umsatzsteuerausfälle sich 
meistens aus dem Missbrauch derselben, d. h. zwischen erklärten Umsätzen 
und Vorsteuerabzügen, ergeben. 
In Folgenden wird zuerst das geltende deutsche Umsatzsteuersystem nach sei-
nen wesentlichen Eigenschaften in unterschiedlichen Elementen dargestellt. 
Danach wird das taiwanesische Umsatzsteuerrecht hinsichtlich der vorstellbaren 
betrügerischen Tatbestandsmerkmale und mit Blick auf die vorstehend aufge-
zählten verschiedenen Merkmale des Umsatzsteuersystems weiter erläutert. 
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I. Deutschland
 1. Die Umsatzsteuer als indirekte Verbrauchsteuer
 a) Die allgemeine Verbrauchsteuer
Im gegenwärtigen Umsatzsteuersystem (Allphasen-Netto-Umsatzsteuer mit 
Vorsteuerabzug) ist die Umsatzsteuer im Wesen bzw. im Hinblick auf ihren 
materiellrechtlichen Charakter nach herrschender Meinung eine Verbrauch-
steuer, weil durch die Überwälzung der letzte Verbraucher wirtschaftlich die 
gesamte Umsatzsteuer-Last trägt.81 Die Besteuerung durch die Umsatzsteuer 
knüpft zwar an Akte des Rechtsverkehrs (Lieferungen oder sonstige Leistungen) 
an, aber sie ist auf eine Überwälzung auf den Abnehmer angelegt und belastet 
auch durch den Vorsteuerabzug grundsätzlich lediglich den Endverbraucher 
wirtschaftlich.82  
Anders ausgedrückt können die Unternehmer bei den aufeinanderfolgenden 
Umsatzstufen durch den Vorsteuerabzug die Umsatzsteuer auf den Leistungs-
empfänger überwälzen. Deshalb verbleibt dem Staat das Aufkommen aus den 
Umsätzen in der Regel nur bei der letzten Leistungsstufe, weil der letzte Leis-
tungsempfänger bzw. Endverbraucher keine Möglichkeit des Vorsteuerabzugs 
hat.83 Das hat zur Folge, dass die Umsatzsteuer bei der Betrachtung der öko-
nomischen Wirkungen die Aufwendungen des Letztverbrauchers für Konsum-
güter steuerlich belastet, obwohl sie nach dem formalen Aufbau anhand der 
Verkehrsakte besteuert wird. Aufgrund dieses Belastungsgrunds wird die Um-
satzsteuer ihrem Wesen nach als eine echte Verbrauchsteuer bezeichnet84; und 
ihr Verbrauchsteuercharakter ändert sich auch nicht, selbst wenn sie aus erhe-
bungstechnischen Gründen nicht unmittelbar vom Verbraucher, sondern von 
dem Hersteller oder Lieferanten der besteuerten Erzeugnisse erhoben wird.85
81 Dazu s. weiter J. Englisch, in: Tipke/Lang, Steuerrecht, § 17 Rz. 10; K. Tipke, Steuer-
rechtsordnung II, S. 975ff.; D. Birk, Die Umsatzsteuer aus Juristischer Sicht, S. 64; P. 
Kirchhof, Umsatzsteuergesetzbuch, S. 19; H. Stadie, UStG, Vorbem. 15ff. 
82 Vgl. D. Birk/M. Desens/H. Tappe, Steuerrecht, Rn. 1671. 
83 P. Flockermann, UStR 1968, S. 357.
84 H. Treptow, Die Mehrwertsteuer, S. 42.
85 G. Schmölders, Begriffsbestimmung der Verbrauchsteuern, S. 93.
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Von ihrem materiellen Besteuerungsziel her wurde die Umsatzsteuer sogar 
während der Allphasen-Brutto-Umsatzsteuer (1918-1967) auch als Ver-
brauchsteuer bezeichnet.86 Bei dem alten Umsatzsteuersystem kalkulierte der 
Unternehmer die Umsatzsteuer als Spezialkosten in den Verkaufspreis ein und 
dadurch wurde sie ohne das Institut des Vorsteuerabzugs möglicherweise wei-
ter auf die Verbraucher überwälzt.87 Deshalb ist der Charakter der Umsatz-
steuer gewissermaßen als der einer Verbrauchsteuer anzusehen, wenn der Ge-
samtbetrag der tatsächlich zur Überwälzung gekommenen einzelnen Phasenbe-
lastungen vom Endverbraucher zu tragen ist.88 Die Überwälzbarkeit ist deshalb 
eines der hervorstechendsten Merkmale der Umsatzsteuer.89 Dazu wurde in 
Begründungen zum Entwurf des UStG von 1919 schon darauf hingewiesen, 
dass das Grundprinzip der Umsatzsteuer das der Überwälzung auf den letzten 
Verbraucher war; d. h. die Umsatzsteuer sollte nicht den Unternehmer treffen, 
sondern auf den Verbraucher abgewälzt werden.90  
Da das Steuergut der Umsatzsteuer die vom Endverbraucher getätigten geld-
werten Aufwendungen für den Konsum von Gütern und Dienstleistungen sind, 
manifestiert sich eine belastungswürdige steuerliche Leistungsfähigkeit ledig-
lich im Entgelt für die empfangenen Leistungen bzw. darin, was der Verbrau-
cher für die Leistungen aufwendet.91 Mit der Orientierung am Leistungsfähig-
keitsprinzip kann die Umsatzsteuer nur als Verbrauchsteuer aufgefasst werden, 
denn die Besteuerung knüpft an die am Markt eingesetzte Kaufkraft bzw. die 
                                           
86  S. W. Eckhardt/K. Schettler, Umsatzsteuer, S. 1f.; D. Herting, BB 1955, S. 391. 
87  In der Praxis löst die USt beim Unternehmer das Bestreben aus, seinen Steueranteil 
durch Preiserhöhung auf andere Schultern zu überwälzen; d. h. nach der Preiserhöhung 
auf allen Wirtschaftsstufen um den jeweils zur Anwendung gelangenden Steuersatz 
wird die Steuerlast so im Warenpreis auf den Endverbraucher abgewälzt, s. weiter H. 
Franke, Geschichte der Reichs-Umsatzsteuer, S. 34f.; E. Seligman, Lehre von der Steu-
erüberwälzung, S. 353. 
88  Bei wirtschaftlicher Betrachtung hängt die Möglichkeit der Überwälzung der USt tat-
sächlich auf die Nachfrager von Marktverhältnissen ab, s. dazu M. Horn, StuW 1970, 
S. 152; E. Seligman, Lehre von der Steuerüberwälzung, S. 325. 
89  H. Treptow, Die Mehrwertsteuer, S. 17. 
90  Vgl. ferner H. Franke, Geschichte der Reichs-Umsatzsteuer, S. 35. 
91  S. J. Englisch, in: Tipke/Lang, Steuerrecht, § 17 Rz. 11. 
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Vermögensverwendung an92; der bloße Leistungsverkehr spiegelt keine Leis-
tungsfähigkeit wieder.93 
Bereits im alten Umsatzsteuersystem war der eigentliche Besteuerungsgrund 
der Umsatzsteuer gleichfalls jeglicher im Wirtschaftsleben vorkommende 
Leistungsaustausch, also jede wirtschaftliche Kraft, die sich darin äußert, dass 
eine Ware oder eine Leistung Absatz findet.94 In den Wirtschaftsvorgängen 
des Leistungsaustausches tritt eine durch Bereitschaft zur (Geld-)Ausgabe aus-
gedrückte steuerliche Leistungsfähigkeit beim Abnehmer in Erscheinung.95  
Darüber hinaus wird die Umsatzsteuer neben den besonderen Verbrauchsteuern 
(z. B. Tabak- und Branntweinsteuer) als sog. allgemeine Verbrauchsteuer an-
gesehen, weil sie auf alle und nicht auf besondere Waren oder Dienstleistungen 
erhoben wird.96 
b) Die indirekte Steuer 
Direkte und indirekte Steuern unterscheiden sich dadurch, dass bei direkten 
Steuern der Steuerschuldner die Steuer trägt (Steuerschuldner und Steuerträger 
identisch sind), während bei indirekten Steuern nach der Vorstellung des Ge-
setzgebers eine Überwälzung (vom Steuerschuldner) auf Dritte, die Steuerträ-
ger sind, erfolgt. Im Allgemeinen sind Steuern auf das Einkommen und Ver-
mögen direkte Steuern, während Steuern auf die Verwendung von Einkommen 
und Vermögen indirekte Steuern sind.97 
Die Umsatzsteuer ist eine „indirekte“ Verbrauchsteuer, weil die Personen des 
Steuerschuldners und des wirtschaftlichen Steuerträgers nicht identisch sind: 
Aus Praktikabilitätsgründen98 wird die Umsatzsteuer zwar grundsätzlich beim 
                                           
92  Anknüpfungspunkt ist der in der Vermögensverwendung liegende Verbrauch, s. P. Kirch-
hof, Umsatzsteuergesetzbuch, S. 20. 
93  S. M. Robisch, in: Bunjes, UStG, vor § 1 Rz. 25. 
94  D. Herting, DStZ 1936, S. 1263. 
95  D. Herting, in: Grabower/Herting/Schwarz, Die Umsatzsteuer – ihre Geschichte, S. 192. 
96  S. D. Müller, Entwicklung und Begriff der Verbrauchsteuern, S. 138f.; J. Förster, Die 
Verbrauchsteuer, S. 143. 
97  S. J. Hey, in: Tipke/Lang, Steuerrecht, § 7 Rz. 20. 
98  Um unverhältnismäßigen Verwaltungsaufwand für den Steuerpflichtigen zu vermeiden 
und der Finanzverwaltung einen effektiven Steuervollzug zu ermöglichen, bestimmt die 
Steuer den Unternehmer statt den (End-)Verbraucher zum Steuersubjekt und Steuer-
schuldner, s. eingehender J. Englisch, in: Tipke/Lang, Steuerrecht, § 17 Rz. 33. 
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leistenden Unternehmer (Steuerschuldner) erhoben99, aber wegen der Über-
wälzung lediglich vom Endverbraucher (wirtschaftlicher Steuerträger) getra-
gen.100 Wer eine Ware konsumiert, ist Opfer dieser Überwälzung, denn im 
Kaufpreis für die Ware ist die Umsatzsteuer enthalten. Durch die Steuerüber-
wälzung ist der einzelne Unternehmer zwar Schuldner der Umsatzsteuer, je-
doch hat er sie grundsätzlich nicht zu tragen. 
Anders ausgedrückt werden die Umsatzsteuerbeträge von Stufe zu Stufe im 
Preis an den Endabnehmer weitergegeben, weil die vom Lieferanten an das Fi-
nanzamt abgeführte – ebenfalls in der Rechnung offen ausgewiesene – Um-
satzsteuer durch den Vorsteuerabzug wiederum vom Finanzamt erstattet 
wird.101 Nur für den letzten Verbraucher besteht keine Möglichkeit der Steu-
erüberwälzung, folglich trägt er wirtschaftlich die gesamte Umsatzsteuer. Ge-
länge die Überwälzung nicht, so würde nicht der Verbrauch, sondern die Pro-
duktion bzw. der Handel belastet.102 Unter einer wirksamen Überwälzung fun-
gieren die Unternehmer, die dem letzten Verbraucher vorgeschaltet sind, im 
Umsatzsteuersystem nur als Steuereinnehmer auf Rechnung des Staats und im 
Interesse der Staatskasse.103 
c) Besteuerungstechnik und Verkehrsteuer 
Der Umsatzsteuer unterliegen gemäß § 1 I Nr. 1 UStG Lieferungen und sonsti-
ge Leistungen, die ein Unternehmen im Inland gegen Entgelt im Rahmen seines 
Unternehmens ausführt. Der Umsatzsteuergegenstand knüpft nicht an den Er-
trag, die Substanz oder den Besitz an, sondern an den Verkehr von Gütern oder 
Dienstleistungen (Verkehrsvorgänge/Akte des Wirtschaftsverkehrs); deswegen 
ist die Umsatzsteuer formal und steuertechnisch auch als Verkehrssteuer einzu-
ordnen.104 Bereits vor dem Ersten Weltkrieg ist die Konsumbesteuerung im 
                                           
99  In Ausnahmefällen, z. B. bei der sog. Entnahmebesteuerung i.S.d. § 3 Ib Nr. 1, IX a UStG, 
wird die USt auch direkt beim Endverbraucher erhoben, s. J. Englisch, in: Tipke/Lang, 
Steuerrecht, § 17 Rz. 164ff. 
100  S. J. Englisch, in: Tipke/Lang, Steuerrecht, § 17 Rz. 12. 
101  J. Thiel, UStR 1968, S. 177. 
102  S. R. Kümpers, Die Problematik der Einführung einer Nettoumsatzsteuer in der Textil-
industrie, S. 33; G. Schmölders, Begriffsbestimmung der Verbrauchsteuern, S. 29f. 
103  S. J. Englisch, in: Tipke/Lang, Steuerrecht, § 17 Rz. 12. 
104  S. dazu M. Robisch, in: Bunjes, UStG, vor § 1 Rz. 25; D. Grashoff, Aktuelles Steuer-
recht, Rn. 397. Ferner hat die deutsche Rechtspraxis unter Umständen den Ver-
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Reichssteuersystem vermittels der indirekten Besteuerung, nämlich durch die 
Anknüpfung an die verschiedenen Verkehrsakte und Güterübertragungen, ein-
getreten.105 Im Rahmen der Reichsfinanzverwaltung wurde die 1918 einge-
führte Allphasen-Brutto-Umsatzsteuer wegen ihrer Besteuerungstechnik eben-
falls zu den Verkehrssteuern gerechnet, weil sie verwaltungsmäßig von der 
Abteilung für Verkehrssteuern verwaltet wurde.106 
Im Steuerverfahren ist die Umsatzsteuer mit Ausnahme der Einfuhrumsatz-
steuer107 i.S.d. AO auch keine Verbrauchsteuer108, obgleich sich die Charakte-
risierung durch die AO nur auf deren Anwendungsbereich beschränken soll und 
aus ihr keine Schlussfolgerungen über den materiellen Gehalt des Umsatzsteu-
errechts gezogen werden können.109 
Aufgrund der gesetzestechnischen Ausgestaltung bzw. der steuertechnischen 
Erfordernisse der Umsatzsteuer, wie oben gezeigt, steht die Umsatzsteuer zwi-
schen Verkehr- und Verbrauchsteuern.110 Zu beachten ist allerdings, dass die 
Erfassung der Verkehrsakte im Umsatzsteuersystem nur das technische Hilfs-
mittel sein soll, um die Steuererhebung möglichst zu vereinfachen; der Ver-
kehrsakt als solcher soll steuerlich nicht belastet bleiben. Die Umsatzsteuer ist 
daher nicht eine Verkehrssteuer mit verbrauchbelastender Wirkung, sondern 
eine Verbrauchsteuer mit verkehrssteuerlicher Erhebungstechnik.111 Aus die-
sem Anlass sind die Tatbestände des Umsatzsteuerrechts verbrauchsteuerteleo-
logisch, nicht verkehrssteuerteleologisch auszulegen, weil für die Gesetzesaus-
legung nicht die Belastungstechnik maßgeblich ist, sondern der Belastungs-
grund.112  
                                                                                                                                  
brauchsteuercharakter der USt nicht immer hinreichend berücksichtigt, s. F. Klenk, in: 
Sölch/Ringleb, UStG, vor § 1 Rz. 11. 
105  Vgl. P. Beusch, Reichsfinanz 1909, S. 168. 
106  Vgl. W. Eckhardt, Umsatzsteuer, S. 12. 
107  Die an § 1 I Nr. 4 UStG anknüpfende Steuer wird als Einfuhrumsatzsteuer bezeichnet; 
deswegen wird sie verfahrenstechnisch nach § 21 I UStG als Verbrauchsteuer i.S.d. AO 
qualifiziert, s. J. Englisch, in: Tipke/Lang, Steuerrecht, § 17 Rz. 407. 
108  S. J. Englisch, in: Tipke/Lang, Steuerrecht, § 17 Rz. 21; W. Birkenfeld, in: Birkenfeld/
Wäger, USt-Handbuch, § 5 Rz. 140. 
109  S. H. Stadie, in: Rau/Dürrwächter, UStG, Einf. Anm. 114. 
110  S. W. Birkenfeld, in: Birkenfeld/Wäger, USt-Handbuch, § 5 Rz. 137. 
111  S. H. Franke, Geschichte der Reichs-Umsatzsteuer, S. 35; D. Herting, BB 1955, S. 393. 
112  S. J. Englisch, in: Tipke/Lang, Steuerrecht, § 17 Rz. 22. 
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2. Die Umsatzsteuer als Allphasen-Mehrwertsteuer mit 
Vorsteuerabzug 
a) Die Bedeutung und Funktion des Vorsteuerabzugs 
Im geltenden Umsatzsteuersystem knüpft die Umsatzsteuer zwar wie im alten 
Umsatzsteuersystem (die Allphasen-Brutto-Umsatzsteuer) auch an alle Stufen 
der Leistungserstellung an113, aber wegen des Vorsteuerabzugs und der Besteu-
erung des Nettoumsatzes kann dieses System gewährleisten, dass die Umsatz-
steuer zur Beseitigung der wettbewerbsverzerrenden Kumulativwirkung für den 
Unternehmer kostenneutral ist und mit ihrem Verbrauchsteuercharakter grund-
sätzlich nur den privaten Endverbraucher belastet.114 
Die Methode des Vorsteuerabzugs hat zur Folge, dass die Lieferungen und 
Dienstleistungen beim Übergang vom Unternehmer auf den Letztverbraucher 
mit der Umsatzsteuer belastet werden, weil in den Vorstufen die Umsatzsteuer 
des einen Unternehmers jeweils durch den Anspruch auf Verrechnung bzw. Er-
stattung der Vorsteuer ausgeglichen wird. Soweit Vorsteuerabzüge einge-
schränkt sind oder Vorsteuererstattungen versagt werden, tritt auch in den Vor-
stufen eine effektive Steuerbelastung ein, weil die Umsatzsteuer wieder von der 
Umsatzsteuer (bzw. Vorsteuer) erhoben und damit die Wettbewerbsneutralität 
bei der Besteuerung der Umsätze gemildert wird.115  
Nach § 15 UStG sieht der Vorsteuerabzug vor, dass Unternehmer grundsätz-
lich berechtigt sind, die bei dem vorherigen Geschäft schon an Vorunter-
nehmer bzw. Finanzämter entrichtete Umsatzsteuer als Vorsteuer von ihrer 
Umsatzsteuerschuld abzuziehen. Auf diese Weise wird die Umsatzsteuer der 
Vorleistungen, die ein Unternehmer von einem anderen bezieht, durch die 
Steuervergütung – grundsätzlich im Wege der Aufrechnung116 – erneut ent-
                                           
113  Dabei wird z. B. das Produkt vom Fabrikanten produziert, an den Großhändler verkauft, 
von diesem an den Einzelhändler weiterverkauft und dann dem Konsumenten angeboten, 
s. D. Grashoff, Aktuelles Steuerrecht, Rn. 406. 
114  S. D. Birk/M. Desens/H. Tappe, Steuerrecht, Rn. 1683; J. Englisch, in: Tipke/Lang, 
Steuerrecht, § 17 Rz. 15ff. 
115  Vgl. P. Flockermann, UStR 1966, S. 145; H. Mesenberg, BB 1966, S. 1076. 
116  Der Vorsteuerabzug mit (steuer-)schuldtilgender Wirkung ist eine Aufrechnung i.S.d. 
§ 387 BGB, s. F. Wündisch, UStR 1968, S. 295. 
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lastet.117 Demgegenüber hat der Konsument keine Möglichkeit des Vorsteuer-
abzugs und muss damit die Umsatzsteuer wirtschaftlich tragen. Daraus ersieht 
man, dass die Anzahl der Produktions- oder Handelsphasen für die verschiede-
nen Unternehmen auf die Höhe der Umsatzsteuer im wirtschaftlichen Ergebnis 
keinen Einfluss hat.  
b) Der Begriff der Mehrwertsteuer 
Der aus einem wesentlich technischen Element im System der französischen 
Mehrwertsteuer vor ihrer unionsweiten Harmonisierung bestehende Vorsteuer-
abzug bewirkt, dass bei Umsätzen von Wirtschaftsgütern grundsätzlich nur der 
jeweilige „Mehrwert“ der Besteuerung unterworfen wird.118 Anders ausge-
drückt soll mit der Bezeichnung „Mehrwertsteuer“ gesagt werden, dass jeder 
Unternehmer den auf seiner Umsatzstufe erwirtschafteten Mehrwert versteuern 
muss. Der Unternehmer hat daher die Umsatzsteuer nur für seine eigene Wert-
schöpfung zu bezahlen.  
Nach der Geltendmachung des Vorsteuerabzugs wird die Umsatzsteuer, die der 
Unternehmer auf den Vorstufen abgeführt hat, nicht mehr auf der nächsten 
Wirtschaftsstufe wiederum als Teil der Bemessungsgrundlage für die Steuer 
berechnet, sondern wieder als Vorsteuer auf der letzten Stufe verrechnet. 
Dadurch wird eine kumulative Erhebung der Umsatzsteuer ausgeschlossen und 
damit eine völlig wettbewerbsneutrale Form der Umsatzbesteuerung erreicht, 
weil die Umsatzsteuer in der Unternehmerkette des Produktions- und Distribu-
tionsbereichs grundsätzlich nicht in den Kostenbestandteil des Unternehmens 
eingeht, sondern sich für den Unternehmer gleichsam als ein durchlaufender 
Posten erweist.119 In der Rechnung ist die Umsatzsteuer gesondert neben dem 
Preis für die Lieferung oder sonstige Leistung auszuweisen und damit nicht 
mehr in den Kosten zu verstecken, sondern offen sowie unmittelbar auf den 
                                           
117  S. J. Englisch, in: Tipke/Lang, Steuerrecht, § 17 Rz. 15. 
118  Vgl. H. Mesenberg, DStZ 1963, S. 203; F. Müller, DStZ 1967, S. 176. 
119  Vgl. K. Wagner, DStZ 1967, S. 203; O. Bredt, DB 1967, S. 1002; P. Flockermann, 
UStR 1968, S. 361; H. Treptow, Die Mehrwertsteuer, S. 42f. 
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Abnehmer bzw. Verbraucher zu überwälzen. Die von den Unternehmern ent-
richteten Steuerbeträge werden deshalb praktisch nur vorgelegt.120 
Demgegenüber ist nach dieser Besteuerungstechnik – dem Institut des Vor-
steuerabzugs – die geltende Umsatzsteuer keine „echte“ Mehrwertsteuer, weil 
die Bemessungsgrundlage der Umsatzsteuer tatsächlich nicht die auf jeder 
Stufe erzielte Wertschöpfung ist, sondern das jeweilige Gesamtentgelt.121 Al-
lerdings gehört die abziehbare Vorsteuer gleichfalls zu den Besteuerungs-
grundlagen.122 Infolgedessen ist bei der Ermittlung der Umsatzsteuerzahllast, 
die der Saldo aus Umsatzsteuerschuld nach Verrechnung mit der Vorsteuer-
vergütung ist, lediglich der jeweilige Mehrwert (Differenz zwischen Netto-
verkaufs- und Nettoeinkaufspreis) durch den Unternehmer zu versteuern.123 
Es bedeutet, dass die Zahllast aus Sicht des Unternehmers auch einer Besteu-
erung des Nettoumsatzes (Mehrwert) entspricht.124 Im Ergebnis hat jeder 
Unternehmer die Umsatzsteuer in Wirklichkeit nur von seiner Mehrwert-
schöpfung an das Finanzamt abzuführen, weil die Zahllast die Umsatzsteuer 
der eigentlichen Mehrwertschöpfung ist. 125  Deswegen sind die Allpha-
sen-Netto-Umsatzsteuer mit Vorsteuerabzug nach dem deutschen UStG und 
die Mehrwertsteuer nach dem Unionsrecht (MwStSystRL) zwar begrifflich 
nicht völlig identisch, führen jedoch per Saldo zum selben Ergebnis.126 
Da normalerweise die Steuer auf die Umsätze der Unternehmer ihre abziehbare 
Vorsteuer übersteigt, ergibt sich auf den einzelnen Wirtschaftsstufen regelmä-
ßig eine Umsatzsteuerzahllast gegenüber dem Fiskus. Deshalb ist für die Si-
cherung des Steueraufkommens die Abführung der Umsatzsteuer auf allen 
                                           
120  Der Zwang zur Nettokalkulation und der Ausweis der USt auf der Rechnung garantiert 
dafür, dass die USt tatsächlich vollständig überwälzt wird und nicht als Kostenbestand-
teil vorliegt, s. W. Zimmermann, DB 1967, S. 914; H. Lutzke, UStR 1967, S. 112. 
121  Vgl. J. Englisch, in: Tipke/Lang, Steuerrecht, § 17 Rz. 16; dazu auch O. Bredt, DB 
1967, S, 1033f.; W. Reiß, UR 2002, S. 564. 
122  S. J. Thiel, UStR 1968, S. 178. 
123  S. D. Birk/M. Desens/H. Tappe, Steuerrecht, Rn. 1684. 
124  Vgl. J. Englisch, in: Tipke/Lang, Steuerrecht, § 17 Rz. 16; H. Stadie, UStG, Vorbem. Rn. 
14. 
125  Hingegen betonte W. Eckhardt, der Ausdruck „Mehrwertsteuer“ bringe das zeitliche 
Auseinanderfallen der Verrechnung der Vorsteuern und der Steuerzahlungen auf das 
Bruttoentgelt nicht zum Ausdruck, s. W. Eckhardt, UStR 1966, S. 2. 
126  Vgl. M. Danzer, Bekämpfung von Umsatzsteuerkarussellgeschäften, S. 30. 
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Wirtschaftsstufen entsprechend der jeweils erzielten Wertschöpfung im heuti-
gen Umsatzsteuersystem von erheblicher Bedeutung.127 
3. Neutralitätsprinzip 
Nach dem Neutralitätsprinzip sind grundsätzlich das Recht auf Vorsteuerabzug 
sowie die Steuerbefreiung einer innergemeinschaftlichen Lieferung (das Be-
stimmungslandprinzip bei grenzüberschreitenden Leistungen) sicherzustellen. 
Der Missbrauch dieser Gebote führt jedoch in der Praxis zu vielfältigen spezi-
fischen Erscheinungsformen des Umsatzsteuerbetrugs – wie der innergemein-
schaftliche Karussellbetrug (s. unter Kapitel 2, C. und D.); demzufolge hat sich 
die Umsatzsteuer wesentlich als besonders betrugsanfällig erwiesen. Im Fol-
genden werden diesbezüglich der Begriff und die einschlägigen Ausprägungen 
des Neutralitätsprinzips dargestellt. 
a) Der Begriff des Neutralitätsprinzips 
Nach fast 40 Jahren Entwicklung in der Rechtsprechung des EuGH hat sich das 
Neutralitätsprinzip als wichtiges Auslegungskriterium etabliert, und derzeit 
steht es im deutschen Umsatzsteuersystem ausdrücklich im Vordergrund.128 In 
zwei Ausprägungen ist es grundsätzlich wie folgt unterteilt: Zum einen ist eine 
vollständige Entlastung von Vorsteuern im Unternehmen sicherzustellen, und 
alle wirtschaftlichen Tätigkeiten werden unabhängig von ihrem Zweck und ih-
rem Ergebnis in völlig neutraler Weise steuerlich belastet.129 Damit ist ge-
währleistet, dass die Steuerbelastung am Ende der Wertschöpfungskette exakt 
proportional zum Wert der Leistung an den Endverbraucher ist.130 Zum ande-
ren gilt das Neutralitätsprinzip als Gebot der Wettbewerbsgleichheit oder der 
Wettbewerbsneutralität der Umsatzbesteuerung.131 Nach diesem auch aus dem 
allgemeinen Gleichheitsgrundsatz des Art. 3 I GG entspringenden Gebot132 
                                           
127  Vgl. P. Flockermann, UStR 1968, S. 361. 
128  Vgl. Henze, UStKongrBericht 2010, S. 24; F. Klenk, in: Sölch/Ringleb, UStG, vor 
§ 1 Rz. 10. 
129  Vgl. J. Englisch, in: Tipke/Lang, Steuerrecht, § 17 Rz. 23; M. Robisch, in: Bunjes, 
UStG, vor § 1 Rz. 15. 
130  S. T. Henze, UStKongrBericht 2010, S. 10. 
131  Vgl. J. Englisch, in: Tipke/Lang, Steuerrecht, § 17 Rz. 23; H. Stadie, UStG, Vorbem. Rn. 
78. 
132  S. H. Stadie, in: Rau/Dürrwächter, UStG, Einf. Anm. 607. 
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sollen Umsätze gleichartiger Waren und Dienstleistungen gleichermaßen (pro-
portional zum Entgelt) mit Mehrwertsteuer belastet werden; d. h. gleichartige 
Umsätze sind auch gleich zu besteuern.133 
Zu berücksichtigen ist hierbei, dass das Fundamentalprinzip der Umsatzsteuer 
das Prinzip einer gleichmäßigen Belastung von steuerliche Leistungsfähigkeit 
indizierenden Konsumaufwendungen befolgen muss; deswegen kann die Um-
satzsteuer ihre gleichheitsrechtliche Gerechtigkeitsqualität bei der Anwendung 
des Neutralitätsprinzips (insbesondere des Gebots der Wettbewerbsgleichheit) 
nicht in erster Linie aus der wettbewerbsneutralen Behandlung der Unterneh-
mer untereinander gewinnen, weil die Unternehmer nicht die wirtschaftlichen 
Steuerträger, sondern nur „Steuereinsammler“ für den Fiskus sind.134 
b) Neutralitätsprinzip bei grenzüberschreitenden Leistungen 
Für die Besteuerung von grenzüberschreitenden Transaktionen ergeben sich 
zwar viele Möglichkeiten135, jedoch bestehen Prinzipien der Umsatzbesteue-
rung bei grenzüberschreitenden Leistungen vorwiegend aus dem Bestim-
mungslandprinzip und dem Ursprungslandprinzip. 136  Nach dem Bestim-
mungslandprinzip wird der Unternehmer von der Umsatzsteuer des Ursprungs-
staats entlastet (Ausfuhrbefreiung) und mit der Umsatzsteuer des Bestim-
mungsstaats belastet (Einfuhrbesteuerung); demgegenüber wird beim Ur-
sprungslandprinzip der Verbraucher mit der Umsatzsteuer des Landes belastet, 
in dem die Leistung erbracht wird.137 
Im Außenhandel verlangt das Neutralitätsprinzip auch, dass die Umsatzsteuer 
nicht zu Wettbewerbsverzerrungen führen darf. Zwecks Vermeidung einer dem 
Neutralitätsprinzip widersprechenden Doppelbesteuerung138 spricht die als Ver-
                                           
133  Vgl. dazu J. Englisch, in: Tipke/Lang, Steuerrecht, § 17 Rz. 23; H. Stadie, in: 
Rau/Dürrwächter, UStG, Einf. Anm. 446. 
134  S. J. Englisch, in: Tipke/Lang, Steuerrecht, § 17 Rz. 25. 
135  Z. B. Bestimmungslandprinzip, Ursprungslandprinzip und Gemeinsamer-Markt-Prinzip, 
dazu näher K. Faltlhauser, StuW 1991, S. 325f.; D. Dziadkowski, StuW 1993, S. 171f. 
136  S. W. Scheffler, Besteuerung der grenzüberschreitenden Unternehmenstätigkeit, S. 436ff. 
137  Vgl. D. Birk/M. Desens/H. Tappe, Steuerrecht, Rn. 1680; W. Reiß, Umsatzsteuerrecht, 
Rn. 153; eingehender J. Englisch, in: Tipke/Lang, Steuerrecht, § 17 Rz. 393ff.  
138  Bei grenzüberschreitenden/innergemeinschaftlichen Lieferungen kann eine Doppelbe-
steuerung entstehen, wenn das Ursprungsland eine Lieferung nicht von der Steuer be-
freit und zugleich das Bestimmungsland auch den Erwerb besteuert, s. T. Henze, USt-
KongrBericht 2010, S. 13. 
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brauchsteuer konzipierte Umsatzsteuer im grenzüberschreitenden Leistungsver-
kehr für das Bestimmungslandprinzip, weil die gleichmäßige Belastung der 
Produkte im Bestimmungsland als dem typischerweise geografisch relevanten 
Markt garantiert, dass die Umsatzsteuer auch von jedem Unternehmer gleicher-
maßen in den Preis einkalkuliert und überwälzt werden kann139; d. h. Importwa-
ren unterliegen derselben Umsatzsteuerbelastung wie Inlandswaren.140  
Aus (außen-)wirtschaftlicher Sicht wird eine umsatzsteuerliche Entlastung für 
die Exportwaren eintreten und sich damit eine Verbesserung ihrer Wettbe-
werbsfähigkeit auf den internationalen Märkten ergeben.141 Demgemäß ist 
dieser Grenzausgleich der umsatzsteuerlichen Belastungen bzw. das Bestim-
mungslandprinzip bereits ein allgemeiner Grundsatz des internationalen Wa-
renverkehrs142 und entspricht ebenfalls den internationalen Regelungen, die z. 
B. in der WTO/GATT oder im EU-Vertrag/EWG-Vertrag festgelegt sind.143  
Ferner erfasst die Umsatzsteuer die Kaufkraft des Nachfragers, nicht die Pro-
duktionskraft des Anbieters; deshalb soll der Endverbraucher im grenzüber-
schreitenden Leistungsverkehr mit der Umsatzsteuer des Bestimmungslandes, 
nicht des Ursprungslandes belastet werden.144 
Hingegen liegt der Vorteil des Ursprungslandprinzips darin, dass das Verfahren 
einfacher und kostengünstiger durchgeführt werden kann; ferner sind Steu-
erumgehungen und -hinterziehungen besser zu kontrollieren.145 
4. Zusammenfassung 
In Anschluss an die vorerwähnten Einzelpunkte (auch nach Unionsrecht) kann 
die Umsatzsteuer durch folgende allgemeine Merkmale gekennzeichnet wer-
den:146  
                                           
139  Vgl. dazu J. Englisch, DStJG Bd. 32, 2009, S. 169f.; P. Kirchhof, Umsatzsteuergesetz-
buch, S. 196. 
140  S. O. Lippross, Umsatzsteuer, S. 53; W. Reiß, Umsatzsteuerrecht, Rn. 154. 
141  S. H. Mesenberg, BB 1966, S. 1076. 
142  Vgl. K. Schmid-Burgk, UStR 1968, S. 3. 
143  Zu Bestimmungen dieser internationalen Regelungen s. weiter H. Mesenberg, BB 1966, 
S. 1073. 
144  S. P. Kirchhof, UR 2002, S. 544. 
145  S. K. Sopp, SteuerStud 2011, S. 441. 
146  S. weiter M. Robisch, in: Bunjes, UStG, vor § 1 Rz. 14; F. Klenk, in: Sölch/Ringleb, 
UStG, vor § 1 Rz. 9; O. Lippross, Umsatzsteuer, S. 60. 
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− Sie wird nur vom Endverbraucher getragen, daher ist sie für Unternehmer 
kostenneutral; 
− Sie gilt allgemein für alle Gegenstände und Dienstleistungen; 
− Sie ist proportional zum Preis der Gegenstände und Dienstleistungen; 
− Sie wird auf jeder Stufe der Erzeugung und des Vertriebs erhoben; 
− Sie bezieht sich auf den Mehrwert der Gegenstände und Dienstleistungen; 
zugleich wird sie unter Abzug der bei dem vorherigen Geschäft schon ent-
richteten Steuer berechnet (Vorsteuerabzug); 
− Sie folgt dem Bestimmungslandprinzip im grenzüberschreitenden Verkehr.  
II. Vergleich mit dem taiwanesischen Recht 
1. Vorbemerkung 
Anhand der vorstehend aufgezählten allgemeinen Merkmale des deutschen und 
europäischen Umsatzsteuersystems wird im Folgenden das taiwanesische Um-
satzsteuerrecht unter diesen Vergleichspunkten weiter erläutert. Das heute gül-
tige tw-UStG besteht aus 60 Paragrafen.147 Sein rechtlicher Aufbau erfolgte 
grundsätzlich entsprechend dem System des Umsatzsteuertatbestandes. Im 
Folgenden werden die relevanten Einzelregelungen im Überblick dargestellt: 
− Das Steuerobjekt ist in dem § 1 tw-UStG zu den steuerpflichtigen Umsät-
zen sowie in den §§ 3 bis 5 tw-UStG zu Lieferungen und sonstigen Leis-
tungen bzw. zu den jeweiligen Leistungsorten geregelt.  
− Regelungen zur persönlichen Steuerpflicht beinhalten die §§ 2, 6 tw-UStG 
zur Steuerpflichtigen und zur Unternehmereigenschaft.  
− In den §§ 7 bis 9 tw-UStG sind Steuerbefreiungen und Steuervergütungen 
vorgesehen.  
− Die §§ 10 bis 13 tw-UStG enthalten Regelungen zu unterschiedlichen 
Steuersätzen.  
− Die Bemessungsgrundlage und Entstehung der Steuer behandeln die §§ 14, 
16 bis 18 tw-UStG.  
                                           
147  Die englische Fassung des tw-UStG „Value-added and Non-value-added Business 
Tax Act“ steht auf folgender Webseite zur Verfügung: http://law.moj.gov.tw/Eng/
LawClass/LawContent.aspx?PCODE=G0340080 (Abruf v. 1.11.2016). 
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− In den §§ 15, 19, 32 bis 34 tw-UStG sind der Vorsteuerabzug, die Umsatz-
steuerzahllast und die Rechnungsstellung geregelt.  
− Die §§ 28 ff. tw-UStG beinhalten vorwiegend Verfahrensvorschriften zur 
Erhebung der Umsatzsteuer.  
− Zur Sanktion für Steuerverkürzungen und Steuergefährdungen werden 
letztlich in den §§ 45 ff. tw-UStG die erforderlichen Bußgeldvorschriften 
im Einzelnen normiert. 
− Die restlichen Bestimmungen enthalten die Ermächtigungsgrundlagen zum 
Erlass der für die Durchführung dieses Gesetzes erforderlichen Verordnun-
gen (vgl. § 59 tw-UStG) sowie die Regelung zum Inkrafttreten des Geset-
zes (vgl. § 60 tw-UStG).  
2. Übersicht über Umsatzsteuertatbestände  
Die Gefahr von Umsatzsteuerbetrug liegt zum einen dann vor, wenn ein steuer-
lich relevanter Sachverhalt, der den Entstehungstatbestand des Umsatzsteuer-
anspruchs erfüllt, der Finanzbehörde verschwiegen oder vorenthalten wird.148 
Da sich häufig der Umsatzsteuerbetrug aus der Täuschung zwischen erklärten 
Umsätzen und Vorsteuerabzügen ergibt, spielt zum anderen das betreffende 
Tatbestandsmerkmal des Vorsteuerabzugs eine große Rolle. 
Im Folgenden wird zuerst ein Überblick über die allgemeinen taiwanesischen 
Umsatzsteuertatbestände aus Sicht der Rechtsvergleichung gegeben. Danach 
werden die typischen betrugsanfälligen Tatbestandsmerkmale des Umsatzsteu-
errechts, insbesondere das einschlägige Tatbestandsmerkmal des Vorsteuerab-
zugs, näher beleuchtet. 
a) Steuersubjekt 
Das Steuersubjekt (hier auch Steuerschuldner genannt) ist das Rechtssubjekt 
eines Steuergesetzes, dem ein Steuerobjekt und die damit verbundene Steuer-
schuld zugerechnet werden.149 Bei der Umsatzsteuer ist das Steuersubjekt in-
folge des Charakters der indirekten Steuer grundsätzlich der Unternehmer; d. h. 
die Umsatzsteuer wird zwar auf den Empfänger der Leistung wirtschaftlich 
                                           
148  Vgl. R. Seer, in: Tipke/Lang, Steuerrecht, § 6 Rz. 29. 
149  Vgl. R. Seer, in: Tipke/Lang, Steuerrecht, § 6 Rz. 30. 
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übergewälzt, aber der leistende Unternehmer als Steuerschuldner hat die Um-
satzsteuer an das Finanzamt abzuführen (vgl. § 2 tw-UStG).150 Der Unterneh-
merbegriff hat deswegen besonders in Bezug auf das Steuersubjekt eine Be-
deutung. 
Gemäß § 6 tw-UStG sowie nach herrschender Meinung ist ein Unternehmer, 
wer eine gewerbliche oder berufliche Tätigkeit nachhaltig mit Einnahmeerzie-
lungsabsicht ausübt.151 Demzufolge sind die meisten Merkmale des Unter-
nehmerbegriffes zwischen Deutschland152 und Taiwan grundsätzlich ähnlich: 
Selbstständigkeit und Nachhaltigkeit in der Ausübung der Tätigkeit zur Erzie-
lung von Einnahmen. Das Vorliegen der Gewinnerzielungsabsicht ist aber in 
beiden Ländern eine nicht notwendige Bedingung.153 Die Unternehmerfähig-
keit orientiert sich nicht nur an rechtsfähigen Gebilden (natürliche Personen und 
juristische Personen), sondern auch – ohne Rücksicht auf bürgerliche Rechtsfä-
higkeit – an jedem selbstständigen Wirtschaftsgebilde (z. B. Personengesell-
schaften, teilrechtsfähige/nicht- rechtsfähige Vereinigungen/Stiftungen).154 
Im äußeren System des tw-UStG steht – wie in Deutschland155– nicht das Steu-
ersubjekt an erster Stelle, sondern das Steuerobjekt, weil in dem § 1 tw-UStG 
(ähnlich wie § 1 de-UStG) zunächst die verschiedenen steuerpflichtigen Um-
sätze vor der Begriffsbestimmung des Unternehmers (vgl. § 6 tw-UStG) auf-
geführt werden. Nach § 2 tw-UStG (ähnlich wie § 13a de-UStG) wird der Be-
griff des umsatzsteuerlichen Steuerpflichtigen ebenfalls im Anschluss an die 
einzelnen Tatbestandsmerkmale der Umsatzsteuerschuld bestimmt.  
Wie der Unternehmerbegriff auf das Steuerobjekt abstellt, wird im folgenden 
Beispiel dargestellt: In Taiwan ist die Eigenschaft eines buddhistischen oder 
taoistischen Tempels in der Regel die einer Religionsgemeinschaft, die eines 
nichtwirtschaftlichen Vereins oder die einer freien Wohlfahrtspflege (i.S.d. § 4 
                                           
150  Zur präzisen Definition des Steuersubjekts und Steuerschuldners s. näher J. Englisch, in: 
Tipke/Lang, Steuerrecht, § 17 Rz. 31. 
151  S. M. Huang, Rootlaw 2012, S. 3; Q. Chen, Modern Public Finance 2013, S. 22. 
152  S. J. Englisch, in: Tipke/Lang, Steuerrecht, § 17 Rz. 33; zur Entwicklung des Unter-
nehmerbegriffs s. M. Blankenheim, Steuerpflichtiger und Unternehmerbegriff im Um-
satzsteuerrecht, S. 12ff. 
153  S. J. Zhang, Steuerrecht und Besteuerungspraxis, S. 337; J. Englisch, in: Tipke/Lang, 
Steuerrecht, § 17 Rz. 44. 
154  S. S. Zhang u.a., Umsatzsteuer, S. 44f. 
155  S. J. Englisch, in: Tipke/Lang, Steuerrecht, § 17 Rz. 32. 
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Nr. 18 de-UStG). Veranstaltet ein Tempel eine Bestattungsfeier und zahlen die 
Angehörigen nach Tarif die Bestattungskosten, dann ist er ein Unternehmer, 
weil die Kosten steuerbare Umsätze sind. Zahlen die Angehörigen nicht nach 
Tarif, sondern einfach freiwillig (machen nur eine Schenkung von Geld), dann 
ist er mangels Konsumaufwands kein Unternehmer.156 
b) Steuerobjekt 
Das Steuerobjekt wird auch der Steuergegenstand genannt, der der Besteuerung 
unterliegt.157 Da die Besteuerung der Umsatzsteuer an Verkehrsakte bzw. an 
den Rechtsvorgang des Austausches von wirtschaftlichen Leistungen anknüpft, 
wird der Oberbegriff ihres Steuerobjekts als Leistungen, die ein Unternehmer 
im Inland gegen Entgelt ausführt, bezeichnet (vgl. § 1 tw-UStG).  
Diese Leistungen bzw. die in § 1 tw-UStG aufgeführten steuerbaren Umsätze 
werden in drei Umsatzarten unterteilt: Warenverkehr, Dienstleistungen sowie 
Einfuhr von Gegenständen ins Inland (Einfuhrumsatzsteuer). Die Bedeutung 
von „Warenverkehr und Dienstleistungen“ ist ähnlich wie „Lieferungen und 
sonstige Leistungen“ i.S.d. deutschen Umsatzsteuerrechts (vgl. § 3 de-UStG). 
Unter dem Warenverkehr versteht das tw-UStG, sich die Verfügungsmacht 
über Gegenstände – grundsätzlich nur körperliche Gegenstände – zu verschaf-
fen (vgl. § 3 I tw-UStG); ferner muss dieser gegen Entgelt (der Gegenleistung) 
im Inland erbracht werden. Der Ausdruck „im Rahmen seines Unterneh-
mens“ i.S.d. § 1 I Nr. 1 de-UStG ist zwar nicht deutlich als Tatbestandsmerk-
mal des Steuerobjekts im tw-UStG geregelt, jedoch wird in der taiwanesischen 
Praxis dieses Merkmal i.V.m. dem Begriff des Unternehmers zusammen beur-
teilt.158 
Werden betreffende unternehmerische Leistungen später einer anderen privaten 
bzw. nichtunternehmerischen Verwendung zugeführt oder Gegenstände aus dem 
Unternehmen unentgeltlich auf Dritte verlagert, besteht tatsächlich wegen keiner 
Leistung gegen Entgelt keine Umsatzsteuerpflicht. Um den unversteuerten End-
verbrauch zu verhindern, werden diese Verwendungen einer Leistung gegen Ent-
gelt gleichgestellt (vgl. § 3 III, IV tw-UStG). Hierbei ist es grundsätzlich ähnlich 
                                           
156  S. dazu M. Huang, Steuerrecht-BT, S. 335. 
157  Vgl. D. Birk/M. Desens/H. Tappe, Steuerrecht, Rn. 102. 
158  S. M. Huang, Steuerrecht-BT, S. 411ff. 
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wie bei unentgeltlichen Wertabgaben i.S.d. deutschen UStG (vgl. § 3 Ib, IXa 
de-UStG).159 
Dazu besteht in der Praxis ein rechtspolitisches Problem in Taiwan: Spendet 
ein Milchunternehmer Milchpulver für Obdachlose, werden diese Spenden ge-
mäß § 3 III tw-UStG (Fiktion der Entgeltlichkeit) auch als steuerbare Umsätze 
angesehen, weil Milchpulver aus dem Milchunternehmen unentgeltlich auf 
Dritte verlagert wird. Zwecks der Gemeinnützigkeit soll die Umsatzsteuer nach 
herrschender Meinung in dieser Konstellation erlassen werden.160 
Im Vergleich zum Warenverkehr können Dienstleistungen außer in körperli-
chen Gegenständen lediglich in einem Tun, Dulden oder Unterlassen bestehen 
(vgl. § 3 II tw-UStG). Alle durch gewerbliche Dienstleistungen erbrachten 
Umsätze unterliegen zwar grundsätzlich der Umsatzsteuer; jedoch ist ein Teil 
der freiberuflichen Dienstleistungen ausnahmsweise nicht steuerbar.161  
Aus Vereinfachungsgründen und zur Vermeidung der Doppelbesteuerung zwi-
schen Einkommensteuer und Umsatzsteuer sind die fachlichen freiberuflichen 
Dienstleistungen aus der Tätigkeit als Rechtsanwalt, Wirtschaftsprüfer, Inge-
nieur, Arzt, Apotheker sowie ähnliche Leistungen anderer Freiberufler162 (ähn-
lich wie i.S.d. § 18 de-EStG) gemäß § 3 II S. 2 tw-UStG – im Gegensatz zu 
Deutschland – nicht steuerbare Umsätze. Diese Regelung erweckt allerdings 
Bedenken, weil unter Orientierung am Verbrauchsteuergedanken eine Begüns-
tigung bestimmter Unternehmer nach der Konzeption der Überwälzbarkeit 
nicht erlaubt ist; systemgerecht sind unter dem Verbrauchsteuercharakter ledig-
lich Vergünstigungen im Interesse der Verbraucher, nicht im Interesse einzel-
ner Unternehmergruppen.163 
                                           
159  S. J. Englisch, in: Tipke/Lang, Steuerrecht, § 17 Rz. 152ff. 
160  S. M. Huang, Steuerrecht-BT, S. 432. 
161  Dieser begrenzte Anwendungsbereich der USt bei den freiberuflichen Dienstleistungen 
war im französischen Umsatzsteuerrecht 1968 ebenfalls ähnlich, s. P. Flockermann, 
UStR 1966, S. 146. 
162  In der Praxis ist der Anwendungsbereich von Freiberuflern fast unbegrenzt; z. B. der 
Meister von Kung-Fu(功夫), Tai-Chi(太極), Chi-Gong(氣功) oder Fußmassagen etc. s. 
M. Huang, Steuerrecht-BT, S. 396.  
163  Vgl. auch BVerfG v. 10.11.1999, 2 BvR 2861/93, BStB1 II 2000, 160, 161. 
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c) Steuerbefreiungen 
Steuerpflichtige Umsätze setzen neben der Steuerbarkeit i.S.d. § 1 tw-UStG 
voraus, dass diese steuerbaren Umsätze gemäß § 8 I tw-UStG nicht steuerbe-
freit sind. Bei Kategorien der Steuerbefreiungen handelt es sich um solche wie 
z. B. Veräußerung von Grundstücken (Nr.1), Heilbehandlungen und Kranken-
hausbehandlungen (Nr. 3), land- und forstwirtschaftliche Erzeugnisse (Nr. 11, 
20), Futter- und Düngemittel (Nr. 19, 27), bestimmte Nahrungsmittel (Nr. 21) 
sowie Buchhandels- und Druckereierzeugnisse (Nr. 6, 9) etc.164 Da es keinen 
allgemeinen ermäßigten Steuersatz in Taiwan gibt, umfassen die taiwanesi-
schen Steuerbefreiungen gewissermaßen auch die meisten Kategorien des 
deutschen ermäßigten Steuersatzes (vgl. § 12 II UStG). 
Steuerbefreiungen bewirken zwar, dass für bestimmte steuerbare Umsätze kei-
ne Umsatzsteuerschuld entsteht, aber zugleich sieht § 19 II tw-UStG – ähnlich 
wie § 15 II Nr. 1 de-UStG – für steuerfreie Umsätze einen Ausschluss des Vor-
steuerabzugs für Eingangsleistungen vor. Die entsprechenden Befreiungen ge-
hen daher grundsätzlich mit einer Versagung des Vorsteuerabzugs einher. Dann 
bedeuten Befreiungen von der Umsatzsteuer nicht immer einen Vorteil; wegen 
der mit ihnen verbundenen Verweigerung des Vorsteuerabzugs kann das Ge-
genteil der Fall sein bzw. dies eine Wettbewerbsstörung zur Folge haben.165  
Da Befreiungen ohne Vorsteuerabzug für den (Nach-)Unternehmer, der mit den 
auf den Vorumsätzen ruhenden Steuern belastet bleibt, auch zur systemwidri-
gen Kumulativwirkung und damit zum Wettbewerbsnachteil führen können166, 
hat der Unternehmer für die Steuerpflicht unter Einschluss des Rechts zum 
Vorsteuerabzug eine Option, gegenüber dem Finanzamt den Verzicht auf Steu-
erbefreiungen zu erklären (vgl. § 8 II tw-UStG; § 9 de-UStG).167 Dadurch soll 
er die Möglichkeit erhalten, die mit einer Befreiung auf einer Vorstufe verbun-
denen Nachteile zu vermeiden. Bis dahin stimmen diese Regeln der Steuerbe-
freiungen grundsätzlich in beiden Ländern überwiegend überein. 
                                           
164  Dazu ausführlich Q. Chen, Steuerrecht-BT, S. 426ff. 
165  Zum Ausschluss des Vorsteuerabzugs bei der Ausführung steuerfreier Umsätze s. dazu 
J. Frink, Der Ausschluß des Vorsteuerabzugs, S. 93ff. 
166  Dazu ferner G. Georgi, UStR 1968, S. 271f; K. Schmid-Burgk, UStR 1968, S. 3; W. Eck-
hardt, UStR 1966, S. 3. 
167  Zur Option zum Verzicht auf Steuerbefreiungen, s. J. Englisch, in: Tipke/Lang, Steuer-
recht, § 17 Rz. 230ff. 
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Befreiungen von der deutschen Umsatzsteuer können im Wesentlichen aus so-
zialpolitischen Erwägungen heraus und zur Herstellung der Wettbewerbsneut-
ralität (zur Vermeidung einer Doppelbelastung bei der Ausfuhr) erteilt wer-
den.168 Zur ersten Gruppe zählen etwa Grundstücksvermietungen (§ 4 Nr. 12 
de-UStG), Gesundheitsvorsorgeleistungen (§ 4 Nr. 14-17 de-UStG), Leistun-
gen bestimmter gemeinnütziger Einrichtungen (§ 4 Nr. 18, 24, 25, 27 de-UStG) 
und Umsätze kultureller Einrichtungen (§ 4 Nr. 20-23 de-UStG) etc. Diese Ka-
tegorien sind grundsätzlich ähnlich wie die obigen taiwanesischen Kategorien. 
Zur zweiten Gruppe gehören die Steuerbefreiungen wegen des Neutralitäts-
prinzips bzw. des Bestimmungslandprinzips bei grenzüberschreitenden Liefe-
rungen, also die Befreiung der Ausfuhr (§ 4 Nr. 1a de-UStG) und der innerge-
meinschaftlichen Lieferungen (§ 4 Nr. 1b de-UStG). In dieser Gruppe besteht 
ein Unterschied zwischen Deutschland und Taiwan, weil Ausfuhrumsätze in 
Taiwan noch steuerpflichtig sind (keine Steuerfreiheit der Ausfuhrlieferun-
gen). 169 Zur Vermeidung einer Doppelbelastung bzw. zur Herstellung der 
Wettbewerbsneutralität im Verhältnis zur exportierenden Wirtschaft gilt der 
„Null-Steuersatz 170 “ für die steuerpflichtigen Ausfuhrumsätze (vgl. § 7 
tw-UStG). Umsatzsteuersystematisch besteht eine absolute Vorsteuerabzugs-
berechtigung weiterhin beim Null-Steuersatz, weil hier nicht steuerfreie, son-
dern steuerbare Umsätze vorliegen.171  
Im Ergebnis tritt eine völlige Entlastung von der inländischen Umsatzsteuer ein, 
weil Ausfuhrhändler bei Ausfuhrlieferungen trotz der steuerpflichtigen Aus-
gangsumsätze keine Umsatzsteuer zahlen (steuerbare Umsätze * 0 % = 0), und 
zugleich wird der Vorsteuerabzug noch gewährt (vgl. § 39 I Nr. 1 tw-UStG).172 
Der dem Null-Steuersatz unterliegende Export von Waren dient im Gegensatz 
zur Steuerbefreiung dazu, die Anwendbarkeit der übrigen steuerlichen Vor-
                                           
168  S. W. Reiß, Umsatzsteuerrecht, Rn. 224; D. Birk/M. Desens/H. Tappe, Steuerrecht, Rn. 
1717; zu mehreren Kategorien aus unterschiedlichen Gründen, s. eingehend J. Englisch, 
in: Tipke/Lang, Steuerrecht, § 17 Rz. 200ff. 
169  S. M. Huang, Steuerrecht-BT, S. 363. 
170  Wegen der Exportabhängigkeit wurde der Null-Steuersatz („zero rate“) zuerst in Hol-
land eingeführt. Zur Entwicklung des Null-Steuersatzes s. eingehend A. Tait, Value 
Added Tax, S. 49ff. 
171  Vgl. K. Schröder/R. Fuchs, UStR 1983, S. 8. 
172  S. Q. Chen, Steuerrecht-BT, S. 458f. 
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schriften formeller (Nachweispflichten) oder materieller Art (Vorsteuerabzug) 
sicherzustellen.173  
Würden hingegen die Ausfuhrlieferungen zwar steuerfrei gestellt, wäre jedoch 
ohne Erstattung der auf dem Exportartikel im Inland lastenden Vorsteuer der 
Wettbewerb mit dem Ausland erschwert. Da die Ware nach dem Neutralitäts-
prinzip möglichst unbelastet von Umsatzsteuer in das Ausland gehen sollte, 
bleibt in Deutschland der Vorsteuerabzug in dieser Konstellation nach § 15 III 
Nr. 1 UStG trotz Steuerfreiheit auch ausnahmsweise erhalten – sog. echte Be-
freiungen.174 Durch die Befreiung bei gleichzeitigem Vorsteuerabzug sind die 
Exporte von Waren und Dienstleistungen in Deutschland umsatzsteuerlich völ-
lig unbelastet.  
Somit wird im Ergebnis in zwei verschiedenen Systemen – Steuerbefreiungen 
mit Vorsteuerabzug in Deutschland sowie Steuerpflicht mit Null-Steuersatz in 
Taiwan – die Umsatzsteuer bei Ausfuhrumsätzen komplett entlastet. Unter ver-
brauchsteuerteleologischen Aspekten und aus Vereinfachungsgründen ist das 
System der Steuerpflicht mit Null-Steuersatz unter Umständen noch angemes-
sener, weil Steuerbefreiungen in Deutschland nach ihrer schwierigen Einord-
nung in Kategorien weiter entsprechend der Beibehaltung des Rechts auf den 
Vorsteuerabzug in echte und unechte Steuerbefreiungen eingeteilt werden 
müssen, was komplizierter ist. 
d) Bemessungsgrundlage und Steuersätze 
Die Bemessungsgrundlage ist beim Leistungsaustausch das Entgelt (vgl. § 16 
tw-UStG i.V.m. §§ 18 ff. tw-UStDV). Da der Unternehmer in der Regel über 
seine Leistung zur Rechnungsausstellung verpflichtet ist (vgl. § 32 tw-UStG), 
wird das Entgelt einfach in der Rechnung ausgewiesen. Deshalb werden Um-
sätze grundsätzlich bei Lieferungen oder Dienstleistungen nach dem in der 
Rechnung ausgewiesenen Entgelt bemessen (vgl. § 22 tw-UStDV). Wenn aber 
keine Rechnung vorliegt oder das Entgelt – z. B. nach der Außenprüfung – of-
fenkundig nicht dem tatsächlichen Wert entspricht175, können ausnahmsweise 
                                           
173  Vgl. S. Zhang u.a., Umsatzsteuer, S. 48. 
174  Zu echten und unechten Befreiungen s. näher W. Reiß, Umsatzsteuerrecht, Rn. 225; J. 
Englisch, in: Tipke/Lang, Steuerrecht, § 17 Rz. 196. 
175  Dabei handelt es sich in der taiwanesischen Praxis wegen einer inhaltlich unrichtigen 
Rechnung häufig um Steuerhinterziehung, s. dazu unter Kapitel 2 E. I. 4. 
Kapitel 1: Überblick über die Umsatzsteuer in Deutschland und Taiwan 
44 
der Gegenwert der Leistung (Einkaufspreis) und die betreffenden Kosten als 
Grundlage herangezogen werden.176 
Der Regelsteuersatz beträgt 5 % der Bemessungsgrundlage (vgl. § 10 tw-UStG). 
Statt des strittigen allgemeinen ermäßigten Steuersatzes177 legen die §§ 11 bis 
13 tw-UStG ausnahmsweise besondere Steuersätze von 0,1 % für landwirt-
schaftliche Kleinunternehmer178, 1 % für allgemeine Kleinunternehmer, 2 % 
für bestimmte Finanzdienstleistungen, 15 % für Nachtklubs oder Restaurants 
mit Unterhaltungsprogrammen und 25 % für Bars, Cafés oder Restaurants mit 
weiblichem Escortservice fest. Diese besonderen Steuersätze gelten sowohl für 
bestimmte Umsätze von Leistungen (z. B. Finanzdienstleistungen) als auch für 
bestimmte Unternehmer (z. B. Kleinunternehmer). Darüber hinaus gilt wie vor-
stehend erwähnt der Null-Steuersatz für die Ausfuhrumsätze.  
Da durch die MwStSystRL für Normalumsätze ein Mindestsatz von 15 % vor-
gegeben wird179, ist der Steuersatz in Deutschland (19 %) oder in den übrigen 
Staaten der EU deutlich höher als in Taiwan.180 Die mit dem ermäßigten Steu-
ersatz (7 %) zu versteuernden Umsätze (§ 12 II de-UStG) wie etwa land- und 
forstwirtschaftliche Erzeugnisse, Futter- und Düngemittel, bestimmte Nah-
rungsmittel oder Druckereierzeugnisse werden in Taiwan zum größten Teil den 
Steuerbefreiungen zugeordnet.  
3. Tatbestandsmerkmale der betreffenden Betrugshandlungen 
im Umsatzsteuerrecht  
Bei der häufigen und unmittelbaren Gefahr des Umsatzsteuerbetrugs handelt es 
sich zumeist um die Täuschung zwischen erklärten Umsätzen und Vorsteuer-
                                           
176  Vgl. S. Zhang u.a., Umsatzsteuer, S. 67. 
177  Da die Regelungen zum ermäßigten Steuersatz keiner klaren Logik folgen und auch 
nicht ganz überwiegend im Interesse der Verbraucher liegen, ist ein überzeugendes 
Steuerermäßigungssystem noch nicht erfunden. S. J. Englisch, UR 2010, S. 400; C. 
Weber, DB 2007, S. 2004. 
178  Für sog. Kleinunternehmer kommt es nicht auf die Größe und den Umfang des Unter-
nehmens an, sondern auf die Höhe des Umsatzes. Ein Kleinunternehmer ist nach § 9 
tw-UStDV ein Unternehmer, dessen monatlicher Gesamtumsatz die Grenze von 
200.000 TWD (ca. 5.714 Euro) nicht übersteigt, s. S. Zhang u.a., Umsatzsteuer, S. 61. 
179  S. J. Englisch, in: Tipke/Lang, Steuerrecht, § 17 Rz. 272. 
180  Zur Steuersätze der übrigen Staaten der EU per 1.1.2016, s. D. Grashoff, Aktuelles 
Steuerrecht, Rn. 430. 
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abzügen, insbesondere die Inanspruchnahme einer unberechtigten Vorsteuerer-
stattung (s. dazu unter Kapitel 2, B.). Im Rahmen der folgenden Darstellung 
werden die bedeutenden Tatbestandsmerkmale des Vorsteuerabzugs behandelt. 
Dabei wird partiell auf Tatbestandsmerkmale des Umsatzsteuererhebungsver-
fahrens eingegangen, weil die einschlägigen betrügerischen Handlungen, z. B. 
Abgabe von unrichtigen oder unvollständigen Steuererklärungen zur Umsatz-
steuer, vorwiegend im Besteuerungsverfahren begangen werden. 
a) Vorsteuerabzug 
aa) Allgemeines 
Nach dem zum 1.4.1986 in Kraft getretenen System der Mehrwertsteuer spielt 
der Vorsteuerabzug in Taiwan eine erhebliche Rolle; gleichfalls ist der Vor-
steueranspruch des Unternehmers in Deutschland das Herzstück der Allphasen-
Netto-Umsatzsteuer.181 Unter diesem System kann der Unternehmer die ge-
setzlich geschuldete Steuer (Eingangsumsatzsteuer) für Leistungen, die von ei-
nem anderen Unternehmer für sein Unternehmen ausgeführt worden sind, als 
Vorsteuer abziehen. Sofern die Umsätze eines Unternehmers der Umsatzsteuer 
unterliegen, kann der Unternehmer gemäß § 15 I tw-UStG (ähnlich wie § 15 I 
de-UStG) die auf seinen Eingangsleistungen lastenden Vorsteuern geltend ma-
chen und dadurch die eigene Umsatzsteuerschuld mindern.  
Neben einigen formalen Voraussetzungen hängt das Recht zum Vorsteuerabzug 
bei Unternehmern grundsätzlich davon ab, dass sie eine steuerpflichtige Leis-
tung und eine Rechnung mit Umsatzsteuerausweis hierüber erhalten haben. Ei-
ne nach § 33 tw-UStG (wie § 14 de-UStG) ausgestellte Rechnung ist deshalb in 
Taiwan für die ordnungsmäßige Durchführung des Vorsteuerabzugs erforder-
lich. Führt ein Unternehmer eine Leistung an einen anderen Unternehmer für 
dessen Unternehmen aus, so ist er grundsätzlich gleichzeitig zur Ausstellung 
einer Rechnung beim Empfang der Leistung verpflichtet. Unter dieser Prämisse 
stellt jeder Unternehmer seinen Abnehmern die Umsatzsteuer gesondert in 
Rechnung (sog. Ausgangsrechnung); andererseits berechnet ihm sein Lieferant 
gleichfalls die Umsatzsteuer (sog. Eingangsrechnung). Diese auf der Eingangs-
rechnung ausgewiesene Umsatzsteuer wird als „Vorsteuer“ bezeichnet.  
                                           
181  S. J. Englisch, in: Tipke/Lang, Steuerrecht, § 17 Rz. 307. 
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Der Unternehmer muss zwar die in der Ausgangsrechnung ausgewiesene Um-
satzsteuer (Ausgangsumsatzsteuer) an das Finanzamt abführen, jedoch nicht 
den vollen vereinnahmten Umsatzsteuerbetrag. Dieser wird vielmehr um die in 
der Eingangsrechnung gestellte Vorsteuer gekürzt. Die Zahllast (Umsatzsteu-
erschuld) besteht im Differenzbetrag zwischen der Umsatzsteuer der Aus-
gangsrechnung und der der Eingangsrechnung. Sollte hingegen bei der Steuer-
erklärung die Summe der Vorsteuer höher als die der Umsatzsteuer sein, spricht 
man – ebenso wie in Deutschland – vom Vorsteuerüberhang oder Vorsteuer-
überschuss.182 Dieser Überschuss bildet einen Vergütungsanspruch im abga-
benrechtlichen Sinne; demnach erfolgt keine Abführung an das Finanzamt, 
sondern eine Erstattung vom Finanzamt.183  
Aufgrund eines ähnlichen Umsatzsteuersystems – bzw. der Mehrwertsteuer mit 
Vorsteuerabzug – sind das Verfahren der Rechnungsstellung sowie die Ermitt-
lung der Zahllast, bei der die Umsatzsteuer und die Vorsteuer mittels der Aus-
gangs- und Eingangsrechnung gegeneinander verrechnet werden, in beiden 
Ländern nahezu übereinstimmend.  
bb) Voraussetzungen des Vorsteuerabzugs 
Im obigen Sinn können die Voraussetzungen des Vorsteuerabzugs wie folgt 
sein: a) wenn eine Rechnung mit dem in § 33 tw-UStG vorgesehenen Inhalt 
vorliegt, b) wenn der Rechnung eine einschlägige Leistung zugrunde liegt und 
c) wenn die einschlägige Leistung von einem anderen Unternehmer für sein 
Unternehmen ausgeführt worden ist.184 
Nach den Voraussetzungen b) und c) steht der Vorsteuerabzug dem Empfänger 
der Rechnung nicht zu, wenn kein entsprechender Umsatz getätigt wird oder 
wenn der Leistungserbringer und der Rechnungsaussteller nicht identisch sind, 
weil der Anbieter potenziell ein Scheinunternehmer ist. In der Praxis sind diese 
                                           
182  Vgl. S. Zhang u.a., Umsatzsteuer, S. 112f. 
183  Nach § 39 tw-UStG besteht grundsätzlich keine Möglichkeit (außer für Exportunter-
nehmer), das Vorsteuerguthaben in bar erstattet zu bekommen, da die nach dem Abzug 
verbleibenden Vorsteuerbeträge der Staatskasse überlassen bleiben müssen und sie nur 
bei der nächsten Steuererklärung im Wege der Aufrechnung gegen die andere Umsatz-
steuerschuld verwertet werden können. 
184  Diese sind grundsätzlich ähnlich wie die Voraussetzungen des deutschen Vorsteuerab-
zugs s. J. Englisch, in: Tipke/Lang, Steuerrecht, § 17 Rz. 309ff. 
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Regeln als Vorbeugemaßnahme gegen missbräuchliche Manipulationen mit 
dem Vorsteuerabzug leider nicht ganz erfolgreich.185  
Darüber hinaus bereitet die Voraussetzung a) bei der korrekten Anwendung die 
meisten Schwierigkeiten. Eine Rechnung muss grundsätzlich alle im tw-UStG 
genannten Pflichtangaben enthalten. Aus den §§ 33, 34 tw-UStG (ähnlich wie 
§ 14 IV de-UStG) ergeben sich diese formalen Anforderungen für die Rech-
nung wie z. B. vollständiger Name und Anschrift des leistenden Unternehmers 
und des Leistungsempfängers, USt-Id-Nr. des Leistungsempfängers, Ausstel-
lungsdatum, Angabe von Menge und Art der gelieferten Gegenstände, Umfang 
und Art der Dienstleistung, Zeitpunkt der Lieferung oder Dienstleistung, Auf-
schlüsselung des Entgelts nach Steuersätzen und Steuerbefreiungen, anzuwen-
dender Steuersatz und auf das Entgelt anzuwendender Steuerbetrag oder Hin-
weis auf Steuerbefreiung etc. 
Seit 1951 müssen Unternehmer in Taiwan neben den vorerwähnten formalen 
Anforderungen an die Rechnungsaufstellung noch Anforderungen der sog. 
„Einheitsrechnung“ (Government Uniform Invoice/統一發票) nachkommen. 
Die Einheitsrechnung ist die Rechnung i.S.d. Umsatzsteuerrechts, deren Form 
(in Papierform oder in elektronischer Form 186 ) grundsätzlich durch das 
tw-FinMin. einheitlich vorgegeben wird (vgl. § 32 IV tw-UStG); ferner wird 
die fortlaufende Nummerierung der Rechnungen auch durch das tw-FinMin. 
einheitlich angefertigt.187 Vor der Ausführung der Leistung bzw. vor der Aus-
stellung von Rechnungen ist jeder Unternehmer – außer Kleinunternehmer und 
einigen bestimmten Unternehmen (wie z. B. Friseursalons, Verlage oder Finanz-
institute) – gemäß § 32 I tw-UStG grundsätzlich verpflichtet, eine sog. Er-
werbserlaubnis der Einheitsrechnung beim Finanzamt zu beantragen und dann 
mit der Erlaubnis die (Blanko-)Einheitsrechnungen beim Finanzamt zu kaufen. 
Bei der Rechnungsausstellung werden die im UStG genannten Pflichtangaben 
nur in dieser vom tw-FinMin. vorgedruckten und ausgehändigten (Blan-
                                           
185  Zur Rechnungsstellung vom Scheinunternehmen, s. unter Kapitel 2, B. IV. 
186  In Papierform wird die Einheitsrechnung grundsätzlich durch das tw-FinMin. einheit-
lich gedruckt; seit 2010 wird die elektronische Rechnung der Papierrechnung umsatz-
steuerlich gleichgestellt. Zur deutschen elektronischen Rechnung s. H. Nieskens, DB 
2012, S. 2306f. 
187  S. Y. Hsieh, The study on status of documentary evidence for Uniform Invoice, S. 17ff. 
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ko-)Einheitsrechnung – als Rechnungsvorlage – ausgefüllt. 188 Mit anderen 
Worten muss zur Rechnungsausstellung der Unternehmer die durch das 
tw-FinMin. einheitlich vorgedruckten (Blanko-)Einheitsrechnungen vorher 
beim Finanzamt erwerben und dann über seine steuerbaren Leistungen nur in 
der (Blanko-)Einheitsrechnung die Pflichtangaben ausfüllen. 
Hervorzuheben ist dabei, dass nicht nur die (fortlaufende) Rechnungsnummer, 
sondern auch der vollständige Name, die Anschrift und USt-Id-Nr. des leisten-
den Unternehmers nicht eingetragen werden, weil sie bereits in der (Blan-
ko-)Einheitsrechnung vorgedruckt werden. Die Identität der Aussteller und die 
Rechnungsnummer sind daher offiziell auf jeder Ausgangsrechnung vermerkt.  
Die Rechnung stellt die Verbindung zwischen der Steuerschuld des leistenden 
Unternehmers und dem Vorsteuerabzugsrecht des Leistungsempfängers dar. Die 
durch das tw-FinMin. einheitlich angefertigte Rechnungsnummer sowie der ent-
sprechende Rechnungsaussteller, der in der (Blanko-)Einheitsrechnung bereits 
vorgedruckt wird, erleichtern dem Finanzamt, die Identität und Quantität der 
Ausgangsrechnungen und Eingangsrechnungen zu überprüfen und damit die 
echten Leistungen zwischen Zufluss- und Abflussphase zu bestätigen.189 Dem-
zufolge dienen diese durch das tw-FinMin. einheitlich nummerierten Rechnun-
gen der Kontrolle zur Missbrauchsabwehr durch Ausstellung von Rechnungen 
und damit der Vermeidung des Betrugs beim Vorsteuerabzug (s. unter Kapitel 2, 
E. II, III).190 
Unter den starren formellen Anforderungen der Einheitsrechnung bleibt aber 
der anderweitige Nachweis (z. B. die anderen nicht in Form der Einheitsrech-
nung ausgestellten Quittungen oder Belege) für die Entstehung oder für die 
Fälligkeit einer tatsächlich ausgeführten Leistung zur Geltendmachung des 
Vorsteuerabzugs grundsätzlich unbeachtet. Die – häufig unbewussten – Re-
chenfehler führen in Einheitsrechnungen zu unrichtigen Angaben bei z. B. 
Entgelt, Steuerbetrag oder Steuersatz. Für diese nicht ordnungsgemäßen Rech-
nungen ist allerdings ein Vorsteuerabzug nicht zulässig. Weiterhin wird die 
                                           
188  Vgl. M. Huang, Steuerrecht-BT, S. 505ff; Q. Chen, Steuerrecht-BT, S. 479f.; J. Zhang, 
Steuerrecht und Besteuerungspraxis, S. 364ff. 
189  Hingegen ist es wegen des föderalen Aufbaus der deutschen Steuerverwaltung in vielen 
Fällen trotz angegebener Steuernummer schwierig, ein Unternehmen zu identifizieren, 
vgl. M. Danzer, Bekämpfung von Umsatzsteuerkarussellgeschäften, S. 89. 
190  S. Y. Hsieh, The study on status of documentary evidence for Uniform Invoice, S. 26f. 
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nachträgliche Berichtigung einer Einheitsrechnung in der Praxis sehr selten 
genehmigt und das Berichtigungsverfahren ist ausgesprochen formalistisch. 
Demzufolge führt das System der taiwanesischen Einheitsrechnung auch zu 
vielen Fällen des Umsatzsteuermissbrauchs bzw. der manipulierten Rechnung: 
Erhält ein Unternehmer (Leistungsempfänger) für die an sein Unternehmen 
ausgeführten Leistungen eine formal unvollständige Einheitsrechnung, die we-
gen formeller Mängel nicht als eine Eingangsrechnung zum Vorsteuerabzug 
berechtigt, kauft er häufig heimlich eine andere (inhaltlich) illegale Einheits-
rechnung, die meistens von Scheingesellschaften hergestellt wird, und verwen-
det sie für den Vorsteuerabzug.191 In der Praxis könnte ferner der Verkäufer, 
der die formal ordnungsgemäße, aber inhaltlich unrichtige Einheitsrechnung 
ausstellt und verkauft, nicht nur wegen Beihilfe zur Steuerhinterziehung be-
langt werden192, sondern auch mit dem Rechnungsempfänger zusammen als 
Mittäter einer Steuerhinterziehung gelten (s. unter Kapitel 2, B. III, IV).  
In Deutschland ist ein Unternehmer zum Vorsteuerabzug bereits berechtigt, 
wenn er eine Rechnung i.S.d. §§ 14, 14a de-UStG besitzt, in der der Umfang 
und die Art der Leistung angegeben sind. Solche Leistungsbeschreibungen sind 
zwar erforderlich, um sicherzustellen, dass die Umsatzsteuer erhoben und 
durch die Finanzverwaltung überprüft werden kann; jedoch kann eine Rech-
nung auch Angaben tatsächlicher Art enthalten, welche die Identifizierung der 
abgerechneten Leistungen ermöglicht. Dazu können andere Geschäftsunterla-
gen (wie z. B. Lieferungsverträge) nach der Rechtsprechung des BFH heran-
gezogen werden. Aufgrund des Verbrauchsteuerwesens sind die Unternehmer 
nicht die wirtschaftlichen Umsatzsteuerträger, sondern nur Steuereinnehmer für 
den Fiskus. Deshalb ist es folgerichtig, keine zu hohen Anforderungen an die 
Rechnung zu stellen, wenn sie materiell ihrem Zweck entspricht.193 
Demgegenüber führt die vorerwähnte taiwanesische Einheitsrechnung wegen 
ihrer übermäßigen Förmlichkeit leider auch zu zahlreichen Konstellationen des 
Umsatzsteuerbetrugs, die in der Praxis den aus falschen Einheitsrechnungen 
(bzw. Scheinrechnungen) zu Unrecht vorgenommenen Vorsteuerabzug betref-
fen (s. unter Kapitel 2, E. I.). Das weitere Problem liegt darin, wie die Gewähr-
                                           
191  S. H. Chang, Das Steuerverfahrensrecht Nationalchinas, S. 28. 
192  In Deutschland begeht er jedoch unter Umständen eine Steuergefährdung nach § 379 I 
Nr. 2 AO, dazu s. M. Matthes, in: Kohlmann, Steuerstrafrecht, § 379 Rn. 45f. 
193  Vgl. BFH v. 16.1.2014, VR 28/13, DStR 2014, 743 m. Anm. B. Heuermann. 
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leistung des Steueraufkommens unter dem System des Vorsteuerabzugs ver-
bessert werden kann. Ist der Vorsteuerabzug die Achillesferse der Umsatzsteu-
er194, dann ist die Rechnung der Pfeil des Paris. Unter dieser Prämisse spielt die 
erfolgreiche Kontrolle der Rechnungsausstellung zur Eindämmung des Um-
satzsteuerbetrugs auch eine entscheidende Rolle.  
b) Besteuerungsverfahren  
In Taiwan sowie auch in Deutschland wird die Umsatzsteuer als sog. Fällig-
keitssteuer, Anmeldungssteuer oder Selbstberechnungssteuer bezeichnet. Sie 
wird kraft Gesetzes fällig und der Steuerpflichtige muss sie vor Ablauf des Fäl-
ligkeitstages eigenständig und unabhängig – ohne Bedarf einer Festsetzung 
durch ein Finanzamt – ausrechnen, anmelden und abführen.195 
Nach § 35 I tw-UStG ist der Steuerpflichtige (Unternehmer) in der Regel ver-
pflichtet, nach Ablauf jedes zweiten Kalendermonats bis zum 15. des Folge-
monats (Umsatzsteueranmeldungszeitraum) eine Umsatzsteueranmeldung 
(ähnlich die in § 18 I de-UStG geregelte USt-Voranmeldung) auf amtlich vor-
geschriebenem Vordruck abzugeben. Die bestimmten sowie einheitlichen Fäl-
ligkeitszeitpunkte sind gemäß § 38a I tw-UStDV grundsätzlich der 15. der 
Monate Januar, März, Mai, Juli, September und November. In der Anmeldung 
hat er vorher die Umsatzsteuer für den betreffenden Anmeldungszeitraum 
selbst zu berechnen und an die Staatskasse zu zahlen. Zur vollständigen Erle-
digung der Umsatzsteueranmeldung muss die Quittung über diese Vorausent-
richtung der Umsatzsteuer gleichzeitig beim Finanzamt abgegeben werden. Die 
Fälligkeitszeitpunkten für die Umsatzsteuer-Vorauszahlung und für die Um-
satzsteuer-Anmeldung sind daher identisch.196  
Im Ausnahmefall, der in § 35 IItw-UStG geregelt ist, kann der Steuerpflichti-
ge – vor allem der Ausfuhrhändler – die Abgaben monatlicher Anmeldungen 
beantragen, wenn seine umsatzsteuerpflichtigen Lieferungen oder Dienstleis-
tungen dem Null-Steuersatz unterliegen. Darüber hinaus gelten wegen Gering-
fügigkeit für Kleinunternehmer besondere Vereinfachungsregelungen bei der 
Rechnungsausstellung (vgl. § 32 I S. 2 tw-UStG) sowie beim Festsetzungs- und 
                                           
194  S. dazu W. Reiß, UR 2002, S. 561ff. 
195  Vgl. R. Seer, in: Tipke/Lang, Steuerrecht, § 23 Rz. 30. 
196  Vgl. Q. Chen, Steuerrecht-BT, S. 482f. 
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Erhebungsverfahren (vgl. §§ 23, 26 tw-UStG). Nach § 23 tw-UStG werden 
Kleinunternehmer von der Anmeldungs- und Vorauszahlungspflicht befreit. 
Ihre Umsatzsteuer wird gemäß § 40 tw-UStG für jedes Kalendervierteljahr 
(drei Kalendermonate) von der Finanzbehörde durch Steuerbescheid festgesetzt 
und nur nach dem Steuerbescheid entrichtet. Ferner brauchen Kleinunterneh-
mer grundsächlich keine Einheitsrechnung auszustellen und können dabei auch 
keinen Vorsteuerabzug geltend machen. Die Bemessungsgrundlage für ihre 
Umsatzsteuer ist dementsprechend der Bruttobetrag bzw. das vereinnahmte 
Nettoentgelt einschließlich der Umsatzsteuer. In Wirklichkeit gilt für Kleinun-
ternehmer grundsätzlich die Allphasen-Brutto-Umsatzsteuer.197 
Beim Besteuerungsverfahren besteht der große Unterschied zwischen Deutsch-
land und Taiwan in der Umsatzsteuer-Jahreserklärung. Nach § 18 III de-UStG 
haben Unternehmer neben den monatlichen oder vierteljährlichen Voranmel-
dungen (§ 18 I, II de-UStG) noch nach Ablauf des Kalenderjahres – bis zum 31. 
Mai des Folgejahres (§ 149 II S. 1 AO) – eine Jahreserklärung bei dem Fi-
nanzamt abzugeben, in der die zu entrichtende Zahllast oder der Vorsteuer-
überschuss auf die gleiche Art und Weise wie bei den Voranmeldungen noch-
mals ermittelt wird.  
Im Idealfall sollen die Voranmeldungen in der Summe mit der Jahreserklärung 
übereinstimmen. Besteht ein Abweichungsbetrag zwischen den Voranmeldun-
gen und der Jahreserklärung, ist vor allem die Summe vorangemeldeter Um-
satzsteuer erheblich geringer als die Umsatzsteuer in der Jahreserklärung, kann 
das Finanzamt gleich auf mögliche Steuerverkürzung schließen und sofort 
Maßnahmen wegen Umsatzsteuerbetrugs ergreifen. 
Aufgrund der Bequemlichkeit der Besteuerung, der Billigkeit der Besteuerung 
sowie der Steuervereinfachung198 würde hingegen das (taiwanesische) Besteu-
erungsverfahren ohne weitere Jahressteuererklärung noch geeigneter sein, weil 
sich (in Deutschland) Umsatzsteuervoranmeldungen und Umsatzsteuerjahres-
erklärung – im gleichen Jahresbesteuerungszeitraum – wesentlich nur auf die-
selbe Umsatzsteuer beziehen. Nach der rechtzeitigen und ordnungsgemäßen 
Abgabe der Umsatzsteuervoranmeldungen ist daher nochmals die Umsatzsteu-
                                           
197  Vgl. S. Zhang u.a., Umsatzsteuer, S. 61. 
198  Zu weiteren Besteuerungsgrundsätzen von A. Smith, s. dazu J. Hey, in: Tipke/Lang, 
Steuerrecht, § 7 Rz. 2.; F. Neumark, Grundsätze der Besteuerung, S. 28ff. 
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erjahreserklärung zur Eintreibung der Umsatzsteuer scheinbar überflüssig. 
Ferner ist das Verhältnis zwischen der Abgabe falscher Umsatzsteuerjahreser-
klärungen zu den vorangegangenen falschen monatlichen Umsatzsteuervoran-
meldungen aus Sicht der strafrechtlichen Konkurrenzlehre noch umstritten.199 
Demgegenüber gibt es noch keine solche Schwierigkeit in Taiwan, weil nach 
tw-UStG keine Jahreserklärung vorgesehen ist, sondern nur die Steueranmel-
dung. 
D. Fazit 
Die bisherigen Ausführungen machen deutlich, dass die Entwicklung des Um-
satzsteuerrechts in Deutschland und Taiwan unter geschichtlicher Perspektive 
weitgehend einheitlich ist: Bis zur Neuzeit lag die Umsatzsteuer in Form eines 
Binnenzolls und in Form von besonderen Verkehrs- oder Verbrauchsteuern 
vor200; Anfang des 20. Jahrhunderts entwickelte sich aufgrund des akuten Finanz-
bedarfs ein allgemeines Umsatzsteuerrecht als Allphasen-Brutto-Umsatzsteuer; 
nach der Mitte des 20. Jahrhunderts wurde zur Beseitigung der wettbewerbs-
verfälschenden Auswirkungen die neue Vorschrift über das Mehrwertsteuer-
system in das heutige gültige UStG eingeführt. 
Die vorstehenden Ausführungen machen auch deutlich, dass das System der 
deutschen Umsatzsteuer bzw. das Mehrwertsteuersystem dem Wesen nach aus 
einer von den Endkonsumenten getragenen Verbrauchsteuer besteht. Sie folgt 
dem Prinzip der Allphasen-Netto-Umsatzsteuer mit Vorsteuerabzug und dem 
als Gebot der Wettbewerbsgleichheit oder der Wettbewerbsneutralität der Um-
satzbesteuerung dargestellten Neutralitätsprinzip.  
Dieses System und die wesentlichen entsprechenden Regelungen wurden ab 
dem 1.4.1986 in das taiwanesische UStG eingeführt. Obwohl einige besteue-
rungstechnische Unterschiede (z. B. keine Jahreserklärung in Taiwan oder der 
sog. Nullsteuersatz statt der Steuerbefreiung für Ausfuhrlieferungen) und einige 
verschiedene Regelungen (z. B. Nichtsteuerbarkeit von Dienstleistungen be-
stimmter fachlicher Freiberufler sowie besondere Steuersätze etc.) vorliegen, 
hat das ähnliche Umsatzsteuersystem bzw. das Wesen einer Allphasen-Netto-
                                           
199  S. hierzu unter Kapitel 2, B. II. 
200  Z. B. stellten die sog. Akzisen in Deutschland und die Lijin-Steuer (釐金) in Taiwan 
seinerzeit eine wichtige Besteuerungsform dar. 
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Umsatzsteuer mit Vorsteuerabzug zur Folge, dass der Aufbau des taiwanesi-
schen Umsatzsteuerrechts mit den deutschen Umsatzsteuertatbeständen grund-
sächlich übereinstimmt. Darüber hinaus spielt das Neutralitätsprinzip in Taiwan 
auch ohne den überwiegenden Einfluss der Umsatzsteuer-Harmonisierung 
durch die EU eine wichtige Rolle.  
Entsprechend dem ähnlichen System und der Grundstruktur des Umsatzsteuer-
rechts sollte die Entstehung und Ursache des mutmaßlichen Umsatzsteuerbe-
trugs – insbesondere durch Missbrauch zwischen erklärten Umsätzen und Vor-
steuerabzügen – in beiden Ländern theoretisch identisch sein. In der Praxis 
könnten jedoch wegen der eigenen Wirtschaftsfaktoren, Verkehrssitten oder 
Geschäftsmethoden sowie aufgrund verschiedener Kontrollmaßnahmen unter-
schiedliche Erscheinungsformen des Umsatzsteuerbetrugs zwischen beiden 
Ländern vorliegen. Vor diesem Hintergrund werden im folgenden Kapitel die 




Kapitel 2: Das Phänomen des Umsatzsteuerbetrugs  
A. Überblick 
Auf finanziell-wirtschaftlicher Ebene kommt der Umsatzsteuer in Deutschland 
und Taiwan bereits eine besondere Bedeutung unter den Steuern zu; jedoch 
werden jährlich die zahlreichen Umsatzsteuerabgaben durch betrügerische 
Handlungen von Steuerpflichtigen nicht oder nicht vollständig an den Fiskus 
abgeführt.1 Die umsatzsteuerbetrugsbehafteten Aktivitäten stellten mittlerweile 
einen der Hauptgegenstände der Steuerhinterziehung dar; also stehen die nati-
onalen wie internationalen Betrugsdelikte im Bereich der Umsatzsteuer bereits 
seit Jahren im Mittelpunkt der kriminellen Aktivitäten.2 
In der Praxis weist der Umsatzsteuerbetrug die vielfältigsten Erscheinungsfor-
men auf. Die vorliegenden umfangreichen Umsatzsteuerbetrugsfälle zeigen, 
dass sowohl taiwanesische als auch deutsche Unternehmer äußerst erfinderisch 
sind, was die Steuerhinterziehung im Bereich der Umsatzsteuer betrifft, und sie 
entwickeln immer neue Steuertricks und Betrugsmethoden zur Umsatzsteuer-
verkürzung. Kern ist grundsätzlich ein Verkauf ohne Rechnung, nämlich das 
sog. Ohne-Rechnung-Geschäft oder Schwarzgeschäft.3 Dadurch können Un-
ternehmer mangels Beleg- und Buchnachweis ihre tatsächlich abgewickelten 
steuerpflichtigen Umsätze verschleiern und damit das Entdeckungsrisiko mi-
nimieren.4 Rechnungen werden zwar ausgestellt, die geschuldete Umsatzsteuer 
aber nicht erklärt und abgeführt. Hier wird auf die im Umsatzsteuererhebungs-
verfahren bestehenden Möglichkeiten zu betrügerischen Handlungen einge-
gangen.5 Beispielsweise wird das Finanzamt sowohl bei Nichteingang der 
                                           
1  Im Bereich des Umsatzsteuerbetrugs wird von einem Hinterziehungsvolumen von jähr-
lich ca. 14 Mrd. Euro ausgegangen, s. dazu A. Dathe, Umsatzsteuerhinterziehung, S. 33. 
2  Vgl. BT-Drucks 15/1495 v. 3.9.2003, S. 3; Bundeskriminalamt, Bundeslagebild Organi-
sierte Kriminalität 2001, S. 17f., im Internet unter: https://www.bka.de/SharedDocs/
Downloads/DE/Publikationen/JahresberichteUndLagebilder/OrganisierteKriminalitaet/
organisierteKriminalitaetBundeslagebild2001.html?nn=27988 (Abruf v. 1.11.2016). 
3  In der Praxis stehen die sog. „Ohne-Rechnung-Geschäfte“ ebenfalls im Zusammenhang 
mit Korruption, weil sich der Bestechende dadurch einen frei verfügbaren Fundus er-
wirtschaftet, um Bestechungszahlungen zu verstecken, s. dazu O. Sahan, FS für Erich 
Samson 2011, S. 605ff. 
4  Vgl. H. Leitl, Maßnahmen zur Sicherung des Umsatzsteueraufkommens, S. 35. 
5  Vgl. J. Englisch, in: Tipke/Lang, Steuerrecht, § 17 Rz. 463. 
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Steueranmeldung als auch bei Nichterklärung oder nicht vollständiger Erklä-
rung von (Ausgangs-)Umsätzen über das Bestehen der Umsatzsteuerschuld ge-
täuscht. 
Das geltende Umsatzsteuersystem bzw. das Institut des Vorsteuerabzugs eröffnet 
ebenfalls eine stark zunehmende Missbrauchsmöglichkeit und damit ein erhöhtes 
Ausfallrisiko für den Fiskus. Durch die unrechtmäßige Beanspruchung von Vor-
steuer – z. B. durch die Geltendmachung der Vorsteuerbeträge aus den falschen 
Eingangsrechnungen – werden mithin gewaltige Steuerschäden angerichtet. 
Noch gravierender ist, dass aus der kollusiven Zusammenarbeit zwischen Leis-
tungserbringer (Rechnungsaussteller) und Leistungsempfänger (Rechnungsemp-
fänger) die entsprechende Umsatzsteuer des Leistungserbringers definitiv – wie 
von vornherein geplant – nicht in der Staatskasse landet, jedoch diese nicht an 
den Fiskus abgeführte Umsatzsteuer wieder als Vorsteuer vom Staat vergütet 
wird.6 
Demnach kann hier festgestellt werden: Die Umsatzsteuerbetrugsfälle zeichnen 
sich grundsätzlich nicht nur durch eine rechtswidrige Nichtentrichtung der (auf 
einer Ausgangsrechnung ausgewiesenen) Umsatzsteuer aus, sondern auch 
durch einen Missbrauch des (auf einer Eingangsrechnung stehenden) Vorsteu-
erabzugs oder sogar auch durch eine Kombination von beidem.7 An dieser 
Stelle zeigt sich deutlich die besondere Missbrauchsanfälligkeit der gegenwär-
tigen Umsatzsteuersystematik im Vergleich zu anderen Steuerarten.8 
Neben allgemeinen Umsatzsteuerbetrugsfällen bestehen noch spezielle Mani-
pulationsmöglichkeiten, welche im Einzelfall zu enormen Steuerausfällen füh-
ren. Bei bestimmten größeren Projekten vor allem wird die Umsatzsteuer um-
fassend hinterzogen. Dies entsteht wesentlich unter Beteiligung von echten 
Unternehmern und Scheinlieferanten mit Scheinrechnungen oder Scheinliefe-
                                           
6  Vgl. vor allem G. Ammann, UR 2003, S. 333; J. Englisch, in: Tipke/Lang, Steuerrecht, 
§ 17 Rz. 461f. 
7  Dieser Fall kann vor allem im Zusammenhang mit Korruption auftreten: zur Abwei-
chung der beschriebenen Leistung von der tatsächlich erbrachten hat der Bestochene 
über den Bestechungsbetrag eine Rechnung mit einer fiktiven Leistungsbezeichnung 
ausgestellt und daher beim FA den unberechtigt in Rechnung gestellten Umsatzsteuer-
betrag angegeben; andererseits hat der bestechende Unternehmer diesen falschen Um-
satzsteuerbetrag gleichwohl als Vorsteuer geltend gemacht und damit auch die unrich-
tige Voranmeldung abgegeben, s. dazu O. Sahan, FS für Erich Samson 2011, S. 608f. 
8  Vgl. H. Kußmaul/K. Hilmer, SteuerStud 10/2006, S. 525. 
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rungen zwischen Inland, EU-Ausland und Drittstaat. Dafür stellt ein besonders 
prominentes Beispiel das sog. Umsatzsteuerkarussell dar (s. unter C. „Innerge-
meinschaftlicher Karussellbetrug“). Darüber hinaus tauchen immer mehr be-
deutende und spezifische Betrugsmodelle auf, um das Umsatzsteueraufkommen 
missbräuchlich zu mindern. Als Beispiel für diesen signifikanten Missbrauch 
des Vorsteuerabzugs ist der sog. Kettenbetrug im Baugewerbe zu nennen 
(s. unter D. „Andere spezifische Arten des Umsatzsteuerbetrugs“). Wegen die-
ser eigenartigen Erscheinungsformen des Umsatzsteuerbetrugs entwickeln sich 
die Steuerausfälle im Bereich der Umsatzsteuer immer dramatischer, obwohl 
sich Praxis und Wissenschaft seit geraumer Zeit darum bemühen, den Ursachen 
und den Phänomenen des Umsatzsteuerbetrugs erfolgreich zu begegnen.9 
Im Rahmen der folgenden Darstellung werden die allgemeinen Ausprägungs-
formen und die spezifischen Arten des Umsatzsteuerbetrugs nacheinander be-
handelt. Hierbei handelt es sich – aufgrund verschiedener Abstufungen des 
Umsatzsteuerbetrugs (mit verschiedener krimineller Energie) – um die bloße 
Nichtentrichtung der Steuer (z. B. Ohne-Rechnung-Geschäfte und sonstige un-
verbuchte Barumsätze10), die Vortäuschung von steuerlichen Sachverhalten 
(z. B. Fälschung von Eingangsrechnungen) und die organisierte Kriminalität 
(z. B. Karussellbetrug). Bei der ersten und zweiten Variante handelt es sich 
grundsätzlich um die erbrachten steuerpflichtigen Umsätze, die durch die Ab-
sprache (oder Kollusion) zwischen dem leistenden Unternehmer und dem Ab-
nehmer oder die Manipulation von dem einzelnen Unternehmer nicht oder nicht 
in vollem Umfang der Umsatzsteuerbesteuerung unterworfen werden. Im fol-
genden Abschnitt „B. Allgemeine Ausprägungsformen des Umsatzsteuerbe-
trugs“ wird dies erörtert. Als Schwerpunkt wird bei der dritten Variante auf die 
häufigste und verbreitetste Form des europaweiten organisierten Umsatzsteu-
erbetrugsdelikts, insbesondere das Umsatzsteuerkarussell, in folgenden Ab-
schnitten „C. Innergemeinschaftlicher Karussellbetrug“ und „D. Andere spezi-
fische Arten des Umsatzsteuerbetrugs“ ausführlich eingegangen. Schließlich 
werden die wichtigen Varianten des Umsatzsteuerbetrugs in Taiwan im Ver-
                                           
9  Vgl. H. Jochum, UR 2005, S. 88. 
10  Da für die Abwicklung eines Ohne-Rechnung-Geschäfts eine bestimmte oder spezielle 
kriminelle Energie bei dem Leistenden und dem Abnehmer nicht nötig ist, handelt es 
sich dabei um die geläufigste Umsatzsteuerbetrugsform, vgl. A. Gebauer, Steuerausfälle 
im Bereich der Mehrwertsteuer, S. 101; M. Kemper, NZWiSt 2015, S. 442. 
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gleich zu den verschiedenen Missbrauchsmöglichkeiten der Umsatzsteuer in 
Deutschland behandelt. 
B. Allgemeine Ausprägungsformen des 
Umsatzsteuerbetrugs 
I. Einführung  
Das Ziel von Umsatzsteuerbetrügern ist meist – neben nicht gerechtfertigter 
Erlangung der Vorsteuervergütung – die (illegale) Verkürzung oder Vermei-
dung ihrer Umsatzsteuerschuld. Die klassische Form der Umsatzsteuerminde-
rung ist in der Praxis die (vorsätzliche) Nichtabgabe oder Falschangabe steuer-
lich relevanter Sachverhalte, wie z. B. Verschweigen der Umsätze durch 
Rechnungsvernichtung nach Barzahlung.11 Nach dem geltenden Umsatzsteu-
ersystem ergibt sich die Umsatzsteuerschuld bzw. die Zahllast (abzuführender 
Umsatzsteuerbetrag an das FA) aus dem Differenzbetrag zwischen der von 
Leistungsempfängern vereinnahmten Umsatzsteuer und der von Leistungser-
bringern selbst für Vorleistungen bereits verauslagten Vorsteuer. Dabei handelt 
es sich immer um zwei miteinander zusammenhängende Besteuerungsgrundla-
gen: Zum einen die Summe der Ausgangsumsätze und zum anderen die Summe 
der Eingangsumsätze bzw. der in demselben Zeitraum anfallenden Vorsteuer. 
Beispielsweise reicht ein Steuerpflichtiger seine Umsatzsteuervoranmeldung 
nach dem Voranmeldungszeitraum ein. Jedoch weist die Voranmeldung 
wissentlich und absichtlich statt eines echten (Ausgangs-)Umsatzes von 8.000 
Euro (bzw. einer abzuführenden USt von 1.520 Euro) lediglich einen solchen 
von 5.000 Euro (bzw. einer abzuführenden USt von 950 Euro) aus und statt der 
zutreffenden Vorsteuer von 500 Euro eine solche von 900 Euro. Deshalb 
errechnet er eine Zahllast von 50 Euro (950 Euro USt abzüglich 900 Euro VSt) 
anstelle des richtigen Betrags von 1.020 Euro (1.520 Euro USt abzüglich 500 
Euro VSt). Durch die unrichtige Erhöhung der Vorsteuer und die falsche Min-
derung der (Ausgangs-)Umsatzsteuer hat er im Ergebnis die Umsatzsteuer von 
                                           
11  Vgl. D. Nordhoff, Umsatzsteuerausfall und Umsatzsteuerbetrug, S. 36.  
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970 Euro (Differenz zwischen der Soll-Besteuerung von 1.020 Euro und der 
Ist-Besteuerung von 50 Euro) hinterzogen.12 
Demnach geschieht der Umsatzsteuerbetrug in der Praxis wesentlich durch 
Nichtanmeldung von Ausgangsumsätzen einerseits und durch unberechtigte 
Geltendmachung von Vorsteuern andererseits. Die Umsatzsteuer wird nämlich 
grundsätzlich auf zwei bzw. drei Arten hinterzogen:13 
− durch Verschweigen von – in Ausgangsrechnungen gestellten – Umsät-
zen (oder der darauf entfallenden USt) mit dem Ziel der Minderung der 
Zahllast, 
− durch Vergrößerung von – in Eingangsrechnungen gestellten – Vorsteu-
erbeträgen mit dem Ziel der ungerechtfertigten Vorsteuererstattung oder 
− durch die Kombination von obigen beiden Varianten. 
Im Folgenden werden die Grundformen des Umsatzsteuerbetrugs grundsätzlich 
in Hinsicht auf diese zwei Säulen der Umsatzbesteuerungsgrundlage – die Um-
satzsteuer aus Ausgangsumsätzen und die Vorsteuer aus Eingangsumsätzen – 
dargestellt. 
II. Vortäuschung von Umsätzen 
Nach dem gegenwärtigen Umsatzsteuersystem wird der leistende Unternehmer 
im Regelfall zum Steuerschuldner eines steuerpflichtigen Leistungsaustausches 
bestimmt. Zur Überwälzung der umsatzsteuerlichen Belastung auf den Leis-
tungsempfänger bzw. den Verbraucher stellt er die Umsatzsteuer offen in 
Rechnung und vereinnahmt sie als Bestandteil des zivilrechtlich vereinbarten 
Preises. Die Vereinnahmung der Umsatzsteuer durch den leistenden Unter-
nehmer als „Steuereinsammler“ birgt mithin für den Fiskus die Gefahr, dass der 
(steuerunehrliche) Unternehmer absichtlich seiner Steuerpflicht zur Entrichtung 
der eingesammelten Umsatzsteuer nicht nachkommt.14 Die möglichen Ursa-
                                           
12  Vgl. W. Wannemacher, Steuerstrafrecht, Rn. 1109f. 
13  Vgl. G. Hentschel, UR 1999, S. 476; S. Schindhelm, Das Kompensationsverbot, S. 137; 
M. Kemper, NZWiSt 2015, S. 441f.; W. Wannemacher, Steuerstrafrecht, Rn. 1106. 
14  Ebenfalls enthält die Alternative der direkten Erhebung beim Verbraucher ein ver-
gleichbares Risiko, weil der steuerunehrliche Verbraucher seiner Zahlungspflicht von 
USt an den Fiskus sicherlich nicht nachkommt, s. dazu H. Leitl, Maßnahmen zur Siche-
rung des Umsatzsteueraufkommens, S. 29f. 
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chen oder die Formen der vorsätzlichen Nichtentrichtung vereinnahmter Um-
satzsteuer werden in den folgenden Ausführungen dargestellt. 
1. Nichtabgabe von Umsatzsteueranmeldungen und 
Jahreserklärung 
Die Umsatzsteuer ist eine sog. Fälligkeitssteuer, weil im Besteuerungsverfahren 
der umsatzsteuerpflichtige Unternehmer grundsätzlich monatliche oder viertel-
jährliche Umsatzsteuervoranmeldungen i.S.d. § 18 I, II UStG und eine Jahres-
erklärung i.S.d. § 18 III S. 1 UStG an das zuständige Finanzamt abgeben 
muss.15 Die Voranmeldungen bezwecken die zeitnahe Erfassung und Erhe-
bung der Umsatzsteuer16 und mithin die Vermeidung der Verkürzung der Vo-
rauszahlung, die für den Voranmeldungszeitraum vom Steuerpflichtigen selbst 
berechnet oder vom Finanzamt festgesetzt wird (vgl. § 168 I AO). Demgegen-
über dient die Jahreserklärung dazu, die Umsatzsteuer für den Besteuerungs-
zeitraum – für das Kalenderjahr – erstmals festzusetzen und damit eine endgül-
tige Steuerverkürzung zu vermeiden.17 Damit beziehen sich die Voranmel-
dungen und die Jahreserklärung zwar auf dieselbe Steuerart und dasselbe Steu-
eraufkommen eines jeweiligen Jahres; beiden Arten von Steuererklärungen 
kommt jedoch ein eigenständiger Erklärungswert zu, der auch durch die Zu-
sammenfassung in der Jahreserklärung nicht deckungsgleich wird.18 
Erfüllt der Unternehmer die ihm obliegende Voranmeldungs- oder Erklärungs-
pflicht wissentlich und absichtlich nicht, kommt er anschließend seiner Zah-
lungspflicht gegenüber dem Finanzamt ebenfalls nicht nach. Dabei handelt es 
sich um einen Umsatzsteuerbetrug bzw. eine Steuerhinterziehung i.S.d. § 370 I 
Nr. 2 AO, weil er dadurch das Finanzamt über umsatzsteuerlich erhebliche 
Tatsachen – insbesondere über die von ihm für die ausgeführten Umsätze ge-
schuldete Umsatzsteuer – in Unkenntnis lässt.19 
                                           
15  Vgl. S. Schindhelm, Das Kompensationsverbot, S. 137. 
16  Die monatliche Voranmeldung unterstützt vor allem die Finanzverwaltung, die auffälli-
gen Unternehmen schneller kontrollieren zu können, s. M. Danzer, Bekämpfung von 
Umsatzsteuerkarussellgeschäften, S. 93. 
17  Vgl. H. Mösbauer, Steuerstrafrecht, S. 130f. 
18  Vgl. BGH v. 1.11.1995, 5 StR 535/95, NStZ 1996, 136; W. Wannemacher, Steuerstraf-
recht, Rn. 1126. 
19  Vgl. W. Wannemacher, Steuerstrafrecht, Rn. 1123. 
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2. Nichterklärung von Ausgangsumsätzen 
Der typische Umsatzsteuerbetrug wird wesentlich durch Missbrauch der Rech-
nung begangen. Die häufigste Erscheinungsform besteht vor allem darin, dass 
die ganzen oder die überwiegenden Umsätze einfach „ohne Rechnung“ getätigt 
werden und damit der Unternehmer über in seiner Buchhaltung nicht erfasste 
Geldmittel verfügt. Wenn z. B. der Abnehmer – insbesondere der nicht zum 
Vorsteuerabzug berechtigte Unternehmer oder Endverbraucher (Nichtunter-
nehmer)20 – alles nur bar bezahlt, ohne eine Rechnung oder einen Zahlungsbe-
leg anzufordern, macht der Verkäufer – meistens nach Vereinbarung – dafür 
ein günstigeres Angebot, nämlich einen keine Umsatzsteuer enthaltenden nied-
rigeren Verkaufspreis.21 Diese tatsächlich im Handel zeitgleich entstehende 
Umsatzsteuer wird mithin durch einverständliche Schwarzumsätze – Geschäfte 
ohne Rechnung – weder angemeldet noch entrichtet. 
Dementsprechend ergibt diese Umsatzsteuerbetrugsform „Nichterklärung von 
Ausgangsumsätzen“ sich hier daraus, dass Geschäfte von Unternehmern ohne 
Rechnung und damit vollständig außerhalb der Buchführung abgewickelt wer-
den. Dieser gezielte Missbrauch der Umsatzsteuer bei Bargeschäften besteht 
nicht nur im Kleinhandel (z. B. der Gastwirt kauft beim Metzger Fleisch), son-
dern auch im allgemeinen Handel22: Veräußert der Einzelhändler die Elektro-
nikprodukte (z. B. Smartphone und MP3-Player) durch diese Schwarzgeschäfte 
an den Endkunden, der mangels Vorsteuerabzugsberechtigung eigentlich kei-
nen ordnungsgemäßen Rechnungsbeleg braucht, könnte er möglicherweise 
diese durchgeführten Warenlieferungen verschweigen und pflichtwidrig die 
Umsätze sowie die hierauf anfallende Umsatzsteuer nicht gegenüber dem Fi-
                                           
20  Hingegen dürften die umsatzsteuermotivierten Geschäfte ohne Rechnung zwischen zum 
Vorsteuerabzug berechtigten Unternehmern in der Praxis den Ausnahmefall darstellen, 
weil sich für sie beide beim Geschäft mit oder ohne Rechnung dasselbe wirtschaftliche 
Ergebnis einstellt, s. dazu H. Leitl, Maßnahmen zur Sicherung des Umsatzsteuerauf-
kommens, S. 40. 
21  Dabei ergeben sich die wirtschaftlichen Vorteile nicht nur für den leistenden Unterneh-
mer, sondern auch für den Leistungsempfänger, s. dazu M. Kemper, UR 2006, S. 571; H. 
Leitl, Maßnahmen zur Sicherung des Umsatzsteueraufkommens, S. 36. 
22  Vgl. N. Mattes, UR 2001, S. 378.  
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nanzamt anmelden.23 In der Praxis kommt „ohne Rechnung“ als Schlagwort 
vor allem im Dienstleistungsbereich gegenüber den Letztverbrauchern vor.24 
Durch Abgabe einer falschen Umsatzsteuervoranmeldung, in der die Rechnun-
gen und die entsprechenden Angaben zu den tatsächlichen Umsatz- und Um-
satzsteuerbeträgen fehlen, wird eine umsatzsteuerlich betrügerische Handlung 
begangen. Damit erfüllt der Einzelhändler in diesem Fall grundsätzlich den 
Tatbestand der Steuerhinterziehung i.S.d. § 370 I Nr.1 AO (s. dazu unter Kapi-
tel 3, B. II.); ebenfalls hat der Endverbraucher von der beabsichtigten Nichter-
klärung der Umsätze – bzw. von der Nichtentrichtung der Umsatzsteuer – 
Kenntnis und partizipiert durch einen verbilligten Kaufpreis am Hinterzie-
hungserfolg des Leistenden.25 
3. Nicht vollständige Erklärung von Ausgangsumsätzen 
Neben „Ohne-Rechnung-Geschäften“ liegt noch die Form des Umsatzsteuerbe-
trugs in den nicht vollständig erklärten (Ausgangs-)Umsätzen trotz Rechnungs-
stellung vor; hierbei ergibt sich die Gefährdung des Umsatzsteueraufkommens 
grundsätzlich aus der Ausstellung fingierter Rechnungen, in denen zu Unrecht 
die Umsatzsteuer zu niedrig ausgewiesen wird.26 In der vorliegenden Fall-
konstellation erklärt der Einzelhändler zwar die Umsätze, jedoch macht er 
durch falsche Angaben – meist durch die Unterfakturierung oder falsche 
Rechnung – zu niedrige Ausgangsumsätze von 1.000 Euro statt der tatsächli-
chen Umsätze von 1.500 Euro geltend. Im Ergebnis erschleicht er Umsätze von 
500 Euro und die darauf folgende Umsatzsteuerverkürzung und verwirklicht so 
den Tatbestand der Steuerhinterziehung.27 
Durch Missbrauch der Rechnung wird nicht nur die unvollständige Erklärung 
von Ausgangsumsätzen – bzw. eine zu niedrig ausgewiesene Umsatzsteuer – 
                                           
23  S. z. B. BGH v. 22.5.2012, 1 StR 103/12, NJW 2012, 2599, Rn. 10. 
24  Vgl. H. Nieskens, UR 2001, S. 473 
25  Vgl. W. Wannemacher, Steuerstrafrecht, Rn. 1176; H. Leitl, Maßnahmen zur Sicherung 
des Umsatzsteueraufkommens, S. 35f. 
26  In der Praxis wird das Gesamtvolumen des USt-Betrugs durch Rechnungsfälschung auf 
rund eine Mrd. Euro geschätzt, s. dazu C. Becker/K. Bizer, Volkssport Steuerhinterzie-
hung, S. 22. 
27  Vgl. A. Gebauer, Steuerausfälle im Bereich der Mehrwertsteuer, S. 106f.; D. Nöhren, 
Hinterziehung von Umsatzsteuer, S. 135; U. Grieser, Strafrechtliche Analyse der Um-
satzsteuerhinterziehung, S. 39f. 
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bewirkt, sondern auch die zu Unrecht geltend gemachte Umsatzsteuerbefreiung 
für Ausfuhrlieferungen und innergemeinschaftliche Lieferungen. Die für die 
Ausfuhrlieferungen oder innergemeinschaftliche Lieferungen vorgeschriebenen 
Buch- und Belegnachweise sind für die Gewährung der Steuerbefreiung erfor-
derlich (vgl. §§ 6 IV, 6a III UStG).28 Wenn die Steuerbefreiung durch die be-
wusste Abgabe eines falschen Beleges gewährt wird, handelt es sich dabei auch 
wegen der unrichtigen oder unvollständigen Steuererklärungen um einen Um-
satzsteuerbetrug. 
4. Erklärung von Umsätzen zum falschen Steuersatz 
Die Betrugsform bei der Erklärung von Umsätzen zum falschen Steuersatz 
ergibt sich hauptsächlich – wie oben gezeigt – aus einer zu niedrig ausgewie-
senen Umsatzsteuer. Berechnet der Unternehmer den ermäßigten Steuersatz 
von 7 % für eine Leistung, die tatsächlich dem normalen Steuersatz von 19 % 
unterliegt, schuldet er zunächst zum Schein – bei einem (fälschlich) zu niedri-
gen Umsatzsteuerausweis – nur den niedrigeren Umsatzsteuerbetrag. Damit 
wird das Finanzamt um Teile der Umsatzsteuer durch die (vorsätzliche) falsche 
Berechnung des ermäßigten Steuersatzes betrogen.29 
Bei Gastronomiebetrieben, insbesondere in sog. Fast-Food-Restaurants, werden 
aufgrund der unterschiedlichen Umsatzsteuersätze bei dem Verkauf von Spei-
sen und Getränken Betrugsmöglichkeiten eröffnet. Für Speisen und Getränke, 
die zum Verzehr an Ort und Stelle – nämlich im Restaurant – angeboten wer-
den, ist der Regelsteuersatz von 19 % zu berechnen, weil man eine Dienstleis-
tung – im Rahmen von sonstigen Leistungen i.S.d. § 3 IX UStG – in Anspruch 
nimmt. Bei der Mitnahme bzw. bei sog. Außer-Haus-Speisen fällt jedoch der 
ermäßigte Steuersatz von 7 % an (vgl. § 12 II Nr. 1 UStG i.V.m. Anlage 2 zum 
UStG).30 Konsumierte der Kunde zwar im Restaurant, wies der Gastronom 
aber wissentlich und absichtlich nur 7 % statt der vorgeschriebenen 19 % Um-
                                           
28  Allerdings sind Buch- und Belegnachweise nach der Rechtsprechung des EuGH sowie 
des BFH keine „materiellen“ Voraussetzungen für die Befreiung bei der innergemein-
schaftlichen Lieferung oder der Ausfuhrlieferung, s. BFH v. 29.7.2009, XI B 24/09, 
DStR 2009, 1693 m. Anm. S. Maunz; s. dazu auch J. Englisch, in: Tipke/Lang, Steuer-
recht, § 17 Rz. 405. 
29  Vgl. A. Gebauer, Steuerausfälle im Bereich der Mehrwertsteuer, S. 107f. 
30  Vgl. F. Huschens, SteuK 2013, S. 199ff; E. Stingl, Umsatzsteuerhinterziehung, S. 53f.; 
D. Nöhren, Hinterziehung von Umsatzsteuer, S. 136. 
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satzsteuer auf den Kassenbons aus, hinterzieht er Steuern. Bei dieser falschen 
Anwendung der ermäßigten Steuersätze handelt es sich demzufolge um einen 
Umsatzsteuerbetrug. 
Diese unterschiedlichen Umsatzsteuersätze zwischen dem sog. „Hieressen“ und 
„Mitnehmen“ gelten eigentlich nur für die Speisen; hingegen werden die Ge-
tränke (wie z. B. Cola, Saft, aber nicht Milch) grundsätzlich immer mit 19 % 
besteuert, egal ob außerhalb des Restaurants oder im Restaurant verzehrt. Hier 
könnte ein anderer potenzieller Umsatzsteuerbetrugsfall bei dem Verkauf von 
„Sparmenüs“ zur Lieferung außer Haus vorliegen. Die Sparmenüs bzw. Kom-
plettpakete bestehen aus Speisen und Getränken, die im Packen billiger sind als 
die addierten Einzelpreise. Die ermäßigte Steuer von 7 % fällt bei der Mitnah-
me allerdings nicht auf Getränke an, sondern nur auf Esswaren. Jedoch werden 
trotzdem die Getränke bei Sparmenüs zusammen mit Esswaren beim Au-
ßer-Haus-Verzehr lediglich mit 7 % Steuer ausgewiesen. Dadurch wird die 
Umsatzsteuer bei Abgabe von Getränken je Menü fortgesetzt verkürzt.31 
III. Missbrauch des Vorsteuerabzugs 
1. Allgemeine Vorsteuererschleichung 
Bei der Vorsteuererschleichung agiert der Unternehmer mit dem Ziel, unrichti-
ge Vorsteuerbeträge im Rahmen der Umsatzsteuervoranmeldung geltend zu 
machen und so die Zahllast zu vermindern bzw. die Umsatzsteuererstattung zu 
erhöhen. Neben dem Verschweigen von Umsätzen führen die unrechtmäßigen 
Vorsteuererhöhungen bzw. die nicht gerechtfertigten Vorsteuerabzüge oftmals 
zu hohen Umsatzsteuerschäden. 32 Noch gravierender ist, dass durch Zwi-
schenschaltung einer Vielzahl von Unternehmen verschleiert wird, dass die 
vom leistenden Unternehmen geschuldete Umsatzsteuer nicht abgeführt, 
gleichwohl aber vom leitungsempfangenden Unternehmer der Vorsteuerabzug 
in Anspruch genommen wird. Diesbezüglich wird der Vorsteuerabzug ständig 
als „Achillesferse“ des gegenwärtigen Umsatzsteuerrechts bezeichnet.33 
                                           
31  Vgl. E. Stingl, Umsatzsteuerhinterziehung, S. 54. 
32  Vgl. M. Muhler, wistra 2009, S. 1; D. Nordhoff, Umsatzsteuerausfall und Umsatzsteu-
erbetrug, 36f. 
33  Vgl. H. Jochum, UR 2005, S. 89. 
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Bei dem unberechtigten Vorsteuerabzug handelt es sich grundsätzlich um einen 
tatbestandlichen Erfolg der Steuerhinterziehung, weil sowohl Steuerverkür-
zungen als auch eine Erlangung nicht gerechtfertigter Steuervorteile und Steu-
ervergütungen alle einem Taterfolg i.S.d. § 370 IV S. 2 AO zugeordnet wer-
den.34 Der Vorsteuerabzug gehört hier zu den Steuervergütungen, denn sie er-
geben sich daraus, dass derjenige (hier: der Unternehmer) die Steuerlast (hier: 
die Umsatzsteuerlast) wirtschaftlich getragen hat, der nicht Steuerschuldner ist, 
und richtet sich damit gegen den Steuergläubiger.35 
Aufgrund des Verbrauchsteuercharakters der geltenden Umsatzsteuersystema-
tik kann sich der Unternehmer die auf Eingangsleistungen bereits gezahlte 
Umsatzsteuer durch den Vorsteuerabzug vom Finanzamt erstatten lassen. Nicht 
Endverbraucher, sondern nur Unternehmer sind damit grundsätzlich zum Vor-
steuerabzug berechtigt. Wenn ein Unternehmer einen Gegenstand nicht für 
seinen Betrieb erwirbt, sondern für den privaten Gebrauch, ist der Vorsteuer-
abzug mithin ausgeschlossen. Denn für den eigenen privaten Verbrauch des 
Unternehmers gilt er grundsätzlich als Endverbraucher und muss darum wirt-
schaftlich mit Umsatzsteuer belastet werden.36 Wenn er dem Finanzamt die 
nur für private Zwecke bezogenen Leistungen vortäuscht und dafür jedoch 
wissentlich und absichtlich den (unzulässigen) Vorsteuerabzug geltend macht, 
so handelt es sich wegen der Erlangung ungerechtfertigter Steuervergütungen 
um einen Umsatzsteuerbetrug.37 
Andere Voraussetzungen für den Vorsteuerabzug sind, dass die bezogenen 
Umsätze im Inland an das Unternehmen ausgeführt wurden und darüber eine 
ordnungsgemäße (Eingangs-)Rechnung vorliegt.38 Eine sog. ordnungsgemäße 
                                           
34  Vgl. M. Jäger, in: Klein, AO, § 370 Rn. 80; U. Grieser, Strafrechtliche Analyse der 
Umsatzsteuerhinterziehung, S. 49. 
35  S. E. Ratschow, in: Klein, AO, § 37 Rn. 5. 
36  S. dazu J. Englisch, in: Tipke/Lang, Steuerrecht, § 17 Rz. 154; W. Reiß, Umsatzsteuer-
recht, Rn. 125. 
37  Vgl. H. Leitl, Maßnahmen zur Sicherung des Umsatzsteueraufkommens, S. 42f. 
38  Nach der detuschen Rechtsprechung stellt die ordnungsgemäße Rechnung (statt einer 
bloßen Nachweismodalität) eine materiell-rechtliche Voraussetzung für den Vorsteuer-
abzug i.S.d. § 15 I UStG dar, s. dazu J. Englisch, in: Tipke/Lang, Steuerrecht, § 17 Rz. 
312; D. Nöhren, Hinterziehung von Umsatzsteuer, S. 172. Allerdings steht diese Auf-
fassung mit dem Unionsrecht (MwStSystRL) nicht mehr in Einklang, weil nach der 
jüngsten Rechtsprechung des EuGH v. 15.9.2016 im Fall Barlis 06 der Vorsteuerabzug 
künftlich nicht allein wegen Verstößes gegen formelle Voraussetzungen versagt werden 
darf, s. dazu unter IV. 3. b) aa). 
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Rechnung liegt vor, wenn das Rechnungsdokument alle in den §§ 14 und 14a 
UStG geforderten Angaben enthält und die Angaben vollständig und richtig 
sind. Wenn z. B. die Existenz eines Unternehmens absichtlich vorgetäuscht 
wird, werden meist ohne Bezug auf reale Vorgänge fingierte Umsätze ange-
meldet und vor allem durch unrichtige (Schein-)Rechnungen Vorsteuererstat-
tungen begehrt.39 Da hier der Unternehmer tatsächlich keine Umsätze gemacht 
hat, ist er dazu nicht berechtigt, den Vorsteuerabzug in Anspruch zu nehmen. 
Tut er dies vorsätzlich trotzdem, geht es auch wegen Erlangung nicht gerecht-
fertigter Steuervergütungen um einen Umsatzsteuerbetrug.40 
2. Unberechtigter Vorsteuerabzug aus falschen 
Eingangsrechnungen 
Zum Vorsteuerabzug ist vor allem eine richtige und berechtigte Eingangsrech-
nung entscheidend. Enthält die Eingangsrechnung nicht alle geforderten Anga-
ben (vgl. §§ 14,14a UStG), kann der Leistungsempfänger mithin die auf Ein-
gangsleistungen bezahlte Umsatzsteuer durch den Vorsteuerabzug vom Fi-
nanzamt nicht zurückfordern. In der Praxis kommt es häufig vor, dass die zu 
Unrecht geltend gemachte Vorsteuer auf unrichtigen förmlichen Rechnungen 
beruht, welche zum Vorsteuerabzug verwendet wurden. Diese sind deshalb in-
haltlich teilweise unrichtig, weil sie die Menge und die handelsübliche Be-
zeichnung des Gegenstands der Lieferung oder die Art und den Umfang der 
sonstigen Leistung falsch ausweisen.41  
In diesen Fällen bestehen meistens nicht nur rein formelle Rechnungsmängel42, 
sondern es liegen auch die materiellen Voraussetzungen für den Vorsteuerab-
zug nicht vor, weil es häufig an der Identität zwischen Rechnungsaussteller und 
leistendem Unternehmer bzw. der Übereinstimmung zwischen der in der 
Rechnung bezeichneten und der tatsächlich gelieferten Ware fehlt. Wusste der 
                                           
39  Vgl. H. Mösbauer, Steuerstrafrecht, S. 133; D. Nöhren, Hinterziehung von Umsatzsteu-
er, S. 161f. 
40  Vgl. BGH v. 5.2.2014, 1 StR 422/13, NZWiSt 2014, 112 m. Anm. J. Bülte (S. 116). 
41  Vgl. H. Leitl, Maßnahmen zur Sicherung des Umsatzsteueraufkommens, S. 46; U. 
Grieser, Strafrechtliche Analyse der Umsatzsteuerhinterziehung, S. 53. 
42  Nach der jüngsten Rechtsprechung des EuGH v. 15.9.2016, C-516/14, Barlis 06, darf 
der Vorsteuerabzug nicht allein wegen Verstößes gegen formelle Voraussetzungen ver-
sagt werden, s. dazu unter IV. 3. b) aa). 
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Leistungsempfänger von dem Vorliegen unrichtiger oder unberechtigter Rech-
nungen und machte er trotzdem den Vorsteuerabzug aus diesen Rechnungen 
geltend, so führt dies durch die unberechtigte Geltendmachung des Vorsteuer-
abzugs zu einem Steuerschaden und der Unternehmer begeht daher grundsätz-
lich eine Steuerstraftat. 
Eine in der Praxis immer wiederkehrende Form der Vorsteuererschleichung ist 
die Geltendmachung von Vorsteuern aus fingierten Rechnungen bzw. sog. 
Scheinrechnungen.43 Von solchen spricht man, wenn eine formell ordnungs-
gemäße Rechnung zwar ausgestellt, jedoch keine Lieferung ausgeführt bzw. 
keine Leistung erbracht wurde (und daher auch keine Umsatzsteuern auf nicht 
existente Leistungen entfallen), oder der Rechnungsaussteller eigentlich kein 
Unternehmer im umsatzsteuerrechtlichen Sinne ist. 44  Die Erstellung von 
Scheinrechnungen ist der einzige Zweck dieser (rechnungsausstellenden) Firma, 
die damit Dritten (bzw. Rechnungsempfängern) ermöglicht, die ausgewiesene 
Umsatzsteuer als Vorsteuer zu Unrecht geltend zu machen. In diesen Fällen 
wird unter der rechnungsausstellenden Firma überhaupt keine unternehmeri-
sche Tätigkeit entfaltet und es bleibt dem Rechnungsempfänger deshalb grund-
sätzlich der Vorsteuerabzug verwehrt, wenn er wusste oder wissen musste, dass 
sein Vorunternehmer betrügerisch gegenüber dem Finanzamt handelte.45  
Beispielsweise wies ein Rechnungsaussteller auf seinen eigenen (Schein-)
Rechnungen die Umsatzsteuer aus, aber den Rechnungen lagen keine tatsäch-
lich durchgeführten Lieferungen zugrunde, weil die auf den Rechnungen aus-
gewiesenen Umsätze nicht „echte“ Geschäfte darstellten, sondern nur zum 
Schein erfolgten, nämlich keine wirtschaftlich sinnvolle Lieferung vom Liefe-
ranten an den Abnehmer erfolgte. Normalerweise führte der Rechnungsausstel-
ler die auf den Rechnungen ausgewiesene Umsatzsteuer nicht ab. Der Rech-
nungsempfänger hatte daher keine Befugnis, die Vorsteuer aus diesen Schein-
rechnungen in seiner Voranmeldung abzusetzen. Machte er trotzdem vorsätz-
                                           
43  Vgl. R. Müller, ZRP 1975, S. 50; A. Dathe, Umsatzsteuerhinterziehung, S. 20. 
44  S. D. Nöhren, Hinterziehung von Umsatzsteuer, S. 200f.; W. Birkenfeld, in: Birkenfeld/
Wäger, USt-Handbuch, § 180 Rz. 420. 
45  Vgl. BGH v. 8.2.2011, 1 StR 24/10, wistra 2011, 264. 
Kapitel 2: Das Phänomen des Umsatzsteuerbetrugs 
68 
lich den (nicht bestehenden) Vorsteuerabzug geltend, verwirklichte er den Tat-
bestand der Steuerhinterziehung, weil er Scheinrechnungen verwendete.46  
Dementsprechend kommt ein Umsatzsteuerbetrug durch den Rechnungsemp-
fänger in Betracht, der den in diesen Scheinrechnungen ausgewiesenen Um-
satzsteuerbetrag zu Unrecht als Vorsteuer geltend macht. Hieran kann der 
Rechnungsaussteller durch die Ausstellung von Scheinrechnungen an der Steu-
erhinterziehung des Rechnungsempfängers als Gehilfe i.S.d. § 27 StGB oder 
Mittäter i.S.d. § 25 II StGB beteiligt sein.47 
Zur Vermeidung der Geltendmachung von Vorsteuern aus (leistungslosen) 
Scheinrechnungen soll der leitungsempfangende Unternehmer erst sorgfältig 
überprüfen, ob der Rechnungsaussteller i.S.d. § 14 UStG und der leistende Un-
ternehmer i.S.d. § 15 UStG identisch sind.48 Notwendig für den Vorsteuerab-
zug ist das Vorliegen einer Rechnung mit gesondertem Umsatzsteuerausweis, 
in der der tatsächlich Leistende mit Anschrift genannt ist. Wenn der Aussteller 
der (Eingangs-)Rechnung und der Erbringer der Leistung nicht übereinstimmen, 
wird die Vorsteuer auch bei solchen Rechnungen nicht abgezogen, weil es sich 
dabei in der Praxis meist um betrügerische Scheinrechnungen handelt.49  
Neben der (in tatsächlicher Hinsicht) falschen (Eingangs-)Rechnung kann 
ebenfalls eine richtige Rechnung zum möglichen Vorsteuermissbrauch führen. 
Beispielsweise erwirbt ein Unternehmer echte Rechnungen (z. B. Tankquittun-
gen oder Restaurantbelege) von Privatleuten, die selbst keine Vorsteuervergü-
tung verlangen können. Anschließend fügt er diese gekauften (aber echten) Be-
lege als eigene Eingangsrechnungen in seine Umsatzsteuervoranmeldung ein, 
und dadurch wird die ungerechtfertigte Geltendmachung des Vorsteuerabzugs 
ermöglicht.50 
                                           
46  BGH v. 30.4.2009, 1 StR 342/08, NStZ 2009, 637; FG Hamburg v. 25.11.2014, 3 K 
85/14, BeckRS 2015, 94288; W. Wannemacher, Steuerstrafrecht, Rn. 1169f. 
47  Vgl. W. Wannemacher, Steuerstrafrecht, Rn. 1176; A. Dathe, Umsatzsteuerhinterzie-
hung, S. 20; D. Nöhren, Hinterziehung von Umsatzsteuer, S. 185. 
48  Vgl. BFH v. 28.1.1999, V R 4/98, DStRE 1999, 526; v. 5.4.2001, VR 5/00, BeckRS 
2001, 25005961; dazu auch H. Heidner, in: Bunjes, UStG, § 15 Rz. 166f. 
49  Vgl. BFH v. 15.9.1994, XI R 56/93, DStR 1995, 453; D. Nöhren, Hinterziehung von 
Umsatzsteuer, S. 205f. 
50  Seit 2006 ist der Handel mit Belegen unter bestimmten Voraussetzungen gemäß § 379 I 
Nr. 2 AO als Steuergefährdung verfolgbar, s. dazu M. Jäger, in: Joecks/Jäger/Randt, 
Steuerstrafrecht, § 379 Rn. 28f. 
Kapitel 2: Das Phänomen des Umsatzsteuerbetrugs 
69 
IV. Rechnungsstellung von Scheinunternehmen 
Bei der Vorsteuererschleichung durch Scheinrechnungen handelt es sich meist 
nicht nur um einen Rechnungsaussteller und einen Rechnungsempfänger, son-
dern – insbesondere bei Kettengeschäften – auch noch um einen im Geschäfts-
verkehr im Namen des Rechnungsausstellers auftretenden Hintermann. Da der 
Rechnungsaussteller tatsächlich keine entsprechende Leistung erbringt, ist er 
lediglich eine weisungsabhängige Scheinfirma des tatsächlich Leistenden bzw. 
des Hintermanns. Durch ein kollusives Zusammenwirken zwischen Scheinfir-
men und Hintermännern (sowie auch von Rechnungsempfängern) werden die 
auf einer Ausgangsrechnung ausgewiesenen Umsatzsteuern und die auf einer 
Eingangsrechnung stehenden Vorsteuern gleichzeitig und massenhaft hinter-
zogen. Zum Umsatzsteuerbetrug von Scheinfirmen siehe die folgenden Aus-
führungen. 
1. Die Bedeutung von Scheinunternehmen 
Im Umsatzsteuerrecht gibt es den Begriff Scheinfirma nicht; jedoch beim Um-
satzsteuerbetrug spricht man von einem Scheinunternehmen (Strohunterneh-
men oder Briefkastenunternehmen), wenn die Rechnung von einer wirtschaft-
lich inaktiven Firma gestellt wird, um die tatsächlich begünstigten Hintermän-
ner (die echten Leistungserbringer) abzuschirmen.51 Diese Firmen sind formell 
legal: Sie werden im Handelsregister eingetragen und haben sich auch beim 
Finanzamt steuerlich erfassen lassen und eine USt-Id-Nr. beantragt. Jedoch 
entfalten sie keine eigenen wirtschaftlichen Aktivitäten oder nehmen am all-
gemeinen Wirtschaftsleben kaum teil, weil sie lediglich abrechnungs- und pa-
piermäßig in eine vorgetäuschte Lieferkette eingeschaltet sind und die in 
Rechnung gestellte Lieferung tatsächlich gar nicht selbst erbracht haben.52 
Danach ist ein Scheinunternehmer im Wesentlichen jemand, auf den die Tatbe-
standsmerkmale für den Unternehmerbegriff – wie Selbstständigkeit oder ge-
                                           
51  Der Hintermann oder der wahre Leistende ist hier derjenige, der in fremdem Namen 
(Namen des Scheinunternehmens) auftritt, er erbringt allerdings eine eigene Leistung, 
die durch sein Handeln in fremdem Namen lediglich verdeckt wird, vgl. BFH v. 
16.3.2000, VR 44/99, DStRE 2000, 652. 
52  S. dazu F. Klenk, in: Sölch/Ringleb, UStG, § 2 Rz. 225; H. Heidner, in: Bunjes, UStG, 
§ 15 Rz. 60ff.; G. Dannecker, Steuerhinterziehung im internationalen Wirtschaftsver-
kehr, S. 68f.; D. Nöhren, Hinterziehung von Umsatzsteuer, S. 195ff. 
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werbliche oder berufliche Tätigkeit – zwar zuzutreffen scheinen, der aber 
trotzdem kein Unternehmer ist.53 
Beim (normalen) Leistungsbezug ist ein leistender Unternehmer i.S.d. UStG 
grundsätzlich derjenige, der im eigenen Namen die Leistung ausführt, wobei 
für das Auftreten das Außenverhältnis zum Leistungsempfänger maßgebend ist 
und nicht ein etwaiges Handeln für fremde Rechnung.54 Tritt er im Rechtsver-
kehr nach außen im eigenen Namen, aber wirtschaftlich für Rechnung eines 
Hintermanns auf, der nicht selbst als berechtigter oder verpflichteter Vertrags-
partner in Erscheinung treten will, wird er auch als Strohmann bezeichnet.55 
Hier ist zwar dem Strohmann zivilrechtlich die Leistung zuzurechnen, jedoch 
hat sie der Hintermann – berechtigterweise im Namen des Strohmanns – tat-
sächlich ausgeführt, weil der Strohmann dazu lediglich nominell existiert und 
wirtschaftlich nicht befähigt ist, selbstständig über die Liefergegenstände zu 
verfügen.56 
Beispielsweise erbrachte der Unternehmer A nicht die Lieferungen für den 
Leistungsempfänger B, sondern es wurden nur unter dem Namen vom A 
Rechnungen ausgestellt. A verschaffte B nicht die Verfügungsmacht an dem 
Gegenstand, sondern der Unternehmer C. In Wirklichkeit war A auch von vor-
neherein nicht auf die Erzielung von Einnahmen ausgerichtet. Dann stellt A 
sich hier lediglich als Scheinunternehmen dar, und der wahre Leistende bzw. 
Hintermann ist mithin C.57 Zum Umsatzsteuerbetrug wies A (Scheinunter-
nehmer) für gelieferte Waren zwar gewaltige Umsatzsteuerbeträge auf seinen 
Rechnungen aus, jedoch entrichtete er die Umsatzsteuer niemals an den Fiskus, 
während sein Leistungs- und Rechnungsempfänger B damit den Fiskus um die 
auf den (Schein-)Belegen ausgewiesenen Vorsteuerbeträge prellte. 
2. Indizien für Scheinunternehmen 
Bei solchen Rechnungen, die nicht vom tatsächlich leistenden Unternehmer 
ausgestellt werden, sondern von einem Scheinunternehmer, handelt es sich um 
                                           
53  S. J. Meyer-Sievers/G. Opitz/J. Kuntze, BB 1997, S. 761. T. Liebau, BB 2005, S. 416f. 
54  S. C. Sterzinger, DStR 2014, S. 831. 
55  S. C. Sterzinger, DStR 2014, S. 832; Anm. N. Madauß, NZWiSt 2015, S. 195f.; W. 
Birkenfeld, in: Birkenfeld/Wäger, USt-Handbuch, § 180 Rz. 419 
56  Vgl. BGH v. 8.7.2014, 1 StR 29/14, NStZ 2015, 287. 
57  S. BFH v. 4.9.2003, VR 9,10/02, DStRE 2004, 96. 
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die zahlreichen Umsatzsteuerbetrugsfälle und den Missbrauch der Vorsteuer-
abzugsberechtigung vom Leistungsempfänger. Infolgedessen spielt die Identi-
fizierung von Scheinfirmen für das Finanzamt und die steuerehrlichen Unter-
nehmen eine erhebliche Rolle. 
In der Praxis lässt sich das Vorliegen eines Scheinunternehmens durch nach-
folgende Indikatoren und deren Kombination untereinander ableiten: z. B. 
Briefkastenanschrift (keine tatsächliche geschäftliche Nutzung der Büroräume), 
Handelsregister-Unstimmigkeiten oder unstimmige Gewerbe- und Kammer-
anmeldung (Unterschied zwischen eingetragener Geschäftsführung und dem 
auf dem Briefpapier angegebenen Namen des Geschäftsführers), keine Mittei-
lung der im Geschäftsverkehr üblichen Kontaktdaten wie Telefonnummer, 
E-Mail-Adresse und Bankverbindung, oder Barzahlungsverkehr über hochwer-
tige Wirtschaftsgüter etc.58 
Hiernach ist die obige Briefkastenfirma häufig als Schlüsselpunkt für die Beur-
teilung eines Scheinunternehmens von Bedeutung, weil es sich um die Voraus-
setzungen für die Entstehung des Rechts auf Vorsteuerabzug handelt. Nach 
§ 15 I S. 1 Nr. 1 S. 2 UStG setzt die Ausübung des Vorsteuerabzugs voraus, 
dass der Unternehmer eine nach den §§ 14, 14a UStG ausgestellte Rechnung 
besitzt. In der Praxis erfordert die Ordnungsmäßigkeit der Rechnung jedoch, 
dass darauf diejenige Anschrift des leistenden Unternehmers angeben ist, unter 
der dieser geschäftlich tätig ist.59 Die Angabe einer vom Leistenden mitgeteil-
ten Anschrift, an der im Zeitpunkt der Rechnungsausstellung keinerlei ge-
schäftliche Aktivitäten stattfinden, reicht daher als zutreffende Anschrift für 
eine zum Vorsteuerabzug berechtigende Rechnung (grundsätzlich) nicht aus.60 
In den meisten Fällen des Umsatzsteuerbetrugs bildet ein bloßer „Briefkasten-
                                           
58  S. J. Meyer-Sievers/G. Opitz/J. Kuntze, BB 1997, S. 757f; A. Lang, BB 2000, S. 2183f; 
M. Spörl/H. Steinhauser, DStR 2002, S. 1507; G. Nieskoven, PStR 2008, S. 31f; C. 
Sterzinger, DStR 2014, S. 833; R. Spatscheck/J. Stenert, DStR 2016, S. 1077. 
59  Nach der Rechtsprechung des BFH wird der Vorsteuerabzug versagt, wenn der in der 
Rechnung angegebene Sitz des leistenden Unternehmers bei Ausführung der Leistung 
und bei Rechnungsstellung tatsächlich nicht bestanden hatte, s. BFH v. 19.4.2007, VR 
48/04, UR 2007, 693; v. 23.6.2004, V B 230/03, BeckRS 2004, 25009357; R. Spatscheck/
J. Stenert, DStR 2016, S. 1070. 
60  Vgl. BFH v. 6.12.2007, V R 61/05, DStR 2008, 821; v. 30.4.2009, V R 15/07, DStR 
2009, 1427; v. 5.11.2009, V B 5/09, BeckRS 2009, 25015848; v. 26.9.2014, XI S 14/14, 
MwStR 2015, 465; v. 22.7.2015, V R 23/14, DStR 2015, 2073; v. 18.2.2015, V S 19/14, 
UR 2015, 438; M. Gries/J. Stößel, NWB 2016, S. 1795. 
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sitz“ die wirtschaftliche Realität gerade nicht ab, sondern verschleiert sie.61 
Deshalb ist höchstrichterlich auch geklärt, dass es bei einer GmbH, die z. B. in 
großem Umfang mit Kraftfahrzeugen handelt, für eine zum Vorsteuerabzug 
berechtigende Rechnung nicht ausreicht, wenn sich unter der in der Rechnung 
angegebenen Anschrift keine eigenen Geschäftsräume, sondern lediglich eine 
nicht in Anspruch genommene Telefonleitung und eine Briefempfangsstelle 
befinden.62 
Hingegen kann ausnahmsweise nach den Umständen des Einzelfalls auch die 
Angabe eines sog. „Briefkastensitzes“ mit postalischer Erreichbarkeit als An-
schrift, die die Voraussetzungen des § 14 IV S. 1 Nr. 1 UStG erfüllt, genügen.63 
Im Vergleich zum klassischen Unternehmer mit Büro und Personal, dessen 
Firma immer einen Sitz hatte, reichen heutzutage in bestimmten Betriebsstruk-
turen, wie z. B. im Fall eines Online-Händlers, ein Laptop und ein Mobiltelefon 
zur Abwicklung der Geschäfte schon aus; deshalb sollten in diesen konkreten 
Fällen bloße Postanschriften zugelassen werden.64 Allerdings hat die Recht-
sprechung nicht präzisiert, unter welchen besonderen Umständen die Angabe 
einer Anschrift mit nur postalischer Erreichbarkeit als zutreffende Anschrift für 
eine zum Vorsteuerabzug berechtigende Rechnung ausreichend sein könnte. 
Darüber hinaus wird nach dem Wortlaut des § 14 IV S. 1 Nr. 1 UStG nur ge-
fordert, dass die Rechnung die „vollständige“ Anschrift des leistenden Unter-
nehmers enthält. Mehr als die Vollständigkeit einer Anschrift, unter der der 
Leistende erreichbar ist, verlangt das Gesetz daher nicht. Eine Adresse, unter 
der der Unternehmer lediglich postalisch erreichbar ist, ist nicht weniger real 
als eine Adresse, unter der wirtschaftliche Aktivitäten stattfinden.65  
                                           
61  Vgl. BFH v. 22.7.2015, V R 23/14, DStR 2015, 2073, Rn. 28; M. Gries/J. Stößel, NWB 
2016, S. 1796. 
62  Vgl. BFH v. 14.3.2000, V B 187/99, BFH/NV 2000, 1252 = BeckRS 2000, 25004741; v. 
26.9.2014, XI S 14/14, MwStR 2015, 465; v. 18.2.2015, V S 19/14, UR 2015, 438; 
Anm. N. Madauß, NZWiSt 2015, S. 198. 
63  Vgl. BFH v. 19.4.2007, VR 48/04, DStR 2007, 1524. 
64  Z. B. verfügte ein Unternehmer für die Pkw-Geschäfte zwar nicht über die übliche Inf-
rastruktur, sondern über eine kleine Halle zur Zwischenlagerung sowie nur ein Büro in 
einer Wohnung, jedoch wurde er nicht als eine Scheinfirma eingestuft, weil er noch als 
Zwischenhändler tätig sein könnte, vgl. BFH v. 26.11.2014, XI R 37/12, MwStR 2015, 
342; dazu auch W. Lohse, BB 2016, S. 2335. 
65  Im Normalfall verwendet der Leistungsempfänger die ihm vom Leistenden mitgeteilte 
Anschrift und wickelt hierüber den Schriftverkehr ab; deshalb ist es (insb. beim Erhalt 
von Eingangsrechnungen im Massengeschäft) kaum zumutbar, dass der Leistungsemp-
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Gleichwohl ist noch nicht unumstritten, ob der Leistende an dem in der Rech-
nung als Anschrift angegebenen Ort seine geschäftlichen Aktivitäten entfalten 
muss.66 Deshalb haben im Jahr 2016 zwei Senate des BFH (der V. und der XI. 
Senat) gleichzeitig den EuGH zur Vorabentscheidung zu der Frage angerufen, 
wie der Begriff „vollständige Anschrift“ i.S.d. Art. 226 Nr. 5 MwStSystRL 
auszulegen ist.67 Ob die Angabe einer postalischen Anschrift des leistenden 
Unternehmers bzw. des Rechnungsausstellers, wo er jedoch keine wirtschaftli-
che Tätigkeit ausübt, für die ordnungsgemäße Rechnung reicht, stellt hierbei 
vor allem den Kern dieser Problematik dar. Die endgültige Auffassung des 
EuGH über den Inhalt des Rechnungsmerkmals der vollständigen Anschrift 
bleibt noch abzuwarten. 
3. Vorsteuerabzug aus Rechnungen von Scheinunternehmen 
Wie vorstehend beschrieben setzt der Vorsteuerabzug des Leistungsempfängers 
maßgebend voraus, dass die Leistung entsprechend der zugehörigen Rechnung, 
die vom leistenden Unternehmer nach §§ 14, 14a UStG ordnungsgemäß ausge-
stellt wurde, tatsächlich durchgeführt wurde. Bei dem Leistungsbezug vom 
Scheinunternehmer handelt es sich um verschiedene Gründe für das Vorliegen 
eines Vorsteuermissbrauchs bzw. eines Umsatzsteuerbetrugs. Es sollte im Fol-
genden unterschieden werden:68 
a) Keine erbrachte Leistungen 
Erbringt der Scheinunternehmer (sowie auch der Hintermann) tatsächlich keine 
in Rechnung gestellte Lieferung, die lediglich auf dem Papier existiert, ist der 
Vorsteuerabzug schon unzulässig, weil gar keine Eingangsleistung vorliegt (vgl. 
                                                                                                                                  
fänger weitergehend nachforscht, ob die in der Rechnung angegebene Anschrift nur eine 
bloße Postanschrift ist oder der leistende Unternehmer seine wirtschaftlichen Aktivitä-
ten tatsächlich an dieser Anschrift entfaltet, s. dazu Anm. R. Weymüller, MwStR 2016, 
S. 673. 
66  Vgl. R. Spatscheck/J. Stenert, DStR 2016, S. 1074; Anm. D. Kaiser, PStR 2016, S. 4. 
67  Vgl. BFH v. 6.4.2016, V R 25/15, DStR 2016, 1527 m. Anm. B. Heuermann; v. 
6.4.2016, XI R 20/14, DStR 2016, 1532 m. Anm. A. Treiber. 
68  Vgl. D. Nöhren, Hinterziehung von Umsatzsteuer, S. 198ff.; W. Wannemacher, Steuer-
strafrecht, Rn. 1137ff. 
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§ 15 I Nr. 1 S. 1 UStG).69 Mangels tatsächlich erbrachter Lieferung oder sons-
tiger Leistung sind die weiteren Überprüfungen, ob der Scheinunternehmer als 
für die Leistungsbeziehung bedeutungsloser Nichtunternehmer anzusehen ist 
oder der Leistungsempfänger ihn sowie die betroffene Scheinleistung (nicht) 
kennt, für den Vorsteuerabzug nicht mehr maßgebend. Macht der Leistungs-
empfänger beim Finanzamt den – aufgrund mangelnder Leistung – unzulässi-
gen Vorsteuerabzug geltend, dann handelt es sich deutlich um eine unrichtige 
Angabe i.S.d. § 370 I Nr. 1 AO.70 
b) Tatsächlich durchgeführte Leistung 
Hingegen gilt etwas anderes, wenn die in Rechnung gestellte Leistung zwar 
tatsächlich erbracht wurde, aber nicht durch den nominell in der Rechnung 
angegebenen Leistungserbringer (bzw. den nicht leistenden Scheinunterneh-
mer), sondern durch einen anderen Unternehmer (bzw. einen sog. Hintermann). 
Da der Scheinunternehmer lediglich zum Schein als Leistungserbringer in der 
Rechnung steht, handelt es sich hierbei um das zentrale Problem des sog. 
vorgeschobenen Strohmanngeschäfts oder Scheingeschäfts (vgl. § 117 BGB, 
§ 41 II AO). Ob beim Abnehmer der Vorsteuerabzug zulässig ist, hängt grund-
sätzlich von seiner subjektiven Kenntnis ab. 
aa) Wissen des Leistungsempfängers vom Scheinunternehmer 
Wer bei einem Umsatz als Leistender anzusehen ist, ergibt sich regelmäßig aus 
den abgeschlossenen zivilrechtlichen Vereinbarungen. Leistender ist in der 
Regel derjenige, der die Lieferungen oder sonstigen Leistungen im eigenen 
Namen gegenüber einem anderen selbst oder durch einen Beauftragten aus-
führt. 71  Wenn aber das Rechtsgeschäft zwischen Leistungsempfänger und 
Scheinunternehmer (Strohmann) nur zum Schein abgeschlossen worden ist und 
der Leistungsempfänger es wusste oder stillschweigend davon ausgehen musste, 
                                           
69  Vgl. H. Schaumburg/S. Peters, Internationales Steuerstrafrecht, Rn. 17.42; D. Nöhren, 
Hinterziehung von Umsatzsteuer, S. 182f. 
70  Die Höhe des Steuerschadens bestimmt sich grundsätzlich nach den tatsächlich ohne 
Rechtsgrund vergüteten Vorsteuerbeträgen, s. H. Leitl, Maßnahmen zur Sicherung des 
Umsatzsteueraufkommens, S. 59.  
71  Vgl. BGH v. 5.2.2014, 1 StR 422/13, MwStR 2014, 278, Rn. 19; v. 9.4.2013, 1 StR 
586/12, DStR 2013, 1177, Rn. 71; dazu auch J. Englisch, in: Tipke/Lang, Steuerrecht, 
§ 17 Rz. 119; D. Nöhren, Hinterziehung von Umsatzsteuer, S. 215. 
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dass die Rechtswirkungen des Geschäfts gerade nicht zwischen ihnen, sondern 
zwischen dem Leistungsempfänger und dem Hintermann eintreten sollen, liegt 
dann die Nichtigkeit von Scheingeschäften i.S.d. § 117 BGB und § 41 II AO 
vor. Nach § 41 II AO ist dieses Scheingeschäft zwischen Leistungsempfänger 
und Scheinunternehmer mithin umsatzsteuerlich unbeachtlich, sondern das 
verdeckte Rechtsgeschäft zwischen dem Leistungsempfänger und dem Hinter-
mann für die Besteuerung maßgebend.72 Das heißt, dass im Fall eines Schein-
geschäftes die Leistung nicht dem rechnungsausstellenden Scheinunternehmer, 
sondern dem tatsächlich leistenden Hintermann zugeordnet wird. Der Schein-
unternehmer ist daher nicht als leistender Unternehmer anzusehen, sondern der 
Hintermann.73 
Da der Scheinunternehmer mit Wissen des Abnehmers nur zum Schein als Er-
bringer einer (tatsächlich durchgeführten) Leistung auftritt, weiß der Leis-
tungsempfänger, dass in der Rechnung der falsche leistende Unternehmer auf-
geführt ist und er deshalb kein Vorsteuerabzugsrecht aus der Rechnung des 
nicht leistenden Scheinunternehmers hat, obwohl der vertraglich geschuldete 
Liefergegenstand tatsächlich geliefert wurde. In einschlägigen Fällen führten 
entsprechende Annahmen der Finanzverwaltung daher zur Vorsteuerversagung 
wegen unzutreffender Rechnungslegung (Ausweis des falschen Leistungser-
bringers).74  
Nach der jüngsten Rechtsprechung des EuGH im Fall Barlis 06 dienen hinge-
gen die Rechnungsangaben nur dazu, die Entrichtung der geschuldeten Steuern 
und gegebenenfalls das Bestehen des Vorsteuerabzugs zu kontrollieren.75 Die 
Steuerverwaltung darf das Recht auf Vorsteuerabzug nicht allein verweigern, 
wenn lediglich die Rechnung formelle Voraussetzungen nicht erfüllt. Sie muss 
                                           
72  Vgl. BFH v. 12.8.2009, XI R 48/07, UR 2010, 423; v. 31.1.2002, VB 108/01, DStR 
2002, 762; BGH v. 5.2.2014, 1 StR 422/13, MwStR 2014, 278; v. 29.1.2014, 1 StR 
469/13, NZWiSt 2014, 194 = wistra 2014, 190, s. dazu C. Sterzinger, DStR 2014, 
S. 832; K. Steinlein/A. Meyberg, PStR 2014, S. 95f; W. Wannemacher, Steuerstrafrecht, 
Rn. 1159; M. Braun, PStR 2010, S. 85; M. Spörl/H. Steinhauser, DStR 2002, S. 1506f. 
73  Vgl. J. Englisch, in: Tipke/Lang, Steuerrecht, § 17 Rz. 119; C. Korn, in: Bunjes, UStG, 
§ 2 Rz. 42f.; K. Steinlein/A. Meyberg, PStR 2014, S. 97; Anm. N. Madauß, NZWiSt 
2015, S. 197; D. Nöhren, Hinterziehung von Umsatzsteuer, S. 216f. 
74  Mangels Identität von dem Rechnungsaussteller (Scheinunternehmer) und dem tatsäch-
lich leistenden Unternehmer (Hintermann) ist ein Vorsteuerabzug aus der Rechnung des 
Scheinunternehmers nicht zulässig, s. G. Nieskoven, PStR 2006, S. 187f.; H. Schaumburg/
S. Peters, Internationales Steuerstrafrecht, Rn. 17.42. 
75  Vgl. EuGH v. 15.9.2016, C-516/14, Barlis 06, UR 2016, 795, Rn. 27 m. Anm. S. Maunz. 
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neben Rechnung auch die vom Steuerpflichtigen beigebrachten zusätzlichen 
Informationen berücksichtigen, um zu prüfen, ob die für dieses Recht geltenden 
materiellen Voraussetzungen erfüllt sind.76 Deshalb dürfen künftig nur rein 
formelle Rechnungsmängel (z. B. die fehlerhaften Rechnungsangaben von 
Leistungsbeschreibung und -zeitraum) nicht mehr als Begründung dienen, das 
Recht auf Vorsteuerabzug zu versagen.77 
Allerdings handelt es sich bei den Fällen des Scheinunternehmers in der Regel 
nicht um eine in formeller Hinsicht unzureichende Rechnung, sondern um gar 
keinen Besitz einer „Rechnung“ im Rechtssinne, weil tatsächlich kein vom 
leistenden Unternehmer (Hintermann) ausgestelltes Abrechnungsdokument 
vorliegt. Weiterhin ermöglicht diese vom Scheinunternehmer ausgestellte 
Rechnung den Steuerverwaltungen sicherlich nicht, die Entrichtung der ge-
schuldeten Steuer und gegebenenfalls das Bestehen des Vorsteuerabzugsrechts 
zu kontrollieren. Damit steht hierbei dem Leistungsempfänger grundsätzlich 
kein Vorsteuerabzugsrecht zu. Macht er aber vorsätzlich die unberechtigt vom 
Scheinunternehmer ausgewiesene Vorsteuer geltend, liegt auch eine Steuerhin-
terziehung i.S.d. § 370 I Nr. 1 AO vor.78 
Darüber hinaus ist die Bekämpfung von Umsatzsteuerhinterziehungen und et-
waigen Missbräuchen offensichtlich ein anerkanntes Ziel des Unionsrechts. Die 
Anwendung des Gemeinschaftsrechts kann deshalb nicht gehen, dass die miss-
bräuchlichen Praktiken von Wirtschaftsteilnehmern gedeckt werden.79 Nach 
der Rechtsprechung des EuGH wird das Recht auf Vorsteuerabzug hierbei we-
gen der Bösgläubigkeit des Leistungsempfängers auch nicht gebilligt, wenn er 
infolgedessen weiß, dass der Hintermann die Umsatzsteuer hinterziehen will 
                                           
76  Der Steuerpflichtige muss dann auch durch weitere Unterlagen und Informationen 
nachweisen, dass die materiellen Voraussetzungen erfüllt sind, vgl. EuGH v. 15.9.2016, 
C-516/14, Barlis 06, UR 2016, 795, Rn. 43f. m. Anm. S. Maunz; R. Langer/O. Zugmaier, 
DStR 2016, S. 2252. 
77  Da der Besitz einer ordnungsgemäßen Rechnung lediglich eine formelle Voraussetzung 
des Vorsteuerabzugs ist, dürfte die bislang vom BFH vertretene Auffassung, wonach 
eine nach §§ 14, 14a UStG erteilte Rechnung stets als materiell-rechtliche Vorausset-
zung für den Vorsteuerabzug wahrgenommen wurde, in dieser Weise nicht mehr auf-
rechterhalten werden können, s. Anm. F. Grube, MwStR 2016, S. 800; dazu auch Anm. 
S. Nücken, SteuK 2016, S. 440; R. Langer/O. Zugmaier, DStR 2016, S. 2254. 
78  Vgl. D. Nöhren, Hinterziehung von Umsatzsteuer, S. 230. 
79  Vgl. EuGH v.21.2.2006, C-255/02, Halifax, UR 2006, 232, Rn. 69 m. Anm. C. Wäger. 
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oder der von ihm bezogene Eingangsumsatz in eine Steuerhinterziehung des 
Lieferanten oder eines Vorlieferanten einbezogen ist.80 
bb) Nichtwissen des Leistungsempfängers vom 
Scheinunternehmer 
Wenn aber die Vertragsparteien – der Leistungsempfänger und der Scheinun-
ternehmer – nicht einverständlich oder stillschweigend von dem Scheingeschäft 
ausgehen, und damit der Leistungsempfänger nicht weiß, dass der Scheinun-
ternehmer keine eigene Verpflichtung aus dem Rechtsgeschäft übernehmen 
will und auch keine eigenen Leistungen versteuern will, gilt daher nicht die 
Nichtigkeit von Scheingeschäften i.S.d. § 117 BGB und § 41 AO. 81  Die 
Rechtswirkungen des Geschäfts sollen – aus zivilrechtlicher Betrachtungswei-
se – ohne Wissen des Abnehmers noch zwischen ihnen eintreten, obwohl der 
Scheinunternehmer nur für Rechnung eines Hintermannes bei der Leistungs-
ausführung auftritt. Da sich der Leistungsbegriff i.S.d. UStG grundsätzlich an 
der zivilrechtlichen Bewertung orientiert82, ist nach wie vor der Scheinunter-
nehmer (nicht der Hintermann) als zivilrechtlicher Verkäufer bzw. umsatzsteu-
erlich leistender Unternehmer anzusehen. Deshalb verliert der Leistungsemp-
fänger wegen seines Nichtwissens bzw. seiner Gutgläubigkeit nicht den Vor-
steueranspruch aus der Eingangsrechnung des Scheinunternehmers. 
Nach der Rechtsprechung des EuGH wird von einem gutgläubigen Abnehmer 
verlangt, dass er alle erforderlichen und ihm vernünftigerweise zumutbaren 
Maßnahmen ergriffen hat, um sicherzustellen, dass seine Umsätze nicht in ei-
nen (vom Scheinunternehmer oder Hintermann) begangenen Umsatzsteuerbe-
trug einbezogen sind.83 Allerdings ist das Finanzamt vor der Verweigerung des 
Vorsteuerabzugs – nach Rechtsprechung des BFH – verpflichtet, zunächst die 
objektiven Umstände des konkreten Einzelfalles vorzutragen, die die subjektive 
Kenntnis des Leistungsempfängers indizieren. 84  Zu prüfen, ob der Rech-
nungsaussteller der leistende Unternehmer ist, ob er über die fraglichen Waren 
                                           
80  Dazu ausführlich unter C. III. „Die Versagung des Vorsteuerabzugs“. 
81  BFH v. 31.1.2002, VB 108/01, DStR 2002, 762; Anm. J. Bülte, NZWiSt 2014, S. 115. 
82  BFH v. 17.2.2011, VR 30/10, DStR 2011, 1310; Anm. J. Bülte, NZWiSt 2014, S. 115. 
83  Vgl. EuGH v. 6.9.2012, C-324/11, Gábor Tóth, UR 2012, 581, Rn. 42; F. Grube, 
MwStR 2013, S. 9f.; Anm. N. Madauß, NZWiSt 2014, S. 197. 
84  Vgl. BFH v. 19.4.2007, VR 48/04, UR 2007, 693; v. 19.5.2010, XI R 78/07, DStRE 
2010, 1263, s. dazu F. Grube, MwStR 2013, S. 10. 
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tatsächlich verfügt und sie liefert, und ob er den umsatzsteuerlichen Erklä-
rungs- und Zahlungspflichten nachkommt, sind die Kontrollaufgaben des Fi-
nanzamts; deswegen dürfen diese Pflichten nicht im Wege der Versagung des 
Vorsteuerabzugs den Steuerpflichtigen auferlegt werden.85  
Der EuGH hat dazu mit seinen jüngeren Rechtsprechungen noch klargestellt, 
dass das Finanzamt dafür die Feststellungs- und Beweislast trägt. Bloße Ver-
mutungen und Unterstellungen des Finanzamts in Bezug auf eine positive 
Kenntnis des Unternehmers über etwaige Betrugssachverhalte reichen mithin 
nicht aus, den Vorsteuerabzug zu verwehren.86 
cc) Wissenmüssen des Leistungsempfängers vom 
Scheinunternehmer 
Nach aktueller Rechtsprechung des EuGH kann der vom Leistungsempfänger 
(bzw. Rechnungsempfänger) beantragte Vorsteuerabzug aus der Eingangs-
rechnung eines Scheinunternehmers auch versagt werden, wenn der Vorsteu-
erabzugsberechtigte davon „wissen musste“ oder „hätte wissen können“, dass 
es sich bei seinem Leistungsbezug vom Vorlieferanten um kein tatsächlich 
existierendes Unternehmen, sondern um eine – wissentlich in einen Umsatz-
steuerbetrug eingebundene – Scheinfirma handelt.87  
Dies ist nicht nur der Fall, wenn der Steuerpflichtige selbst eine Steuerhinter-
ziehung begeht, sondern auch, wenn ein Steuerpflichtiger hätte wissen müssen, 
dass er mit seinem Erwerb an einem Umsatz teilnahm, der im Zusammenhang 
mit einer Mehrwertsteuerhinterziehung steht; sein Kennenmüssen von der 
Existenz eines Hintermanns sowie der potenziellen Einbindung in einen Um-
satzsteuerbetrug ist daher ebenfalls ein Grund für die Vorsteuerversagung.88 
Obwohl Rechte (Vorsteuerabzug) nicht missbräuchlich beansprucht werden dür-
fen, ist diese Ansicht des EuGH – die Versagung des Vorsteuerabzugs bei bloßem 
Wissenmüssen bzw. fahrlässigem Nichtwissen – aufgrund mangelnder gesetzli-
cher Grundlage nicht unumstritten. Da die betreffende EuGH-Rechtsprechung 
                                           
85  S. F. Grube, MwStR 2013, S. 10; W. Birkenfeld, in: Birkenfeld/Wäger, USt-Handbuch, 
§ 171a Rz. 51. 
86  Vgl. EuGH v. 13.2.2014, C-18/13, Maks Pen EOOD, MwStR 2014, 197, Rn. 97, s. dazu 
weiter unter C. III 1. b) „Beweislast beim Versagen des Vorsteuerabzugs“. 
87  EuGH v. 31.1.2013, C-642/11 u. C-643/11, Stroy trans u. LVK-56, DStRE 2013, 740. 
88  EuGH v. 22.10.2015, C-277/14, PPUH Stehcemp, DStRE 2016, 282, Rn. 48f. 
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hinsichtlich des innergemeinschaftlichen Umsatzsteuerkarussellbetrugs eintritt, 
werden die entsprechende Würdigung sowie Kritik im Folgenden erörtert (s. dazu 
unter C. III. 1. a) aa) und 2. b) bb). 
C. Innergemeinschaftlicher Karussellbetrug 
I. Einführung  
Der Ausdruck des innergemeinschaftlichen Karussellbetrugs oder des sog. 
Umsatzsteuerkarussells wird regelmäßig als Schlagwort für die Hinterziehung 
von Umsatzsteuer im Zusammenhang mit innergemeinschaftlicher Lieferung 
genannt.89 In der Kurzbeschreibung basieren Umsatzsteuerkarusselle wesent-
lich auf der Nichtabführung von Umsatzsteuer durch den Leistungserbringer 
bei gleichzeitiger Geltendmachung von Vorsteuerabzug durch den Leistungs-
empfänger in grenzüberschreitenden Lieferketten.90  
Wegen des Merkmals der „Lieferketten in den Mitgliedstaaten“ entstand dieses 
Problem hauptsächlich durch das am 1.1.1993 in Kraft getretene EG-Binnen-
marktgesetz, mit dem der Wegfall der Einfuhrumsatzsteuer bei grenzüber-
schreitendem Warenverkehr innerhalb der EU verbunden war. Mit anderen 
Worten: Diese neue Variante des Umsatzsteuerbetrugs ergab sich wesentlich 
mit der Einführung des EU-Binnenmarktes, der Abschaffung der Zollgrenz-
kontrollen innerhalb der Gemeinschaft und der Ersetzung der Einfuhrumsatz-
steuer durch die Erwerbsbesteuerung unter Beibehaltung der Steuerfreiheit für 
grenzüberschreitende innergemeinschaftliche Lieferungen.91 
Bei Umsatzsteuerkarussellen handelt es sich um einen organisierten Umsatz-
steuerbetrug: Es gibt einen Zusammenschluss mehrerer im Inland und in Staa-
ten der EU ansässigen Strohmänner (Vormänner/Scheinfirmen) sowie echter 
                                           
89  S. T. Schaefer, NJW-Spezial 2007, S. 231; W. Wannemacher, Steuerstrafrecht, Rn. 1105. 
90  S. dazu näher J. Englisch, in: Tipke/Lang, Steuerrecht, § 17 Rz. 463; M. Danzer, Be-
kämpfung von Umsatzsteuerkarussellgeschäften, S. 19; A.A. Aronowitz/D.C.G. Laagland/
G. Paulides, Value-Added Tax Fraud in the European Union, S. 65; D. Hummel, UR 
2014, S. 258f. 
91  Vgl. BT-Drucks 14/4226 v. 23.10.2000, S. 216f.; Bundeskriminalamt, Bundeslagebild 
Organisierte Kriminalität 2001, S. 18; A. Dathe, Umsatzsteuerhinterziehung, S. 10; G. 
Mittler, UR 2001, S. 385; W. Widmann, UR 2005, S. 14; W. Reiß, FS für Heinrich List 
2015, S. 154f. 
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Unternehmer (Tatbeteiligte), die grenzüberschreitende Handelsketten mit 
hochwertigen aber einfach zu bewegenden Liefergegenständen (z. B. Compu-
terbauteile92, Handys oder die großen Waren wie Luxusfahrzeuge93) oder im-
materiellen Wirtschaftsgütern (z. B. Emissionsrechte94) aufbauen, um die am 
Beginn der Kette im Land entstehenden Umsatzsteuern zu hinterziehen und 
sogar den gleichen Steuerbetrag – in der nächsten Lieferstufe – als Vorsteuer 
vom Finanzamt erstattet zu bekommen. Es bedeutet, dass durch Missbrauch der 
Regelungen für die Umsatzbesteuerung von grenzüberschreitenden Lieferketten 
der Unternehmer in den Genuss des Vorsteuerabzugs gelangt, ohne dass die in 
der Kette entstehende Umsatzsteuer angemeldet bzw. entrichtet wird. 95 
Dadurch wurde das Karussellgeschäft als eine der Hauptursachen des Umsatz-
steuerausfalls identifiziert.96 
Da die Waren häufig am Ende der Lieferkette (im Inland) wieder bei der ur-
sprünglich liefernden (EU-)Auslandsfirma ankommen und mithin erneut in die-
sen Kreislauf eingebracht werden, wird die Bezeichnung als „Karussell“ einge-
führt (ein sog. echtes grenzüberschreitendes Umsatzsteuerkarussell).97 Die cha-
rakteristische Eigenschaft eines Karussells ist es, sich im Kreise zu drehen; 
deshalb wird bei typischen Karussellgeschäften immer mit denselben Waren im 
geschlossenen Warenkreislauf gehandelt, um Umsatzsteuer und Vorsteuerer-
stattungsansprüche zu erschleichen. 
Unter Ausnutzung der nicht an den Fiskus abgeführten Umsatzsteuer und des 
Vorsteuerabzugs werden die Waren zur Weiterveräußerung erheblich unter 
dem regulären Marktpreis angeboten. Dabei führt dieser durch Karussellge-
                                           
92  Vgl. BGH v. 30.6.2005, 5 StR 12/05, NStZ 2006, 44; v. 6.9.2006, 5 StR 156/06, 
NStZ-RR 2006, 377. 
93  Zum Fall des Handels mit Kraftfahrzeugen, vgl. M. Kemper, UR 2005, S. 3f. 
94  Zum Fall des Handels mit sog. CO2-Emissionszertifikaten, s. dazu R. Hickel, Wirt-
schaftsdienst 2010, S. 588; B. Groß, ZIS 2012, S. 466; D. Kaiser/D. Hummel, PStR 
2015, S. 265ff. 
95  Vgl. T. Schaefer, NJW-Spezial 2007, S. 231; D. Nöhren, Hinterziehung von Umsatz-
steuer, S. 252. 
96  Vgl. D. Nordhoff, Umsatzsteuerausfall und Umsatzsteuerbetrug, S. 41.  
97  Vgl. W. Reiß, FS für Heinrich List 2015, S. 155; D. Nöhren, Hinterziehung von Um-
satzsteuer, S. 253; T. Schaefer, NJW-Spezial 2007, S. 231; weiter auch Bundeskrimi-
nalamt, Bundeslagebild Organisierte Kriminalität 2000, S. 28, im Internet unter: 
https://www.bka.de/SharedDocs/Downloads/DE/Publikationen/JahresberichteUndLagebil
der/OrganisierteKriminalitaet/organisierteKriminalitaetBundeslagebild2000.html?nn=2798
8 (Abruf v. 1.11.2016). 
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schäfte manipulierte Preisverfall nicht nur zu Steuerausfällen, sondern auch für 
die legale Wirtschaft zu ernsthaften Wettbewerbsverzerrungen: Je öfter die 
Ware ein solches Karussell durchläuft, desto billiger kann sie an Endabnehmer 
gelangen. Dies hat zur Folge, dass sich nicht nur der Gewinn von dubiosen 
Unternehmern, sondern auch der Umsatzsteuerausfall des Staats maximiert98. 
Der redliche Unternehmer wird daher das Opfer dieses wettbewerbsverzerren-
den Steuerbetrugs.99 
Da der Begriff des Umsatzsteuerkarussells nicht legal definiert ist, werden in 
der betreffenden Literatur unterschiedliche Sachverhalte – abgeleitet von in der 
Praxis anzutreffenden Fällen – unter dem Begriff erfasst.100 Im Folgenden 
werden deshalb die beispielhaften Umschreibungen und Strukturen von Karus-
sellgeschäften sowie der einschlägige Rechtsstreit nach vorhandenen Recht-
sprechungen dargestellt. 
II. Funktionsweise des Umsatzsteuerkarussells 
1. Systemimmanente Voraussetzungen für die Entstehung der 
Karussellgeschäfte 
a) Schwachstellen des Vorsteuerabzugssystems 
Die wesentliche Ursache bzw. Voraussetzung für die Karussellgeschäfte ist die 
illegale Ausnutzung der Schwäche des derzeitigen Umsatzsteuersystems, näm-
lich der Vorsteuerabzug sowie das Bestimmungslandprinzip bei innergemein-
schaftlichen Lieferungen innerhalb der EU.101 Da es aus Sicht der Praktikabi-
lität der Besteuerung technisch nicht möglich wäre, die Umsatzsteuer direkt 
vom Endverbraucher zu erheben, obliegt die Entrichtung der Umsatzsteuer 
grundsätzlich dem Unternehmer. Nach dem System der Allphasen-Netto-
umsatzsteuer mit Vorsteuerabzug wird die Umsatzsteuer als indirekte Ver-
brauchsteuer durch den Vorsteuerabzug auf den Abnehmer überwälzt und be-
                                           
98  S. dazu Bundeskriminalamt, Bundeslagebild Organisierte Kriminalität 2001, S. 19; B. 
Blottko-Rondorf/J. Sotiriu, SteuerStud 6/2010, S. 257. 
99  Vgl. M. Muhler, wistra 2009, S. 1; M. Kemper, UR 2005, S. 2; M. Danzer, Bekämpfung 
von Umsatzsteuerkarussellgeschäften, S. 42; R. Müller, ZRP 1975, S. 51. 
100  Vgl. S. Rolletschke, Steuerstrafrecht, Rn. 185. 
101  Vgl. B. Blottko-Rondorf/J. Sotiriu, SteuerStud 6/2010, S. 256. 
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lastet wirtschaftlich grundsätzlich den Endverbraucher. Im Hinblick auf das 
Besteuerungsverfahren kommt es dann auf jeder Umsatzstufe zu einer diesbe-
züglichen Steuerfestsetzung und -erhebung, deshalb liegt in der Unterneh-
menskette ein umfangreicher Zahlungs- und Verrechnungskreislauf mit vielfa-
chen Buchungen oder Rechnungsausstellungen vor. Die große Anzahl der Um-
satzstufen führt nicht nur zu erheblicher bürokratischer Belastung der Finanz-
verwaltung und dem Unternehmen, sondern auch zu Verschleierungsmöglich-
keit – vor allem durch die manipulierten (Schein-)Rechnungen – für die Um-
satzsteuerbetrüger.102 
Ein weiteres Problem besteht im Verhältnis zwischen der tatsächlich nicht ab-
geführten Umsatzsteuer des Leistungserbringers und dem geltend gemachten 
Vorsteuerabzug des Leistungsempfängers. Der Unternehmer (hier: Leistungs-
empfänger) kann im Zeitpunkt der Eingangsleistung den Vorsteuerabzug end-
gültig beanspruchen, denn das Recht auf Vorsteuerabzug ist unabhängig davon, 
ob sein Vorlieferant (Leistungserbringer) die von ihm in Rechnung gestellte 
Umsatzsteuer an den Fiskus tatsächlich abgeführt hat. Dieses sog. Prinzip des 
Vorsteuersofortabzugs begründet die hohe Betrugsanfälligkeit der Umsatzsteu-
er, und die Teilnehmer des Systems machen sich dies durch ein Umsatzsteuer-
karussell zunutze. Ob z. B. der Leistungserbringer von vornherein geplant hat, 
dem Finanzamt die Umsätze zu verschweigen, oder eine zutreffende Voran-
meldung zwar abzugeben, jedoch die zu entrichtende Umsatzsteuer nicht zu 
bezahlen, bleibt für den Vorsteueranspruch des Leistungsempfängers grund-
sätzlich ohne Einfluss.103 
b) Missbrauchmöglichkeit bei innergemeinschaftlichen 
Lieferungen 
Neben dem vorstehenden Vorsteuerabzugsmissbrauch wird bei grenzüber-
schreitenden Sachverhalten noch die technische Umsetzung des Bestimmungs-
landprinzips ausgenutzt. Nach diesem Prinzip müssen alle Leistungen (inner-
                                           
102  Vgl. A. Gebauer, Steuerausfälle im Bereich der Mehrwertsteuer, S. 36; M. Kemper, 
NZWiSt 2015, S. 441; A. Dathe, Umsatzsteuerhinterziehung, S. 75f. 
103  Zur Betrugsanfälligkeit des Sofortabzugs der Vorsteuer s. weiter H. Nieskens, UR 2001, 
S. 474; G. Mittler, UR 2001, S. 385f.; J. Pahne, UR 2011, S. 253f.; M. Schmidt, Die 
Nichtabführung von Umsatzsteuer als Straftat, S. 17; A. Dathe, Umsatzsteuerhinterzie-
hung, S. 76; H. Leitl, Maßnahmen zur Sicherung des Umsatzsteueraufkommens, S. 65. 
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gemeinschaftliche Lieferungen) an den Grenzen freigestellt werden.104 Dem-
entsprechend ist die innergemeinschaftliche Lieferung im Ursprungsland be-
kanntlich steuerfrei (vgl. § 4 Nr. 1b, § 6a UStG), während der innergemein-
schaftliche Erwerb eines Gegenstands, den ein Unternehmer (Abnehmer) im 
Inland (bzw. Bestimmungsland) gegen Entgelt tätigt, der Umsatzsteuer unter-
liegt (vgl. § 1 I Nr. 5 UStG). Da der innergemeinschaftliche Erwerb regelmäßig 
steuerpflichtig ist, wird Steuerschuldner der innergemeinschaftliche Erwerber 
(der Leistungsempfänger im Bestimmungsland) selbst (vgl. § 13a I Nr. 2 
UStG).105 Die Missbrauchsfälle bei innergemeinschaftlichen Lieferungen tre-
ten daher grundsätzlich durch die Kombination von dem Vortäuschen innerge-
meinschaftlicher Lieferung im Ursprungsland und dem Verschleiern des Er-
werbs im Bestimmungsland auf.106 
Seit Abschaffung der EU-Grenzkontrollen zum 1.1.1993 sind grenzüberschrei-
tende Handelsketten nur schwer zu überprüfen, und damit ist die Umsatzsteuer 
besonders missbrauchsanfällig bei der grenzüberschreitenden Abwicklung:  
a) Die Aufdeckung der Betrugsketten wird aufgrund fehlender Grenzkon-
trollen erschwert, weil die zwischenstaatliche Zusammenarbeit (z. B. im 
zwischenstaatlichen Auskunftsverkehr) langwierig und schwerfällig 
ist;107  
b) es wird ermöglicht, Ware ohne Vorsteuerbelastung zu erwerben, weil die 
innergemeinschaftliche Lieferung steuerfrei ist und der innergemein-
schaftliche Erwerb in der Regel mit einer Vorsteuervergütung in gleicher 
Höhe korrespondiert. Es ist damit möglich, die selbst geschuldete Um-
satzsteuer (als Missing Trader) zu hinterziehen, ohne dass damit auch ein 
Vorsteuervergütungsanspruch verloren ginge (s. das nachfolgende Bei-
spiel, Phase 1).  
Es liegt ein weiteres Problem – ähnlich wie obige Schwachstellen des Vorsteu-
erabzugssystems – darin, dass es keine materielle Voraussetzung für die Be-
freiung der innergemeinschaftlichen Lieferung (von der Steuer im Herkunfts-
                                           
104  Vgl. M. Kemper, NZWiSt 2015, S. 441f. 
105  Vgl. A. Merkt, UR 2008, S. 757; D. Nordhoff, Umsatzsteuerausfall und Umsatzsteuer-
betrug, S. 38. 
106  Vgl. W. Reiß, FS für Heinrich List 2015, S. 154f.; B. Heuermann, DStR 2015, S. 1416. 
107  Vgl. M. Danzer, Bekämpfung von Umsatzsteuerkarussellgeschäften, S. 44; H. Leitl, 
Maßnahmen zur Sicherung des Umsatzsteueraufkommens, S. 62f. 
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taat) ist, ob der innergemeinschaftliche Erwerb im Bestimmungsland tatsäch-
lich besteuert und erhoben wird.108 Bei einem niedrigen Entdeckungsrisiko be-
gründet diese Rechtslage die Gefahr, dass einerseits die innergemeinschaftliche 
Verbringung für Lieferer im Herkunftsstaat steuerfrei ist, und andererseits der 
innergemeinschaftliche Erwerber (Empfänger) dem Finanzamt des Bestim-
mungsstaats die Umsätze verschweigt und die korrespondierende Mehrwert-
steuer nicht entrichtet. Unter Ausnutzung der offenen Grenzen des Binnen-
marktes und des Bestimmungslandprinzips sind die Manipulationsmöglichkei-
ten bei grenzüberschreitenden Lieferungen immens angestiegen.109 
2. Beispielfall 
a) Ablauf und Beteiligte eines Umsatzsteuerkarussells 
Unter Berücksichtigung der aktuellen Judikatur können Karussellgeschäfte 
zwar in verschiedenartigen Varianten vorkommen, jedoch laufen die typischen 
Grundfälle regelmäßig nach folgendem Muster (von Phase 1 bis Phase 5) mit 
der grafischen Darstellung (unter Abbildung 1) sowie dem Kalkulationsbeispiel 
(unter Abbildung 2) ab:110 
Phase 1: Holländischer Unternehmer A an deutschen Unternehmer B 
Der im EU-Mitgliedstaat angemeldete Unternehmer A (der sog. „Initiator“), 
der zur Reduzierung der Transportkosten und Erhöhung der Rotationsge-
schwindigkeit meistens in einem an Deutschland angrenzenden Nachbarland 
(hier: Niederlande) sitzt, liefert kleine, aber hochwertige Waren – wie z. B. 
Tablet-PCs, Smartphones oder andere, ähnliche Elektronikgeräte – zu einem 
regulären Marktpreis beispielsweise von 1.000 Euro an den in Deutschland an-
                                           
108  Vgl. EuGH v. 27.9.2007, C-409/04, Teleos, DStRE 2008, 109, Rn. 70f.; H. Stadie, 
UStG, § 6a Rn. 22; C. Sterzinger, DStR 2015, S. 2641. 
109  Vgl. A. Merkt, UR 2008, S. 758; C. Becker/K. Bizer, Volkssport Steuerhinterziehung, S. 3; 
D. Birk/M. Desens/H. Tappe, Steuerrecht, Rn. 1740; A.A. Aronowitz/D.C.G. Laagland/G. 
Paulides, Value-Added Tax Fraud in the European Union, S. 56f. 
110  Ein modifiziertes Beispiel nach BT-Drucks 14/4226 v. 23.10.2000, S. 217; BFH v. 
29.11.2004, VB 78/04, DStR 2005, 519; H. Fuchtel, Stbg 2001, S. 357; M. Füllsack, 
DStR 2006, S. 456f.; H. Kußmaul/K. Hilmer, SteuerStud 10/2006, S. 527f.; M. Muhler, 
wistra 2009, S. 2ff.; B. Blottko-Rondorf/J. Sotiriu, SteuerStud 6/2010, S. 257f.; M. 
Gehm, NJW 2012, S. 1257f.; S. Rolletschke, Steuerstrafrecht, Rn. 185f.; D. Nöhren, 
Hinterziehung von Umsatzsteuer, S. 254ff.; M. Danzer, Bekämpfung von Umsatzsteu-
erkarussellgeschäften, S. 33ff. 
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sässigen Unternehmer B. Da es sich für den Unternehmer A um eine steuerfreie 
innergemeinschaftliche Lieferung handelt, muss er dem Unternehmer B keine 
Umsatzsteuer in Rechnung stellen.  
Hingegen ist Unternehmer B als innergemeinschaftlicher Erwerber dazu ver-
pflichtet (vgl. § 1 I Nr. 5 i.V.m. § 13a I Nr. 2 UStG), die im Rahmen des in-
nergemeinschaftlichen Erwerbs anfallende Umsatzsteuer in Deutschland an das 
Finanzamt zu entrichten; allerdings kann er den Steuerbetrag – grundsätzlich 
im gleichen Voranmeldungszeitraum – direkt als Vorsteuer wieder abziehen 
(vgl. § 15 I Nr. 3 UStG). Durch den gleichzeitigen Vorsteuerabzug liegt eigent-
lich auch ein umsatzsteuerfreier innergemeinschaftlicher „Erwerb“ vor, obwohl 
terminologisch die Umsatzsteuerfreiheit nur bei der Lieferung, nicht aber beim 
Erwerb gegeben ist.111 Eine Umsatzsteuerminderung ist mithin in dieser Fall-
konstellation grundsätzlich ausgeschlossen.112 Im Ergebnis kann B die Waren 
ohne Umsatzsteuer erhalten und mithin den Kaufpreis von 1.000 Euro als Net-
topreis berechnen. Unter diesen Umständen veräußert B die Waren zu einem 
günstigeren Preis zuzüglich Umsatzsteuer weiter an einen anderen Unterneh-
mer (hier: Unternehmer C).  
Da der Unternehmer B, wie von vornherein geplant, verschwinden will, ohne 
die auf die Weiterlieferung anfallende Umsatzsteuer anzumelden oder zu ent-
richten, wird er als „Missing Trader“ bezeichnet. Sein Zweck ist es, Rechnun-
gen mit Umsatzsteuerausweis auszustellen, die dem nachfolgenden Glied der 
Lieferkette (C1) den Vorsteuerabzug ermöglichen. 113 Meist handelt er als 
Scheinunternehmen oder Briefkastenfirma, der sein Unternehmen mit einem 
Fantasienamen betreibt und lediglich über eine Handy-Nummer erreichbar ist. 
Die auf der Rechnung von ihm angegebene Adresse ist meistens lediglich eine 
Postfachadresse. Um die Entdeckungs- und Verfolgungsmöglichkeiten zu ver-
kleinern, verzichten solche Unternehmer regelmäßig darauf, einen auf Dauer 
angelegten Geschäftsbetrieb einzurichten. Typischerweise sind sie vermögens-
los mit Sitz in einem anonymen Bürocenter und existieren lediglich auf dem 
                                           
111  Die Erwerbsbesteuerung ist somit beim Erwerber (hier: Unternehmer B) eigentlich nur 
ein „Nullsummenspiel“, s. B. Blottko-Rondorf/J. Sotiriu, SteuerStud 6/2010, S. 257; H. 
Schaumburg/S. Peters, Internationales Steuerstrafrecht, Rn. 17.41; H. Leitl, Maßnahmen 
zur Sicherung des Umsatzsteueraufkommens, S. 61. 
112  Vgl. D. Nordhoff, Umsatzsteuerausfall und Umsatzsteuerbetrug, S. 37. 
113  Vgl. A. Dathe, Umsatzsteuerhinterziehung, S. 11. 
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Papier. Dadurch können sie schnell und spurlos verschwinden, sowie das Fi-
nanzamt gegen sie ermittelt.114  
Diese in Form der Strohfirmen vorliegenden Missing Trader werden tatsächlich 
neu gegründet oder häufig nur auf dem Papier erfunden, und ihre Aufgabe ist 
lediglich die Ausstellung von Schein- bzw. Abdeckrechnungen. Zur Verschleie-
rung der ursprünglichen Warenherkunft, der Leistungsstufen und Zahlungsströ-
me (des sog. Cashflows) werden diese Scheinrechnungen in der Lieferkette – oft 
durchorganisiert durch den Missing Trader – umfangreich ausgenutzt. 115 
Dadurch werden die angeblich gelieferten Waren möglicherweise nicht in dem 
Umsatzsteuerkarussell tatsächlich bewegt, sondern auf dem Papier – auf Schein-
rechnungen, die zwischen den Karussellteilnehmern ausgetauscht werden – in 
den Handelsketten hin- und hergeschoben.116  
Phase 2: Deutscher Unternehmer B an deutschen Unternehmer C1 
Um die mit 1.000 Euro erworbene Ware künstlich zu verbilligen, behandelt 
Unternehmer B bei der Preisberechnung seinen Einkaufspreis von 1.000 Euro 
als Bruttowert – er macht nämlich hier aus dem Nettopreis (1.000 Euro) einen 
Bruttopreis: er schlägt auf diesen Preisbetrag (1.000 Euro) eine Gewinnmarge 
von beispielsweise 20 Euro (grundsächlich als Provision) auf und veräußert die 
gleiche Ware unmittelbar weiter an den auch in Deutschland ansässigen Unter-
nehmer C1 (sog. Puffer). Der in Rechnung gestellte Gesamtverkaufpreis 
(Rechnungsbetrag) in Höhe von 1.020 Euro (Preisbetrag 1.000 Euro + Ge-
winnmarge 20 Euro) ergibt sich aus dem Nettopreis von 857 Euro zuzüglich 
der Umsatzsteuer von 163 Euro.117 Beim steuerehrlichen Handeln bzw. nach 
Entrichtung der Umsatzsteuer von 163 Euro würde der Missing Trader B daher 
einen Verlust von 143 Euro machen (857 Euro ./. 1.000 Euro); jedoch ver-
                                           
114  Vgl. M. Muhler, wistra 2009, S. 3; A. Merkt, UR 2008, S. 757f.; H. Leitl, Maßnahmen 
zur Sicherung des Umsatzsteueraufkommens, S. 57; D. Nöhren, Hinterziehung von 
Umsatzsteuer, S. 255. 
115  In diesen Fällen verbleibt oft die tatsächlich existierende Ware zwar beim Ausgangslie-
feranten, aber mittels gefälschter Frachtpapier wird die Warenbewegung vorgetäuscht, s, 
D. Nöhren, Hinterziehung von Umsatzsteuer, S. 253; BGH v. 5.2.2014, 1 StR 422/13, 
MwStR 2014, 278, Rn. 4. 
116  Vgl. M. Danzer, Bekämpfung von Umsatzsteuerkarussellgeschäften, S. 41f. 
117  Der Umstand könnte daher für ein USt-Karussell sprechen, wenn der Unternehmer an 
einen Dritten unter dem Marktpreis liefert oder der Unternehmer unter dem marktübli-
chen Preis einkauft, oder wenn der dem Unternehmer in Rechnung gestellte Preis nied-
riger ist als der, zu dem sein Lieferant eingekauft hat, s. M. Braun, PStR 2005, S. 61. 
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schweigt er dem Finanzamt diese Umsätze und entrichtet die Umsatzsteuer 
ebenfalls nicht, deshalb können ihm zumindest 20 Euro Gewinn verbleiben 
(1.020 Euro ./. 1.000 Euro). Die Umsatzsteuer wird von vornherein planmäßig 
dazu benutzt, um den Weiterverkauf der Ware billiger anbieten zu können; der 
Abnehmer der Weiterlieferung ist damit der wirtschaftliche Nutznießer der Ge-
staltung.118  
Demgegenüber tätigt C1 (oder C2) grundsätzlich ein ganz gewöhnliches Han-
delsgeschäft und zahlt die Umsatzsteuer pünktlich und in der vollen Höhe.119 
Grundsätzlich hat C1 auch das Recht, den in der Rechnung des B ausgewiese-
nen Steuerbetrag von 163 Euro als Vorsteuer abzuziehen (zum Ausnahmefall s. 
unter III. 1. „Die Versagung des Vorsteuerabzugs“).  
Bei der Funktionsweise eines Umsatzsteuerkarussells steht C1 (oder C2) – als 
Zwischenhändler – zwischen dem Unternehmer B (Missing Trader) und dem 
Unternehmer D (Exporteur), der im Wege einer innergemeinschaftlichen Lie-
ferung die Rückführung der Waren in das Herkunfts-EU-Ausland (hier: Nie-
derlande) veranlasst (s. unter Phase 4).120 Da seine Geschäfte wie ein ganz 
normales Handelsgeschäft aussehen, erschwert dies dem Finanzamt, die kom-
plette Lieferkette zu erkennen. Hauptsachlich dient C1 (oder C2) nur zur Ab-
schirmung bzw. Verschleierung des Warenkreislaufs, von daher kommt seine 
Bezeichnung als „Puffer“ (oder der englische Ausdruck „Buffer“).121 Im Ver-
gleich zum Missing Trader ist der Puffer daher nicht notwendig für das Funk-
tionieren des Karussells und häufig ein gutgläubiger Unternehmer.122 
Phase 3: Deutscher Unternehmer C1 an deutschen Unternehmer C2 
Um die Kettengeschäfte noch weiter zu verschleiern und auch die Ermittlung 
der Strafverfolgungsbehörden in solchen Fällen zu behindern, werden mehrere 
Puffer (Puffer 1, Puffer 2, Puffer 3, etc.) hintereinander geschaltet. Mit anderen 
Worten: Je professioneller die Ketten organisiert sind, desto mehr Puffer wer-
den eingesetzt.123  
                                           
118  S. F. Huschens, SteuK 2012, S. 480; A. Dathe, Umsatzsteuerhinterziehung, S. 13. 
119  S. M. Braun, PStR 2005, S. 58. 
120  S. M. Muhler, wistra 2009, S. 5. 
121  S. C. Weber, UR 2003, S. 426; B. Blottko-Rondorf/J. Sotiriu, SteuerStud 6/2010, S. 257; 
F. Eder, NZWiSt 2014, S. 92. 
122  S. M. Gehm, NJW 2012, S. 1257; A. Dathe, Umsatzsteuerhinterziehung, S. 14f. 
123  S. B. Groß, ZIS 2012, S. 466; D. Nöhren, Hinterziehung von Umsatzsteuer, S. 258. 
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Hierzu schlägt C1 auf den Kaufpreis (1.020 Euro) auch eine Gewinnmarge von 
20 Euro auf und verkauft die gleiche Ware an den anderen Puffer (C2) mit Sitz 
in Deutschland. C2 überweist deshalb einen Gesamtkaufpreis in Höhe von 
1.040 Euro (874 Euro Nettokaufpreis zuzüglich 166 Euro USt). C1 erklärt die 
Umsatzsteuer von 166 Euro aus der von ihm gestellten Rechnung in seinen 
Umsatzsteuervoranmeldungen und verrechnet sie (166 Euro) mit der von ihm 
an B bezahlten Umsatzsteuer (der sog. Vorsteuer) von 163 Euro. Im Ergebnis 
führt C1 die Zahllast von 3 Euro (166./.163 = 3) an das Finanzamt ab. Ebenfalls 
kann C2 die in der Rechnung des C1 ausgewiesene Umsatzsteuer von 166 Euro 
als Vorsteuer in seiner Umsatzsteuervoranmeldung abziehen. 
Phase 4: Deutscher Unternehmer C2 an deutschen Unternehmer D 
Der deutsche Unternehmer D ist ein sog. Exporteur oder Distributor, der als die 
letzte Gesellschaft in der Kette vor allem die Rückführung des Gegenstandes in 
die ursprünglich liefernde EU-Auslandsfirma (hier: der oben genannte hollän-
dische Unternehmer A) verwirklicht.124 Seine Hauptaufgabe ist deshalb, die 
Ware vom Puffer anzukaufen und sie nicht an eine in Deutschland geschäfts-
ansässige Firma, sondern an ein Unternehmen mit Sitz im EU-Ausland zu ver-
äußern. Somit gelangt die Ware zurück an das erste Glied der Lieferketten 
(zum Unternehmer A) und mithin kann der Warenkreislauf wieder von neuem 
beginnen. 
Wie beim Puffer handelt es sich beim Unternehmer D regelmäßig um ein ganz 
normales Unternehmen, das der betreffenden Umsatzsteuerpflicht ordnungs-
mäßig nachkommt. Hier schlägt C2 auf den Kaufpreis (1.040 Euro) auch eine 
Gewinnmarge von 20 Euro auf und verkauft die gleiche Ware an den deutschen 
Unternehmer D. Dafür zahlt D einen Gesamtkaufpreis in Höhe von 1.060 Euro 
(891 Euro Nettokaufpreis zuzüglich 169 Euro USt). Nach der Verrechnung von 
Umsatzsteuer (169 Euro) und Vorsteuer (166 Euro) führt C2 die Zahllast von 3 
Euro (169./.166 = 3) an das Finanzamt ab. Die von ihm an C2 bezahlte Um-
satzsteuer (169 Euro) kann D auch als Vorsteuer in seiner Umsatzsteuervoran-
meldung abziehen. Im Ergebnis erhalten der Exporteur und der Puffer – als 
Beteiligte eines Umsatzsteuerkarussells – grundsätzlich die abgeführte Vor-
steuer vom Finanzamt erstattet. 
                                           
124  S. M. Muhler, wistra 2009, S. 6; A. Dathe, Umsatzsteuerhinterziehung, S. 12. 
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Phase 5: Deutscher Unternehmer D wieder an holländischen Unternehmer A 
Zur Rückführung des Gegenstandes an den Kettenanfang veräußert D die glei-
che Ware wieder an A; deswegen kann A eine neue „Karussellrunde“ beginnen. 
Mithilfe eines geschlossenen Kreislaufs – sowie einem kollusiven Zusammen-
wirken125 – wird die gleiche Ware ein oder mehrmals im Kreis geliefert, wes-
halb dieser Beispielfall als „echtes“ Umsatzsteuerkarussell bezeichnet wird.126 
Demgegenüber findet sich in der Praxis aber auch nur eine einzelne Lieferkette 
(das sog. „Streckengeschäft“ oder „Kettengeschäft“), in der D die Waren steu-
erfrei in das übrige Gemeinschaftsgebiet oder in das Drittlandsgebiet an einen 
anderen Unternehmer liefert, oder – wie die Puffer – in Deutschland weiter-
verkauft. Deshalb ist es nicht zwingend, dass der Liefergegenstand tatsächlich 
wieder an den ersten Lieferanten zurückgelangt. Dabei handelt es sich lediglich 
um einen sog. „Erwerbsbetrug“.127  
Hierbei handelt es sich um eine steuerfreie innergemeinschaftliche Lieferung; 
deshalb berechnet D dem holländischen A keine Umsatzsteuer. Dazu schlägt D 
eine Gewinnmarge von 20 Euro nicht auf den Bruttopreis (1.060 Euro), son-
dern direkt auf den Nettopreis (891 Euro) auf und liefert die Ware zum Ge-
samtverkaufspreis in Höhe von 911 Euro (891+20 = 911) wieder an den A. 
Aufgrund der Steuerfreiheit für innergemeinschaftliche Lieferungen führt der 
Unternehmer D keine Umsatzsteuer an das Finanzamt ab, während es ihm die 
bei dem Kauf vom C2 angefallene Vorsteuer von 169 Euro erstattet. 
Mit dieser Vorgehensweise wird die innerhalb des Umsatzsteuerkarussells 
kreisende Ware eindeutig billiger: Im Beispielfall ist der Kaufpreis von 1.000 
Euro (der ursprüngliche Marktpreis) auf 911 Euro explizit gefallen. Da die 
Waren im Kreislauf immer billiger angeboten werden können, entstehen dem 
steuerehrlichen Unternehmen erhebliche Wettbewerbsnachteile. 
                                           
125  Damit agieren alle Beteiligten vorsätzlich hinsichtlich der Umsatzsteuerhinterziehung, 
vgl. F. Eder, NZWiSt 2014, S. 91. 
126  Vgl. H. Graf/M. Bisle, INF 2006, S. 222; T. Schaefer, NJW-Spezial 2007, S. 231; F. 
Eder, NZWiSt 2014, S. 90f. 
127  Dazu liegt meist keine Kooperationsform der beteiligten Unternehmen an der Liefer-
kette vor; vielmehr tätigt nur der Missing Trader (B) Umsätze mit Steuerbetrugsabsicht, 
vgl. F. Huschens, SteuK 2012, S. 481; F. Bielefeld, wistra 2007, S. 9; D. Nöhren, Hin-
terziehung von Umsatzsteuer, S. 256. 
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b) Grafische und kalkulierende Darstellung 
Im Überblick zeigen dies die grafischen und kalkulierenden Darstellungen des 
obigen Beispielfalls (Abbildung 1 und 2): 













Puffer 1/  
 C1 







§ 1a UStG 
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Lieferung / 
Steuerfrei, § 6a UStG 
 
2. Inlandslieferung /  USt-Pflicht 
3. Inlandslieferung /  USt-Pflicht 
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VSt Zahllast  
Phase 1 A an B 1000 € – – – – 
Phase 2 B an C1 1020 € (1000+20) 857 € 163 € – 163 € (B) 
Phase 3 C1 an C2 1040 € (1020+20) 874 € 166 € 163 € (C1) 3 € (C1) 
Phase 4 C2 an D 1060 € (1040+20) 891 € 169 € 166 € (C2) 3 € (C2) 
Phase 5 D an A 911 € (891+20) – – 169 € (D) – 
Abbildung 2: Kalkulationsbeispiel Umsatzsteuerkarussell 
III. Steuerrechtliche Sanktionskonsequenz 
Da sich Puffer (C1, C2) und auch Exporteur (D) in einem Umsatzsteuerkarus-
sell regelmäßig wie bei jedem normalen Handelsgeschäft verhalten, verrechnet 
der Puffer die – beim Ankauf vom Missing Trader – bezahlte Umsatzsteuer als 
Vorsteuer mit der – beim Weiterverkauf an den anderen Puffer oder Expor-
teur – eingenommenen Umsatzsteuer und führt die Differenz (Zahllast) an das 
Finanzamt ab. Ebenfalls darf der Exporteur bei der innergemeinschaftlichen 
Lieferung aufgrund der Umsatzsteuerfreiheit keine Umsatzsteuer berechnen 
und kann das Finanzamt direkt auffordern, die – bei der Anschaffung vom Puf-
fer – verauslagte Vorsteuer zu erstatten. 
Jede weitere Geltendmachung der Vorsteuer durch den Puffer sowie einer Um-
satzsteuerbefreiung (für innergemeinschaftliche Lieferungen) durch den Ex-
porteur verschärft zusammen mit der vom Missing Trader hinterzogenen Um-
satzsteuer die Steuerausfälle. Um die von Puffer und Exporteur verursachten 
Schäden zu vermeiden bzw. um die Umsatzsteuerausfälle aufgrund der durch 
den Missing Trader hinterzogenen Umsatzsteuer auszugleichen, versagt das 
Finanzamt den Vorsteuerabzug und die Steuerbefreiung.128 Das Problem liegt 
darin, ob oder wie das Finanzamt die Vorsteuererstattungsansprüche und die 
                                           
128  Vgl. F. Bielefeld, DStR 2006, S. 355. 
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Steuerfreiheit beim Vorliegen des Umsatzsteuerkarussells aberkennen kann. 
Dazu werden im Folgenden die betreffenden Rechtsprechungen (insbesondere 
vom EuGH) kritisch dargestellt. 
1. Die Versagung des Vorsteuerabzugs
a) Entwicklungen der Rechtsprechung
aa) Rechtsprechung des EuGH 
Die Versagung des Vorsteuerabzugs bei der Mitwirkung an einem Umsatz-
steuerkarussell wird seit 2006 durch das EuGH-Urteil mehrmals bestä-
tigt.129 Zunächst führte der EuGH mit Urteil vom 29.4.2004 an, dass das Ziel 
der Bekämpfung von Mehrwertsteuerhinterziehungen 130 bereits von der 6. 
EG-Richtlinie (jetzt: MwStSystRL) anerkannt und gefördert wird131. Dement-
sprechend hat der EuGH in seinem Urteil vom 12.1.2006 dem Unternehmer 
(Puffer) den Vorsteuerabzug versagt, wenn er wusste oder hätte wissen müssen, 
dass die an ihn ausgeführte Lieferung in ein – vom Rechnungsaussteller (Mis-
sing Trader) oder einem anderen Wirtschaftsteilnehmer auf einer vorhergehen-
den Umsatzstufe der Leistungskette begangenes – Umsatzsteuerkarussell ein-
bezogen war.132 Dadurch kann die Summe der erstatteten Vorsteuern in der 
Lieferkette nicht größer als die der eingenommenen Umsatzsteuern sein und die 
Steuerausfälle werden damit kompensiert.133  
129  S. z. B. EuGH v. 13.2.2014, C-18/13, Maks Pen EOOD, MwStR 2014, 197 m. Anm. F. 
Grube; v. 31.1.2013, C-642/11 u. C-643/11, Stroy trans u. LVK-56, DStRE 2013, 740; 
v. 6.12.2012, C-285/11, Bonik EOOD, DStRE 2013, 803; v. 6.9.2012, C-324/11, Gábor
Tóth, UR 2012, 851; v. 21.6.2012, C-80/11 u. C-142/11, Mahagében Kft. u. Péter Dávid,
UR 2012, 591 m. Anm. S. Maunz u. C. Sterzinger; v. 6.7.2006, C-439/4 u. C-440/4,
Axel Kittel u. Recolta Recycling SPRL, UR 2006, 594 m. Anm. C. Wäger; v. 12.1.2006,
C-354/3, C-355/3 u. C-484/3, Optigen Ltd u.a., UR 2006, 157 m. Anm. D. Kellersmann.
130  Der Begriff „Mehrwertsteuerhinterziehung“ in der deutschen Übersetzung wird hier 
erkennbar nicht technisch im strafrechtlichen Sinn des § 370 AO vom EuGH verwendet, 
sondern soll ein rechtswidriges missbräuchliches Verhalten kennzeichnen, s. W. Reiß, 
FS für Volkmar Mehle 2009, S. 524. 
131  EuGH v. 29.4.2004, C-487/01 u. C-7/02, Gemeente Leusden u. Holin Groep, UR 2004, 
302, Rz. 76. 
132  EuGH v. 12.1.2006, C-354/3, C-355/3 u. C-484/3, Optigen Ltd u.a., UR 2006, 157 m. 
Anm. D. Kellersmann. 
133  Vgl. F. Bielefeld, DStR 2006, S. 356. 
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Im vorgenannten Beispielfall (Abbildung 1) stand für dieses EuGH-Urteil fest, 
dass zumindest C2, der sich nicht unmittelbar auf betrugsbehaftete Lieferung 
(hier: die Lieferung von B an C1) bezog, die beim Ankauf vom C1 bezahlte 
Umsatzsteuer als Vorsteuer abziehen kann, wenn ihm die Kenntnis oder fahr-
lässige Unkenntnis (bzw. das Kennenmüssen) über ein Umsatzsteuerkarussell 
bei seiner Lieferung fehlt.134  
Nach dem EuGH-Urteil vom 7.6.2006 ist auch der unmittelbare Abnehmer (C1) 
einer betrugsbehafteten Lieferung zum Vorsteuerabzug berechtigt, wenn er 
gutgläubig gehandelt hat. Der Vorsteuerabzug aus Lieferungen hängt nicht da-
von ab, dass der leistende Unternehmer (hier: Missing Trader B) die für die 
Lieferung (von B an C1) geschuldete Umsatzsteuer an das Finanzamt entrichtet 
hat. Mit anderen Worten: Es ist für das Recht des Steuerpflichtigen auf Vor-
steuerabzug nicht von Bedeutung, ob die Umsatzsteuer, die für die vorausge-
gangenen oder nachfolgenden Verkäufe der betreffenden Gegenstände ge-
schuldet war, tatsächlich an den Fiskus entrichtet wurde.135
Für den Ausschluss des Vorsteuerabzugs zieht der EuGH daher in Fällen fin-
gierter Karussellgeschäfte die subjektive Erkenntnis eines Leistungsempfängers 
in Erwägung: Wenn er wusste oder hätte wissen müssen, dass er in das betrü-
gerische Verhalten seiner Vorgänger in die Leistungskette einbezogen war bzw. 
er sich mit seinem Erwerb (Eingangsumsatz) an einem betrügerischen Umsatz 
beteiligte, ist er im Hinblick auf seine Bösgläubigkeit unter dem Gesichtspunkt 
des Umsatzsteuermissbrauchs nicht zum Vorsteuerabzug berechtigt.136 Hin-
sichtlich seiner (subjektiven) bewussten oder wissentlichen Beteiligung an ei-
nem Umsatzsteuerkarussell verliert mithin der bösgläubige Unternehmer seinen 
Vorsteuererstattungsanspruc h. 137 Da die steuerlichen Rechte oder Vorteile 
(hier: Vorsteuerabzug) nicht missbräuchlich beansprucht werden dürfen, ge-
währt nach der jüngeren Rechtsprechung des EuGH vom 18.12.2014 die Richt-
linie (vor allem Art. 131 MwStSystRL) in diesem Fall keinen Vorsteuerabzug, 
und damit haben die Finanzbehörden sowie Gerichte das Recht auf Vorsteuer-
134  Vgl. Anm. C. Wäger, UR 2006, 599f. 
135  Vgl. EuGH v. 12.1.2006, C-354/3, C-355/3 u. C-484/3, Optigen Ltd u.a., DStR 2006, 
133, Rn. 54. 
136  Vgl. Anm. C. Wäger, UR 2006, S. 600; H. Leitl, Maßnahmen zur Sicherung des Um-
satzsteueraufkommens, S. 58. 
137  Vgl. P. Matheis/S. Krieg, BC 2007, S. 344, dazu auch EuGH v. 22.10.2015, C-277/14, 
PPUH Stehcemp, DStRE 2016, 282, Rn. 49. 
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abzug zu versagen, selbst wenn dies im nationalen Recht nicht vorgesehen ist 
oder das nationale Recht keine konform auslegbaren Regeln enthält.138 
Mögliche Anhaltspunkte für die Bösgläubigkeit des Unternehmers – das Wis-
sen oder Wissenmüssen – könnten dabei festgestellte Doppel- oder Mehrfach-
durchläufe von Waren im Umsatzsteuerkarussell, ein im Vorhinein festgelegter 
Händlerkreis und im Vergleich zum Marktpreis auffallend niedrige Einkaufs-
preise sein. In der Praxis ist noch zu berücksichtigen, ob der Unternehmer – vor 
allem der Puffer – im Einzelfall alle erforderlichen und ihm vernünftigerweise 
zumutbaren Maßnahmen unterlassen hat, um sicherzustellen, dass seine Um-
sätze nicht in einen – vom Rechnungsaussteller oder einem anderen Wirt-
schaftsteilnehmer auf einer vorhergehenden Umsatzstufe der Leistungskette 
begangenen – Betrug münden.139 
Allerdings ist das subjektive Element (kein „Wissen oder Wissenmüssen“ von 
der Einbindung in eine Steuerhinterziehung auf einer vorhergehenden oder 
nachfolgenden Umsatzstufe der Lieferkette) als eine Voraussetzung für einen 
Vorsteuerabzug nicht im Unionsrecht (vgl. Art. 167 ff. MwStSystRL) oder im 
deutschen Recht (vgl. § 15 UStG) normiert. Vielmehr ist dies hinsichtlich des 
vom EuGH (nach Art. 131 MwStSystRL) angenommenen Allgemeinvorrangs 
der Bekämpfung des Umsatzsteuerbetrugs durch EuGH-Rechtsprechung ent-
wickelt.140 Ein (subjektives) Recht des Steuerpflichtigen auf Vorsteuerabzug 
kann nicht ohne (unmittelbar geltende) gesetzliche Grundlage141 versagt wer-
den, obwohl die Abwehr des grenzüberschreitenden Mehrwertsteuerbetrugs ein 
                                           
138  Vgl. EuGH v. 18.12.2014, C-131/13, Italmoda, DStR 2015, 573, Rn. 54; s. dazu Anm. 
D. Hummel, BB 2015, S. 549; Anm. D. Kaiser, PStR 2015, S. 163; M. Kemper, 
NZWiSt 2015, S. 443; B. Heuermann, DStR 2015, S. 1417; W. Reiß, Umsatzsteuerrecht, 
Rn. 192. 
139  Vgl. EuGH v. 6.9.2012, C-324/11, Gábor Tóth, UR 2012, 581, Rn. 42; F. Grube, 
MwStR 2013, S. 9f.; U. Grünwald, MwStR 2013, S. 14; D. Nöhren, Hinterziehung von 
Umsatzsteuer, S. 280. 
140  Vgl. B. Heuermann, DStR 2015, S. 1416f.; die ähnliche Kritik an der Versagung der 
Steuerbefreiung, s. auch unter 2. b) bb). 
141  Im Gegensatz zu Deutschland hat der österreichische Gesetzgeber mit Rücksicht auf 
die EuGH-Rechtsprechung das Nichtwissen von der Einbindung in eine Steuerhinter-
ziehung als Voraussetzung für den Vorsteuerabzug in sein UStG eingeführt, und damit 
stellt sich das Problem über eine gesetzliche Grundlage in Österreich nicht, s. W. Reiß, 
FS für Heinrich List 2015, S. 175. 
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wichtiges Anliegen ist.142 Laut W. Reiß betätigte sich der EuGH – insbesonde-
re nach dem vorstehenden EuGH-Urteil vom 18.12.2014 – hierbei als Unions-
gesetzgeber, seine Rechtsprechung sei daher unvereinbar mit der Kompetenz-
verteilung zwischen Gerichten und Gesetzgebung auf Unionsebene und natio-
naler Ebene.143 
Die Versagung des Vorsteuerabzugs wegen Kenntnis oder Kennenmüssen von 
einer Einbindung in Umsatzsteuerkarussells dient aufgrund einer sanktionie-
renden Besteuerung grundsätzlich nur der Abschreckung von Beteiligten in der 
Lieferkette, nicht der Sicherung der Umsatzbesteuerung des Endverbrau-
chers.144 Das durch den EuGH „geschöpfte“ subjektive Ausschlussmerkmal, 
insbesondere das Fahrlässigkeitselement („hätte wissen müssen“), führt im Er-
gebnis zu einer kumulativen Versagung des Vorsteuerabzugs bei gleichzeitiger 
Steuerfestsetzung auf allen Stufen einer Leistungskette. Im Fall eines Umsatz-
steuerkarussells kann diese kumulative Steuerfestsetzung sogar ein Vielfaches 
des – grundsätzlich nur durch die Nichtentrichtung des Missing Traders verur-
sachten – Umsatzsteuerschadens betragen. Allerdings ist dieses Ergebnis hin-
sichtlich der zentralen Funktion der Mehrwertsteuer, die dem in Art. 167 ff. 
MwStSystRL vorgesehenen Vorsteuerabzugsrecht im Mechanismus der 
Mehrwertsteuer zur Gewährleistung der völligen Steuerneutralität zukommt145, 
erheblich fragwürdig.146 
Das vom EuGH aufgestellte Kriterium des „Wissenmüssens“ ist weiterhin nicht 
zu definieren und bleibt daher noch umstritten. Denkbar wäre der Sorgfalts-
maßstab als einfache Fahrlässigkeit, grobe Fahrlässigkeit oder bedingter Vor-
satz zu begreifen.147 In der Literatur wird teilweise zwar abstrakt grobe Fahr-
lässigkeit148 verlangt oder (bedingter) Vorsatz149 vorgeschlagen; jedoch kann 
in der Praxis die objektive Pflichtwidrigkeit schon den Schuldvorwurf indizie-
                                           
142  Vgl. Anm. D. Hummel, BB 2015, S. 549; s. auch W. Birkenfeld, in: Birkenfeld/Wäger, 
USt-Handbuch, § 171a Rz. 11. 
143  Vgl. W. Reiß, Umsatzsteuerrecht, Rn. 192; auch B. Heuermann, DStR 2015, S. 1417. 
144  Vgl. W. Reiß, FS für Heinrich List 2015, S. 175; D. Hummel, UR 2014, S. 261. 
145  Vgl. C. Wäger, UR 2015, S. 96. 
146  Vgl. D. Hummel, UR 2014, S. 264. 
147  Vgl. C. Wäger, UR 2015, S. 87; N. Madauß, NZWiSt 2015, S. 419. 
148  Vgl. R. Spatscheck/J. Stenert, DStR 2016, S. 1076f; M. Kemper, NZWiSt 2015, S. 444; 
M. Gehm, NJW 2012, S. 1258; M. Füllsack, DStR 2006, S. 458. 
149  Vgl. C. Wäger, UR 2015, S. 87; N. Madauß, NZWiSt 2015, S. 420. 
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ren.150 Nach der Rechtsprechung des EuGH muss das nationale Gericht über-
prüfen und feststellen, ob Unternehmer, die alle Maßnahmen treffen, die in 
Einzelfällen vernünftigerweise von ihnen verlangt werden können, um sicher-
zustellen, dass ihre Umsätze nicht in einen Betrug einbezogen sind, auf die 
Rechtmäßigkeit dieser Umsätze vertrauen können, ohne Gefahr zu laufen, ihr 
Recht auf Vorsteuerabzug zu verlieren.151 Bis zum Eintritt eines klaren Sorg-
faltsmaßstabs (Grad der Sorgfaltspflichtverletzung) muss der Unternehmer in 
der Praxis immer befürchten, dass auch eine nur leicht fahrlässige Beteiligung 
an einer Steuerhinterziehung vom EuGH als ausreichend für die Versagung von 
allen Umsatzsteuervorteilen (Vorsteuerabzug sowie Steuerbefreiung) angese-
hen wird.152 
Als Zusammenfassung ist die folgende Ansicht von D. Hummel vorzuziehen: 
„Eine Beteiligung im Sinne der EuGH-Rechtsprechung ist doch mehr als die 
bloße Involvierung in eine Lieferkette, in der irgendwo auch ein Betrug statt-
gefunden hat. Sofern kein kollusives Zusammenwirken (z. B. durch Verschlei-
erungsmaßnahmen) vorliegt, kommt die Rechtsprechung des EuGH zur Versa-
gung des systemimmanenten Vorsteuerabzugs richtigerweise gar nicht zur 
Anwendung.“153 Dementsprechend kann – trotz Vorliegens der gesetzlichen 
Voraussetzungen des Vorsteuerabzugs – dem Puffer der Vorsteuerabzug nur 
ausnahmsweise versagt werden, wenn der Puffer (vorsätzlich) kollusiv mit dem 
Missing Trader zusammenwirkt (Eintritt einer beiderseitigen kollusiven Täu-
schung), um die Hinterziehung von Umsatzsteuern zu ermöglichen. Die Hin-
terziehung von Umsatzsteuern oder der Missbrauch des Umsatzsteuerrechts 
muss in das Wissen der beteiligten Unternehmer eingegangen sein154; eine vor-
sätzliche aktive Mitwirkung an der Verschleierung ist hierbei erforderlich155. 
                                           
150  Vgl. BFH v. 22.4.2015, XI R 43/11, DStRE 2015, 941; dazu auch A. Treiber, MwStR 
2015, S. 635. 
151  Vgl. EuGH v. 6.7.2006, C-439/4 u. C-440/4, Axel Kittel u. Recolta Recycling SPRL, 
UR 2006, 594, Rz. 51; B. Heuermann, DStR 2015, S. 1420. 
152  Vgl. C. Wäger, UR 2015, S. 87; N. Madauß, NZWiSt 2015, S. 420. 
153  Vgl. Anm. D. Hummel, BB 2015, S. 549. 
154  Vgl. M. Kemper, NZWiSt 2015, S. 444. 
155  Dazu hat der EuGH auch mit Urteilen vom 7.12.2010 und vom 28.7.2016 angeführt, 
dass sich ein Steuerpflichtiger nicht mit Erfolg auf den Grundsatz der Neutralität der 
Mehrwertsteuer (hier: Vorsteuerabzug) berufen kann, wenn er sich „vorsätzlich“ an ei-
ner Steuerhinterziehung beteiligt und das Funktionieren des gemeinsamen Mehrwert-
steuersystems gefährdet, s. EuGH v. 7.12.2010, C-285/11, C-285/09, Rs., UR 2011, 15, 
Rn. 54; v. 28.7.2016, C-332/15, Giuseppe Astone, UR 2016, 683, Rn. 58. 
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Bei bloßem Kennenmüssen der Involvierung in ein Umsatzsteuerkarussell ist 
deshalb der Vorsteuerabzug nicht nur im Hinblick auf den Gedanken des Ver-
bots des Rechtsmissbrauchs zu versagen. 
bb) Rechtsprechung des BGH und des BFH  
Nach der Rechtsprechung des EuGH wird den Voraussetzungen des Vorsteu-
erabzugs gemäß § 15 I S. 1 Nr. 1 UStG ein weiteres ungeschriebenes Tatbe-
standsmerkmal hinzugefügt, dass nämlich, wenn der Steuerpflichtige – der den 
Vorsteuerabzug begehrende Unternehmer – gutgläubig davon ausgeht, dass 
seine Lieferung auf keinen Umsatzsteuerbetrug bezogen ist, ein „missbrauchs-
freier“ Leistungsbezug vorliegt.156 Wenn er wusste oder wissen musste, dass 
sein Vorunternehmer betrügerisch gegenüber dem Finanzamt handelte oder an 
einer beliebigen Stelle in der Lieferkette – nicht notwendig bei ihm selbst – 
Steuern verkürzt wurden, steht ihm demnach kein Vorsteuerabzugsrecht zu.157 
Tut er dies trotzdem vorsätzlich158, begeht er dadurch eine nach § 370 I Nr. 1 
AO strafbare Steuerhinterziehung. 
Die Rechtsprechung des BGH hat auch deutlich festgestellt, dass derjenige, der 
in Umsatzsteuererklärungen die in einer Rechnung ausgewiesene Umsatzsteuer 
nach § 15 UStG als Vorsteuer geltend macht, eine Steuerhinterziehung begeht, 
wenn er sich bewusst mit dem der Rechnung zugrunde liegenden Erwerb an 
einem in ein Umsatzsteuerkarussell einbezogenen Umsatz beteiligte.159 Die 
Auffassung des BGH wird damit begründet, dass keine unternehmerische Tä-
tigkeit des Leistungsempfängers i.S.d. § 15 UStG vorliegt, wenn der Ein-
gangsumsatz vom Vorlieferanten in ein Umsatzsteuerkarussell eingebunden 
war und der Leistungsempfänger dies wusste oder wissen musste.160 Macht er 
dennoch die in einer Rechnung für diese Lieferung ausgewiesene Umsatzsteuer 
nach § 15 UStG als Vorsteuer geltend, begeht er aufgrund der Erklärung un-
                                           
156  S. M. Muhler, wistra 2009, S. 5. 
157  Vgl. M. Adick/F. Gocke, PStR 2010, S. 266. 
158  Das heißt, dass er um seine Einbindung in ein Umsatzsteuerkarussell positiv wusste oder 
die Möglichkeit einer solchen Einbindung erkannt und gebilligt hatte, aber dennoch zu 
Unrecht die Vorsteuern auf der Eingangseite geltend machte, s. BGH v. 16.12.2009, 1 
StR 491/09, BeckRS 2010, 02398, Rn. 37; vgl. auch Anm. D. Beyer, UStB 2010, S. 268; 
N. Madauß, NZWiSt 2015, S. 420. 
159  Vgl. BGH v. 8.2.2011, 1 StR 24/10, wistra 2011, 264. 
160  Vgl. BGH v. 8.2.2011, 1 StR 24/10, wistra 2011, 264, Rn. 22ff., dazu auch F. Grube, 
MwStR 2013, S. 9. 
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richtiger Angaben über steuerlich erhebliche Tatsachen i.S.d. § 370 I Nr. 1 AO 
eine Steuerhinterziehung. Kurz: Wer wissentlich in ein Umsatzsteuerkarussell 
eingebunden ist und aus seinen Eingangsumsätzen zu Unrecht einen Vorsteu-
erabzug geltend macht, begeht grundsätzlich eine Steuerstraftat. 
Darüber hinaus hat der BFH die vorstehende Rechtsprechung des EuGH eben-
falls in mehreren Entscheidungen umgesetzt. Zur Begründung stützte der BFH 
sich auf das Vorliegen eines Missbrauchs des Rechts auf Vorsteuerabzug. Ob-
wohl die materiell-rechtlichen Voraussetzungen des Vorsteuerabzugs erfüllt 
sind, wird der Vorsteuerabzug noch ausnahmsweise verweigert, wenn eine 
Lieferung an einen Steuerpflichtigen vorgenommen wird, der wusste oder wis-
sen musste, dass der betreffende Umsatz in einen vom Verkäufer begangenen 
Umsatzsteuerbetrug einbezogen war. Dabei handelt es sich nach der Recht-
sprechung des EuGH um einen eigenständigen Vorsteuerversagungsgrund.161 
b) Beweislast für die Versagung des Vorsteuerabzugs 
aa) Beweislast beim Unternehmer 
Bereits mit Urteil vom 19.10.1978 hat der BFH klargestellt, dass der Unter-
nehmer, der sich auf ihr Vorliegen beruft, für das Vorliegen der den Rechtsan-
spruch auf Vorsteuerabzug begründenden Tatsachen die objektive Beweislast 
trägt.162 Diese Ansicht wird nach ständiger Rechtsprechung des BFH immer 
bestätigt: Der den Vorsteuerabzug begehrende Leistungsempfänger trägt für die 
Erfüllung der Anspruchsvoraussetzungen des Vorsteuerabzugs grundsätzlich 
die Feststellungs- oder Beweislast.163 Dazu muss er sich vor allem über die 
Wirklichkeit und Richtigkeit der Angaben in einer Rechnung vergewissern, 
insbesondere z. B. über die Identität zwischen Rechnungsaussteller und leis-
tendem Unternehmer oder die Übereinstimmung zwischen der in der Rechnung 
bezeichneten und der tatsächlich gelieferten Ware.164 
                                           
161  Vgl. BFH v. 19.4.2007, VR 48/04, UR 2007, 693; v. 19.5.2010, XI R 78/07, DStRE 
2010, 1263, s. auch F. Grube, MwStR 2013, S. 9. 
162  S. BFH v. 19.10.1978, VR 39/75, BStBl II 1979 345 = BeckRS 1978, 22004626. 
163  Vgl. BFH v. 19.4.2007, VR 48/04, UR 2007, 693; v. 12.12.2001, VB 81/00, BeckRS 
2001, 25000171; v. 23.4.1998, VB 114/97, BeckRS 1998, 14189; v. 27.6.1996, VR 
51/93, DStR 1996, 1806. 
164  S. BFH v. 24.7.2002, VB 25/02, DStRE 2002, 1258; s. dazu G. Nieskoven, PStR 2006, 
S. 187f. 
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Wenn der Unternehmer ein Glied einer gesamtplanmäßig auf ein Umsatzsteu-
erkarussell angelegten Lieferkette gewesen ist und er davon wusste oder wissen 
konnte, verliert er – nach der vorerwähnten Rechtsprechung des EuGH – das 
Recht zum Vorsteuerabzug. Ob der Unternehmer wusste oder hätte wissen 
müssen, dass er sich mit seinem Erwerb an einem Umsatz beteiligte, der in ein 
Karussellgeschäft einbezogen war, hängt wesentlich von einer tatsächlichen 
Würdigung ab. Dazu ist hier die Verteilung der Beweislast maßgebend.  
Mit Urteil vom 19.4.2007 weist der BFH darauf hin, dass die obigen Beweisre-
geln auch für die Kenntnis oder das Kennenmüssen vom Tatplan eines Vor- 
oder Nachlieferanten beim Umsatzsteuerkarussell gelten165: Beruft der Unter-
nehmer sich auf die unwissentliche Einbeziehung in eine betrügerische Liefer-
kette, um den Vorsteuerabzug in Anspruch nehmen zu können, muss er zu-
nächst konkret und detailliert nachweisen, welche Vorsorgemaßnahmen ge-
troffen wurden, um sicherzustellen, dass seine Umsätze nicht in einen (vom 
Verkäufer) begangenen Umsatzsteuerbetrug gemündet sind. Zweifelt das Fi-
nanzamt oder das Finanzgericht noch daran, muss er weiter sein „Nichtwis-
sen“ oder „Nichtwissenkönnen“ nachweisen, ansonsten ist sein Vorsteuerab-
zugsanspruch verloren. Hierbei trägt der Leistungsempfänger die Feststel-
lungslast für seine Gutgläubigkeit.166 
bb) Beweislast beim Finanzamt 
Die obige Rechtsprechung des BFH ist für steuerehrliche Unternehmen zumin-
dest fragwürdig: Für einen Unternehmer, der ohne eigenes Wissen in den be-
trügerischen Strudel eines Umsatzsteuerkarussells gerät, könnte es in der Praxis 
nahezu unmöglich werden, im Nachhinein sein Nichtwissen nachzuweisen.167 
Ferner ist der Aspekt des BFH unter Berücksichtigung des Grundsatzes in du-
bio pro reo nicht für das Steuerstrafrecht kompatibel.168 
Gegenüber der Rechtsprechung des BFH hat der EuGH mit Urteil vom 
21.6.2012 erstmals klargestellt, dass die Verweigerung des – formell bereits 
                                           
165  S. BFH v. 19.4.2007, VR 48/04, UR 2007, 693; v. 26.2.2008, II B 6/08, DStRE 2008, 
764; v. 12.8.2009, XI R 48/07, UR 2010, 423. 
166  Vgl. F. Eder, PStR 2014, S. 15; M. Achatz, DStJG Bd. 32, 2009, S. 484f.;.T. Küffner/O. 
Zugmaier, UVR 2008, S. 31f. 
167  S. P. Matheis/S. Krieg, BC 2007, S. 345. 
168  Vgl. M. Gehm, NJW 2012, S. 1258. 
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vorliegenden – Vorsteuerabzugsrechts eine Ausnahme vom Grundprinzip sei, 
das dieses Recht darstelle. Es obliege dem Finanzamt, die den Vorsteuerabzug 
ausschließenden Umstände – vor allem das Wissen oder Wissenmüssen über 
die Einbindung in ein Umsatzsteuerkarussell beim Leistungsbezug – rechtlich 
hinreichend nachzuweisen. Die Aufgabe des vorlegenden (Finanz-)Gerichts sei 
mithin zu prüfen, ob das betreffende Finanzamt das Vorliegen solcher objekti-
ver Umstände bereits nachgewiesen habe.169  
Mit anderen Worten: Das Risiko von Steuerausfällen durch betrügerisches 
Verhalten einzelner Steuerpflichtiger darf der Fiskus nicht anderen, an diesen 
Vorgängen Unbeteiligten auferlegen.170 Wenn das Finanzamt den Vorsteuer-
abzug des Leistungsempfängers im Hinblick auf den Gedanken des Rechts-
missbrauchs versagen will, weil es davon ausgeht, dass der Leistende – auf-
grund eines geplanten Umsatzsteuerkarussells – den betreffenden Umsatz tat-
sächlich nicht bewirkt hat, muss es demnach in solchen Fällen anhand objekti-
ver Gesichtspunkte nachweisen, dass der Leistungsempfänger von dem Um-
satzsteuerbetrug wusste oder wissen musste. 
Daher hat der EuGH diesbezüglich noch einige Urteile gefällt.171 Mit Urteilen 
vom 31.1.2013 und vom 13.2.2014 setzte der EuGH seine unternehmerfreund-
liche Rechtsprechung zum Gutglaubensschutz beim Vorsteuerabzug fort und 
formulierte nochmals, dass es dem Finanzamt obliegt, die objektiven Umstände 
nachzuweisen, aus denen sich ergibt, dass der Leistungsempfänger wusste oder 
hätte wissen müssen, dass der von ihm bezogene Eingangsumsatz in eine Steu-
erhinterziehung des Lieferanten oder eines Vorlieferanten einbezogen war.172  
                                           
169  S. EuGH v. 21.6.2012, C-80/11 u. C-142/11, Mahagében Kft. u. Péter Dávid, DStRE 
2012, 1336, s. dazu auch O. Zugmaier/D. Kaiser, PStR 2012, S. 192f.; F. Grube, 
MwStR 2013, S. 10; F. Eder, PStR 2014, S. 16. 
170  Vgl. T. Henze, DStJG Bd. 32, 2009, S. 266. 
171  Vgl. EuGH v. 6.9.2012, C-324/11, Gábor Tóth, UR 2012, 851; v. 6.12.2012, C-285/11, 
Bonik EOOD, DStRE 2013, 803, Rn. 43f. 
172  Vgl. EuGH v. 13.2.2014, C-18/13, Maks Pen EOOD, MwStR 2014, 197, Rn. 29; v. 
31.1.2013, C-642/11 u. C-643/11, Stroy trans u. LVK-56, DStRE 2013, 740; dazu auch 
EuGH v. 28.7.2016, C-332/15, Giuseppe Astone, UR 2016, 683, Rn. 52; W. Reiß, FS 
für Heinrich List 2015, S. 172; M. Gehm, PStR 2014, S. 57; T. Streit, BC 2013, S. 97; H. 
Schaumburg/S. Peters, Internationales Steuerstrafrecht, Rn. 17.43. 
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cc) Jüngere Rechtsprechung des FG 
Wie in diesen Fällen hinsichtlich der Beweislast im Hinblick auf die jüngste 
Rechtsprechung durch den EuGH seitens des BFH reagiert wird, bleibt noch ab-
zuwarten. Mittlerweile wurde die Auffassung des EuGH-Urteils bereits in der 
jüngeren Rechtsprechung von einigen Finanzgerichten rezipiert:173 Die Versa-
gung des Vorsteuerabzugs wegen betrügerischer oder missbräuchlicher Gel-
tendmachung setze voraus, dass der Unternehmer von seiner Einbeziehung in 
einen Umsatzsteuerbetrug gewusst habe bzw. hätte wissen können oder müssen. 
Ausgeschlossen sei jedoch, einen Steuerpflichtigen, der weder wusste noch habe 
wissen können, dass der Lieferung betrügerische Handlungen vorausgegangen 
seien, durch die Versagung des Vorsteuerabzugs mit einer Sanktion zu belegen. 
Hieraus folge, dass der den Vorsteuerabzug begehrende Unternehmer keinen 
echten „Negativbeweis“ zu fehlenden Anhaltspunkten für etwaige Ungereimt-
heiten in Bezug auf den Leistenden bzw. die Leistung führen müsse. Deshalb 
trage die objektive Feststellungslast für die die Verweigerung des Vorsteuerab-
zugs begründenden Umstände – entgegen der obigen finanzgerichtlichen Judi-
katur – nicht der Steuerpflichtige, sondern das Finanzamt.  
Unter Berücksichtigung der aktuellen Rechtsprechung des Finanzgerichts kann 
daher bloßer Zweifel des Finanzamts unter Hinweis auf angebliche Unregel-
mäßigkeiten beim Rechnungsaussteller oder die vermeintliche Einbeziehung 
des Umsatzes in einen Umsatzsteuerbetrug nicht ausreichen, das Recht auf 
Vorsteuerabzug zu verwehren.174 
dd) Die Nachweisung in der Praxis 
Unabhängig von der Frage der Feststellungslast obliegt dem Leistungsempfän-
ger ferner eine Sorgfaltspflicht bzw. Erkundigungspflicht, wenn ihm Anhalts-
punkte für Unregelmäßigkeiten oder Steuerhinterziehungen in der Sphäre des 
Rechnungsausstellers bekannt sind oder sich im Vorfeld der Lieferung oder 
Leistung konkrete Zweifel ergeben haben.175 Etwaige ungewöhnliche Um-
                                           
173  Vgl. FG Münster v. 12.12.2013, 5 V 1934/13 U, DStRE 2014, 226; FG München v. 
20.5.2014, 2 K 875/11, BeckRS 2014, 95678; Niedersächsisches FG v. 6.7.2012, 5 V 
40/12, DStRE 2013, 370 m. Anm. O. Zugmaier/T. Streit, dazu auch C. Sterzinger, DStR 
2014, S. 832; W. Birkenfeld, in: Birkenfeld/Wäger, USt-Handbuch, § 171a Rz. 125. 
174  Vgl. O. Zugmaier/D. Kaiser, PStR 2012, S. 194. 
175  Vgl. T. Henze, DStJG Bd. 32, 2009, S. 265f. 
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stände oder Ungereimtheiten zwischen dem Wohnsitz des Unternehmers und 
dem Sitz des Unternehmens, bei den Telefonverbindungen oder bei Barge-
schäften über hochwertige Wirtschaftsgüter können hier beispielsweise Anlass 
zu Zweifeln geben und weitere Erkundigungen des Unternehmers erfordern.176 
Stellt der Unternehmer dazu jedoch keine weiteren Nachforschungen an, kann 
dies in der Praxis – wegen Bösgläubigkeit – zur Versagung des Vorsteuerab-
zugs führen, weil er dann von der Einbeziehung des Eingangsumsatzes in einen 
Umsatzsteuerbetrug des Leistenden hätte wissen müssen. Um die Erkundi-
gungspflicht zu erfüllen, nämlich um den etwaigen Zweifel an der Einbindung 
in ein Umsatzsteuerkarussell nach dem Leistungsbezug aufzuklären, muss er 
ebenfalls nachweisen, dass bereits alle erforderlichen Maßnahmen, die er ver-
nünftigerweise hätte treffen müssen, ergriffen wurden, um die Beteiligung an 
einem Umsatzsteuerbetrug zu vermeiden.177 In der Praxis kann daher nur der 
echt betrogene Leistungsempfänger, der arglistig getäuscht wurde und trotz 
sorgfältiger und gewissenhafter Nachforschungen nicht erkennen konnte, dass 
der Leistungserbringer tatsächlich nicht der zivilrechtlichen Eigentümer des 
Liefergegenstands und lediglich eine Scheinfirma war, die vom Vorlieferanten 
nicht an den Fiskus abgeführte Umsatzsteuer als Vorsteuer abziehen.178  
Im Ergebnis scheint es so zu sein, dass der Unternehmer wieder die vorwie-
gende Feststellungslast trägt, wenn das Finanzamt die objektiven (ungewöhn-
lichen) Umstände des Einzelfalls – wie z. B. die festgestellten Doppel- und 
Mehrfachdurchläufe, die unter den Herstellungspreisen liegenden Einkaufs-
preise, das plötzliche Auftreten des Lieferanten am Markt oder die Nichterfül-
lung formaler Pflichten für den Vorsteuerabzug – bereits vorgetragen hat.179 
Aufgrund dieser Indizien wird grundsätzlich die Kenntnis oder das Kennen-
müssen der Involvierung in ein Umsatzsteuerkarussell vom Finanzamt oder 
dem Finanzgericht gewürdigt.180 Das Steuerbeitreibungsrisiko wird damit tat-
sächlich auf die Steuerpflichtigen bzw. Leistungsempfänger verlagert.181 
                                           
176  Vgl. C. Sterzinger, DStR 2014, S. 833; M. Achatz, DStJG Bd. 32, 2009, S. 487f. 
177  Vgl. C. Sterzinger, DStR 2014, S. 834; U. Grünwald, MwStR 2013, S. 15; W. Birkenfeld, 
in: Birkenfeld/Wäger, USt-Handbuch, § 171a Rz. 61. 
178  Vgl. BFH v. 8.9.2011, VR 43/10, DStR 2012, 460; F. Bielefeld, wistra 2007, S. 11. 
179  Zur ungewöhnlichen Geschäftsabwicklung im Einzelfall s. M. Achatz, DStJG Bd. 32, 
2009, S. 485f.  
180  Vgl. M. Achatz, DStJG Bd. 32, 2009, S. 483.  
181  Vgl. M. Adick/F. Gocke, PStR 2010, S. 265f.; F. Bielefeld, wistra 2007, S. 11. 
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Im vorgenannten Beispielfall (unter Abbildung 1, in der Phase 3) musste daher 
der Puffer 2 nachweislich mindestens die folgenden erforderlichen Maßnahmen 
treffen, um einen Umsatzsteuerbetrug des Lieferanten (Puffer 1) oder des Vor-
lieferanten (Missing Trader) auszuschließen:182 
− Durch Einholung des Handelsregisterauszugs hat sich Puffer 2 über die 
rechtliche Existenz des Puffers 1 zu versichern. 
− Durch das Treffen in den Geschäftsräumen des Puffers 1 konnte die 
Möglichkeit eines Scheinunternehmens ausgeschlossen werden. 
− Auch die tatsächliche Lieferung sowie die möglicherweise nicht ver-
dächtig zu niedrigen Preise183 sprechen dafür, dass von der Unkenntnis 
des Puffers 2 auszugehen ist. 
c) Zeitpunkt der Kenntnis von einer Beteiligung an einem 
Umsatzsteuerkarussell  
Wie bereits oben erwähnt, sprechen der EuGH, BGH sowie BFH dem 
Unternehmer das Recht zum Vorsteuerabzug ab, wenn er objektiv als Puffer in 
ein Umsatzsteuerkarussell eingebunden war und davon wusste oder hätte 
wissen müssen. Zum Vorsteuerabzug muss er mithin gutgläubig davon aus-
gehen, dass es sich bei seinen Umsätzen definitiv nicht um Karussellgeschäfte 
handelt. Wusste er bereits um seine Beteiligung an einem Umsatzsteuerka-
russell und nahm trotzdem in Umsatzsteuervoranmeldungen die auf die 
missbräuchliche Lieferung entfallende Umsatzsteuer als Vorsteuer in Anspruch, 
wurde das Tatbestandsmerkmal „Machen unrichtige Angaben über steuerlich 
erhebliche Tatsachen“ i.S.d. § 370 I Nr. 1 AO verwirklicht, denn aus solchen 
tatsächlichen bzw. wirtschaftlich nicht vorliegenden Lieferungen steht ihm kein 
Vorsteuerabzugsrecht zu.  
Nach der jüngeren Rechtsprechung des BGH gilt dies jedoch nur dann, wenn 
der Puffer bereits zum Zeitpunkt des Leistungsbezuges von der Einbeziehung 
in das auf Hinterziehung von Umsatzsteuer angelegte System wusste oder hätte 
                                           
182  S. P. Matheis/S. Krieg, BC 2007, S. 344. 
183  In Einzelfällen reichen die Vereinbarung niedriger Preise und das phönixhafte Auftre-
ten des Lieferanten am Markt sogar nicht aus, um den Vorsteuerabzug wegen vorgela-
gerter Umsatzsteuerhinterziehungen zu versagen, wenn die dem Leistungsempfänger in 
Rechnung gestellten Leistungen tatsächlich ausgeführt wurden, vgl. FG Berlin-
Brandenburg v. 17.11.2014, 7 V 7295/14, DStRE 2015, 1384. 
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wissen müssen; demzufolge bleibt der Vorsteuerabzug bei nachträglicher – also 
nach Leistungsbezug bzw. bei Einreichung der Umsatzsteueranmeldung eintre-
tender – „Bösgläubigkeit“ unberührt.184 Für die Strafbarkeit eines Puffers bei 
der unberechtigten Geltendmachung vom Vorsteuerabzug kommt es daher auf 
dessen Bösgläubigkeit bei dem Leistungsbezug an.185 
Diese Auffassung wird wesentlich mit dem signifikanten Unterschied zwischen 
der Entstehung des Rechts auf Vorsteuerabzug und der Ausübung dieses Rechts 
begründet. Das Recht auf Vorsteuerabzug soll grundsätzlich sofort bei der 
Ausführung einer Lieferung oder sonstigen Leistung entstehen (vgl. § 15 I 
Nr. 1 S. 1 UStG, Art. 167 i.V.m. Art. 63 MwStSystRL); lediglich die Ausübung 
des Vorsteuerabzugsrechts setzt zusätzlich den Besitz einer den Anforderungen 
der §§ 14, 14a UStG entsprechenden Rechnung voraus (vgl. § 15 I Nr. 1 S. 2 
UStG, Art. 178 f. MwStSystRL). Für die Berechtigung zum Vorsteuerabzug 
sind mithin nicht die Verhältnisse bei der Ausübung des Vorsteuerabzugs bzw. 
im Zeitpunkt der Einreichung der jeweiligen Steueranmeldung, sondern die 
Verhältnisse bei Bezug der Leistung – bzw. im Zeitpunkt der Bewirkung der 
Lieferung oder sonstigen Leistung – maßgebend.186 
Demzufolge kommt es bei der Versagung des Vorsteuerabzugs grundsätzlich 
auf die Bösgläubigkeit des Puffers im Zeitpunkt der Ausführung der Lieferung 
oder sonstigen Leistung an. Der Zeitpunkt der (nachträglichen) Abgabe der 
Steueranmeldung, in welcher der Vorsteuerabzug vorgenommen wird, ist hier-
für ohne Bedeutung.187 Wenn der Puffer im Zeitpunkt des Bezugs der Liefe-
rungen gutgläubig war, kann er danach die Berechtigung zur Geltendmachung 
der Vorsteuer nicht mehr verlieren und damit entfällt ebenfalls eine Strafbarkeit 
nach § 370 I Nr. 1 AO. Eine spätere Kenntnis von Umständen, die ihn bösgläu-
big machen, ist mithin für die Vornahme des Vorsteuerabzugs steuer- und 
strafrechtlich unschädlich, weil eine einmal – im Zeitpunkt des Leistungsbe-
zugs – bestehende Berechtigung zum Vorsteuerabzug nicht nachträglich weg-
fällt.188  
                                           
184  Vgl. BGH v. 19.11.2014, 1 StR 219/14, NStZ 2015, 289; v. 5.2.2014, 1 StR 422/13, 
MwStR 2014, 278, Rn. 14 m. Anm. U. Slapio; v. 1.10.2013, 1 StR 312/13, DStR 2014, 
365 m. Anm. D. Kaiser; W. Reiß, FS für Heinrich List 2015, S. 170f. 
185  Vgl. Anm. M. Gehm, NZWiSt 2014, S. 79. 
186  Vgl. BGH v. 1.10.2013, 1 StR 312/13, DStR 2014, 365, Rn. 15f. 
187  Vgl. BGH v. 29.1.2015, 1 StR 216/14, DStZ 2015, 283. 
188  Vgl. M. Gehm, PStR 2014, S. 56; BGH v. 29.1.2015, 1 StR 216/14, DStZ 2015, 283. 
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Darüber hinaus hat der Steuerpflichtige nach § 153 I S. 1 Nr. 1 AO, wenn er 
nachträglich vor Ablauf der Festsetzungsfrist erkennt, dass eine von ihm oder 
für ihn abgegebene Erklärung unrichtig oder unvollständig ist und dass es 
dadurch zu einer Verkürzung von Steuern kommen kann oder bereits gekommen 
ist, dies unverzüglich anzuzeigen und die erforderliche Richtigstellung vorzuneh-
men – die sog. Anzeige- und Berichtigungspflicht. Die vorsätzliche Verletzung 
dieser Pflicht ist als Steuerhinterziehung durch Unterlassen gemäß § 370 I Nr. 2 
AO strafbar, wenn z. B. der Steuerpflichtige die Unrichtigkeit der ursprüngli-
chen Erklärung zwar nicht kannte, jedoch nachträglich das Erkennen der Un-
richtigkeit erlangte und der dadurch entstehenden Anzeige- und Berichtigungs-
pflicht nicht nachkam.189 Daher liegt ein weiteres Problem darin, ob der Puffer 
sich nach § 370 I Nr. 2 AO wegen Steuerhinterziehung durch Unterlassen 
strafbar macht, wenn er die gutgläubig abgegebene Umsatzsteuervoranmeldung 
nach Bekanntwerden der Einbindung in ein Karussellgeschäft nicht nach § 153 
AO berichtigt, sodass ein pflichtwidriges Unterlassen der Berichtigungspflicht 
vorliegt. 
Dazu hat der BGH in einem jüngeren Urteil vom 18. September 2015 nochmals 
expressis verbis entschieden, dass er für seine Berechtigung zum Vorsteuerab-
zug nicht auf den Zeitpunkt der Abgabe der Steueranmeldung ankommt, viel-
mehr die Voraussetzungen des Vorsteuerabzugs i.S.d. § 15 I UStG zum Zeit-
punkt der Ausführung der Leistungen vorgelegen haben müssen.190 Erlangt er 
im Zeitpunkt des Leistungsbezugs keine Kenntnis von Sachverhalten des Um-
satzsteuerkarussells, entfällt die einmal bestehende Vorsteuerabzugsberechti-
gung nicht wegen nachträglich eingetretener Bösgläubigkeit rückwirkend und 
damit trifft ihn ebenfalls keine Berichtigungspflicht nach § 153 AO. Dement-
sprechend führt die nachträgliche Kenntniserlangung des vorliegenden Karus-
sellgeschäfts bei Einreichung der Umsatzsteuervoranmeldung nicht zum rück-
wirkenden Verlust des Vorsteuerabzugs und das Finanzamt kann seinen Vor-
steuerabzug nicht mehr verweigern. Die eingereichte Umsatzsteuervoranmel-
dung über die Geltendmachung des Vorsteuerabzugs wird von vornherein als 
richtig angesehen und folglich liegt keine Pflicht zur Berichtigung des Vor-
steuerabzugs vor. Der Beschluss des BGH dazu erhöht eigentlich für Steuer-
pflichtige die Rechtssicherheit: Es ist nicht mehr erforderlich, dass zur Ver-
                                           
189  Vgl. U. Hellmann, FS für Hans Achenbach 2011, S. 152f. 
190  Vgl. BGH v. 2.9.2015, 1 StR 239/15, BeckRS 2015, 16745. 
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meidung einer potenziellen Strafbarkeit nach § 370 I Nr. 1 AO i.V.m. § 153 
AO eine Berichtigung bei nachträglicher Bösgläubigkeit durchgeführt wird.191  
2. Die Versagung der Steuerbefreiung für
innergemeinschaftliche Lieferungen
Die Frage, ob einer Lieferung von Gegenständen an einen Abnehmer im übri-
gen Gemeinschaftsgebiet die Steuerbefreiung (nach §§ 4 Nr. 1 b, 6a UStG) im 
Inland zu versagen ist, wenn der Lieferant in kollusivem Zusammenwirken mit 
seinem Abnehmer durch Aufzeichnung eines Scheinerwerbers die Verschleie-
rung der Erwerbsbesteuerung im Bestimmungsland ermöglicht, hat in den letz-
ten Jahren Straf- und Finanzgerichte aller Instanzen beschäftigt.192 Nach der 
jüngeren Entscheidung des EuGH sowie des BVerfG wurde der Disput endgül-
tig beendet und die Sachlage klargestellt. Im Folgenden wird dieser Rechtsstreit 
nach verschiedenen Rechtsprechungen nacheinander kritisch dargestellt. 
a) Die Kontroverse zwischen BGH und BFH
aa) Rechtsprechung des BGH 
Seit den obigen Grundsatzentscheidungen des EuGH vom 12.1.2006 über die 
Folgen umsatzsteuerlicher Missbräuche hat der BGH noch nicht abschließend 
geklärt, wann eine missbräuchliche Geltendmachung der Steuerfreiheit inner-
gemeinschaftlicher Lieferungen die Umsatzsteuerbefreiung entfallen lässt.193 
Mit dem Urteil vom 27.9.2007 hat der EuGH erst geäußert, dass die Nichtein-
haltung bestimmter formeller Anforderungen für die Steuerbefreiung unschäd-
lich ist, wenn nur die materiellen Anforderungen nachweislich erfüllt wurden; 
es sei denn, dass der Verstoß gegen die formellen Anforderungen den sicheren 
Nachweis verhinderte, dass die materiellen Anforderungen erfüllt wurden.194  
Bislang lag bei innergemeinschaftlichen Lieferungen nur dann der Tatbestand 
einer Steuerhinterziehung vor, wenn entweder die Waren tatsächlich nicht ins 
191  Vgl. BGH v. 1.10.2013, 1 StR 312/13, DStR 2014, 365, Rn. 27f., auch Anm. D. Kaiser, 
DStR 2014, S. 369. 
192  Vgl. F. Grube, MwStR 2013, S. 11. 
193  Vgl. G. Nieskoven, PStR 2006, S. 188. 
194  Vgl. EuGH v. 27.9.2007, C-146/05, Collée, DStR 2007, 1811, Rn. 31. 
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Ausland verbracht wurden oder der Empfänger kein Unternehmer war. Für den 
Vorwurf der Steuerhinterziehung bei streitiger Inanspruchnahme der Steuerbe-
freiung nach § 6a UStG muss das Finanzamt bzw. die Strafverfolgungsbehörde 
grundsätzlich den Nachweis erbringen, dass die Ware im Rahmen der Liefe-
rung nicht ins Ausland verbracht wurde oder der Empfänger im anderen Mit-
gliedstaat kein Unternehmer war und die Ware deshalb dort nicht der Erwerbs-
besteuerung unterlag.195 
Jedoch entwickelte sich die Rechtsprechung des BGH weiter: Mit dem 
BGH-Urteil vom 20.11.2008 wird zunächst die Steuerfreiheit einer Lieferung 
trotz unstreitiger Verbringung der Ware an einen Unternehmer in das innerge-
meinschaftliche Ausland versagt, wenn der inländische Unternehmer in kollu-
sivem Zusammenwirken mit dem tatsächlichen Abnehmer die Lieferung an ei-
nen Zwischenhändler im übrigen Gemeinschaftsgebiet vortäuscht, um dem 
Abnehmer die Hinterziehung von Steuern zu ermöglichen. Nur wenn der Un-
ternehmer von der mit seiner Hilfe begangenen Steuerhinterziehung keine 
Kenntnis hatte oder hätte haben müssen, darf ihm die Steuerbefreiung zugebil-
ligt werden.196  
In einem Beschluss vom 19.2.2009 hat der BGH seine Auffassung nochmals 
präzisiert197: Die Lieferung von Gegenständen an einen Abnehmer im übrigen 
Gemeinschaftsgebiet stelle keine steuerfreie innergemeinschaftliche Lieferung 
dar, wenn der inländische Unternehmer unter Zwischenschaltung von Schein-
firmen kollusiv mit dem Abnehmer zusammenwirke, um diesem die Hinter-
ziehung von Steuern zu ermöglichen. Dies gelte erst recht, wenn ein Waren-
kreislauf in Gang gesetzt werde, dessen alleiniges Ziel sei, die jeweilige Ware 
durch Scheingeschäfte künstlich zu verbilligen. Das Gemeinschaftsrecht erlaubt 
nicht, dass missbräuchliche Praktiken von Wirtschaftsteilnehmern gedeckt 
werden. Bei denjenigen Umsätzen, die nicht im Rahmen normaler Handelsge-
schäfte, sondern nur zu dem Zweck getätigt werden, missbräuchlich in den 
Genuss von im Gemeinschaftsrecht vorgesehenen Vorteilen zu kommen, sind 
diese Vorteile zu versagen. 
                                           
195  Vgl. M. Wulf, Stbg 2008, 329f.; BGH v. 12.5.2005, 5 StR 36/05, DStR 2005, 1271 m. 
Anm. J. Schauf/M. Winter. 
196  Vgl. BGH v. 20.11.2008, 1 StR 354/08, DStR 2009, 577 m. Anm. F. Bielefeld. 
197  Vgl. BGH v. 19.2.2009, 1 StR 633/08, UR 2009, 726. 
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Diese Entscheidungen decken sich eigentlich mit der vom EuGH aufgezeigten 
Richtung: Die Steuervorteile – hier der Vorsteuerabzug oder die Steuerbefrei-
ung innergemeinschaftlicher Lieferungen – werden für solche Lieferungen, die 
als Teil eines Umsatzsteuerbetrugs missbräuchlich sind, verneint.198 Klar und 
deutlich lässt die Rechtsprechung des EuGH keinen Zweifel daran, dass eine 
betrügerische oder missbräuchliche Berufung auf das Gemeinschaftsrecht nicht 
erlaubt ist.199 
Dem BGH-Urteil zufolge entzündet sich allerdings die Kritik daran, dass der 
BGH die Grenzen des Wortlauts von § 6a I Nr. 3 UStG „der Erwerb des Ge-
genstands der Lieferung unterliegt beim Abnehmer in einem anderen Mitglied-
staat den Vorschriften der Umsatzbesteuerung“ überschreitet. 200  Dieses 
Merkmal „den Vorschriften der Umsatzbesteuerung unterliegen“ legt der BGH 
„gemeinschaftsrechtlich” dahin aus, dass eine Subsumtion des Sachverhalts 
unter § 6a I S. 1 Nr. 3 UStG ausscheidet, wenn die vorgesehene Erwerbsbe-
steuerung der konkreten Lieferung nach dem übereinstimmenden Willen von 
Unternehmer und Abnehmer durch Verschleierungsmaßnahmen und falsche 
Angaben gezielt umgangen werden soll, um dem Unternehmer oder dem Ab-
nehmer einen ungerechtfertigten Steuervorteil zu verschaffen.201 Damit geht 
der BGH davon aus, dass § 6a I Nr. 3 AO zwar keine tatsächliche Besteuerung 
des Umsatzes im Abnehmerstaat erfordert, aber die Vorschrift dennoch zur 
Durchsetzung des gemeinschaftsrechtlichen Missbrauchsverbots in Fällen ge-
zielten Missbrauchs der Steuerbefreiung zur Steuerhinterziehung keine An-
wendung finden dürfe.202 
bb) Rechtsprechung des BFH 
Gegenüber der Rechtsprechung des BGH-Urteils vom 20.11.2008 hatte der 
BFH in seiner Entscheidung vom 29.7.2009 den ernstlichen Zweifel an der 
Versagung der Steuerfreiheit einer innergemeinschaftlichen Lieferung wegen 
Mitwirkung an der Vermeidung der Erwerbsbesteuerung des Abnehmers.203 
                                           
198  Vgl. EuGH v. 27.9.2007, C-409/04, Teleos, DStRE 2008, 109, Rn. 61ff. 
199  Vgl. J. Bülte, BB 2010, S. 1761; A. Treiber, MwStR 2015, S. 632. 
200  S. C. Sterzinger, BB 2009, 1565ff. 
201  S. BGH v. 20.11.2008, 1 StR 354/08, DStR 2009, 577, Rn. 13. 
202  S. J. Bülte, BB 2010, S. 1760f. 
203  S. BFH v. 29.7.2009, XI B 24/09, DStR 2009, 1693 m. Anm. S. Maunz. 
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Nach gemeinschaftsrechtlichen Grundsätzen ist der Umstand, dass der Erwer-
ber im übrigen Gemeinschaftsgebiet die Umsätze nicht erklärt oder die darauf 
entfallende Umsatzsteuer nicht entrichtet, für die Gewährung der inländischen 
Steuerbefreiung prinzipiell unerheblich204. Das heißt, dass nach dem Neutrali-
tätsprinzip bei grenzüberschreitenden Leistungen ein deutscher Unternehmer 
(z. B. der Exporteur D), der eine Lieferung in einen anderen Mitgliedstaat an 
einen anderen Unternehmer (z. B. an den holländischen Initiator A) für dessen 
Unternehmen durchführt, stets die Steuerfreiheit im Herkunftsland (Deutsch-
land) aufgrund der Erwerbsbesteuerung beim Abnehmer (A) im Bestimmungs-
land (Holland) geltend machen soll. 
Dementsprechend konnte die Versagung der Steuerbefreiung zu einer Doppel-
besteuerung (der innergemeinschaftliche Erwerb im Bestimmungsland sowie 
die innergemeinschaftliche Lieferung im Herkunftsland) auf dieselbe Lieferung 
führen, obwohl die Umsatzsteuer nur in einem Land anfallen sollte, und damit 
ein Verstoß gegen das Neutralitätsprinzip des Mehrwertsteuerrechts droht.205 
Weiterhin soll nach dem Bestimmungslandprinzip bei grenzüberschreitenden 
Leistungen im Ursprungsland gerade keine Umsatzsteuer anfallen. Ob der 
deutsche Exporteur D wusste oder hätte wissen müssen, dass die innergemein-
schaftliche Lieferung in ein Umsatzsteuerkarussell einbezogen war, ist für eine 
Gefährdung des Steueraufkommens des Lieferstaates grundsätzlich unerheblich. 
Aus Sicht des BFH ist daher die vorgenannte Auffassung des BGH fragwür-
dig.206 
Der sich in diesen Fragen deutlich abzeichnende Konflikt zwischen Straf- und 
Finanzgerichtsbarkeit wurde durch die folgende Entscheidung des EuGH und 
des BVerfG endgültig gelöst. 
b) Endgültige Entscheidung des EuGH und des BVerfG
Zur Beseitigung des vorstehenden Zweifels vom BFH sowie zur Bestätigung 
seiner Rechtsansicht hat der BGH seine steuerrechtliche Bewertung zunächst in 
204  S. EuGH v. 12.1.2006, C-354/3, C-355/3 u. C-484/3, Optigen Ltd u.a., DStR 2006, 133, 
Rn. 54. 
205  Vgl. A. Treiber, MwStR 2015, S. 629; Anm. K. Leipold/S. Beukelmann, NJW-Spezial 
2009, S. 154. 
206  S. dazu Anm. S. Maunz, DStR 2009, S. 1697f.; J. Bülte, BB 2010, S. 1762; T. Schaefer, 
NJW-Spezial 2007, S. 231f. 
Kapitel 2: Das Phänomen des Umsatzsteuerbetrugs 
110 
einem Vorlagebeschluss vom 7.7.2009 an den EuGH dargelegt.207 Im Ergebnis 
wurde die Rechtsauffassung des BGH, nämlich keine Steuerbefreiung inner-
gemeinschaftlicher Lieferung bei Täuschung über den Abnehmer im übrigen 
Gemeinschaftsgebiet, durch die folgenden Entscheidungen des EuGH vom 
7.12.2010208 sowie des BVerfG vom 16.6.2011209 bestätigt. 
aa) Bestätigung der Voraussetzungen zur Versagung der 
Steuerbefreiung 
Schon im Jahr 2007 hatte der EuGH klargestellt, dass das Recht auf Befreiung 
einer innergemeinschaftlichen Lieferung von der Mehrwertsteuer entfällt, wenn 
feststeht, dass der betreffende Umsatz zur Erlangung eines ungerechtfertigten 
Steuervorteils getätigt wurde und dadurch eine Gefährdung des Steueraufkom-
mens besteht und diese nicht vollständig vom Steuerpflichtigen beseitigt wor-
den ist.210  
Mit Urteil vom 7.12.2010 hat der EuGH wieder festgestellt211, dass der Aus-
gangsmitgliedsstaat die steuerfreie innergemeinschaftliche Lieferung in Fällen 
versagen kann, in denen die innergemeinschaftliche Lieferung von Waren zwar 
tatsächlich unstreitig stattfindet, jedoch der Lieferant bei der Lieferung die 
Identität des wahren Erwerbers verschleiert; z. B. wenn der inländische Unter-
nehmer (der sog. Exporteur/Distributor) in kollusivem Zusammenwirken mit 
dem tatsächlichen Abnehmer – nämlich nach dem übereinstimmenden Willen 
von Unternehmer und Abnehmer – die Lieferung an einen Scheinabnehmer 
vortäuscht, um die Erwerbsbesteuerung im Bestimmungsmitgliedstaat zu un-
terschlagen. Hat der Lieferant vorsätzlich an der Hinterziehung der Erwerbsbe-
steuerung im Bestimmungsland mitgewirkt, kann die Steuerbefreiung versagt 
werden, obwohl die materiell-rechtlichen Voraussetzungen der Steuerbefreiung 
(z. B. der Erwerber ist ein Unternehmer, der den Gegenstand für sein Unter-
                                           
207  Vgl. BGH v. 7.7.2009, 1 StR 41/09, DStR 2009, 1688. 
208  Vgl. EuGH v. 7.12.2010, C-285/11, C-285/09, Rs., UR 2011, 15. 
209  Vgl. BVerfG v. 16.6.2011, 2 BvR 542/09, NJW 2011, 3778. 
210  S. EuGH v. 27.9.2007, C-146/05, Collée, DStR 2007, 1811, Rn. 38ff. 
211  S. EuGH v. 7.12.2010, C-285/11, C-285/09, Rs., UR 2011, 15 m. Anm. C. Sterzinger = 
NStZ 2011, 165 m. Anm. K. Lohse = DStR 2010, 2572 m. Anm. T. Küffner/T. Streit.  
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nehmen erwirbt, der Gegenstand ist physisch in ein anderes Land der EU ge-
langt und unterliegt dort der Erwerbsbesteuerung) erfüllt sind.212 
Weiterhin hat der EuGH noch mit Urteilen vom 6.9.2012 und vom 18.12.2014 – 
ähnlich wie seine ständige Rechtsprechung bei der Versagung des Vorsteuerab-
zugs – entschieden, dass dem Lieferanten der Anspruch auf Steuerbefreiung ei-
ner innergemeinschaftlichen Lieferung zu versagen ist, wenn der Lieferant 
wusste oder hätte wissen müssen, dass der von ihm bewirkte Umsatz mit einer 
Steuerhinterziehung des Erwerbers verknüpft war.213 In solchen Fällen haben 
die nationalen Finanzbehörden und Gerichte die Steuerbefreiung zu versagen, 
auch wenn dies nicht im nationalen Recht vorgesehen ist.214 Obwohl der Lie-
ferant seinen Nachweispflichten zu den materiellrechtlichen Voraussetzungen 
der Steuerbefreiung (z. B. die Angabe der USt-Id-Nr. des Abnehmers, die zwar 
keine materiell-rechtliche Voraussetzung für die Steuerbefreiung ist, jedoch als 
wichtiges Indiz für dessen Unternehmereigenschaft dient215) völlig nachge-
kommen ist, kann allerdings die Steuerbefreiung ebenfalls versagt werden, 
wenn er im Zeitpunkt der Lieferung nicht gutgläubig war und nicht alle ihm zur 
Verfügung stehenden zumutbaren Maßnahmen ergriffen hat, um seine eigene 
Beteiligung an dieser Steuerhinterziehung zu verhindern. Dementsprechend ist 
die Steuerbefreiung auch von der Gutgläubigkeit des Lieferanten abhängig, 
wenn der Erwerber eines innergemeinschaftlich gelieferten Gegenstands eine 
Steuerhinterziehung im Bestimmungsland begeht.216 
bb) Würdigung 
Die Rechtsansicht des EuGH zeigt, dass nicht nur der Steueranspruch des Be-
stimmungslandes, sondern das Funktionieren des gemeinsamen Mehrwertsteu-
                                           
212  S. Anm. T. Küffner/T. Streit, DStR 2010, S. 2575. 
213  Vgl. EuGH v. 6.9.2012, C-273/11, Mecsek-Gabona, DStR 2012, 1917; v. 18.12.2014, 
C-131/13, Italmoda, DStR 2015, 573. 
214  Vgl. EuGH v. 18.12.2014, C-131/13, Italmoda, DStR 2015, 573, Rn. 54; W. Reiß, Um-
satzsteuerrecht, Rn. 192. 
215  Demzufolge kann die Weigerung, eine USt-IdNr. zuzuteilen, grundsätzlich keinen Ein-
fluss auf das Recht der Steuerbefreiung oder des Vorsteuerabzugs haben, wenn die ma-
teriellen Voraussetzungen für die Entstehung dieser Rechte erfüllt sind, s. EuGH v. 
14.3.2013, C-527/11, Ablessio SIA, MwStR 2013, 193, Rn. 32f. m. Anm. F. Grube; H. 
Stadie, UStG, § 6a Rn. 20; Anm. E. Beer/T. Streit, DStR 2012, S. 1922. 
216  Vgl. Anm. E. Beer/T. Streit, DStR 2012, S. 1922; W. Birkenfeld, in: Birkenfeld/Wäger, 
USt-Handbuch, § 171a Rz. 71. 
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ersystems an sich Schutzgut der sechsten Richtlinie (jetzt: MwStSystRL) ist. 
Die Anwendung des Gemeinschaftsrechts darf nicht dazu führen, dass Wirt-
schaftsteilnehmer aus missbräuchlichen Praktiken Vorteile bzw. die Umsatz-
steuerbefreiung erlangen; das missbräuchliche oder betrügerische Berufen auf 
Unionsrecht ist deshalb nicht gestattet.217 Wenn der Steuerpflichtige wusste 
oder hätte wissen müssen, dass er mit seinen Eingangs- und Ausgangsumsätzen 
in ein betrügerisches Umsatzsteuerkarussell einbezogen wurde und dadurch die 
Funktionsfähigkeit des gemeinsamen Mehrwertsystems (hier: das ordnungs-
gemäße Funktionieren des Systems der innergemeinschaftlichen Lieferung) 
gefährdet, kann er sich nicht mit Erfolg auf das Neutralitätsprinzip der Mehr-
wertsteuer sowie die Grundsätze der Rechtssicherheit und des Vertrauens-
schutzes berufen. Die Verhinderung von Umsatzsteuerhinterziehung, Steu-
erumgehung oder Missbrauch ist vorrangig zu gewährleisten (vgl. Art. 131 
MwStSystRL).218  
Demgegenüber bleibt die vorstehende Auffassung des EuGH jedoch nicht un-
umstritten. Weder das Unionsrecht (vgl. Art. 138, 140 MwStSystRL) noch das 
deutsche Recht (vgl. §§ 4b, 6a UStG) enthalten die Gutgläubigkeit des Liefe-
ranten als eine Voraussetzung für eine steuerfreie innergemeinschaftliche Lie-
ferung. Mit anderen Worten ist ein subjektives Ausschlussmerkmal, wonach 
die Steuerbefreiung einer innergemeinschaftlichen Lieferung aufgrund der 
Bösgläubigkeit des Lieferanten – zumindest in Fällen vorsätzlicher Hinterzie-
hung der Erwerbsbesteuerung – versagt wird, im Richtlinien- und Gesetzestext 
nicht normiert.219  
Aus steuersystematischen Gründen ergibt sich ebenfalls ein Großteil der Kritik 
an der Entscheidung des EuGH. Da die Umsatzsteuer mit ihrem Ver-
brauchsteuercharakter grundsätzlich nur den Endverbraucher belastet, stehen 
die Umsatzsteuereinnahmen – unter dem Gesichtspunkt der steuerlichen Terri-
torialität – lediglich dem Staat zu, in dem der Konsum des Endverbrauchers 
erfolgt. Nach den betreffenden systemtragenden Prinzipien der Umsatzsteuer 
(Neutralitätsprinzip bzw. Bestimmungslandprinzip) liegt die Besteuerung der 
                                           
217  Vgl. B. Heuermann, DStR 2015, S. 1418; S. Hölzle, DStR 2011, S. 1701; J. Bülte, BB 
2010, S. 1760. 
218  S. dazu F. Huschens, SteuK 2012, S. 482; C. Höink/M. Adick, PStR 2011, S. 38. 
219  S. W. Reiß, Umsatzsteuerrecht, Rn. 192; Anm. T. Küffner/T. Streit, DStR 2010, S. 2575; 
Anm. F. Grube, MwStR, 2015, S. 93; Anm. M. Winter, DStR 2015, S. 579. 
Kapitel 2: Das Phänomen des Umsatzsteuerbetrugs 
113 
innergemeinschaftlichen Lieferung im Hoheitsbereich des Bestimmungslands, 
wo der Endverbrauch stattfindet. Bei der Versagung der Steuerbefreiung wird 
hingegen ein Umsatz vom Nicht-Endverbraucher im Ursprungsland besteuert 
und dies führt damit zu einer Doppelbesteuerung (der innergemeinschaftliche 
Erwerb im Bestimmungsland sowie die innergemeinschaftliche Lieferung im 
Herkunftsland) auf dieselbe Lieferung.220 
Weiterhin hat der EuGH darauf hingewiesen, dass die Verweigerung der Be-
freiung eine abschreckende Wirkung hat, die die Durchsetzung dieser Steuer-
verpflichtung gewährleisten und Steuerhinterziehungen verhüten soll. Das 
Versagen ist zwar nach der Rechtsprechung des EuGH keine Strafe221, jedoch 
entfaltet es zumindest eine sanktionierende Wirkung.222 Da die Abschreckung 
ein das Strafrecht kennzeichnendes Mittel ist, sah sich der EuGH anscheinend 
für die betreffenden Betrugsfälle gezwungen, einer Sanktionierung durch das 
Umsatzsteuerrecht zuzustimmen.223 Dabei handelt es sich um eine rein straf-
rechtlich zu würdigende Sanktion, und die Umsatzsteuer wird daher – durch die 
Versagung der Steuerbefreiung – als ein Werkzeug des Strafrechts benutzt, oh-
ne die Steuerneutralität in Betracht zu ziehen.224 Allerdings ist eine Steuerer-
hebung mit dem Sanktionscharakter dem Wesen der Umsatzsteuer – wie jeder 
anderen Steuer – grundsätzlich fremd.225  
Außerdem handelt es sich hierbei potenziell um einen Verstoß gegen das Ver-
bot der Doppelbestrafung.226 Beispielsweise hat der Lieferant von der durch 
den Abnehmer vorsätzlich hinterzogenen Erwerbsbesteuerung im Bestim-
mungsmitgliedstaat gewusst, und trotzdem dem Finanzamt Angaben über die 
steuerfreien innergemeinschaftlichen Lieferungen gemacht. Der Lieferant wäre 
zweifach zu sanktionieren227: die wegen Kenntnis der Umsatzsteuerhinterzie-
220  S. A. Treiber, MwStR 2015, S. 634; Anm. T. Küffner/T. Streit, DStR 2010, S. 2575. 
221  Im Licht der EuGH-Rechtsprechung ist die Nichtgewährung der Begünstigung aus 
Steuerbefreiung (oder Vorsteuerabzug) schlichte Folge der Rechtsverletzungen, keine 
Strafe i.S.d. EU-Grundrechtecharta, s. EuGH v. 18.12.2014, C-131/13, Italmoda, DStR 
2015, 573, Rn. 60f.; Anm. M. Winter, DStR 2015, S. 579. 
222  Vgl. W. Reiß, FS für Heinrich List 2015, S. 164. 
223 S. dazu W. Widmann, UR 2014, S. 7; C. Höink/M. Adick, PStR 2011, S. 39.
224 S. Anm. M. Winter, DStR 2015, S. 579; D. Kaiser/D. Hummel, PStR 2015, S. 267.
225 S. Anm. T. Küffner/T. Streit, DStR 2010, S. 2575.
226  Vgl. A. Treiber, MwStR 2015, S. 634; M. Kemper, NZWiSt 2015, S. 445; J. Englisch, 
in: Tipke/Lang, Steuerrecht, § 17 Rz. 415. 
227  Neben der Nichtgewährung der Steuerbefreiung liegt noch die andere Kumulierung der 
(steuerrechtlichen) Sanktion bei der Kenntnis von der Beteiligung an einer betrügeri-
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hung in einer Lieferkette nicht gewährte Umsatzsteuerbefreiung einerseits; die 
durch falsche Angaben in der Umsatzsteuervoranmeldung begangene Steuer-
hinterziehung i.S.d. § 370 I Nr. 1 AO andererseits. 
Obwohl die Verhinderung vom Umsatzsteuerbetrug als oberstes Ziel im Uni-
onsrecht (vgl. Art. 131 MwStSystRL) verankert ist, und sich niemand in betrü-
gerischer oder missbräuchlicher Weise auf unionsrechtliche Vorschriften für 
den angestrebten Steuervorteil (hier: Steuerbefreiung) berufen darf228, fehlen 
allerdings – wie vorstehend erwähnt – nach dem deutschen Recht oder dem 
Unionsrecht entsprechende ausdrückliche Bestimmungen für die Versagung der 
Steuerbefreiung beim Wissen oder Wissenmüssen von der Einbeziehung in ei-
ne betrügerische Lieferkette. Dementsprechend ist die Versagung der Steuerbe-
freiung nach den anschließenden dogmatischen Überlegungen des EuGH vor 
allem nicht gerechtfertigt, wenn die materiell-rechtlichen Voraussetzungen der 
Steuerbefreiung erfüllt sind (insbesondere Vorliegen einer tatsächlich ausge-
führten innergemeinschaftlichen Lieferung), und der Lieferant nicht vorsätzlich 
an der Hinterziehung der Erwerbsbesteuerung im Bestimmungsland (mit dem 
Abnehmer kollusiv) mitgewirkt hat229, sondern nur fahrlässig nicht wusste 
(hätte wissen müssen), dass der von ihm bewirkte Umsatz mit einer Steuerhin-
terziehung des Erwerbers verknüpft war. 
Da der EuGH seine ständige Rechtsprechung schon bestätigt und ausgebaut hat, 
besteht grundsätzlich kein Anlass zur Rechtsprechungsänderung. Der BGH und 
der BFH haben daher (im Folgenden) die Auffassung des EuGH im Wege 
richtlinienkonformer Auslegung auch größtenteils übernommen.230 
cc) Auswirkung auf die aktuelle Rechtsprechung des BGH 
Das vorerwähnte EuGH-Urteil bestätigte auch die im Beschluss des BGH vom 
7.7.2009 vorgenommene Rechtsauffassung: Die Steuerbefreiung für innerge-
                                                                                                                                  
schen Lieferkette (Umsatzsteuerkarussell) vor: kein Vorsteuerabzug, keine Mehrwert-
steuererstattung sowie die Haftung für die Steuerschuld aus einem vorangegangenen 
Umsatz gemäß § 25d I UStG, s. Anm. M. Winter, DStR 2015, S. 579; D. Hummel, UR 
2014, S. 259. 
228  S. Anm. M. Winter, DStR 2015, S. 579. 
229  Zum (vorsätzlichen) kollusiven Zusammenwirken vom Lieferanten und Abnehmer an 
der Hinterziehung der Erwerbsbesteuerung, s. EuGH v. 7.12.2010, C-285/11, C-285/09, 
Rs., UR 2011, 15. 
230  Vgl. A. Treiber, MwStR 2015, S. 633. 
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meinschaftliche Lieferungen entfällt bei bewusstem Ermöglichen von Steuer-
hinterziehung (bzw. Hinterziehung der Erwerbsbesteuerung) im EU-Ausland 
durch kollusives Zusammenwirken.231 Die vorstehende Rechtsprechung des 
BGH war damit unionsrechtlich legitimiert.232 
Nach der – auf der Grundlage einer Vorabentscheidung des EuGH vom 
7.12.2010 ergangenen – Rechtsprechung des BGH vom 20.10.2011 entfällt die 
Steuerbefreiung dann, wenn der Lieferer bei der innergemeinschaftlichen Lie-
ferung die Identität des wahren Erwerbers verschleiert hat, um so eine Umsatz-
steuerhinterziehung im Erwerbsland zu ermöglichen. Maßgeblich für die Steu-
erbefreiung sind der zwischen innergemeinschaftlicher Lieferung und innerge-
meinschaftlichem Erwerb bestehende Besteuerungszusammenhang sowie die 
damit bezweckte Verlagerung des Steueraufkommens auf den Bestimmungs-
mitgliedstaat durch die dort beim Abnehmer als Steuerschuldner vorzuneh-
mende Besteuerung, die es nicht zulässt, die Steuerfreiheit trotz absichtlicher 
Täuschung über die Person des Abnehmers (Erwerbers) in Anspruch zu neh-
men.233 Es bestehen nebeneinander zwei Fallgruppen für eine Versagung der 
Steuerbefreiung: 
− wenn der Lieferer mit dem Abnehmer kollusiv zusammenwirkt (die sog. 
beiderseitige kollusive Täuschung) und dabei die Identität des Abneh-
mers verschleiert, um die Besteuerung des Erwerbs im Bestimmungsland 
zu verhindern234; 
− wenn – trotz Vorliegens der objektiven Voraussetzungen für die Steuer-
freiheit – der Steuerpflichtige (einseitig) unter Verstoß gegen die Pflich-
ten zum Buch- und Belegnachweis die Identität des Erwerbers verschlei-
ert, um diesem im Bestimmungsmitgliedstaat eine Mehrwertsteuerhin-
terziehung zu ermöglichen.235 
                                           
231  Vgl. C. Höink/M. Adick, PStR 2011, S. 37. 
232  Vgl. A. Treiber, MwStR 2015, S. 632. 
233  BGH v. 20.10.2011, 1 StR 41/09, NJW 2011, 3797. 
234  In solchen Fällen fehlt es an der Befreiungsvoraussetzung des § 6 a I 1 Nr. 3 UStG, weil 
diese Vorschrift gemeinschaftsrechtlich dahin auszulegen ist, dass der Erwerb des Ge-
genstands einer Lieferung beim Abnehmer dann nicht den Vorschriften der Umsatzbe-
steuerung in einem anderen Mitgliedstaat im Sinne der Vorschrift unterliegt, s. BGH v. 
20.11.2008, 1 StR 354/08, DStR 2009, 577, Rn. 13. 
235  S. dazu auch BGH v. 19.3.2013, 1 StR 318/12, wistra 2013, 463, Rn. 54f. = NZWiSt 2014, 
73 m. Anm. M. Gehm; N. Madauß, NZWiSt 2015, S. 417; A. Treiber, MwStR 2015, S. 
632f. 
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Der BGH hat auch klargestellt, dass der Abnehmer im EU-Ausland zwar nicht 
seinen steuerlichen Verpflichtungen hinsichtlich seines innergemeinschaftli-
chen Erwerbs (völlig) nachgekommen ist, jedoch führt dies nicht automatisch 
dazu, dass die Steuerfreiheit der innergemeinschaftlichen Lieferung für den 
leistenden Unternehmer zu versagen ist.236 Als Ergebnis ist damit festzuhalten, 
dass die Inanspruchnahme der Steuerfreiheit innergemeinschaftlicher Liefe-
rungen verwehrt werden kann, ja gegebenenfalls sogar muss237, wenn der Lie-
ferer bei einer tatsächlich ausgeführten innergemeinschaftlichen Lieferung von 
Gegenständen durch eine Täuschung über die Identität des wahren Abneh-
mers – insbesondere in Bezug auf ein vorliegendes Karussellgeschäft – die 
Möglichkeit hat, die USt zu hinterziehen.238 
Im vorgenannten Beispielfall (unter Abbildung 1, in der Phase 5), in dem die 
Voraussetzungen des § 6 I Nr. 3 UStG bei einer innergemeinschaftlichen Lie-
ferung nicht vorliegen, weil der deutscher Unternehmer D (der liefernde Un-
ternehmer) die positive Kenntnis davon hatte, dass in Holland (Bestimmungs-
mitgliedstaat) die Erwerbsbesteuerung betrügerisch umgangen werden soll, und 
dennoch seine innergemeinschaftliche Lieferung als steuerfrei behandelte, ist 
aufgrund der Erklärung unrichtiger Angaben über eine steuerfreie innerge-
meinschaftliche Lieferung der Tatbestand der Steuerhinterziehung nach § 370 I 
Nr. 1 AO erfüllt.239 Nach der ab 14.12.2011 modifizierten Neufassung des 
§ 370 VI AO ist eine Beteiligung an einem Umsatzsteuerbetrug in einem ande-
ren Mitgliedstaat in Deutschland ebenfalls strafbar.240 
                                           
236  Vgl. Anm. M. Gehm, NZWiSt 2014, S. 79. 
237  Nach der jüngeren Rechtsprechung des EuGH ist die Steuerbefreiung der innergemein-
schaftlichen Lieferung zu versagen, wenn der Steuerpflichtige wusste oder „hätte wis-
sen müssen“, dass er sich mit dem Erwerb oder der Lieferung an einem Umsatz betei-
ligte, der in eine vom Lieferer oder von einem anderen Wirtschaftsteilnehmer auf der 
vor- oder nachgelagerten Umsatzstufe der Lieferkette begangene Steuerhinterziehung 
einbezogen war, s. EuGH v. 18.12.2014, C-131/13, Italmoda, DStR 2015, 573; v. 
9.10.2014, C-492/13, Traum, DStRE 2015, 427. 
238  S. P. Bilsdorfer, NJW 2012, S. 1414. 
239  Vgl. Anm. M. Gehm, NZWiSt 2014, S, 78. 
240  Vgl. F. Huschens, SteuK 2012, S. 483; M. Gehm, NJW 2012, S. 1260; T. Walter/W. 
Lohse/R. Dürrer, wistra 2012, S. 128ff.; N. Madauß, NZWiSt 2015, S. 421; W. Reiß, FS 
für Heinrich List 2015, S. 160f. 
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dd) Auswirkung auf die aktuelle Rechtsprechung des BFH 
Der BFH hat sich der vorstehenden Auffassung des EuGH-Urteils vom 
7.10.2010 angeschlossen und damit § 4 Nr. 1b i.V.m. § 6a UStG richtlinien-
konform ausgelegt: Mit den Urteilen vom 17.2.2011, vom 11.8.2011 und vom 
14.12.2011 hat der BFH – gegenüber dem im Beschluss des BFH vom 
29.7.2009 vorliegenden Zweifel – endgültig klargestellt, dass bei einer inner-
gemeinschaftlichen Lieferung, bei der der Leistende – meistens unter Verstoß 
gegen Beleg- und Buchnachweispflichten – die Identität des wahren Erwerbers 
bewusst verschleiert, um diesem im Bestimmungsmitgliedstaat eine Umsatz-
steuerhinterziehung zu ermöglichen, die Umsatzsteuerbefreiung trotz des Vor-
liegens der objektiven Befreiungsvoraussetzungen i.S.d. § 6a UStG (z. B. in-
nergemeinschaftliche Warenbewegung, steuerpflichtiger Abnehmer sowie Un-
terliegen der Erwerbsbesteuerung im Bestimmungsland etc.) versagt wird.241 
Der Identität des Abnehmers bzw. des Erwerbers kommt hier für die Steuer-
freiheit der innergemeinschaftlichen Lieferung entscheidende Bedeutung zu, 
weil innergemeinschaftliche Lieferung und innergemeinschaftlicher Erwerb ein 
und derselbe wirtschaftliche Vorgang und dabei Teil eines innergemeinschaft-
lichen Umsatzes sind. Dieser Vorgang bezweckt, die Steuereinnahmen auf den 
Mitgliedstaat bzw. den Bestimmungsstaat zu verlagern, in dem der Endver-
brauch der gelieferten Gegenstände erfolgt. Zur erfolgreichen Verlagerung der 
Steuereinnahmen auf den Bestimmungsmitgliedstaat soll die Person des Ab-
nehmers (Erwerbers) der innergemeinschaftlichen Lieferung aufgrund der zu-
treffenden Angaben des leistenden Unternehmers bekannt sein.242 Dement-
sprechend handelt es sich bei der Verschleierung der Identität seines Abneh-
mers dann um eine Verletzung von Verpflichtungen gegenüber dem nationalen 
Recht, die zur Gefährdung des gemeinsamen Mehrwertsteuersystems führt.243 
Darüber hinaus hat der BFH auch im Fall der Umsatzsteuerbefreiung für die 
Ausfuhrlieferung in Staaten außerhalb der EU eine ähnliche Entscheidung ge-
                                           
241  BFH v. 11.8.2011, VR 50/09, DStR 2011, 1901. 
242  BFH v. 11.8.2011, VR 50/09, DStR 2011, 1901; v. 17.2.2011, VR 30/10, DStR 2011, 
1310, Rn. 15; v. 14.12.2011, XI R 33/10, BeckRS 2012, 94932. 
243  Vgl. Anm. J. Alvermann/S. Beckschäfer, DStR 2011, S. 1313. 
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troffen244: Gutgläubigkeit der Leistenden und fehlende Beteiligung am Mehr-
wertsteuerbetrug sind wichtige Kriterien für die Gewährung der umsatzsteuer-
freien Ausfuhrlieferung. Eine Ausfuhrlieferung führt zwar zu einer Beteiligung 
an einer Steuerhinterziehung, wenn der Abnehmer zur Identitätsverschleierung 
die Fälschung des Ausfuhrnachweises vorlegt, jedoch darf die Steuerfreiheit 
nicht versagt werden, wenn der liefernde Unternehmer davon bei Beachtung 
der Sorgfalt eines ordentlichen Kaufmanns nichts wissen konnte.245 In der Pra-
xis wird der Leistende damit weiterhin die Angaben des Abnehmers und die 
von ihm vorgelegten Nachweise kritisch hinterfragen und alles in seiner Macht 
Stehende tun müssen, um deren Plausibilität zu überprüfen.246 
ee) Keine verfassungswidrige Verletzung des Art. 103 II GG 
Zweifellos ist die Bekämpfung von Umsatzsteuerbetrug ein erstrebenswertes 
und von der MwStSystRL (insbesondere Art. 131 MwStSystRL) anerkanntes 
und gefördertes Ziel.247 Zur Einschränkung der Steuerbefreiung ist allein der 
Mitgliedstaat berechtigt und verpflichtet, in dem der Endverbrauch erfolgte.248 
Dies gilt insbesondere auch in Fällen innergemeinschaftlicher Lieferungen, 
wenn Verkäufer und Käufer vorsätzlich zusammenarbeiten, um die Besteue-
rung des Erwerbs im Bestimmungsland zu verhindern. Nach den durch den 
EuGH bestätigten Grundsätzen wird trotz des objektiven Charakters der Steu-
erbefreiungsvorschrift die Steuerbefreiung aufgrund subjektiver Momente ver-
sagt.249 Im Ergebnis schafft der EuGH (sowie auch der BGH) – zumindest für 
Fälle vorsätzlicher Verhinderung der Erwerbsbesteuerung – ein subjektives 
                                           
244  Vgl. etwa BFH v. 30.7.2008, V R 7/03, DStR 2009, 220; EuGH v. 21.2.2008, C-271/06, 
Rs., DStR 2008, 450 m. Anm. R. Langer/O. Zugmaier; Anm. M. Gehm, NZWiSt 2014, 
S. 80. 
245  Zum Sorgfaltsmaßstab eines ordentlichen Kaufmanns, s. dazu weiter M. Achatz, DStJG 
Bd. 32, 2009, S. 484ff.; C. Sterzinger, DStR 2008, S. 2453f.  
246  Vgl. C. Sterzinger, DStR 2010, S. 2609f. 
247  Vgl. EuGH v. 12.2.2015, C-662/13, Surgicare, MwStR 2015, 457, Rn. 19; v. 18.12.2014, 
C-131/13, Italmoda, DStR 2015, 573, Rn. 42; v. 21.6.2012, C-80/11 u. C-142/11,
Mahagében Kft. u. Péter Dávid, UR 2012, 591, Rn. 41; v. 7.12.2010, C-285/11, 
C-285/09, Rs., UR 2011, 15, Rn. 36; v. 6.7.2006, C-439/4 u. C-440/4, Axel Kittel u.
Recolta Recycling SPRL, UR 2006, 594, Rn. 54; v. 21.6.2006, C-255/02, Halifax, DStR 
2006, 420, Rn. 68ff. 
248  S. J. Bülte, BB 2010, S. 1762.  
249  S. Anm. T. Küffner/T. Streit, DStR 2010, S. 2575. 
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Ausschlussmerkmal bzw. das Merkmal „kollusives Handeln“ als Vorausset-
zung für die Verweigerung der Steuerbefreiung.250 
Dazu stellt das BVerfG in seinen Beschlüssen vom 23.7.2009251 und vom 
16.6.2011252 fest, dass die Auffassung vom EuGH und vom BGH im vorlie-
genden Fall unter verfassungsrechtlichen Gesichtspunkten nicht zu beanstanden 
ist. Insbesondere liegt kein Verstoß gegen das nach Art. 103 II GG geregelte 
Bestimmtheitsgebot oder das strafrechtliche Analogieverbot vor, weil die Aus-
legung des § 6a UStG durch den BGH – sowie auch die Auslegung der Richtli-
nie durch den EuGH – mit dem aus Sicht des Normadressaten möglichen 
Wortsinn vereinbar ist.253 Unter Berücksichtigung der Zweckbestimmung des 
§ 6a UStG ergibt sich die Steuerbefreiungsverweigerung für innergemein-
schaftliche Lieferung aus einer Inszenierung betrügerischer Warenbewegungen 
in Karussellkreisläufen; beim Missbrauch der innergemeinschaftlichen Liefe-
rung ist daher das Merkmal der „Lieferung“ in § 6a UStG mithin wirtschaftlich 
sinnlos oder nur unecht vorhanden.254 
Mit anderen Worten: Die (richtlinienkonforme) Auslegung des § 6a UStG 
durch den BGH, der eine innergemeinschaftliche steuerfreie Lieferung verneint, 
wenn ein kollusives Zusammenwirken von Exporteur und Abnehmer unter 
Einschaltung von Scheinkäufern erfolgt, ist noch vom Wortlaut dieser Vor-
schrift gedeckt.255 Im vorgenannten Beispielfall (unter Abbildung 1, in der 
Phase 5) führt die Beteiligung des deutschen Exporteurs (D) an dem Umsatz-
steuerkarussell durch vorsätzliche Täuschung über die Identität des holländi-
schen Abnehmers (A) zur Versagung der Steuerfreiheit der Lieferung. Dem-
gemäß macht D sich grundsätzlich eines Unterlassungsdelikts i.S.d. § 370 I 
Nr. 2 AO256 schuldig, indem er es gegenüber dem deutschen Finanzamt unter-
lässt, die wahren Erwerber zu benennen, und so verhindert, dass das Finanzamt 
im Bestimmungsmitgliedstaat über das gemeinsame System des Informations-
                                           
250  S. Anm. T. Küffner/T. Streit, DStR 2010, S. 2575; C. Höink/M. Adick, PStR 2011, S. 40. 
251  BVerfG v. 23.7.2009, 2 BvR 542/09, UR 2009, 898. 
252  BVerfG v. 16.6.2011, 2 BvR 542/09, NJW 2011, 3778 = wistra 2011, 458. 
253  Vgl. BVerfG v. 16.6.2011, 2 BvR 542/09, wistra 2011, 458, Rn. 60ff., s. dazu auch M. 
Adick/C. Höink, PStR 2011, S. 281f.; S. Hölzle, DStR 2011, S. 1701f.; M. Gehm, NJW 
2012, S. 1259f.; zur Kritik s. J. Bülte, BB 2010, S. 1764ff.; A. Ransiek, HRRS 2009, 
S. 422ff.; T. Walter/W. Lohse/R. Dürrer, wistra 2012, S. 127f. 
254  Ähnlich M. Muhler, wistra 2009, S. 5. 
255  Vgl. S. Hüls, NZWiSt 2012, S. 15; W. Reiß, FS für Heinrich List 2015, S. 159f. 
256  Zu Strukturen des Tatbestands i.S.d. § 370 AO, s. unter Kapitel 3. 
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austausches für innergemeinschaftliche Lieferung, namentlich das sog. Mehr-
wertsteuer-Informationsaustauschsystem, auf diese Angaben zugreifen kann.257 
ff) Das weitere Problem bezüglich des Nachweises 
Der Streit um die missbräuchliche Erlangung der Steuerbefreiung ist mit der 
Entscheidung des EuGH und des BVerfG grundsätzlich beendet: Das Recht auf 
eine steuerfreie innergemeinschaftliche Lieferung ist bereits dann zu versagen, 
sofern anhand objektiver Umstände nachgewiesen ist, dass der Steuerpflichtige 
wusste oder hätte wissen müssen, dass er sich durch den Umsatz an einer im 
Rahmen einer Lieferkette begangenen Umsatzsteuerhinterziehung beteiligt 
hat.258 Zu Beweisfragen der subjektiven Bösgläubigkeit vom Leistenden im 
Zusammenhang mit innergemeinschaftlichen Lieferungen sollen die Fallgrup-
pen der schlichten Kenntnis oder der (grob) fahrlässigen Unkenntnis von der 
Hinterziehung des Abnehmers noch zu weiteren Diskussionen führen.259  
Nach § 6a III UStG i.V.m. §§ 17a ff. der UStDV hat der Unternehmer die Vo-
raussetzungen für die Steuerfreiheit durch Belege und buchmäßige Aufzeich-
nungen nachzuweisen, und diesbezüglich führt der fehlende oder unvollständi-
ge Belege- und Buchnachweis grundsätzlich zu einer Steuerpflicht der inner-
gemeinschaftlichen Lieferung.260 Maßgeblich ist hierfür die formelle Vollstän-
digkeit, nicht aber auch die inhaltliche Richtigkeit der Beleg- und Buchanga-
ben.261 Jedoch hat der BFH bereits mit dem Beschluss vom 25.11.2005 Zwei-
fel daran geäußert, welche konkreten Nachweise für die steuerfreien innerge-
meinschaftlichen Lieferungen zu erbringen sind.262 Wenn der leistende Unter-
nehmer seinen Nachweispflichten nicht oder nur unvollständig nachkommt, 
dennoch die Erfüllung der Voraussetzungen für die Steuerfreiheit objektiv 
festgestellt wird, ist die innergemeinschaftliche Lieferung noch steuerfrei; es 
sei denn, der Verstoß gegen die Nachweispflichten (die formellen Anforderun-
                                           
257  Vgl. T. Walter/W. Lohse/R. Dürrer, wistra 2012, S. 131. 
258  Zur jüngeren Rechtsprechung s. auch EuGH v. 18.12.2014, C-131/13, Italmoda, DStR 
2015, 573; v. 9.10.2014, C-492/13, Traum, DStRE 2015, 427. 
259  S. Anm. J. Alvermann/S. Beckschäfer, DStR 2011, S. 1313. 
260  Vgl. BFH v. 14.12.2011, XI R 33/10, BeckRS 2012, 94932; D. Nöhren, Hinterziehung 
von Umsatzsteuer, S. 163ff.; W. Wannemacher, Steuerstrafrecht, Rn. 1141. 
261  Vgl. BFH v. 15.2.2012, XI R 42/10, NZWiSt 2012, 296; v. 14.11.2012, XI R 8/11, 
MwStR 2013, 165; s. dazu auch D. Kaiser/M. Diete, PStR 2013, S. 172f. 
262  Vgl. BFH v. 25.11.2005, VB 75/05, BStBl 2006, 484; F. Bielefeld, DStR 2006, S. 357f. 
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gen) verhindert den sicheren Nachweis, dass die materiellen Anforderungen der 
Steuerfreiheit erfüllt werden.263 
In seiner jüngeren Rechtsprechung wies der BFH explizit darauf hin, dass die 
Steuerfreiheit der innergemeinschaftlichen Lieferungen im Hinblick auf die 
bloße Einbindung in ein Umsatzsteuerkarussell oder lediglich bezüglich einer 
Differenz zwischen buchmäßigem und tatsächlichem Abnehmer nicht verneint 
wird; vielmehr obliegt es zu ausreichenden tatsächlichen Feststellungen dem 
Finanzamt, die folgenden objektiven Umstände weiter nachzuweisen:264 
− welche Abnehmer im Bestimmungsmitgliedstaat ihre steuerlichen 
Pflichten in Hinterziehungsabsicht nicht erfüllt haben und ob dies dem 
Leistenden bekannt war, 
− ob unzutreffende Abnehmerbezeichnungen vorlagen, 
− wer in einem derartigen Fall als tatsächlicher Abnehmer der von dem 
Leistenden ausgeführten Lieferungen anzusehen ist, 
− ob der Leistende die Person des Abnehmers verschleiert hat, 
− aufgrund welcher Umstände der Leistende von einer möglichen Hinter-
ziehungsabsicht der Abnehmer Kenntnis hatte oder Kenntnis hätte haben 
müssen, insbesondere wenn keine Verschleierung hinsichtlich der Iden-
tität des jeweiligen Abnehmers vorlag. 
In der Praxis muss aber der Exporteur bzw. der deutsche Unternehmer D (im 
obigen Beispielfall) zunächst eine steuerfreie innergemeinschaftliche Lieferung 
ordnungsgemäß nachweisen und er darf nicht an einem Umsatzsteuerbetrug 
bewusst beteiligt gewesen sein; ansonsten entfällt für ihn die Steuerfreiheit der 
innergemeinschaftlichen Lieferung.265 
                                           
263  Vgl. BFH v. 9.3.2012, V S 21/11, BeckRS 2012, 95020, Rn. 9f.; W. Wannemacher, 
Steuerstrafrecht, Rn. 1142. 
264  Vgl. BFH v. 17.2.2011, VR 30/10, DStR 2011, 1310, Rn. 25ff. 
265  Vgl. M. Kemper, MwStR 2014, S. 641. 
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D. Andere spezifische Arten des Umsatzsteuerbetrugs 
I. Kettenbetrug im Baugewerbe 
1. Funktionsweise der Kettenbetrügereien am Bau 
Im allgemeinen Baugewerbe ist es üblich, dass sich Bauunternehmen im Rah-
men eines Generalunternehmervertrages zur Errichtung eines Gebäudes ver-
pflichten. Für die Fertigstellung der einzelnen Gewerke werden Teilleistungen 
an sogenannte Subunternehmen im Wege der Ausschreibung untervergeben. 
Durch die gezielte Einschaltung von unseriös operierenden Subunternehmern in 
Ketten, die sich – vom Auftraggeber aus betrachtet – über einen Generalunter-
nehmer und Generalsubunternehmer zu den einzelnen Subunternehmern span-
nen, sind außer dem obigen grenzüberschreitenden Umsatzsteuerkarussell 
zahlreiche Betrugsmodelle im Baugewerbe entstanden.266 Der dadurch verur-
sachte Steuerschaden wird jährlich in Millionenhöhe beziffert.267 
Bei diesem Umsatzsteuerbetrugsmodell werden wesentlich auch Ketten gebil-
det. Bauunternehmen schalten gezielt mehrstufige Sub- und Scheinunterneh-
merketten mit tatsächlichem oder vorgegebenem Sitz im In- oder Ausland ein. 
Die Firmen als Subunternehmer, die lediglich Scheinfirmen oder die mit der 
tatsächlichen Bauausführung beauftragten „Kolonnenschieber“ sind, erbringen 
Leistungen mit – größtenteils illegalen – Arbeitnehmern und verschwinden vor 
Entrichtung von Steuern und Sozialabgaben vom deutschen Markt, während die 
Auftraggeber oder Generalunternehmer Vorsteuern aus den mit gesondertem 
Umsatzsteuerausweis von Subunternehmern erstellten Rechnungen abziehen.268 
Das wesentliche Merkmal des Kettenbetrugs im Baugewerbe ergibt sich mithin 
daraus, dass leistender Subunternehmer und Rechnungsaussteller voneinander 
abweichen, weil es sich bei der beauftragten Subunternehmung um ein Schein-
                                           
266  Vgl. BT-Drucks 15/1495 v. 3.9.2003, S. 10. 
267  Zum Schadensvolumen gehen jährlich ca. 64 Mrd. Euro Steuereinnahmen und ca. 56 
Mrd. Euro Sozialversicherungsbeiträge verloren, s. BT-Drucks 14/4658 v. 16.11.2000, 
S. 1; BT-Drucks 15/1495 v. 3.9.2003, S. 10. 
268  Vgl. BT-Drucks 14/4226 v. 23.10.2000, S. 217; A. Gebauer, Steuerausfälle im Bereich 
der Mehrwertsteuer, S. 127f. 
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unternehmen handelt.269 Die deutliche Modellbeschreibung wird in der fol-
genden Fallkonstellation dargestellt.270 
2. Beispielfall 
In einem ersten Schritt gründet ein sog. Betreiber (oder Initiator) A sowohl ein 
Generalsubunternehmen B als auch ein Subunternehmen C. Ziel der Gründung 
bzw. Initiierung von Generalsubunternehmer B und Subunternehmer C ist es, 
die Unternehmer- und Arbeitgebereigenschaft von einem sogenannten Kolon-
nenschieber D, der häufig ausländische Schwarzarbeiter beschäftigt, zu ver-
schleiern.  
Anschließend erteilt ein Auftraggeber E einem Generalunternehmer F – einem 
deutschen Bauunternehmen – einen Bauauftrag. F erbringt die Bauleistungen 
nicht vollständig selbst und schließt Aufträge mit B, dieser wiederum mit C. Da 
hier B und C lediglich die von A – zu betrügerischen Zwecken – gegründeten 
und kontrollierten Scheinfirmen sind, werden sie tatsächlich nicht für die 
Durchführung von Werkvertragstätigkeiten eingesetzt. Vielmehr erfolgt die 
tatsächliche Ausführung der Baumaßnahme nun wiederum durch den Kolon-
nenschieber D. Grundsätzlich wird D auch vom Betreiber A gesteuert. Eben-
falls werden weder Lohnsteuer noch Sozialabgaben von D abgeführt. 
Obwohl keine tatsächliche Bauausführung von B und C vorliegt, erstellt C als 
Leistungserbringer – unter Anweisung von A – (Schein-)Rechnungen mit ge-
sondertem Umsatzsteuerausweis über die vermeintlich von ihm ausgeführten 
Leistungen, aus denen zunächst B als Leistungsempfänger den Vorsteuerabzug 
geltend macht. Ebenfalls erteilt B anschließend dem Generalunternehmer F 
Rechnungen mit offen ausgewiesener Umsatzsteuer über dieselben Leistungen 
in gleicher Höhe oder mit geringem Gewinnaufschlag, aus denen F wiederum 
den Vorsteuerabzug geltend macht.271  
                                           
269  Vgl. M. Spörl/H. Steinhauser, DStR 2002, S. 1505; auch D. Nöhren, Hinterziehung von 
Umsatzsteuer, S. 233. 
270  Zum Ablauf sowie Muster eines Kettenbetrugs im Baugewerbe s. dazu ausführlich 
BT-Drucks 15/1495 v. 3.9.2003, S. 10f.; M. Muhler, wistra 2009, S. 7; M. Danzer, Be-
kämpfung von Umsatzsteuerkarussellgeschäften, S. 35f.; D. Nöhren, Hinterziehung von 
Umsatzsteuer, S. 202f. 
271  Wenn F keine Kenntnis vom Scheinunternehmertum hat, ist der Scheinunternehemer B 
noch als zivilrechtlicher Verkäufer bzw. umsatzsteuerlich leistender Unternehmer an-
























B und C geben selbst entweder keine Voranmeldungen ab oder entrichten keine 
Umsatzsteuer. Über die vermeintlich von ihnen beschäftigten Arbeitnehmer 
führen sie weder Lohnsteuer noch Sozialabgaben ab oder tun dies nur auf Basis 
von Minimallöhnen. Im Ergebnis führt der Kettenbetrug im Baugewerbe nicht 
nur zu erheblichen Steuerausfällen; er schädigt auch den Arbeitsmarkt.272  
Diese Leistungsstufen lassen sich schaubildartig wie folgt darstellen: 
Abbildung 3: Grafische Darstellung des Kettenbetrugs im Baugewerbe 
                                                                                                                                  
zusehen. Die Rechtswirkungen des Geschäfts sollen zwischen F und B eintreten, des-
halb verliert F wegen seiner Gutgläubigkeit nicht den Vorsteueranspruch aus der 
Scheinrechnung von B, s. dazu oben unter Kapitel 2, B. IV. 3. b) bb). 
272  Vgl. BT-Drucks 15/1495 v. 3.9.2003, S. 11. 
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II. Umsatzsteuerausfälle durch planmäßige Insolvenz 
Das gemeinsame Merkmal insolvenzbedingter Steuerausfälle besteht darin, 
dass der Fiskus die Ansprüche aus dem Steuerschuldverhältnis i.S.d. § 37 AO 
gegenüber einem zahlungsunfähigen Steuerschuldner nicht realisieren kann. 
Soweit der Steuerschuldner – meist wie von vornherein geplant – nicht in der 
Lage ist, die Steuerschuld durch Entrichtung an den Steuergläubiger bzw. Fis-
kus zu begleichen, steht regelmäßig die Uneinbringlichkeit von Steueransprü-
chen fest. Im Bereich der Umsatzsteuer sind die insolvenzbedingten Schädi-
gungen des Steueraufkommens auf die Uneinbringlichkeit von Steueransprü-
chen (an den Leistenden) oder von Rückforderungsansprüchen (an den Leis-
tungsempfänger) zurückzuführen.273 Die Höhe der im Rahmen von Insolvenz-
verfahren geltend gemachten Umsatzsteuer erreichte von 2001 bis 2005 jah-
resdurchschnittlich – nach grober Einschätzung – ein Volumen von rund 3,3 
Mrd. Euro.274 Im Jahr 2006 betrugen die mehrwertsteuerlich relevanten For-
derungsausfälle schätzungsweise 13,5 Mrd. Euro (bezüglich Eingangsleistun-
gen ca. 10,6 Mrd. Euro; hinsichtlich Ausgangsleistungen ca. 2,9 Mrd. Euro).275 
Für den Regelfall eines Leistungsaustausches ist Steuerschuldner der Umsatz-
steuer zunächst der leistende Unternehmer (vgl. § 13a I Nr. 1 UStG). Zahlt der 
Abnehmer die Gegenleistung einschließlich der im Kaufpreis rechnerisch ent-
haltenen Umsatzsteuer an den leistenden Unternehmer, muss der Leistende im 
Anschluss daran zwingend die Umsatzsteuer an das Finanzamt entrichten. Je-
doch kann diese an den Fiskus zu zahlende Umsatzsteuer durch die Zahlungs-
unfähigkeit des Leistenden ausfallen, weil bei Insolvenzen aufseiten des leis-
tenden Unternehmers die Abführung der für Lieferungen und Leistungen ge-
schuldeten Umsatzsteuer grundsätzlich nicht mehr möglich ist. Dementspre-
chend birgt die Vereinnahmung der Umsatzsteuer durch den leistenden Unter-
nehmer immer das Steuerausfallrisiko, dass er der Zahlungspflicht der eigenen 
Umsatzsteuerschuld unter Umständen insolvenzbedingt nicht nachkommen 
kann.276 
                                           
273  Vgl. H. Leitl, Maßnahmen zur Sicherung des Umsatzsteueraufkommens, S. 48f. 
274  Vgl. A. Gebauer, Steuerausfälle im Bereich der Mehrwertsteuer, S. 65. 
275  Vgl. A. Gebauer, Steuerausfälle im Bereich der Mehrwertsteuer, S. 79. 
276  Vgl. H. Leitl, Maßnahmen zur Sicherung des Umsatzsteueraufkommens, S. 50. 
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Aufseiten des insolventen Leistungsempfängers liegen auch enorme Steueraus-
fälle vor. Da im geltenden Umsatzsteuersystem bzw. nach dem Prinzip der 
Sollbesteuerung die Bezahlung einer Eingangsrechnung keine Voraussetzung 
für die Ausübung des Rechts auf Vorsteuerabzug ist, kommt es häufig auch 
zusätzlich zu Insolvenzausfällen, wenn der Leistungsempfänger wegen der In-
solvenz nicht mehr zur Rückzahlung der nach § 17 UStG zu berichtigenden 
Vorsteuer in der Lage ist, während der Fiskus dem Leistungserbringer die von 
ihm bereits abgeführte Umsatzsteuer zurückzugewähren hat.277  
Demzufolge ist es bei absehbarer Insolvenz eines Leistungsempfängers durch-
aus üblich, dass er als letzten Akt der gewerblichen Tätigkeit den Vorsteuerab-
zug aus Eingangsrechnungen geltend macht, obwohl er die Gegenleistung nicht 
mehr erbringen bzw. den Rechnungsbetrag und damit auch den Umsatzsteuer-
anteil daraus nicht mehr begleichen kann.278 Dies führt zu einer Berichtigung 
der Steuerschuld des Leistungserbringers und zu einer korrespondierenden Be-
richtigung des Vorsteuerabzugs des Leistungsempfängers. Dem Fiskus er-
wächst infolgedessen zwar ein Rückforderungsanspruch i.S.d. § 17 I S. 2 UStG 
in Höhe der ursprünglich vergüteten Vorsteuer auf den Leistungsempfänger; 
jedoch kann dieser Anspruch im Fall seiner Zahlungsunfähigkeit regelmäßig 
nicht in voller Höhe beigetrieben werden.279 Diese Konstellationen werden 
teilweise im bewussten Zusammenwirken von Leistungserbringer und Leis-
tungsempfänger herbeigeführt.280 
Noch gravierender wird es, wenn diese Erscheinungsform mit anderen vorer-
wähnten Varianten des Umsatzsteuerbetrugs kombiniert ist. Beispielsweise 
kommt der „Missing Trader“ bei dem Umsatzsteuerkarussell grundsätzlich den 
umsatzsteuerlichen Erklärungs- und Zahlungspflichten nicht nach. Nach Ein-
leitung der ersten Zwangsmaßnahmen oder einer Überprüfung durch das Fi-
nanzamt wird ein Insolvenzantrag gestellt und damit ist eine spätere Vollstre-
ckung in sein Vermögen unmöglich. Auch die Zahlungsunfähigkeit der Gene-
ralsubunternehmen und Subunternehmen vom Kettenbetrug im Baugewerbe 
                                           
277  Vgl. J. Englisch, in: Tipke/Lang, Steuerrecht, § 17 Rz. 465. 
278  Vgl. M. Danzer, Bekämpfung von Umsatzsteuerkarussellgeschäften, S. 39. 
279  Vgl. H. Leitl, Maßnahmen zur Sicherung des Umsatzsteueraufkommens, S. 53f. 
280  Vgl. J. Englisch, in: Tipke/Lang, Steuerrecht, § 17 Rz. 465. 
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oder der anderen Scheinfirmen tritt immer dabei ein und führt mithin zu be-
trächtlichen Umsatzsteuerschäden.281 
III. Leasing- und Mietkaufmodell 
Bei planmäßigen Insolvenzen handelt es sich oft um den Umsatzsteuerbetrug 
im Zusammenhang mit dem sog. Leasing- und Mietkaufmodell. Bereits seit 
etwa zehn Jahren kommt es in Einzelfällen im Zusammenhang mit Leasing- 
und Mietkaufverträgen über hochwertige Industriegüter mit eingeschränkter 
Marktgängigkeit durch offensichtlich planmäßige Insolvenzen der Leasing-
nehmer zu erheblichen Umsatzsteuerausfällen.282 Das Betrugsmuster kann wie 
folgt skizziert werden:283  
Zunächst wird eine lediglich mit Mindestkapital ausgestattete GmbH gegründet. 
Anschließend wird als Gewerbe die Vermietung bestimmter Wirtschaftsgüter 
angemeldet. Die Gesellschaft erwirbt im Wege des Leasings die hochpreisigen 
Wirtschaftsgüter (z. B. Kräne, Sattelschlepper oder andere Baufahrzeuge). Die 
Leasingverträge bzw. Leasingkaufverträge sind so ausgestaltet, dass eine Bi-
lanzierung der Fahrzeuge nicht bei dem Leasinggeber, sondern bei dem Lea-
singnehmer vorzunehmen ist. Die GmbH (Leasingnehmer) und der Leasingge-
ber vereinbaren relativ niedrige Leasingraten mit hoher Abschlusszahlung; fer-
ner ist keine Anzahlung zu leisten.  
Die Übergabe der Baufahrzeuge vom Leasinggeber an den Leasingnehmer ist 
nach der Ausgestaltung der Leasingverträge umsatzsteuerlich als Lieferung der 
Gegenstände – und nicht als sonstige Leistung bei einer Vermietung – zu beur-
teilen. Damit ist der gesamte Wert des Wirtschaftsgutes – und nicht nur die je-
weils einzelne Mietzahlungsrate – Bemessungsgrundlage für die Umsatzsteuer. 
Diesbezüglich weist der Leasinggeber die Umsatzsteuer in voller Höhe geson-
dert aus und führt sie ans Finanzamt ab. Beim Leasingnehmer kommt es 
dadurch zu einem entsprechend erheblichen Vorsteuerabzug. 
                                           
281  Vgl. M. Danzer, Bekämpfung von Umsatzsteuerkarussellgeschäften, S. 40. 
282  Vgl. BT-Drucks 15/1495 v. 3.9.2003, S. 16; A. Gebauer, Steuerausfälle im Bereich der 
Mehrwertsteuer, S. 130. 
283  Vgl. M. Danzer, Bekämpfung von Umsatzsteuerkarussellgeschäften, S. 36f.; M. Muhler, 
wistra 2009, S. 9; H. Kußmaul/K. Hilmer, SteuerStud 10/2006, S. 526. 
Kapitel 2: Das Phänomen des Umsatzsteuerbetrugs 
128 
Die Verträge werden lediglich eine Zeit lang (wenige Monate) bedient. Sobald 
der Leasingnehmer sich mit den Leasingraten im Zahlungsverzug befindet, 
kündigt der Leasinggeber das Vertragsverhältnis und holt die Wirtschaftsgüter 
zurück. Der Leasinggeber erteilt über die Rückgängigmachung der Lieferung 
eine Gutschrift, mit der er die ursprüngliche Umsatzsteuer berichtigt. Durch die 
damit verbundene Änderung der Bemessungsgrundlage i.S.d. § 17 UStG ent-
steht bei dem Leasinggeber ein Umsatzsteuerguthaben und bei dem Leasing-
nehmer eine entsprechende Rückzahlungsverpflichtung der Vorsteuer. Wäh-
rend die Umsatzsteuer dem Leasinggeber vom Finanzamt erstattet wird, ist die 
Vorsteuer, die der Leasingnehmer zurückerstatten müsste, endgültig verloren. 
Wie von Anfang an geplant, fällt der Leasingnehmer bzw. die GmbH in die 
masselose Insolvenz. 
E. Vergleich mit dem taiwanischen Recht 
I. Zur allgemeinen Erscheinungsform des Umsatzsteuerbetrugs 
1. Ähnlichkeiten  
Aufgrund des gleichartigen Allphasen-Netto-Umsatzsteuersystems ist die Be-
trugsanfälligkeit der Umsatzsteuer in Taiwan grundsätzlich ähnlich wie in 
Deutschland: Einerseits kann der Umsatzsteuerbetrug sich aufseiten der Aus-
gangsumsätze abspielen, indem der Unternehmer trotz eines ausgeführten Um-
satzes keine Umsatzsteuer an das Finanzamt bezahlt. Andererseits kann er auch 
aufseiten der Eingangsumsätze eintreten, indem der Unternehmer sich aus einer 
fingierten Rechnung oder einer Rechnung über einen fingierten Eingangsum-
satz den Vorsteuerabzug erschleicht.  
Entweder die Nichtabführung der fälligen Umsatzsteuer oder die betrügerische 
Erstattung der Vorsteuer oder aber eine Kombination von beidem stellen hier-
bei die allgemeinen Varianten des Umsatzsteuerbetrugs dar. Entsprechend dem 
Ablauf des Besteuerungsverfahrens sind die unehrlichen Unternehmer häufig in 
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Umsatzsteuerbetrugsfällen in Taiwan – auch ähnlich wie in Deutschland284 – 
z. B.:285
− steuerlich überhaupt nicht erfasst bzw. der Buchführungs-, Aufzeich-
nungs- sowie Rechnungsausstellungspflicht nicht nachgekommen;
− steuerlich erfasst, haben aber keine Voranmeldungen abgegeben;
− steuerlich erfasst, haben aber falsche Voranmeldungen abgegeben (er-
klärten nur einen Teil der in Rechnung gestellten Umsätze oder erklärten 
überhöhte Vorsteuer); 
− steuerlich erfasst und erklärten alle in Rechnung gestellten Umsätze, 
führten aber die angemeldete Zahllast (mangels Masse) nicht ab. 
 2. Kein Umsatzsteuerbetrug durch die Jahreserklärung
Im deutschen Besteuerungsverfahren zur Umsatzsteuer hat der Unternehmer 
nach § 18 de-UStG sowohl eine Voranmeldung für den Kalendermonat (oder 
das Kalendervierteljahr) als auch eine Jahresumsatzsteuererklärung für das Ka-
lenderjahr abzugeben. Die Voranmeldungen stehen einer Steuerfestsetzung un-
ter dem Vorbehalt der Nachprüfung gleich (vgl. § 168 AO); eine Umsatzsteu-
erverkürzung kann daher nicht nur durch eine (Nicht-)Abgabe einer falschen 
Jahreserklärung, sondern auch durch eine (Nicht-)Abgabe einer falschen Vor-
anmeldung bewirkt werden. 
Dies bereitet aber der steuerstrafrechtlichen Beurteilung Probleme, wenn der 
Unternehmer in einer oder mehreren Voranmeldungen unrichtige Angaben 
macht – oder pflichtwidrig die Abgabe der Voranmeldung unterlasst – und 
dann dieselben falschen Angaben in der Jahreserklärung wiederholt – oder auch 
pflichtwidrig die Jahreserklärung nicht abgibt. Der Unternehmer nimmt zwar 
mehrere tatbestandsmäßige Handlungen vor, jedoch beziehen sie sich wesent-
lich nur auf dieselbe Umsatzsteuer und betreffen denselben Steuerbetrag. Dabei 
handelt es sich um das Konkurrenzverhältnis zwischen Umsatzsteuerhinterzie-
hungen durch Nichtabgabe oder unrichtige Abgabe von Voranmeldungen und 
284  Zum ähnlichen Betrugsmodell in Deutschland s. BT-Drucks 14/4226 v. 23.10.2000, 
S. 218; auch oben unter B. „Allgemeine Ausprägungsformen des Umsatzsteuerbetrugs“.
285  Vgl. M. Huang, Steuerrecht-AT III, S. 724ff.; M. Chiang/T. Wu, Public Finance Review 
2015, S. 88ff. 
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einer unrichtigen Jahreserklärung, was in der Praxis zur Problematik der (mög-
lichen) Doppelbestrafung führt.286 
Nach ständiger Rechtsprechung287 liegt bei unrichtigen oder unterlassenen 
Angaben bezüglich jedes Voranmeldungs- oder Jahreserklärungszeitraums eine 
selbstständige Tat der Umsatzsteuerhinterziehung vor; ferner sind die Hinter-
ziehungshandlungen zwar auf dieselbe Steuer bezogen, der Steuerschaden ist 
aber anderer Art, weil die Abgabe (oder pflichtwidrige Nichtabgabe) einer un-
richtigen Voranmeldung nur zu dem Verkürzungserfolg „auf Zeit“ (Hinterzie-
hungszinsen) führt, und erst die Abgabe (oder pflichtwidrige Nichtabgabe) ei-
ner falschen Jahreserklärung die Steuerverkürzung „auf Dauer“ bewirkt. Auf 
Grund der steuerrechtlichen Selbstständigkeit beider Besteuerungsverfahren 
kommt ferner einer falschen Umsatzsteuerjahreserklärung im Verhältnis zu vo-
rangegangenen unzutreffenden Voranmeldungen in demselben Kalenderjahr in 
steuerstrafrechtlicher Hinsicht auch ein selbstständiger Unrechtsgehalt zu. 
Dementsprechend stehen die einzelnen Umsatzsteuerhinterziehungen durch die 
unrichtige (oder pflichtwidrig unterlassene) Voranmeldung und die falsche 
Jahreserklärung für dasselbe Kalenderjahr zueinander im Verhältnis der Tat-
mehrheit nach § 53 StGB.288 
Allerdings bleibt die Ansicht der Rechtsprechung in der Literatur nicht unbe-
stritten, weil die bloße Wiederholung der unrichtigen (Nicht-)Abgaben aus der 
Voranmeldung in der Jahreserklärung keine Vertiefung des bereits durch un-
richtige Voranmeldungen entstandenen Unrechts mehr – bzw. keine weitere, 
neue oder größere Steuerverkürzung – bewirkt. 289 Der Unrechtsgehalt der 
                                           
286  Vgl. U. Hellmann, FS für Hans Achenbach 2011, S. 145f. 
287  Vgl. BGH v. 1.11.1995, 5 StR 535/95, NStZ 1996, 136; v. 21.1.1998, 5 StR 686/97, 
NStZ-RR 1998, 148; v. 24.11.2004, 5 StR 206/04, NJW 2005, 836; v. 13.9.2007, 5 
StR 292/07, BeckRS 2007, 15722; v. 17.3.2009, 1 StR 627/08, NJW 2009, 1979; 
dazu auch W. Reiß, FS für Erich Samson 2011, S. 572f.; S. Rolletschke, Steuerstraf-
recht, Rn. 169f.; W. Wannemacher, Steuerstrafrecht, Rn. 1111; J. Wessing/R. Bies-
gen, NJW 2010, S. 2690; K. Webel, PStR 2008, S. 110f. 
288  Nach der Rechtsprechung hat dies zur Folge, dass hinsichtlich der Umsatzsteuerhinter-
ziehung für das betreffende Kalenderjahr zwölf selbstständige Taten bei einem monat-
lichen Voranmeldungszeitraum und zusätzlich noch eine dreizehnte selbstständige Tat 
aufgrund der unrichtigen oder unterlassenen Jahreserklärung vorliegen, s. dazu W. Reiß, 
FS für Erich Samson 2011, S. 573; D. Nöhren, Hinterziehung von Umsatzsteuer, S. 99f.; 
U. Grieser, Strafrechtliche Analyse der Umsatzsteuerhinterziehung, S. 101f. 
289  Die durch unterlassene oder inhaltlich unrichtige Voranmeldungen verkürzte Umsatz-
steuer ist der bereits mit Ablauf des jeweiligen Voranmeldungszeitraumes entstandene 
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(Nicht-)Abgabe einer unrichtigen Jahreserklärung wird daher von der Strafe für 
die vorhergehende Umsatzsteuerhinterziehung wegen der unrichtigen oder un-
terlassenen Voranmeldung bereits umfasst. Aus Sicht der strafrechtlichen 
Konkurrenzlehre ist im Verhältnis zu vorausgegangenen Voranmeldungen für 
dasselbe Kalenderjahr von einer mitbestraften Nachtat auszugehen.290 
Demgegenüber ist in Vorschriften der Umsatzbesteuerung in Taiwan keine Jah-
reserklärung vorgesehen, sondern nur die (zweimonatliche) Steueranmeldung 
(vgl. § 35 I tw-UStG). Der in Deutschland durch falsche oder pflichtwidrig un-
terlassene Jahresklärungen herbeigeführte Umsatzsteuerbetrug kommt daher in 
Taiwan nicht vor. Die deutsche Problematik der strafrechtlichen Konkurrenzleh-
re, wobei dieselbe Umsatzsteuer im gleichen Jahresbesteuerungszeitraum – 
nacheinander – durch falsche Voranmeldungen und Jahreserklärung hinterzogen 
wird, findet sich folglich nicht in der taiwanesischen Praxis. 
3. Ohne-Rechnung-Geschäfte 
Die allgemeine Form des Umsatzsteuerbetrugs tritt häufig durch Missbrauch 
der Rechnung in Erscheinung; sie besteht vor allem in ausgeführten Geschäften, 
die ohne Rechnungserteilung an den Abnehmer abgeschlossen werden. 
Dadurch verschweigt der Verkäufer die steuerpflichtigen (Ausgangs-)Umsätze 
und entrichtet entsprechend nicht die hierauf anfallende Umsatzsteuer an das 
Finanzamt. Es ist evident: Wenn die Ware für die Geschäfte schwarz – also 
ohne Rechnung – bezahlt wird, wird keine Umsatzsteuer an den Fiskus abge-
führt.291 
In beiden Ländern trägt der leistende Unternehmer hierbei grundsätzlich bei 
Leistungsbezug die Rechnungsstellungspflicht. Jedoch ist der taiwanesische 
Unternehmer zur Rechnungsausstellung noch zusätzlich verpflichtet, die durch 
das tw-FinMin. einheitlich vorgedruckten (Blanko-)Einheitsrechnungen beim 
Finanzamt zu beantragen und dann über seine steuerbaren Leistungen in der 
                                                                                                                                  
Teil der hinterzogenen Jahresumsatzsteuer, weil der Grund und die Höhe der geschul-
deten Umsatzsteuer für Voranmeldungszeiträume und Kalenderjahr identisch sind, 
s. dazu W. Reiß, FS für Erich Samson 2011, S. 580f. 
290  Vgl. A. Ransiek, in: Kohlmann, Steuerstrafrecht, § 370 Rn. 910; U. Hellmann, FS für 
Hans Achenbach 2011, S. 147; D. Nöhren, Hinterziehung von Umsatzsteuer, S. 101; 
F. Bittmann/D. Dreier, NStZ 1995, S. 106. 
291  Vgl. M. Chiang/T. Wu, Public Finance Review 2015, S. 96ff. 
Kapitel 2: Das Phänomen des Umsatzsteuerbetrugs 
132 
(Blanko-)Einheitsrechnung die im UStG genannten Pflichtangaben auszufüllen 
(s. oben unter Kapitel 1, C. II. 3.). Im Vergleich zu deutschen Pflichtangaben in 
Rechnungen braucht der leistende Unternehmer in Taiwan nicht seinen voll-
ständigen Namen, seine Anschrift, USt-Id-Nr. und die (fortlaufende) Rech-
nungsnummer in die Einheitsrechnung einzutragen, weil sie bei der Erteilung 
von (Blanko-)Einheitsrechnungen bereits darin vorgedruckt sind. Aufgrund der 
vorgedruckten Angaben sind in der Praxis die Anforderungen hinsichtlich der 
formellen Vollständigkeit der Rechnung grundsätzlich erfüllt, wenn eine Ein-
heitsrechnung ausgestellt wird. Daher berechtigt nur die Einheitsrechnung zum 
Vorsteuerabzug.292 
Die vom tw-FinMin. einheitlich vergebene Rechnungsnummer enthält acht 
Zahlen, die für den Endverbraucher gleichzeitig als Lottozahlen gespielt wer-
den können. Die Gewinnzahlen werden jeden zweiten Kalendermonat, nämlich 
den 25. Januar, März, Mai, Juli, September und November, durch das 
tw-FinMin. via Fernsehübertragung gezogen. Wenn die Zahlen und die Zah-
lenreihe der Rechnungsnummer mit den Gewinnzahlen komplett übereinstim-
men, nämlich acht Richtige, gewinnt der Rechnungsempfänger 10 Mio. TWD 
(ca. 285.000 Euro). Ferner gibt es noch sieben bis drei Richtige für die anderen 
verschiedenen Gewinnklassen. Für die letzte Gewinnklasse gilt noch ein Ge-
winnbetrag von 200 TWD (ca. 6 Euro), wenn die letzten drei Zahlen der Rech-
nungsnummer und die letzten drei Ziffern der Gewinnzahlen identisch sind, 
nämlich drei Richtige. Die Gewinnwahrscheinlichkeit für die letzte Gewinn-
klasse lautet grundsätzlich 3 zu 1000.293 
Das in der Einheitsrechnung enthaltene Lottospiel bietet dem Endverbraucher 
in hohem Maße einen Anreiz, die Ausstellung einer Einheitsrechnung vom 
Verkäufer zu verlangen. Aufgrund eines keine Umsatzsteuer enthaltenden 
                                           
292  Ob die Angabe der Steuernummer oder der USt-IdNr. die Voraussetzung für den Vor-
steuerabzug ist, war anfänglich in Deutschland noch umstritten. Mit Wirkung zum 
1.1.2004 änderte der deutsche Gesetzgeber die Rechnungspflichtangaben in Umsetzung 
der Rechnungsrichtlinie (Richtlinie 2001/115/EG vom 20.12.2001). Anschließend ist 
die Angabe der Steuernummer oder der USt-IdNr. die zwingende Voraussetzung für ei-
ne ordnungsgemäße Rechnung, und damit berechtigt eine Rechnung, die ohne Steuer-
nummer oder USt-IdNr. erteilt worden ist, nunmehr nicht zum Vorsteuerabzug, s. BFH 
v. 2.9.2010, VR 55/09, DStR 2010, 2348; dazu auch S. Maunz, BC 2010, S. 523. 
293  Zur amtlichen Statistik der Gewinnwahrscheinlichkeit von Einheitsrechnungen s. im 
Internet unter: http://www.mof.gov.tw/public/Attachment/15101456533.pdf (Abruf v. 
1.11.2016). 
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niedrigeren Verkaufspreises ist das Geschäft ohne Rechnung zwar noch attrak-
tiv und die Frage „Mit oder ohne Rechnung“ wird auch häufig in der Praxis 
zwischen Veräußerer und Erwerber – insbesondere im bau- und handwerkli-
chen Bereich – zum günstigeren Angebot gestellt294; Jedoch ist das mit dem 
Lottospiel entworfene Einheitsrechnungssystem als eine Präventivmaßnahme 
gegen „Ohne-Rechnung-Geschäfte“ bzw. gegen die Nichterklärung von Aus-
gangsumsätzen grundsätzlich noch erfolgreich295. Da die Durchsetzung der 
Rechnungsausstellungspflicht in Taiwan nicht nur durch Strafen und Kontrol-
len, sondern auch durch Prämien als Anreiz gefördert wird, dürfte daher der 
Umsatzsteuerbetrug von Schwarzverkäufen in Taiwan theoretisch nicht so gra-
vierend sein, obwohl keine amtlichen statistischen Daten dazu vorliegen.296 
4. Vorsteuererschleichung durch Rechnungsfälschung 
In den meisten aufgedeckten Fällen der Vorsteuererschleichung wurde eine fik-
tive Lieferung gehandelt, wobei eine tatsächliche Warenbewegung in vielen 
Einzelfällen nicht stattfand, jedoch der Unternehmer den unrechtmäßigen Vor-
steuerabzug geltend machte. Häufig werden diese ungerechtfertigten Vorsteu-
ererstattungen mit Hilfe von falschen oder fingierten Rechnungen erlangt. 
Die vorerwähnte taiwanesische Einheitsrechnung dient dem Finanzamt zwar 
zur Bestätigung der Identität des leistenden Unternehmers und zur Überprüfung 
der Waren- und Rechnungsströme, weil die Steuernummer oder USt-Id-Nr. des 
Leistenden und die fortlaufende Rechnungsnummer bereits durch das 
tw-FinMin. einheitlich in der (Blanko-)Einheitsrechnung vorgedruckt werden; 
jedoch stellen die mannigfaltigen Rechnungsanforderungen für den leistenden 
Unternehmer eine erhebliche formale Belastung dar. Zur Berichtigung der of-
fenbaren Unrichtigkeiten bei den Angaben in der Einheitsrechnung – wie z. B. 
Schreibfehler oder Rechenfehler – muss der Rechnungsaussteller zunächst die 
falsche Rechnung von Empfänger zurückhaben und damit beim Finanzamt be-
                                           
294  Vgl. M. Chiang/T. Wu, Public Finance Review 2015, S. 99f. 
295  Vgl. R. Yen, Performance of the uniform invoice system in Taiwan, S. 44; Y. Hsieh, The 
study on status of documentary evidence for Uniform Invoice, S. 10f. 
296  Zur Erhöhung der Motivation von Verbrauchern zum Verlangen der Rechnungen sind 
die entsprechenden Präventivmaßnahmen bereits in vielen Ländern (z. B. Argentinien, 
Brasilien, Chile, China, Südkorea, Italien, Portugal etc.) in die Vorschriften für die 
Rechnungsausstellung eingefügt, s. dazu J. Naritomi, Consumers as Tax Auditors, S. 3. 
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antragen, sie aufzuheben. Nach der Stornierung der alten Rechnung darf er 
nochmals eine neue richtige Einheitsrechnung mit vollständigen Pflichtangaben 
erstellen.297. In der Praxis führen die Schwierigkeiten einer Rechnungskorrektur 
ebenfalls zum An-/Verkauf einer falschen oder fingierten Rechnung und daher 
zu zahlreichen Konstellationen des Missbrauchs beim Vorsteuerabzug.298  
Wegen dieser übermäßigen Förmlichkeit der Einheitsrechnung liegen daher an-
ders geartete Anreize zur Erschleichung von Vorsteuervergütung vor. Beispiels-
weise schließen in Taiwan die sog. Repräsentationsaufwendungen299 gemäß 
§ 19 I Nr. 3 tw-UStG ausnahmslos den Vorsteuerabzug aus, jedoch mit der 
missbräuchlichen Einheitsrechnung, z. B. mit der zur Verschleierung der Reprä-
sentationsaufwendungen mit falschen Angaben zur Art der gelieferten Gegen-
stände oder Dienstleistungen ausgestellten (falschen) Rechnung, werden diese 
Aufwendungen im Ergebnis noch (illegal) als Vorsteuer aus der Umsatzsteuer-
schuld entlassen. In den meisten Fallkonstellationen beschafft der Unternehmer 
sich daher die fingierten (vorsteuerausweisenden) Rechnungen von einem in 
Wahrheit nicht existierenden Unternehmen, um sich der Steuerpflicht zu entle-
digen.300 Die wirksamen Sanktionen gegen den aus falschen Einheitsrechnungen 
zu Unrecht vorgenommenen Vorsteuerabzug spielen deshalb beim Schutz des 
Steueraufkommens eine entscheidende Rolle (s. unter Kapitel 3, C. II.). 
5. Scheinfirma und Scheinrechnung  
Eine sog. Scheinfirma ist nach der taiwanesischen Rechtsprechung kein Unter-
nehmer i.S.d. tw-UStG, weil sie in den meisten Fällen weder ein Kapitalrisiko zu 
tragen hat noch ein Abnahmerisiko für sie besteht und sie damit wirtschaftlich nur 
als ein willenloses Werkzeug des Hintermannes – des tatsächlich Leistenden – 
                                           
297  Vgl. tw-BMF-Schreiben v.10.9.2002, Tai-Tsai-Shuei-Tse Nr. 910455492 (財政部 91
年 9 月 10 日台財稅字第 910455492 號函 ); tw-BMF-Schreiben v.11.3.1987, 
Tai-Tsai-Shuei-Tse Nr. 7621404 (財政部 76年 3月 11日台財稅第 7621404號函). 
298  Vgl. M. Huang, Steuerrecht-BT, S. 187ff.; Y. Hsieh, The study on status of documentary 
evidence for Uniform Invoice, S. 31ff. 
299  Zu Repräsentationsaufwendungen in de-UStG vgl. J. Englisch, in: Tipke/Lang, Steuer-
recht, § 17 Rz. 154, 229 und 344.  
300  Vgl. J. Wu, Steuerstrafrecht, S. 396ff.; K. Chen, Tax Fraud in the Value-Added Tax 
System, S. 18ff. 
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oder sogar von dem Leistungsempfänger dargestellt wird.301 Ihre einzige (mit 
Einkünfteerzielungsabsicht) unternommene gewerbliche Tätigkeit ist lediglich der 
(Schein-)Rechnungsverkauf (an den tatsächlich leistenden Unternehmer oder di-
rekt an den Leistungsempfänger).302 In der Praxis sind häufig ein oder mehrere 
Scheinunternehmen beteiligt und treten gegenüber dem Finanzamt unterschiedlich 
in Erscheinung; ferner sind sie regelmäßig – wie der sog. Missing Trader – nicht 
auffindbar. Die typische Betrugsform vom Scheinunternehmer liegt darin, dass 
er – als der Leistende und Rechnungsaussteller – die in den Rechnungen ausge-
führten Leistungen tatsächlich nicht erbringt und der entsprechenden Erklärungs-
pflicht mithin auch nicht nachkommt, denn nach dem Ausstellen von zahlreichen 
Scheinrechnungen mit hohen Beträgen taucht er wieder unter und spätere Voll-
streckung in sein Vermögen ist kaum möglich.303 
Mit anderen Worten: Wenn eine Einheitsrechnung, die formell alle geforderten 
Angaben enthält, nicht vom tatsächlich leistenden Unternehmer ausgestellt 
wurde, sondern von einem anderen Unternehmer oder einem bloßen Rech-
nungsschreiber, handelt es sich dabei grundsätzlich um einen Scheinunterneh-
mer sowie um eine Scheinrechnung. Macht der Leistungsempfänger den Vor-
steuerabzug aus dieser (Schein-)Einheitsrechnung geltend, hat er Vorsteuerbe-
trug begangen, weil in dieser Fallkonstellation die umsatzsteuerrechtlichen Be-
griffe – z. B. „Unternehmereigenschaft“, „Lieferung von Gegenständen” oder 
„wirtschaftliche Tätigkeiten” – nicht gegeben und damit die Voraussetzungen 
des Vorsteuerabzugs nicht erfüllt sind.304 
                                           
301  Vgl. Oberstverwaltungsgericht Taiwans v. 6.5.2010, Pan-Tze Nr. 460 (最高行政法院
99年判字第 460號判決); Oberstverwaltungsgericht Taiwans v. 11.12.2003, Pan-Tze 
Nr. 1738 (最高行政法院 92 年判字第 1738 號判決), M. Huang, Steuerrecht-BT, 
S. 594f. 
302  Vgl. Oberstverwaltungsgericht Taiwans v. 10.3.2011, Pan-Tze Nr. 264 (最高行政法院
100年判字第 264號判決); Oberstverwaltungsgericht Taiwans v. 17.7.2008, Pan-Tze 
Nr. 724 (最高行政法院 97年判字第 724號判決); M. Huang, Steuerrecht-BT, S. 594. 
303  Vgl. M. Huang, Steuerrecht-BT, S. 578ff.; K. Chen, Tax Fraud in the Value-Added Tax 
System, S. 19f. 
304  Wenn in Einzelfällen der Rechnungsaussteller einem Scheinunternehmer zugeordnet 
wird, ist nach der Rechtsprechung das Vorliegen einer tatsächlich ausgeführten Liefe-
rung grundsätzlich ausgeschlossen, s. dazu Oberstverwaltungsgericht Taiwans v. 
15.11.2012, Pan-Tze Nr. 972 (最高行政法院 101年判字第 972號判決); v. 17.5.2012, 
Pan-Tze Nr. 432 (最高行政法院 101年判字第 432號判決); v. 13.9.2007, Pan-Tze Nr. 
1639 (最高行政法院 96年判字第 1639號判決); v. 9.6.2005, Pan-Tze Nr. 804 (最高行
政法院 94年判字第 804號判決). 
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Noch gravierender ist die Kombination von Ohne-Rechnung-Geschäft, Schein-
unternehmer und Scheinrechnung. Beispielsweise betreibt A einen Werkzeug-
handel und erwerbt ständig gegen Barzahlung von B die Werkzeuge, die B auch 
ohne Rechnung von diversen Anbietern einkauft (Ohne-Rechnung-Geschäfte). A 
und B vereinbaren ferner den Scheinunternehmer C als sog. „Rechnungsschrei-
ber“ einzuschalten, deshalb erhält A die (Schein-)Rechnung mit dem Ausweis der 
Umsatzsteuer über den (von B) angelieferten Gegenstand nicht von dem echten 
Verkäufer B, sondern von dem als angeblichen Anlieferer auftretenden C.305 
Plangemäß kommt C seinen umsatzsteuerlichen Verpflichtungen nicht nach, 
indem er entweder keine oder unrichtige Umsatzsteueranmeldungen über diese 
angeblichen Umsätze abgibt und daher geschuldete Umsatzsteuer nicht abführt. 
Stattdessen vereinnahmt er – als Entgelt für seine Dienstleistung – einen (klei-
nen) Teil der von A ausgezahlten Umsatzsteuerbeträge. Ebenfalls verschweigt 
B diese steuerpflichtigen Umsätze und entrichtet nicht die hierauf anfallende 
Umsatzsteuer. A zahlt B daher einen keine (oder geringe) Umsatzsteuer enthal-
tenden niedrigeren Verkaufspreis und macht noch den Vorsteuerabzug aus der 
von C ausgestellten Scheinrechnung zu Unrecht geltend. 
Die obige Ausführung über Scheinunternehmer und Scheinrechnungen ist 
grundsätzlich in beiden Ländern identisch. Die unberechtigte Geltendmachung 
von Vorsteuern aus Scheineingangsrechnungen durch die Einschaltung der fin-
gierten Firmen ist daher auch das typische Phänomen des Umsatzsteuerbetrugs 
in Taiwan.306 Die (einzige) Unterschiedlichkeit besteht vor allem in der Mög-
lichkeit des Vorsteuerabzugsanspruchs bei der Gutgläubigkeit der steuerehrli-
chen Leistungsempfänger. Nach aktueller Rechtsprechung in Deutschland (s. 
oben unter B. IV. und C. III.) geht der vom Leistungsempfänger bzw. Rech-
nungsempfänger beantragte Vorsteuerabzug trotz Eingangsrechnung eines 
Scheinunternehmers nicht verloren, wenn der Vorsteuerabzugsberechtigte da-
von nichts wusste oder nicht wissen konnte, dass es sich bei seinem Leistungs-
bezug vom Vorlieferanten tatsächlich nicht um ein existierendes Unternehmen, 
sondern um eine – wissentlich in einen Umsatzsteuerbetrug eingebundene – 
                                           
305  Vgl. K. Ko, Journal of National Federation of Certified Public Accountants 2011, 
S. 48ff.; zum ähnlichen Beispielfall in Deutschland s. BGH v. 29.1.2015, 1 StR 216/14, 
NStZ 2015, 283; M. Kemper, MwStR 2014, S. 641. 
306  Beispielsweise wurden 2001 bereits Steuerstrafverfahren gegen 224 Scheinunternehmer, 
die im Großraum Taipei (Taipei City, New Taipei City und Taoyuan City) ansässig wa-
ren, eingeleitet, s. K. Chen, Tax Fraud in the Value-Added Tax System, S. 26. 
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Scheinfirma handelte. 307  Erhält ein steuerehrlicher Unternehmer eine Ein-
gangsrechnung mit gesondertem Umsatzsteuerausweis jedoch von einem 
Scheinunternehmer, besteht daher in Deutschland die Gefahr, dass ihm der 
Vorsteuerabzug aus dieser Rechnung versagt wird, wenn aufgrund objektiver 
Umstände feststeht, dass er davon wissen konnte.308 
Hingegen handelt es sich hierbei in Taiwan nicht um das Risiko der Verweige-
rung des Vorsteuerabzugs. Es bedeutet, dass die Kenntnis oder das Kennen-
müssen des Leistungsempfängers nach nahezu unbestrittener Auffassung kein 
entscheidendes Kriterium für das Risiko der Vorsteuerversagung ist. In der 
obigen Fallkonstellation wird der Vorsteuerabzug wegen unzutreffender Rech-
nungslegung nicht anerkannt, obwohl der Unternehmer nichts davon wusste, 
dass der Leistungserbringer tatsächlich lediglich eine Scheinfirma war. Die 
bisher nach der Rechtsprechung des EuGH entwickelten Grundsätze werden in 
Taiwan nicht geltend gemacht, weil nach der taiwanesischen Rechtsprechung 
die von Scheinunternehmern erbrachten Umsätze objektiv weder „Lieferungen 
von Gegenständen“ noch „wirtschaftliche Tätigkeiten“ i.S.d. UStG darstellen, 
obwohl die in der Scheinrechnung ausgewiesenen Umsätze tatsächlich ausge-
führt wurden und dies anhand der Rechnungsangaben durch die Finanzverwal-
tung nachprüfbar ist. 309 Der Vorsteuerabzug aus einer Scheinrechnung ist 
dementsprechend in Taiwan ausgeschlossen. 
In der Praxis hat das Finanzamt auch keine ernstlichen Zweifel an der Recht-
mäßigkeit der Aberkennung eines Vorsteuerabzugs gesehen, wenn der leistende 
Unternehmer bzw. Rechnungsaussteller als Scheinunternehmer eingestuft 
wird.310 Macht der Leistungsempfänger den Vorsteuerabzug aus angeblich 
empfangenen Lieferungen oder Leistungen geltend, die tatsächlich niemals er-
folgt sind, führt dies unter allen Umständen zur Versagung des Vorsteuerab-
zugs, obwohl er gutgläubig gehandelt hat. Zur Vermeidung der Vorsteuerver-
sagung muss der (gutgläubige) Unternehmer daher immer nur auf Geschäfte 
mit dubiosen Partnern verzichten. 
                                           
307  S. EuGH v. 31.1.2013, C-642/11 u. C-643/11, Stroy trans u. LVK-56, DStRE 2013, 740. 
308  Vgl. H. Graf/M. Bisle, INF 2006, S. 222. 
309  Vgl. Der Beschluss der ersten Konferenz von Vorsitzenden Richtern und Richtern des 
Oberstverwaltungsgerichts – ähnlich der Entscheidung des Großen Senats beim deut-
schen BVerwG – vom Juli 1998 (行政法院87年7月份第一次庭長評事聯席會議決議). 
310  Vgl. tw-BMF-Schreiben v. 7.12.2009, Tai-Tsai-Shuei-Tse Nr. 9804577370 (財政部 98
年 12月 7日台財稅字第 9804577370號函). 
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Allerdings ist die obige Auffassung des Gerichts und des Finanzamts für den 
steuerehrlichen Unternehmer (Leistungsempfänger) zumindest fragwürdig, 
wenn die in der (Schein-)Rechnung gestellte Leistung tatsächlich erbracht 
wurde, und der Leistungsempfänger nicht wusste, dass der in der Rechnung 
angegebene Leistungserbringer ein Scheinunternehmer war. Aufgrund des 
Nichtwissens des Leistungsempfängers ist das Rechtsgeschäft nicht zum 
Schein abgeschlossen worden und führte damit nicht zur Nichtigkeit. Die 
Rechtswirkung des Geschäfts soll noch zwischen dem Leistungsempfänger und 
dem Scheinunternehmer eintreten. Der umsatzsteuerliche Leistungserbringer 
kann deshalb noch dem rechnungsausstellenden Scheinunternehmer zugeordnet 
werden. In dieser Fallkonstellation sollte ausnahmsweise dem Leistungsemp-
fänger der Vorsteuerabzug aus der durch den Scheinunternehmer ausgestellten 
(Eingangs-)Rechnung zustehen.311 
Obwohl nach der ständigen Rechtsprechung der gute Glauben des Leistungs-
empfängers an das Vorliegen der Voraussetzungen für den Vorsteuerabzug im 
Steuerfestsetzungsverfahren nicht zu berücksichtigen ist, spielt seine Gutgläu-
bigkeit im Steuerstrafverfahren immer eine erhebliche Rolle. Mit dem unbe-
rechtigten Vorsteuerabzug tritt zwar der Taterfolg der Steuerhinterziehung ein; 
jedoch ist der subjektive Tatbestand grundsätzlich nicht erfüllt, wenn der Leis-
tungsempfänger von der Scheinfirma und Scheinrechnung weder Kenntnis hat-
te noch haben konnte. Im Ergebnis werden nicht die gutgläubigen Unternehmer, 
die nicht zum Vorsteuerabzug berechtigt sind, bestraft, sondern die beteiligten 
steuerunehrlichen Unternehmen (s. unter Kapitel 3, B. III.). 
II. Zur besonderen Erscheinungsform des Umsatzsteuerbetrugs 
1. Umsatzsteuerkarussell  
Die grundsätzliche Voraussetzung des Umsatzsteuerkarussells besteht in 
grenzüberschreitenden Handelsketten, die sowohl innerhalb der EU als auch 
außerhalb des Gemeinschaftsgebiets (im Exportbereich)312 vorkommen können. 
Das Problem der Karussellgeschäfte in Deutschland (bzw. in der EU) kann 
                                           
311  Vgl. K. Ko, Journal of National Federation of Certified Public Accountants 2011, S. 49f. 
312  Dieselbe Problematik stellt sich ebenso bei der Einfuhrumsatzsteuer, s. dazu T. Liebau, 
BB 2005, S. 415; R. Müller, ZRP 1975, S. 51. 
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deshalb theoretisch auch in Taiwan auftreten. Die Funktionsweise ist wie im 
folgenden Beispiel:  
Der Unternehmer A aus China liefert an den in Taiwan ansässigen (Schein-)
Unternehmer B steuerpflichtige Waren für hohe Beträge. Der B (als „Missing 
Trader“) entrichtet die auf die eingeführten Waren entfallende Einfuhrumsatz-
steuer bei den Zollbehörden nicht313 und verkauft sie innerhalb weniger Tage 
weiter an einen taiwanesischen Unternehmer C (als „Puffer“). Die für den 
Verkauf an C beim Finanzamt zu zahlende Umsatzsteuer meldet B nicht an – 
oder meldet sie zwar an, zahlt sie aber nicht und stellt nachher sein (Schein-)
Unternehmen einfach ein –, während C den Vorsteuerabzug bereits in An-
spruch nimmt, den C sich von dem Finanzamt auszahlen lässt. Das Finanzamt 
erhält die Umsatzsteuer von B nicht, muss aber sogar noch den Vorsteuerbetrag 
an C auszahlen. Gleichzeitig ist C auch im Export tätig und verkauft auch glei-
che Waren an A nach China. Werden die Waren wieder an B (oder an das von 
B vorgeschobene Strohunternehmen) nach Taiwan zurückverkauft, könnten sie 
sich wie das Karussellgeschäft wieder im Kreis bewegen. 
In der Praxis tritt jedoch das gesamtplanmäßig durchorganisierte, grenzüber-
schreitende Lieferketten einrichtende Umsatzsteuerkarussell nicht häufig in 
Erscheinung. In (Ost-)Asien besteht noch kein (asiatischer) Binnenmarkt und 
die (Zoll-)Kontrolle des grenzüberschreitenden kommerziellen Warenverkehrs 
zu umsatzsteuerlichen Zwecken ist in Taiwan nicht abgeschafft. Vor der Ein-
fuhr nach Taiwan müssen die umsatzsteuerpflichtigen Waren beim zuständigen 
Zollamt angemeldet werden. Warenbewegungen werden nicht nur durch ent-
sprechende Frachtpapiere dokumentiert, sondern auch durch das Zollamt über-
prüft bzw. kontrolliert.  
Außerdem kann wegen der geografischen Lage Taiwans der Gegenstand der 
Lieferung im grenzüberschreitenden internationalen Warenverkehr lediglich per 
Seefracht oder Luftfracht befördert werden. Die Beförderung oder Versendung 
der Waren aus einem Drittlandsgebiet (z. B. aus China, Japan, Vietnam etc.) 
nach Taiwan ist zurzeit direkt per Landtransport ausgeschlossen. Ohne grenzna-
he Transporte per Landfracht erhöhen sich nicht nur die Transportkosten, son-
dern es erhöht sich auch das Entdeckungsrisiko für die Karussell-Betrüger. 
                                           
313  In Deutschland und in Taiwan begeht B hier bereits einen Schmuggel, s. z. B. BGH v. 
22.5.2012, 1 StR 103/12, NJW 2012, 2599. 
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Vor diesem Hintergrund kann dieser typische grenzüberschreitende Umsatzsteu-
erbetrug in Taiwan noch nicht so gravierend sein. Allerdings wird das Umsatz-
steuerkarussell nicht nur in Warenlieferungen, sondern auch im Internethandel 
mit immateriellen Wirtschaftsgütern (wie z. B. Emissionsrechten) eingerichtet. 
Da mittlerweile der Online-Handel in Taiwan schnell zugenommen hat, könnte 
künftig dieses deutsche grenzüberschreitende Umsatzsteuerbetrugsmodell – un-
ter Ausnutzung von Schwächen der rechtzeitigen Informationsübermittlung – 
potenziell in Taiwan einen größeren Umfang gewinnen. 
2. Kettenbetrügereien 
Die hohe Anzahl an Mitwissern und die damit verbundene Gewinnverteilung 
sowie die erhöhte Entdeckungsgefahr machen das „echte” Umsatzsteuerkarus-
sell, in dem die gleiche Ware ein- oder mehrmals im Kreis geliefert wird, in 
Deutschland ebenfalls unpraktikabel.314 In der Praxis findet sich grundsätzlich 
kein geschlossener Kreislauf, sondern eine Lieferkette, in der meist der Missing 
Trader den Gegenstand direkt in den allgemeinen Handel verkauft, ohne dass er 
die ausgewiesene Umsatzsteuer an den Fiskus entrichtet, während das Finanz-
amt dem Leistungsempfänger die nicht abgeführte Umsatzsteuer als Vorsteuer 
erstattet. In Taiwan treten mithin die Fälle von „unechtem” Karussellbetrug 
oder sog. Erwerbsbetrug noch häufiger in Erscheinung, und der typische Ket-
tenbetrug besteht vor allem – wie in Deutschland – im Baugewerbe.315 
Im Unterschied zu Deutschland wird in der Praxis das Recht des gutgläubigen 
Auftragsgebers oder Bauunternehmers auf Vorsteuerabzug dadurch völlig aus-
geschlossen, dass innerhalb einer Lieferkette, in die auch er involviert ist, ein 
anderer Umsatz mit einem Umsatzsteuerbetrug behaftet ist, obwohl er hiervon 
weder Kenntnis hat noch haben kann. 
Mit anderen Worten wird in Taiwan die Vorsteuerabzugsberechtigung jedes 
gutgläubigen Unternehmers in einer ganzen Lieferkette abgeschafft, wenn auch 
nur ein Umsatz in der Kette mit einem Betrug behaftet ist. Dementsprechend ist 
am vorerwähnten Beispiel (s. unter D. I. 2., Abbildung 3) der Vorsteuerabzug 
des Auftraggebers E oder des Generalunternehmers F in Taiwan zu versagen, 
obwohl sie nicht von den Scheinleistungen des Generalsubunternehmers B oder 
                                           
314  Vgl. T. Schaefer, NJW-Spezial 2007, S. 231. 
315  S. K. Ko, Journal of National Federation of Certified Public Accountants 2011, S. 53ff. 
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Subunternehmers C Kenntnis hatten oder nach der Sorgfalt eines ordentlichen 
Kaufmanns hätten haben müssen. Ferner könnten E und F noch ein steuerstraf-
rechtlicher Vorwurf wegen des unzulässigen Vorsteuerabzugs gemacht werden, 
obgleich E und F von der Existenz des Umsatzsteuerbetrugs keine Kenntnis 
hatten und die in der (Schein-)Rechnung ausgewiesenen Umsätze tatsächlich 
(durch den Kolonnenschieber D) ausgeführt wurden, denn mit dem unberech-
tigten Vorsteuerabzug tritt grundsätzlich der Taterfolg der Steuerhinterziehung 
ein.316 
Diese Ansicht dürfte in manchen Fällen zutreffend sein, in denen die Unter-
nehmer E und F (vorsätzlich) kollusiv mit den (Schein-)Unternehmern B und C 
zusammenwirkt, um die Hinterziehung von Umsatzsteuern zu ermöglichen. In 
der taiwanesischen Praxis stellen die Unternehmer B und C nur die Rechnun-
gen aus und erbringen keine in den Rechnungen gestellten Leistungen. Sie sind 
deshalb keine tatsächlich leistenden Unternehmer, sondern die Scheinunter-
nehmer.317 
Wenn aber die Leistungsempfänger E und F nichts davon wissen, bleibt die 
Auffassung der Rechtsprechung in der Literatur nicht unbestritten.318 Trotz 
mangelnder Identität zwischen dem Rechnungsaussteller und dem leistenden 
Unternehmer319 liegen hierbei sowohl eine abgeschlossene zivilrechtliche Ver-
einbarung als auch eine tatsächlich durchgeführte Lieferung vor. Da der Leis-
                                           
316  Vgl. tw-BMF-Schreiben v. 7.12.2009, Tai-Tsai-Shuei-Tse Nr. 9804577370 (財政部 98
年 12月 7日台財稅字第 9804577370號函). 
317  Vgl. Oberstverwaltungsgericht Taiwans v. 17.1.2013, Pan-Tze Nr. 14 (最高行政法院
102年判字第 14號判決); K. Ko, Journal of National Federation of Certified Public 
Accountants 2011, S. 50; Y. Chen, Borrowing License Practices in the Construction In-
dustry and the Violation of it on Business Tax, S. 165f, 180; M. Chiang/T. Wu, Public 
Finance Review 2015, S. 95. 
318  Vgl. dazu M. Huang, Steuerrecht-BT, S. 593f.; K. Ko, Journal of National Federation of 
Certified Public Accountants 2011, S. 54; Y. Chen, Borrowing License Practices in the 
Construction Industry and the Violation of it on Business Tax, S. 163. 
319  Nach der jüngeren Rechtsprechung ist der Vorsteuerabzug aus der Eingangsrechnung, 
die nicht vom tatsächlich leistenden Unternehmer ausgestellt wurde, immer unzulässig, 
obwohl die in Rechnung gestellte Leistung tatsächlich erbracht wurde, vgl. Oberstver-
waltungsgericht Taiwans v. 31.3.2016, Pan-Tze Nr. 139 (最高行政法院 105年判字第
139號判決); v. 13.8.2015, Pan-Tze Nr. 457 (最高行政法院 104年判字第457號判決); 
v. 13.2.2015, Pan-Tze Nr. 84 (最高行政法院 104年判字第 84號判決); v. 29.1.2015, 
Pan-Tze Nr. 51 (最高行政法院 104年判字第 51號判決); v. 15.1.2015, Pan-Tze Nr. 17 
(最高行政法院 104年判字第 17號判決). 
Kapitel 2: Das Phänomen des Umsatzsteuerbetrugs 
142 
tungsempfänger (E oder F) nicht weiß, dass derjenige (B oder C), mit dem oder 
in dessen Namen das Rechtsgeschäft nur zum Schein abgeschlossen wird, 
selbst keine eigene Verpflichtung aus dem Rechtsgeschäft übernehmen will, 
gilt daher nicht die Nichtigkeit von Scheingeschäften. 
Die Rechtswirkungen des Geschäfts sollen daher – aus zivilrechtlicher Be-
trachtungsweise320 – ohne Wissen des Abnehmers noch zwischen ihnen ein-
treten, obwohl der Scheinunternehmer (B oder C) nur für Rechnung eines Hin-
termannes (D) bei der Leistungsausführung auftritt. Deshalb soll der Leis-
tungsempfänger wegen seines Nichtwissens bzw. seiner Gutgläubigkeit den 
Vorsteueranspruch aus der Eingangsrechnung des Scheinunternehmers nicht 
verlieren. 
Zur Sicherstellung der ordnungsgemäßen Auftragsabwicklung bzw. zur Ver-
meidung des Risikos von Umsatzsteuerbetrug entstehen in der Praxis für E und 
F Sorgfaltspflichten: So müssen sie sich im Rahmen ihrer Möglichkeiten etwa 
vergewissern, dass beispielsweise der leistende Bauunternehmer eine existie-
rende USt-Id-Nr. verwendet sowie seine Betriebsbescheinigungen – z. B. 
Handwerkskarte, Gewerbeanmeldung und einen aktuellen Auszug aus dem 
Handelsregister – vorlegt und unter seiner Geschäftsadresse auch tatsächlich 
erreichbar ist.321 
 
                                           
320  Wer bei einem Umsatz als Leistender anzusehen ist, ergibt sich in Taiwan (ähnlich wie 
in Deutschland) grundsätzlich aus den abgeschlossenen zivilrechtlichen Vereinbarungen, 
s. Oberstverwaltungsgericht Taiwans v. 29.12.2011, Pan-Tze Nr. 2254 (最高行政法院
100年度判字第 2254號判決); M. Huang, Steuerrecht-BT, S. 601; Q. Chen, Steuer-
recht-BT, S. 432. 
321  Vgl. M. Huang, Steuerrecht-BT, S. 639; Y. Chen, Borrowing License Practices in the 
Construction Industry and the Violation of it on Business Tax, S. 207ff; J. Huang, Tax 
Journal 2010, S. 21. 
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Kapitel 3: Die strafrechtlichen Maßnahmen zur 
Bekämpfung des Umsatzsteuerbetrugs 
Es besteht kein Zweifel, dass Steuereinnahmen zur Aufrechterhaltung eines 
funktionierenden Staatswesens notwendig sind. Als Voraussetzung dafür müs-
sen alle ihre Steuern ehrlich vollständig bezahlen. Zur Erreichung dieses Ziels 
sind z. B. der Aufbau eines fairen und gerechten Steuersystems sowie die an-
deren grundlegenden Maßnahmen zur Erhöhung der Steuerehrlichkeit oder 
Steuermoral der Bürger zwar vorrangig1, allerdings darf man Sanktionsmaß-
nahmen nicht außer Betracht lassen.2 Das liegt einfach in der Natur des Men-
schen: Ein rationaler und eigennütziger Steuerpflichtiger zahlt freiwillig nur 
dann Steuern, wenn der Steuerbetrug entdeckt und damit geahndet werden 
kann.3 So wäre zu erwarten, dass schärfere Kontrollen und höhere Strafen 
grundsätzlich zu einer Verringerung der Steuerhinterziehung führen.4 
Kaum umstritten ist, dass steuerpolitische Maßnahmen oder Kontrollen, die 
keine strafrechtlichen Konsequenzen nach sich ziehen, insbesondere bei der 
Gruppe der „professionellen Kriminellen“, oftmals wirkungslos bleiben.5 Zum 
1 Nach empirischen Studien sind Menschen umso steuerehrlicher, je mehr sie glauben, 
dass das Steuersystem gerecht ist, obwohl gegenwärtig ca. zwei Drittel der Gesamtbe-
völkerung die Steuerlast ungerecht verteilt finden. Mit anderen Worten ist das Problem 
der Steuerhinterziehung desto geringer, je eher die Steuerzahler das Steuersystem als 
einen (auf der sozialen Gerechtigkeit basierten) „Sozialvertrag“ begreifen und akzeptie-
ren, s. dazu H. Beck/A. Prinz, Zahlungsbefehl, S. 10; G. Schmölders/K. Schelle, Der 
manipulierte Steuerzahler, S. 68; E. Kirchler/B. Maciejovsky, Steuermoral und Steuer-
hinterziehung, S. 215; C. Becker/K. Bizer, Volkssport Steuerhinterziehung, S. 5f.; 
F. Högemann, Besteuerung und Steuermoral, S. 83ff.; A. Gebauer, Steuerausfälle im
Bereich der Mehrwertsteuer, S. 26; K. Tipke, Steuerrechtsordnung III, S. 1719f.
2 Bei den meisten wissenschaftlichen Untersuchungen steht eine zu erwartende (Steu-
er-)Strafe nahezu im Mittelpunkt, s. A. Gebauer, Steuerausfälle im Bereich der Mehr-
wertsteuer, S. 24; E. Kirchler/B. Maciejovsky, Steuermoral und Steuerhinterziehung, S.
204.
3 Vgl. R. Borck, WiSt 2001, S. 404; s. auch K. Tipke, Steuerrechtsordnung III, S. 1706f.
4 Dabei handelt es sich noch um die Überprüfungs- oder Entdeckungswahrscheinlichkeit,
vgl. R. Borck, WiSt 2001, S. 406; E. Kirchler/B. Maciejovsky, Steuermoral und Steuer-
hinterziehung, S. 210; F. Högemann, Besteuerung und Steuermoral, S. 106f.; A. Gebauer,
Steuerausfälle im Bereich der Mehrwertsteuer, S. 27; L. Kuhlen, Grundfragen der straf-
baren Steuerhinterziehung, S. 114f.; U. Grieser, Strafrechtliche Analyse der Umsatz-
steuerhinterziehung, S. 251f.
5 Vgl. C. Becker/K. Bizer, Volkssport Steuerhinterziehung, S. 46; E. Kirchler/B. Maciejovsky,
Steuermoral und Steuerhinterziehung, S. 228.
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Kampf gegen die – oben in Kapitel 2 erwähnten – Erscheinungsformen des 
Umsatzsteuerbetrugs liegen daher sowohl in Deutschland als auch in Taiwan 
zahlreiche strafrechtliche sowie bußgeldrechtliche Vorschriften vor. Ihr Ziel 
oder ihr sog. Rechtsgut ist allgemein der Schutz des Steueraufkommens: Es soll 
das öffentliche Interesse am rechtzeitigen und vollständigen Aufkommen der 
einzelnen Steuern, den staatlichen Anspruch auf die einzelne Steuer eines be-
stimmten Steuerpflichtigen, schützen.6 
Da der Verkürzungserfolg nicht nur zur Beeinträchtigung des Fiskus, sondern 
auch zur damit verbundenen Schädigung (bzw. zum Nachteil) der ehrlichen 
Steuerzahler führt, muss der Staat auch alle geeigneten und erforderlichen 
(Sanktions-)Mittel anwenden, damit alle Steuerpflichtigen ihren gesetzlichen 
Lastenanteil tragen. Der Schutz vor der Steuerverkürzung liegt in Bezug auf 
das Interesse eines jeden ehrlichen Steuerzahlers auch in einer gerechten und 
gleichmäßigen Lastenverteilung.7 
Weiterhin führt die Umsatzsteuerhinterziehung, insbesondere in Fällen des 
grenzüberschreitenden Umsatzsteuerkarussells (s. oben unter Kapitel 2, C. II.), 
auch zu gravierenden Wettbewerbsverzerrungen.8 Auch um diesen schädlichen 
Auswirkungen entgegenzuwirken, muss das Steuerstrafrecht einschließlich des 
Steuerordnungswidrigkeitenrechts dazu beitragen, das Umsatzsteueraufkom-
men zu sichern, die Steuerhinterziehung zu bekämpfen 9 und dadurch die 
Wettbewerbsgleichheit zu bewahren. Das ist für das Vertrauen von Steuer-
pflichtigen (bzw. Unternehmern) in die Gerechtigkeit und Wirksamkeit des 
Umsatzsteuersystems von Bedeutung. 
In beiden Ländern besteht in Bezug auf das Ziel der Bekämpfung bzw. der 
Sanktion des Umsatzsteuerbetrugs zwar kaum ein Unterschied, jedoch sind die 
entsprechenden strafrechtlichen oder bußgeldrechtlichen Sanktionsvorschriften 
des Steuerrechts nicht identisch. Wie die Sanktion gegen Umsatzsteuerbetrug 
durch die beiden unterschiedlichen Rechtsordnungen geregelt wird, darin liegt 
                                           
6  Vgl. K. Tipke, Steuerrechtsordnung III, S. 1697f.; R. Seer, in: Tipke/Lang, Steuerrecht, 
§ 23 Rz.1. 
7  Vgl. R. Seer, SteuerStud 2009, S. 117; W. Joecks, in: Joecks/Jäger/Randt, Steuerstraf-
recht, Einl. Rn. 8ff.; in der taiwanesischen Literatur s. Q. Chen, Steuerrecht, S. 617; 
C. Wang, The Discussion of the Crime of Tax Evasion, S. 27. 
8  Vgl. M. Muhler, wistra 2009, S. 1. 
9  „Strafandrohungen allein bessern die Steuermoral nicht, aber ihr Fehlen auch nicht“, 
s. dazu E. Becker, RAO, S. 909. 
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der Schwerpunkt dieses Kapitels. Im Rahmen der Tatbestände sowie der 
Rechtsfolgen der (Umsatz-)Steuerverfehlungen nach den Sanktionsbestim-
mungen gelten vor allem in Deutschland einige Besonderheiten, die zum Teil 
erheblich vom taiwanesischen Recht abweichen. Dazu wird im Folgenden mit-
tels Rechtsvergleichung zwischen Deutschland und Taiwan ausführlich Stel-
lung bezogen.  
Da sich die Maßnahmen zur Bekämpfung des Umsatzsteuerbetrugs in der fol-
genden Darstellung grundsätzlich auf die strafrechtliche Sanktion beziehen, des-
halb stehen die Probleme hinsichtlich der Steuerstraftaten und Steuerordnungs-
widrigkeiten i.S.d. §§ 369 ff. AO im Mittelpunkt. Hingegen werden die als 
Druckmittel oder steuerrechtliche Sanktionen charakterisierten Nebenleistungen 
i.S.d. § 3 IV AO (z. B. Verspätungszuschläge, Säumniszuschläge oder Zwangs-
gelder) und die steuerverfehlungsbedingten oder steuerverfehlungsanknüpfenden 
Erweiterungsvorschriften der AO (z. B. die Haftung des Steuerhinterziehers und 
des Steuerhehlers gemäß § 71 AO, die Verlängerung der Festsetzungsfrist bei 
der Steuerhinterziehung nach § 169 II S. 2 AO oder die Verzinsung von hinter-
zogenen Steuern nach § 235 AO)10 im Folgenden nicht berücksichtigt. Ebenfalls 
stehen hierbei die alternativen (Besteuerungs-)Modell-Vorschläge – wie z. B. 
das Mittler-Modell oder das sog. Reverse-Charge-Verfahren – zur Bekämpfung 
des Umsatzsteuerbetrugs mit Hilfe eines Umsatzsystemwechsels11 grundsätzlich 
nicht zur Diskussion. 
                                           
10  Vgl. S. Rieper, Steuerverfehlungen als Tatbestandsmerkmale von AO-Vorschriften, 
S. 25ff. 
11  Vgl. W. Widmann, UR 2005, S. 17f.; H. Jochum, UR 2005, S. 90ff.; A. Dathe, Umsatz-
steuerhinterziehung, S. 75ff; D. Nöhren, Hinterziehung von Umsatzsteuer, S. 293ff. 
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A. Die Systematik des Steuerstraf- und
Steuerordnungswidrigkeitenrechts
I. Die aktuellen Rechtsgrundlagen
1. Deutschland
a) Allgemeine Straf- und Bußgeldvorschriften in der
Abgabenordnung
Das sog. Steuerstrafrecht ist im weitesten Sinne der Sammelbegriff für alle 
Gesetze, die straf- oder ordnungswidrigkeitenrechtliche Sanktionen wegen Zu-
widerhandlungen gegen Steuergesetze androhen und das Straf- oder Bußgeld-
verfahren durch Sondervorschriften der Eigenart steuerlicher Zuwiderhandlun-
gen anpassen.12 Hierbei wird der achte Teil der AO, der die Vorschriften über 
Steuerstraftaten und Steuerordnungswidrigkeiten (vgl. §§ 369 bis 384 AO) so-
wie Straf - und Bußgeldverfahren (vgl. §§ 385 bis 412 AO) enthält, als die we-
sentlichen Steuerstrafnormen angesehen. 
Die Sanktionierung beim Steuerbetrug ist vor allem in den §§ 370, 378 AO ge-
regelt. Nach § 370 I AO wird mit Freiheitsstrafe bis zu fünf Jahren oder mit 
Geldstrafe bestraft, wer Steuern verkürzt oder für sich oder einen anderen nicht 
gerechtfertigte Steuervorteile erlangt, indem er 1) den Finanzbehörden oder 
anderen Behörden über steuerlich erhebliche Tatsachen unrichtige oder unvoll-
ständige Angaben macht, 2) die Finanzbehörden pflichtwidrig über steuerlich 
erhebliche Tatsachen in Unkenntnis lässt oder 3) pflichtwidrig die Verwendung 
von Steuerzeichen oder Steuerstemplern unterlässt. Diese vorsätzliche Steuer-
verkürzung wird als (kriminelle) Steuerhinterziehung bezeichnet und stellt das 
zentrale sowie schwerste Delikt im Steuerstrafrecht dar.13 Nach der Legaldefi-
nition des § 369 I AO leitet die Steuerhinterziehung eine Steuerstraftat ein; er-
12  Vgl. W. Joecks, in: Joecks/Jäger/Randt, Steuerstrafrecht, Einl. Rn. 1. 
13  Nach dem geltenden Steuerstrafrecht wird daher die vorsätzliche Steuerhinterziehung 
als strafwürdig und -bedürftig angesehen, s. K. Tipke, Steuerrechtsordnung III, S. 1694. 
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gänzend gelten nach § 369 II AO die allgemeinen Vorschriften des Strafge-
setzbuchs (StGB).14  
Neben der kriminalrechtlichen Strafe des § 370 AO wird eine fahrlässige Bege-
hungsform der Steuerverkürzung bzw. die sog. leichtfertige Steuerverkürzung 
nach § 378 AO als Steuerordnungswidrigkeit (Ordnungsrecht) mit Geldbuße ge-
ahndet, wenn derjenige als Steuerpflichtiger oder bei Wahrnehmung der Angele-
genheiten eines Steuerpflichtigen eine der in § 370 I AO bezeichneten Taten 
leichtfertig begeht; ergänzend gelten damit nach § 377 II AO nicht die Vorschrif-
ten des Strafgesetzbuchs, sondern des Gesetzes über Ordnungswidrigkeiten (O-
WiG).15 
Darüber hinaus sind Zuwiderhandlungen gegen Steuergesetze auch zum Teil 
als Steuerstraftaten mit Strafe bedroht, z. B. Bannbruch (§ 372 AO), gewerbs-
mäßiger, gewaltsamer und bandenmäßiger Schmuggel (§ 373 AO) und Steuer-
hehlerei (§ 374 AO); zum Teil werden sie als Steuerordnungswidrigkeiten mit 
Geldbuße geahndet, beispielsweise Steuergefährdung (§ 379 AO), Gefährdung 
der Abzugsteuern (§ 380 AO), Verbrauchsteuergefährdung (§ 381 AO) etc. Der 
Trennungsstrich zwischen kriminellem Unrecht und Ordnungsunrecht ist daher 
im geltenden Steuerstrafrecht klar gezogen. Insgesamt stellen diese Bestim-
mungen der §§ 369 bis 384 AO eine nahezu vollständige Kodifikation der 
Steuerdelikte oder des besonderen Teils des Steuerstraf- und Steuerordnungs-
widrigkeitenrechts dar.16 
b) Unterscheidung zwischen Steuerstraftaten und 
Steuerordnungswidrigkeiten 
Die Unterscheidung zwischen Steuerstraftaten und Steuerordnungswidrigkeiten 
wirkt sich besonders in den Rechtsfolgen aus. Die Steuerstraftat kann eine 
Kriminalsanktion in Gestalt der Freiheits- oder Geldstrafe nach sich ziehen; 
dagegen wird die Steuerordnungswidrigkeit – wegen der geringen Bedeutung 
des zu schützenden Rechtsgutes oder der lediglich abstrakten Gefährlichkeit 
der Tat (z. B. § 379 AO) – mit einer verwaltungsrechtlichen Sanktion bzw. 
                                           
14  Vgl. W. Joecks, in: Joecks/Jäger/Randt, Steuerstrafrecht, Einl. Rn. 101, 123. 
15  Vgl. W. Joecks, in: Joecks/Jäger/Randt, Steuerstrafrecht, Einl. Rn. 124. 
16  Vgl. W. Joecks, in: Joecks/Jäger/Randt, Steuerstrafrecht, Einl. Rn. 4. 
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Geldbuße geahndet.17 Dementsprechend liegt noch ein verfahrensrechtlicher 
Unterschied vor: Im Fall der Steuerstraftaten liegt die Zuständigkeit für die 
Verhängung von Strafen nur beim (Straf-)Gericht; hingegen darf eine Finanz-
behörde eine Geldbuße im Zusammenhang mit Steuerordnungswidrigkeiten 
verhängen.18 Ferner wird die Geldbuße im Gegensatz zur Strafe nicht in das 
Bundeszentralregister eingetragen.19 
In Hinsicht auf den materiellen Tatbestand der §§ 370, 378 AO hängt die Un-
terscheidung zwischen der Steuerhinterziehung und der leichtfertigen Steuer-
verkürzung im Wesentlichen davon ab, ob dem Täter der Vorsatz nachgewie-
sen werden kann, denn für das Begehen einer Steuerhinterziehung muss der 
Täter mit Vorsatz handeln, während im Fall des § 378 AO nur ein leichtfertiges 
Handeln verlangt wird. Die leichtfertige Steuerverkürzung ist im objektiven 
Bereich grundsätzlich identisch mit der strafrechtlich geahndeten Steuerhinter-
ziehung; daher unterscheiden sie sich vor allem in der subjektiven Tatbe-
standsseite.20 
Da der Tatbestand des § 370 AO und der des § 378 AO in einem Stufenver-
hältnis zwischen Vorsatz und grober Fahrlässigkeit zueinander stehen, stellt der 
Tatbestand der leichtfertigen Steuerverkürzung einen Auffangtatbestand ge-
genüber der Steuerhinterziehung dar: Wer die Steuerhinterziehung im Bereich 
des subjektiven Tatbestandes nicht vorsätzlich, sondern leichtfertig (grob fahr-
lässig) begeht, bei dem liegt lediglich eine leichtfertige Steuerverkürzung vor.21 
c) Pönalisierung des Umsatzsteuerrechts
Nach der Kodifikation der AO enthielten die einzelnen Steuergesetze lange Zeit 
keine Strafbestimmungen; allerdings hat der Gesetzgeber ausnahmsweise eine 
Reihe von Sanktionsvorschriften im UStG geschaffen, um das Umsatzsteuer-
aufkommen zu sichern bzw. den Umsatzsteuerbetrug zu vermeiden.22 Zunächst 
wurde zur Ahndung bestimmter Mitwirkungspflichtverletzungen, die als typi-
sche Vorbereitungshandlungen im Vorfeld der Umsatzsteuerhinterziehung 
17 Vgl. R. Seer, in: Tipke/Lang, Steuerrecht, § 23 Rz. 8f. 
18 Vgl. R. Seer, in: Tipke/Lang, Steuerrecht, § 23 Rz. 12. 
19 Vgl. R. Seer, in: Tipke/Lang, Steuerrecht, § 23 Rz. 9. 
20 Vgl. R. Seer, SteuerStud 2009, S. 118; E. Wolf, AO 1977, S. 549. 
21 Vgl. S. Rolletschke, Steuerstrafrecht, Rn. 319; H. Elbs, SteuerStud 2002, S. 298 
22 Vgl. A. Müller, AO-StB 2004, S. 371. 
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dargestellt werden (z. B. die Verletzung der Pflicht zur Rechnungsausstellung 
oder zur Rechnungsaufbewahrung), ein erster Tatbestand von Ordnungswid-
rigkeiten, § 26a UStG, ab 1.1.1993 in das UStG eingefügt.23 Zum 1.7.2010 
wurde § 26a UStG zur Intensivierung der Bekämpfung des Umsatzsteuerbe-
trugs umfassend geändert.24 
Nicht nur die Nicht- oder Falschanmeldungen, sondern auch – trotz einer zu-
treffenden Voranmeldung – die mit Absicht nicht entrichteten Umsatzsteuern 
führen zu Steuerausfällen. In der Praxis verbleiben nur ca. 20-25 % der offen in 
Rechnungen ausgewiesenen Umsatzsteuer tatsächlich beim Fiskus.25 Durch 
das Steuerverkürzungsbekämpfungsgesetz vom 19.12.2001 wurden der neue 
Bußgeldtatbestand der „Schädigung des Umsatzsteueraufkommens“ (§ 26b 
UStG) und der neue Straftatbestand der „gewerbsmäßigen oder bandenmäßigen 
Schädigung des Umsatzsteueraufkommens“ (§ 26c UStG) in das UStG einge-
führt.26 Nach § 26b UStG handelt ordnungswidrig, wer vorsätzlich die in einer 
gesetzlichen Rechnung ausgewiesene Umsatzsteuer zu jeweiligen Fälligkeits-
zeitpunkten nicht oder nicht vollständig entrichtet. Wenn er aber in den Fällen 
des § 26b UStG gewerbsmäßig oder als Mitglied einer Bande handelt, wird er 
nach § 26c UStG mit Freiheitsstrafe bis zu fünf Jahren oder mit Geldstrafe be-
straft. Dementsprechend stellt § 26b UStG im Verhältnis zu § 26c UStG den 
Grundtatbestand dar.27 
Diese beiden neuen Tatbestände sind grundsätzlich zum Kampf gegen das Phä-
nomen der zunehmenden Umsatzsteuerhinterziehung von Bedeutung28, weil in 
der Praxis zahlreiche Fallvarianten des Umsatzsteuerbetrugs nicht immer unter 
die althergebrachten Tatbestände der Steuerhinterziehung nach §§ 370, 378 AO 
subsumiert werden können – insbesondere, wenn es an unrichtigen oder unvoll-
ständigen Angaben über steuerlich erhebliche Tatsachen gegenüber den Finanz-
                                           
23  Vgl. H. Hundt-Eßwein, in: Offerhaus/Söhn/Lange, USt, § 26a Rn. 1. 
24  Zu Fassungen der Änderung vom 1.1.1993-1.7.2010, s. F. Klenk, in: Sölch/Ringleb, 
UStG, § 26a Rz. 1ff. 
25  Vgl. A. Gebauer, Steuerausfälle im Bereich der Mehrwertsteuer, S. 98. 
26  Vgl. F. Klenk, in: Sölch/Ringleb, UStG, § 26b Rz. 1; K. Blesinger, in: Offerhaus/
Söhn/Lange, USt, § 26b Rn. 1f. 
27  Vgl. F. Klenk, in: Sölch/Ringleb, UStG, § 26c Rz. 2; K. Blesinger, in: Offerhaus/
Söhn/Lange, USt, § 26c Rn. 10. 
28  Vgl. H. Jochum, UR 2005, S. 89; K. Blesinger, in: Offerhaus/Söhn/Lange, USt, § 26b Rn. 
8f. 
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behörden fehlt.29 Weiterhin handelt es sich bei grenzüberschreitenden Umsatz-
steuerkarussellen grundsätzlich um grenzüberschreitend zusammenarbeitende 
Täter bzw. um eine bandenmäßige Begehung; dabei spielt vor allem die ge-
werbsmäßige oder bandenmäßige Schädigung des Umsatzsteueraufkommens 
(§ 26c UStG) eine besondere Rolle.30 
Der Zweck des § 26a UStG ist hauptsächlich die Ahndung der vorsätzlichen 
oder leichtfertigen Mitwirkungspflichtverletzungen mit Geldbuße, während das 
Ziel des § 26b UStG die Sanktion mit einer Geldbuße gegen die Schädigung 
des Umsatzsteueraufkommens bzw. gegen die Umsatzsteuerverkürzungen ist.31 
Gegenüber den allgemeinen Bußgeldvorschriften der AO, wie zum Beispiel 
§§ 378, 379 AO, sind §§ 26a, 26b UStG daher die wichtigen Ergänzungen der 
Bußgeldvorschriften der AO spezifisch für die Ahndung des Umsatzsteuerbe-
trugs.32 
2. Taiwan 
a) Steuerstrafrecht  
Das allgemeine Steuerstraf- und Steuerordnungswidrigkeitenrecht, das sich mit 
der Ahndung von Zuwiderhandlungen gegen das Steuerrecht befasst, ist unter 
dem Titel „Strafbestimmungen“ im sechsten Teil der taiwanesischen AO vor-
gesehen (vgl. §§ 41 ff. tw-AO). Die in § 41 tw-AO normierte Steuerhinterzie-
hung – ähnlich dem als Schlüsselstellung dargestellten § 370 de-AO – gilt nicht 
nur für einzelne Steuerarten, sondern für die Gesamtheit aller Steuerarten (aus-
schließlich des Zolls33), und stellt dabei das zentrale Delikt im Steuerstrafrecht 
dar.34 
                                           
29  Nach der Beschreibung der Tathandlungen des § 370 I AO wird die richtige und recht-
zeitige Anmeldung oder Erklärung der in der Rechnung ausgewiesenen Umsatzsteuer– 
trotz der Nichtzahlung der Steuer – nicht als Steuerhinterziehung geahndet, s. dazu K. 
Blesinger, in: Offerhaus/Söhn/Lange, USt, § 26b Rn. 7. 
30  Vgl. H. Schaumburg/S. Peters, Internationales Steuerstrafrecht, Rn. 17.5; U. Grieser, 
Strafrechtliche Analyse der Umsatzsteuerhinterziehung, S. 184. 
31  Vgl. H. Stadie, UStG, § 26a Rn. 1; K. Blesinger, in: Offerhaus/Söhn/Lange, USt, § 26b 
Rn. 12. 
32  Vgl. H. Hundt-Eßwein, in: Offerhaus/Söhn/Lange, USt, § 26a Rn. 2; W. Joecks, wistra 
2002, S. 202f. 
33  Der Zoll, der nach § 3 III de-AO als Steuern definiert ist und damit auch als Gegenstand 
der Steuerhinterziehung des § 370 de-AO eingestuft wird, ist hingegen in Taiwan nicht 
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Da weder das tw-StGB noch die Einzelsteuergesetze eigene Steuerstrafvor-
schriften enthalten, wird die Hinterziehung der in ihnen geregelten Steuern 
ausschließlich vom allgemeinen Straftatbestand des § 41 tw-AO erfasst. Dem-
gemäß wird mit Freiheitsstrafe bis zu fünf Jahren oder mit Geldstrafe bis zu 
60.000 TWD (ca. 1700 Euro) bestraft, „wer als Steuerpflichtiger mit einer be-
trügerischen Handlung oder einer anderen ungerechtfertigten Maßnahme be-
wirkt, dass Steuern verkürzt werden“. 
Daneben werden in der AO (nur) noch zwei steuerliche Sonderdelikte unter 
Strafe gestellt; daher bestehen – abweichend vom deutschen Recht – relativ 
wenige Steuerstraftatbestände in der taiwanesischen AO. § 42 tw-AO behandelt 
die Hinterziehung von Abzugsteuern, wobei der Abzugspflichtige (meist Ar-
beitgeber) vorsätzlich die Steuerabzugsbeträge weder einbehält noch abführt. 
Die Rechtsfolge des § 42 tw-AO ist mit dem Strafrahmen für die Steuerhinter-
ziehung nach § 41 tw-AO identisch, nämlich eine Freiheitsstrafe bis zu fünf 
Jahren und eine Geldstrafe bis zu 60.000 TWD. Ebenfalls kann eine Freiheits-
strafe neben der Geldstrafe kumulativ verhängt werden. 
Schließlich werden in § 43 tw-AO die Anstiftung und die Beihilfe zur Steuer-
hinterziehung in einem eigenen Tatbestand ausgestaltet. Grundsätzlich werden 
der Anstifter und der Gehilfe gemäß § 43 I tw-AO mit einer gemilderten Frei-
heitsstrafe bis zu drei Jahren bestraft. Neben der Freiheitsstrafe droht 
§ 43 I tw-AO auch kumulativ eine Geldstrafe bis zu 60.000 TWD an. Ferner 
werden nach § 43 II tw-AO die Steuerbeamten und die Angehörigen der steu-
erberatenden Berufe, wie z. B. Rechtsanwälte oder Buchhalter, als Anstifter 
und Gehilfen mit Freiheitsstrafe bis zu viereinhalb Jahren bestraft.35 Im Ver-
gleich zu §§ 41, 42 tw-AO kommt grundsätzlich eine Strafmilderung in dem 
§ 43 I tw-AO in Betracht.  
                                                                                                                                  
in der tw-AO geregelt. Die Zollhinterziehung sowie die anderen Zollstraftaten (z. B. 
Bannbruch oder Schmuggel) werden, anders als in Deutschland (§§ 369 I, 372f. de-AO), 
ausnahmsweise nicht in der tw-AO erfasst, sondern speziell sowie einheitlich im 
tw-Zollgesetz. Da die im Zollgesetz vorgesehenen strafrechtlichen Bestimmungen auf-
grund seiner eigenständigen Bedeutung nicht dem Bereich des allgemeinen Steuerstraf-
rechts in Taiwan zuzuordnen sind, ist die tw-AO bei der Erschleichung von Zöllen nicht 
mit der de-AO zu vergleichen. 
34  Vgl. C. Wang, The Discussion of the Crime of Tax Evasion, S. 16. 
35  Vgl. C. Wang, The Discussion of the Crime of Tax Evasion, S. 97f. 
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Obwohl keine bestimmte Vorschrift in der tw-AO – wie z. B. § 369 II de-AO – 
auf das allgemeine Strafgesetz verweist, ist das Steuerstrafrecht hinsichtlich des 
kriminellen Charakters der Tat nicht vom allgemeinen Strafrecht losgelöst, 
sondern baut als Sonderstrafrecht auf den Bestimmungen des allgemeinen 
Strafrechts auf. Infolgedessen gelten die Vorschriften des tw-StGB für die 
Steuerstraftaten der §§ 41 bis 43 tw-AO, sofern die AO oder Einzelsteuerge-
setze nichts anderes vorschreiben. Auch die allgemeinen Lehren des Strafrechts, 
wie z. B. das Schuldprinzip, gelten selbstständig im Steuerstrafrecht.36 Darin 
kommt zum Ausdruck, dass Steuerstraftaten der §§ 41 ff. tw-AO meist nach 
den Regeln des allgemeinen Strafrechts zu beurteilen sind. 
b) Steuerordnungswidrigkeitenrecht 
aa) Steuergefährdung nach Abgabenordnung 
Neben den vorgenannten Steuerstraftaten (vgl. §§ 41 bis 43 tw-AO) existieren 
einige Steuerordnungswidrigkeiten weiter in §§ 44 ff. tw-AO, wie die Verlet-
zung der Pflicht zur Ausstellung, zum Empfang und zur Aufbewahrung des Be-
leges oder der Rechnung im § 44 tw-AO37 (ähnlich dem § 379 I Nr. 1 de-AO), 
die Verletzung der Buchführungspflicht im § 45 tw-AO38 (ähnlich dem § 379 I 
Nr. 3 de-AO) und die Verletzung der Auskunftspflicht oder der Pflicht zur Vor-
lage von Urkunden im § 46 tw-AO39.  
                                           
36  Vgl. C. Wang, The Discussion of the Crime of Tax Evasion, S. 20f. 
37  Nach § 44 I tw-AO wird mit Geldbuße in Höhe von 5 % des Rechnungsbetrags geahn-
det, wer als Unternehmer die Rechnung rechtswidrig nicht ausstellt, empfängt oder auf-
bewahrt. Der Höchstbetrag der Geldbuße ist gemäß § 44 II tw-AO auf eine Mio. TWD 
begrenzt. 
38  Gemäß § 45 I S. 1 tw-AO wird mit Geldbuße von 3.000 TWD bis zu 7.500 TWD ge-
ahndet, wer (vorsätzlich oder fahrlässig) die buchhalterische Aufzeichnung unterlässt 
oder unrichtige oder fingierte Aufzeichnungen in die Buchführung aufnimmt. Wegen 
Verletzung der Pflicht zur Aufbewahrung von Buchungsunterlagen ist nach § 45 III 
tw-AO eine Geldbuße von 15.000 TWD bis zu 60.000 TWD zu verhängen. 
39  Nach § 46 I tw-AO wird mit Geldbuße von 3.000 TWD bis zu 30.000 TWD geahndet, 
wer die durch die Steuerbehörde vorzunehmende Außenprüfung verhindert oder sich 
weigert, die für die Steuerbemessung grundlegenden Unterlagen der Steuerbehörde 
vorzulegen. Erteilt der Steuerpflichtige bzw. der Auskunftspflichtige trotz Auskunftser-
suchens der Finanzbehörde keine Auskunft an Amtsstelle, wird das gemäß § 46 II 
tw-AO mit Geldbuße bis zu 3.000 TWD geahndet. 
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Diese hinsichtlich der Nichterfüllung von steuerlichen Mitwirkungspflichten in 
§§ 44 bis 46 tw-AO aufgestellten Steuerordnungswidrigkeiten sind im Wesent-
lichen die typischen straflosen Vorbereitungshandlungen im Vorfeld der Steuer-
hinterziehung und betreffen daher die sog. Steuergefährdung (ähnlich dem § 379 
de-AO), weil nach denen die Tatbestandsverwirklichung bereits im Zeitpunkt der 
Verletzung steuerlicher Pflichten eintritt, ohne dass ein weiterer Erfolg im Sinne 
einer Steuerverkürzung hinzutreten muss.40 Somit sind diese nach tw-AO vor-
gesehenen Steuerordnungswidrigkeiten – ebenso nach deutschen Maßstäben – 
nicht als Erfolgsdelikt zu begreifen. Anders ausgedrückt handelt es sich dabei – 
wie § 379 de-AO – nicht um ein Verletzungsdelikt, sondern um ein Gefähr-
dungsdelikt.  
Im Verhältnis zu §§ 44 ff. tw-AO erhält § 379 de-AO noch eine gesetzliche 
Einschränkung, wonach die tatbestandsmäßigen Tathandlungen objektiv ge-
eignet sein müssen, eine Steuerverkürzung „möglicherweise“ herbeizuführen, 
obwohl die Tatbestandsverwirklichung nach § 379 de-AO nicht davon abhängt, 
ob die Steuerhinterziehung bereits ins Versuchsstadium gelangt.41 Demgegen-
über fehlt zwar diese Voraussetzung in der taiwanesischen Steuergefährdung; 
allerdings sind die Tathandlungen der Steuergefährdung grundsätzlich nach den 
Vorbereitungshandlungen zur Steuerhinterziehung ausgestaltet und daher ob-
jektiv geeignet, eine Steuerverkürzung zu ermöglichen. 
bb) Steuerverkürzung nach Einzelsteuergesetzen 
Die mit Verwaltungssanktionen belegte Steuerverkürzung ist zwar auch – wie 
in Deutschland (vgl. § 378 de-AO) – eine zentrale Steuerordnungswidrigkeit in 
Taiwan; jedoch befinden sich Bußgeldregelungen bezüglich der Steuerhinter-
ziehung nicht allgemein in der tw-AO, sondern selbstständig in einzelnen Steu-
ergesetzen. Mit anderen Worten ist die unter Strafe gestellte Steuerhinterzie-
hung allgemein und einheitlich im § 41 tw-AO vorgesehen, während die nur 
mit „Geldbuße“ bedrohte Steuerhinterziehung von vornherein immer noch nach 
                                           
40  Vgl. Verfassungsauslegung von Judicial Yuan – dessen Befugnis ähnlich wie die des 
Bundesverfassungsgerichts in Deutschland ist – v. 4.2.1994, Nr. 337 (司法院釋字第
337號); Verfassungsauslegung von Judicial Yuan v. 25.2.1994, Nr. 339 (司法院釋字第
339號); s. dazu auch Q. Chen, Steuerrecht, S. 618; K. Ko, Soochow University Public 
Law Review 2013, S. 405. 
41  Vgl. M. Jäger, in: Joecks/Jäger/Randt, Steuerstrafrecht, § 379 Rn. 70f. 
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Steuerarten in Einzelsteuergesetzen geregelt ist. Die Bußgeldtatbestände ver-
botener Steuerverkürzung für einzelne Steuerarten werden daher nicht von der 
für alle Steuerarten geltenden Strafvorschrift des § 41 tw-AO verdrängt.42 
Beispielsweise sind die besonderen Bußgeldvorschriften auf dem Gebiet der in-
direkten Steuern bzw. Umsatzsteuern in den §§ 45 ff. tw-UStG enthalten. Nach 
§ 51 tw-UStG handelt ordnungswidrig, wer vorsätzlich oder fahrlässig als Steu-
erpflichtiger durch ein aktives Tun oder pflichtwidriges Unterlassen eine Um-
satzsteuerverkürzung herbeiführt. Die Ordnungswidrigkeit wird mit einer Geld-
buße in Höhe des bis zu fünffachen Betrags der verkürzten Umsatzsteuern ge-
ahndet. Die Ordnungswidrigkeit der Umsatzsteuerverkürzung nach § 51 
tw-UStG wird als Unrechtshandlung im Vorfeld eines Verkürzungsdelikts be-
zeichnet.43 
Neben § 51 tw-UStG werden die Verstöße gegen die verschiedenen umsatz-
steuerrechtlichen Mitwirkungspflichten gemäß §§ 45 ff. tw-UStG als Umsatz-
steuergefährdung mit Geldbuße geahndet, z. B. der Verstoß gegen die Anmel-
dungspflicht von Betrieben (§§ 45, 46 tw-UStG), der Verstoß gegen die (Ein-
heits-)Rechnungsausstellungspflicht (§ 47 tw-UStG) oder der Verstoß gegen 
Pflichtangaben auf Rechnungen (§ 48 tw-UStG).44 Diese Bestimmungen bzw. 
die verschiedenen Umsatzsteuergefährdungen enthalten die eigenständigen 
Tatbestände, ohne dass der Täter die in diesen Vorschriften genannten Hand-
lungen oder Unterlassungen in der Absicht begehen muss, eine Steuerhinter-
ziehung i.S.d. § 41 tw-AO oder eine Steuerverkürzung i.S.d. § 51 UStG zu be-
gehen.  
Im Vergleich zur de-AO enthält die tw-AO weder allgemeine Tatbestände bei 
der mit Geldbuße bedrohten Steuerverkürzung noch erschöpfende Regelungen 
der Steuerordnungswidrigkeiten, sondern beschränkt sich auf wenige Sonder-
vorschriften über die Steuergefährdung (vgl. §§ 44 bis 46 tw-AO). Beispiels-
weise ist die Ordnungswidrigkeit der Umsatzsteuerverkürzung nicht in der 
tw-AO geregelt, sondern im tw-UStG. Bei der Anwendung des obigen Steuer-
ordnungswidrigkeitenrechts wird in der Praxis nur auf die Einzelsteuergesetze 
und (teilweise) wegen der Charakterisierung der Ordnungswidrigkeit auf das 
                                           
42  Vgl. C. Wang, The Discussion of the Crime of Tax Evasion, S. 13f. 
43  Vgl. J. Wu, Steuerstrafrecht, S. 354f. 
44  Vgl. J. Wu, Steuerstrafrecht, S. 281ff. 
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taiwanesische Ordnungswidrigkeitengesetz (tw-OWiG) verwiesen.45 Aufgrund 
dessen bestehen gesetzliche Unterschiede zwischen beiden Ländern wesentlich 
im Bereich der Steuerordnungswidrigkeiten; hingegen weicht das taiwanesi-
sche Steuerstrafrecht im Bereich der Steuerstraftaten – trotz geringerer Rege-
lungsdichte – nicht grundsätzlich vom deutschen Recht ab. 
c) Exkurs: Verfahrensrecht  
Im Unterschied zu den deutschen Steuerstraf- und Bußgeldverfahrensvor-
schriften (§§ 385 ff. de-AO) ist auch hierbei anzumerken, dass neben den vor-
erwähnten materiellen Bestimmungen keine eigenen Sondervorschriften über 
das Steuerstraf- und Bußgeldverfahren in der tw-AO oder anderen Einzelsteu-
ergesetzen vorliegen. Die im deutschen Steuerstrafrecht vorgeschriebenen be-
sonderen Verfahrensvorschriften kennt daher das taiwanesische Recht grund-
sätzlich nicht.  
Zur Verfolgung und Ahndung der Steuerzuwiderhandlung gilt nur das allgemeine 
Strafverfahrensrecht; infolgedessen lassen sich dann die taiwanesische Strafpro-
zessordnung (tw-StPO) auf das Steuerstrafverfahren sowie das tw-OWiG auf das 
Steuerbußgeldverfahren unmittelbar anwenden. 46  Da in verfahrensrechtlicher 
Hinsicht das taiwanesische Steuerstrafrecht grundsätzlich keine prozessuale Be-
sonderheit zum allgemeinen Strafprozessrecht enthält und die tw-AO sowie das 
tw-UStG auch keine den §§ 385 ff. de-AO vergleichbaren Verfahrensbestimmun-
gen kennen, beschränkt sich die folgende Darstellung grundsätzlich auf das mate-
rielle Steuerstrafrecht (inkl. Steuerbußgeldrecht), sodass die Probleme bezüglich 
des Verfahrensrechts nicht im Mittelpunkt stehen. 
II. Geschichtliche Entwicklung 
In Deutschland basieren die in der heutigen AO 1977 geregelten Steuerstraf-
vorschriften (vgl. §§ 369 ff. AO) systematisch auf der Reichsabgabenordnung 
(RAO) 1919. Beispielsweise stammt die Steuerhinterziehung i.S.d. § 370 AO 
ursprünglich aus § 359 RAO 1919 (§ 396 RAO 1931). Allerdings ist bei einem 
Blick auf den Wortlaut des § 359 RAO „Wer zum eigenen Vorteil oder zum 
                                           
45  Vgl. J. Wu, Steuerstrafrecht, S. 29. 
46  Vgl. Q. Chen, Steuerrecht, S. 676f.; J. Wu, Steuerstrafrecht, S. 683ff. 
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Vorteil eines anderen nicht gerechtfertigte Steuervorteile erschleicht oder vor-
sätzlich bewirkt, dass Steuereinnahmen verkürzt werden, wird wegen Steuer-
hinterziehung mit den in den einzelnen Gesetzen hierfür angedrohten Strafen 
bestraft...“ ein deutlicher Unterschied zum § 370 AO erkennbar.47 Die bis zur 
Einführung der AO weitgehende Entwicklung der Tatbestände sowie Rechts-
folgen der Steuerhinterziehung und die wesentlichen Änderungen der betref-
fenden Steuerstrafreformen sind daher für das geltende Steuerstrafrecht von 
Bedeutung.
Hingegen ist die Fassung des § 359 RAO – insbesondere die Gesetzesformu-
lierung der zentralen Handlungsalternative „bewirken, dass Steuereinnahmen 
verkürzt werden“– mit dem Wortlaut des geltenden § 41 tw-AO „Wer als Steu-
erpflichtiger mit einer betrügerischen Handlung oder einer anderen ungerecht-
fertigten Maßnahme bewirkt, dass Steuern verkürzt werden“ im Wesentlichen 
identisch. Im Gegensatz zu Deutschland hat sich seit Einführung der tw-AO der 
allgemeine Tatbestand der Steuerhinterziehung – die vorsätzliche Bewirkung 
der Steuerverkürzung – in Taiwan kaum verändert. Das taiwanesische Steuer-
straf- oder Steuerordnungswidrigkeitenrecht kennt die in § 370 de-AO neu ge-
fassten Tatbestände der Steuerhinterziehung grundsätzlich nicht, sondern die 
alte Fassung des § 359 RAO. Die bis zur Einführung der AO vollzogene Ent-
wicklung der Tatbestände sowie Rechtsfolgen der Steuerhinterziehung und die 
wesentlichen Änderungen der betreffenden Steuerstrafreformen sind daher für 
das Verständnis des geltenden Steuerstrafrechts in beiden Staaten von Bedeu-
tung.
Hinsichtlich der unterschiedlichen Entwicklung zwischen Deutschland und 
Taiwan kommt somit ein rechtshistorischer Vergleich in Betracht und wird bei 
der folgenden Erörterung der Entstehungs- und Entwicklungsgeschichte zu be-
rücksichtigen sein.
47  Vgl. L. Kuhlen, Grundfragen der strafbaren Steuerhinterziehung, S. 26. 
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1. Deutschland 
a) Allgemeine Kodifikation in der Reichsabgabenordnung 1919 
Obwohl vor 1919 jedes einzelne Steuergesetz der Länder und des Deutschen 
Reiches die strafrechtlichen Sonderbestimmungen gegen Steuerhinterziehung 
enthielt48, ist das sachliche Steuerstrafrecht wesentlich aus der RAO 1919 her-
ausgewachsen. Im Rahmen des Aufbaus einer Reichsfinanzverwaltung und ei-
nes einheitlichen Reichsbesteuerungsrechts wurde auch ein einheitliches sowie 
allgemeines Steuerstrafrecht, das die materiellen und formellen (verfahrens-
rechtlichen) Bestimmungen umfasst, im Dritten Teil der RAO systematisch 
normiert.49 Dementsprechend wurden die einzelnen Steuergesetze von den 
Steuervorschriften entlastet und an das Strafrecht der RAO angepasst.50 
Als wesentliche Steuerzuwiderhandlungen, die meist bereits in Einzelsteuerge-
setzen vorgesehen sind, kennt das materielle Steuerstrafrecht z. B. die Steuer-
hinterziehung (vgl. § 359 RAO 1919, § 396 RAO 1931), die fahrlässige Steu-
erverkürzung (vgl. § 367 RAO 1919, § 402 RAO 1931), die Steuerhehlerei (vgl. 
§ 368 RAO 1919, § 403 RAO 1931) sowie einige Zuwiderhandlungen (Steuer-
gefährdung) besonderer Art (vgl. §§ 371 ff. RAO 1919, §§ 407 ff. RAO 1931). 
Da diese Bestimmungen und die entsprechenden Verständnisse auch grund-
sätzlich in die heutige AO übernommen wurden, sind sie für die Anwendung 
des Steuerstrafrechts noch von Bedeutung.51 
Hierbei ist die Steuerhinterziehung, die für alle Steuergesetze übereinstimmend 
in § 359 RAO (§ 396 RAO 1931) geregelt ist, nicht zu übersehen. Nach § 359 I 
RAO wird mit Geldstrafe oder mit Gefängnis bestraft, „wer zum eigenen Vor-
teil oder zum Vorteil eines anderen nicht gerechtfertigte Steuervorteile er-
                                           
48  Bis zur Einführung der RAO 1919 war jedem Steuergesetz zusätzlich ein Abschnitt 
über Steuerstrafvorschriften angegliedert, und demgemäß kannten die Steuergesetze 
bereits drei wesentliche Arten der Steuervergehen: die Hinterziehung (Defraude), die 
Ordnungswidrigkeit (Kontrollvergehen) und die Vergehen gegen die Autorität der 
Staatsgewalt (Bestechung oder Siegelbruch), K. Dronke, ZStW 1906, S. 641. 
49  S. dazu W. Joecks, in: Joecks/Jäger/Randt, Steuerstrafrecht, Einl. Rn. 47ff.; E. Stobbe, 
ZfZ 1969, S. 194. 
50  Vgl. R. Rosendorff, DStR 1930, S. 277. 
51  Vgl. E. Wolf, AO 1977, S. 523; M. Gehm, Die steuerstrafrechtlichen Bestimmungen in 
der RAO, S. 25ff. 
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schleicht oder vorsätzlich bewirkt, dass Steuereinnahmen verkürzt werden“.52 
Laut Enno Becker, dem Schöpfer der RAO, war die Steuerhinterziehung ohne 
Zweifel „der Kern des Finanzstrafrechts“, und hinsichtlich ihrer Charakterisie-
rung als eines dem Betrug ähnlichen Deliktes sollte der Steuerhinterzieher als 
Steuerbetrüger zu behandeln sein.53  
Das Steuerstrafverfahren in der RAO war grundsätzlich in Anlehnung an 
frühere Bestimmungen in das Verwaltungsstrafverfahren (vgl. §§ 386 bis 425 
RAO) und das gerichtliche Verfahren (vgl. §§ 425 bis 442 RAO) aufgeteilt. 
Anders als das allgemeine Strafverfahren in der StPO trat das Steuerstrafver-
fahren in erster Linie als Verwaltungsstrafverfahren in Erscheinung durch den 
Strafbescheid des zuständigen Finanzamts. Nach der Ermittlungskompetenz 
konnte das Finanzamt ebenfalls Beschlagnahmen anordnen und vorläufige 
Festnahmen durchführen.54  
b) Änderungen des materiellen Steuerstrafrechts in der 
Reichsabgabenordnung 
Das Steuerstrafrecht in der RAO hat in der Folgezeit vielfache Änderungen er-
fahren. Im Folgenden werden daher die relevanten und grundlegenden Ände-
rungen – aus der Sicht des Rechtsvergleichs zum taiwanesischen materiellen 
Steuerstrafrecht betrachtet – besonders in materieller Hinsicht zu erörtern sein. 
aa) Erhöhung des Grades von Fahrlässigkeit 
Grundsätzlich setzten die Steuerverfehlungen vorsätzliche Handlungen voraus; 
nur im besonderen Fall konnte die Steuerzuwiderhandlung wegen Fahrlässig-
keit eine Bestrafung nach sich ziehen.55 Mit § 367 RAO 1919 (§ 402 RAO 
1931) wurde erstmalig eine allgemeine Vorschrift über fahrlässige Steuerver-
kürzung eingeführt, die mangels vorsätzlichen Steuervergehens noch mit einer 
Geldstrafe bedroht war. Die Vorschrift war eine notwendige, aber freilich be-
                                           
52  Zum § 396 RAO (1931) s. F. Hartung, Steuerstrafrecht, S. 39. 
53  Vgl. E. Becker, RAO, S. 909. 
54  Vgl. R. Lucas, DStZ 1919/1920, S. 225; M. Gehm, Die steuerstrafrechtlichen Bestim-
mungen in der RAO, S. 41f. 
55  Vgl. R. Rosendorff, DStR 1930, S. 277. 
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denkliche Ergänzung der Steuerhinterziehung des § 359 RAO, da häufig in der 
Praxis der Hinterziehungsvorsatz schwierig nachzuweisen ist.56 
Der Vorwurf der Fahrlässigkeit gründete sich darauf, dass der Täter persönlich 
nach seiner eigenen Einsicht, Erfahrung sowie seinem Bildungsgrad hätte vo-
raussehen können, dass sein Verhalten – z. B. Abgabe einer unrichtigen Erklä-
rung – Steuerpflichten verletzen und zur Steuerverkürzung führen könne.57 
Dabei handelte es sich vor allem um die Nichtbeachtung von Sorgfaltspflichten 
in steuerrechtlichen Angelegenheiten. Angesichts der Kompliziertheit der 
Steuergesetze sowie der von ihnen betroffenen diffizilen wirtschaftlichen Ver-
hältnisse war es daher nicht immer gerechtfertigt, dass jede Fahrlässigkeit i.S.d. 
§ 402 RAO 1931 strafrechtlich geahndet wurde.58 Durch das Gesetz zur Än-
derung von Vorschriften des Dritten Teils der RAO vom 11. Mai 1956 wurde 
das subjektive Merkmal „fahrlässig“ in der alten Fassung des § 402 RAO durch 
das Wort „leichtfertig“ ersetzt.59 Der Begriff „leichtfertig“ ist eine Erschei-
nungsform der Fahrlässigkeit, jedoch bezeichnet er ein gesteigertes Maß der 
Fahrlässigkeit oder eine schwerwiegende Fahrlässigkeit, die nach der Recht-
sprechung etwa einer groben Fahrlässigkeit entspricht.60 Infolgedessen soll 
künftig bei der Anwendung des neuen § 402 RAO (sowie auch § 378 AO 1977) 
nicht eine jede fahrlässig begangene Steuerverkürzung bestraft werden, sondern 
nur eine solche, die hochgradig fahrlässig oder grobfahrlässig begangen worden 
ist.61  
bb) Beseitigung der Multiplarstrafen 
Die sog. Multiplarstrafen waren die (Geld-)Strafen, die sich nach einem Viel-
fachen des durch das strafbare Verhalten des Täters hinterzogenen Steuerbe-
trags bestimmten und häufig zu Geldstrafen ganz unverhältnismäßiger Höhe 
geführt hatten.62 Im 19. und beginnenden 20. Jahrhundert wurde die in Einzel-
                                           
56  Vgl. E. Becker, RAO, S. 943. 
57  Vgl. E. Becker, RAO, S. 944. 
58  Vgl. H. Ronsiek, Steuerstrafrecht, S. 98; E. Becker, RAO, S. 943. 
59  Zur Änderung des Steuerstrafrechts v. 11.5.1956 s. W. Terstegen, FR 1956, S. 357ff. 
60  Vgl. W. Joeck, in: Joecks/Jäger/Randt, Steuerstrafrecht, § 378 Rn. 35, dazu weiter unter 
C. II. 1. a) „Begriff der Leichtfertigkeit“. 
61  Vgl. dazu G. Mattern, DStZ 1956, S. 329; A. Wittneben, DStZ 1956, S. 186; R. Kühn, 
RAO, S. 456; L. Kuhlen, Grundfragen der strafbaren Steuerhinterziehung, S. 30f. 
62  Vgl. F. Hartung, Steuerstrafrecht, S. 83. 
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steuergesetzen geregelte Strafandrohung bereits nach dem Multiplarstrafensys-
tem eingerichtet. Beispielsweise sah § 63 des sächsischen Einkommensteuer-
gesetzes 1878 eine Multiplarstrafe des vier- bis zehnfachen Verkürzungsbetrags 
für Steuerhinterziehung vor; nach § 43 I UStG 1919 betrug die Geldstrafe für 
die Umsatzsteuerhinterziehung bis zum Zwanzigfachen des Verkürzungsbetra-
ges.63 Vorrangiges Ziel dieses Sanktionssystems war die Abschreckung der 
Bürger durch drakonische Geldstrafen.64 
Kurz nach der allgemeinen Kodifikation in der RAO haben diese Multiplar-
strafen noch fortbestanden. Während der § 359 I RAO 1919 für das gesamte 
Reichssteuerrecht einen einheitlichen Tatbestand der Steuerhinterziehung ge-
schaffen hat, bestand für die Bestrafung kein einheitlich eigener Strafrahmen, 
sondern verwies wegen der Rechtsfolge auf „die in den einzelnen Gesetzen 
hierfür angedrohten Strafen“. Demgemäß setzten die Einzelgesetze noch die 
Strafe selbst fest und der § 359 RAO war hinsichtlich der Strafandrohung nur 
subsidiär gegenüber entsprechenden Vorschriften in den Einzelsteuergesetzen 
anwendbar. Das in Einzelsteuergesetzen vorgesehene Multiplarstrafensystem 
galt ebendarum mit unterschiedlichen Maßstäben weiter.65 
Diese drakonisch unbegrenzte Höhe der angedrohten Geldbuße konnte zwar 
eine abschreckende Wirkung entfalten, jedoch standen diese Multiplarstrafen 
oft in keinem Verhältnis zu der Tat und waren dem Ansehen der Strafrechts-
pflege abträglich.66 Ferner wurde das Multiplarstrafensystem unter Hinweis 
auf einen Verstoß gegen das Verhältnismäßigkeitsgebot ständig kritisiert, weil 
der (möglicherweise) unbeschränkte Höchstbetrag der Geldbuße in individuel-
len Fällen für den Betroffenen eine unzumutbare bzw. untragbare Belastung 
sein konnte.67 Noch gravierender war, dass der Eindruck einer Ungleichbe-
handlung entstand, weil z. B. nach § 359 RAO 1924 bei Hinterziehung der 
Verbrauchsteuer aufgrund des starren Multiplarstrafensystems die (Mindest-)
Geldstrafe immer die gleiche Höhe – das Vierfache des Verkürzungsbetrags – 
                                           
63  Vgl. W. Joecks, in: Joecks/Jäger/Randt, Steuerstrafrecht, Einl. Rn. 38; M. Gehm, Die 
steuerstrafrechtlichen Bestimmungen in der RAO, S. 27. 
64  S. G. Dannecker, Finanzstrafrecht 2007, S. 38. 
65  S. dazu M. Gehm, Die steuerstrafrechtlichen Bestimmungen in der RAO, S. 25; H. Hein-
rich, Neuregelung des Steuerstrafrechts und Steuerstrafverfahrens, S. 24; W. Joecks, in: 
Joecks/Jäger/Randt, Steuerstrafrecht, Einl. Rn. 48. 
66  S. W. Joecks, in: Joecks/Jäger/Randt, Steuerstrafrecht, Einl. Rn. 67. 
67  Vgl. F. Hartung, Steuerstrafrecht, S. 42; G. Dannecker, Finanzstrafrecht 2007, S. 39. 
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betrug, obwohl in Einzelfällen die unterschiedlichen wirtschaftlichen Verhält-
nisse der verschiedenen Täter vorlagen.68 
Schon 1924 wurden nach der neuen Fassung des § 359 RAO diese in den ein-
zelnen Steuergesetzen für die Steuerhinterziehung angedrohten Geldstrafen 
aufgehoben und ein einheitlicher Strafrahmen für die Hinterziehung aller Steu-
erarten geschaffen; jedoch wurden die Multiplarstrafen noch nicht vollends be-
seitigt, weil bei der Hinterziehung von Zöllen und Verbrauchsteuern die Min-
destgeldstrafe noch das Vierfache des Verkürzungsbetrags betrug (vgl. § 359 I 
S. 2 RAO).69 Erst ab 1939 wurde dieses durch Multiplikation des Verkür-
zungsbetrags entstandene Sanktionssystem nach der Gesetzesänderung der 
RAO in Deutschland endgültig abgeschafft.70 
cc) Änderungen der Strafdrohung 
Nach der obigen Beseitigung der sog. Multiplarstrafen von 1939 wurde die 
Steuerhinterziehung des § 396 RAO mit Geldstrafe, neben der auf Gefängnis 
bis zu zwei Jahren erkannt werden konnte, als Primärstrafe bestraft.71 Der 
Höchstbetrag der Geldstrafe war zwar unbeschränkt; jedoch durfte sie bei der 
Strafzumessung nach § 27c StGB – unter Berücksichtigung der wirtschaftli-
chen Verhältnisse des Täters und des daraus gezogenen Tatentgelts sowie Tat-
gewinns – keinesfalls höher als nach den wirtschaftlichen Verhältnissen des 
Täters tragbar bemessen werden.72 Da bei der konkreten Strafbemessung eine 
denkbare maximale Geldsumme auf diese Weise tatsächlich ermittelt werden 
konnte, ist damals die Unbestimmtheit der unbegrenzten Geldstrafe noch nicht 
besonders in Betracht gekommen.73 
Demgegenüber lautete ab 1949 die schwerere Strafandrohung – für die ameri-
kanische und britische Besatzungszone – auf Gefängnisstrafe bis zu fünf Jahren; 
                                           
68  Vgl. G. Dannecker, Finanzstrafrecht 2007, S. 55. 
69  Vgl. H. Heinrich, Neuregelung des Steuerstrafrechts und Steuerstrafverfahrens, S. 25; 
L. Kuhlen, Grundfragen der strafbaren Steuerhinterziehung, S. 31. 
70  S. W. Joecks, in: Joecks/Jäger/Randt, Steuerstrafrecht, Einl. Rn. 38. 
71  Sowohl bei Steuerhinterziehung als auch bei anderen Steuervergehen war inzwischen 
die Hauptstrafe Geldstrafe (§§ 396, 367, 398, 402, 412, 413 RAO); daneben war zuwei-
len noch eine Freiheitsstrafe angedroht, s. H. Ronsiek, Steuerstrafrecht, S. 57. 
72  S. dazu H. Jagusch, Die Praxis der Strafzumessung, S. 18; F. Hartung, Steuerstrafrecht, 
S. 82. 
73  Vgl. J. Schier, Die Bestimmtheit strafrechtlicher Rechtsfolgen, S. 207f. 
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daneben wurde noch zugleich auf Geldstrafe erkannt. Nur bei mildernden Um-
ständen bzw. bei geringen Vergehen durfte allein auf Geldstrafe erkannt wer-
den.74 Nach der bundeseinheitlichen Neufassung des § 396 I RAO von 1956 
konnte die Steuerhinterziehung wieder für den Normalfall allein mit Geldstrafe 
oder mit Gefängnis und Geldstrafe geahndet werden. Die Regelstrafe durfte 
seither nach wie vor zur Geldstrafe, die höchstens 5 Mio. Deutsche Mark be-
trug, zurückkehren; das Höchstmaß der Freiheitsstrafe – fünf Jahre Gefängnis – 
bleibt dabei bis heute für den Normalfall75 des § 370 I AO 1977 bestehen.76 
Nach der 1975 abgeschlossenen Reform des Strafrechts77 war die dadurch 
eingeführte Neugestaltung der Geldstrafe für das Steuerstrafrecht von besonde-
rer Bedeutung und führte damit zu einer entsprechenden Anpassung der Steu-
erhinterziehungsfolgen: Die obige Geldstrafe wurde von einem ziffernmäßig 
bestimmten Strafrahmen auf das – bis heute immer noch dominierende – Sys-
tem der Tagessätze i.S.d § 40 StGB umgestellt.78 Das Tagessatzsystem ist an-
schließend ebenfalls in die AO 1977 aufgenommen worden. Dementsprechend 
kann heutzutage eine Steuerstraftat mit einer Geldstrafe von maximal 10,8 Mio. 
Euro – beim Höchsttagessatz von 30.000 Euro und bei maximal 360 Tagen 
nach § 40 II StGB – belegt werden79. Aktuell wird die Zulässigkeit der sum-
menmäßig unbegrenzten Geldstrafe nach § 396 RAO 1939 hinsichtlich des Be-
stimmtheitsgebots bzw. der Rechtsfolgenbestimmtheit im Bereich des Steuer-
strafrechts nicht mehr vertreten.80 
                                           
74  S. dazu W. Joecks, in: Joecks/Jäger/Randt, Steuerstrafrecht, § 370 Rn. 8; R. Kühn, RAO, 
S. 448; C. Seckel, Die Steuerhinterziehung, S. 100f. 
75  Hingegen ist nach § 370 III AO 1977 die Freiheitsstrafe für besonders schwere Steuer-
hinterziehungsfälle von sechs Monaten bis zu zehn Jahren erweitert worden. 
76  Vgl. F. Hartung, Steuerstrafrecht, S. 43; G. Mattern, DStZ 1956, S. 328; L. Kuhlen, 
Grundfragen der strafbaren Steuerhinterziehung, S. 32f. 
77  S. BGBl. 1975 I S. 1ff. 
78  Nach diesem Tagessatzsystem wurde bei der Bemessung der Geldstrafe zunächst die 
Anzahl der Tagessätze festgelegt, die als angemessene Bewertung der Tat betrachtet 
wurden; erst dann wurde unter Berücksichtigung der persönlichen und wirtschaftlichen 
Verhältnisse des jeweiligen Täters die Höhe eines Tagessatzes und damit der Betrag der 
Geldstrafe bestimmt, s. dazu L. Kuhlen, Grundfragen der strafbaren Steuerhinterziehung, 
S. 33; S. Rolletschke, Steuerstrafrecht, Rn. 285ff.; G. Dannecker, Finanzstrafrecht 2007, 
S. 42f. 
79  Vgl. R. Seer, in: Tipke/Lang, Steuerrecht, § 23 Rz. 9. 
80  Vgl. J. Schier, Die Bestimmtheit strafrechtlicher Rechtsfolgen, S. 209. 
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dd) Einführung von Steuerordnungswidrigkeiten
Die Bezeichnung „Steuerordnungswidrigkeit“ ist zwar zumindest seit 1939 in 
§ 413 RAO vorgesehen81; jedoch entsprach sie im Wesentlichen nicht der heu-
tigen im OWiG bestehenden Bedeutung der Ordnungswidrigkeit, die aus-
schließlich mit einer – nicht als Kriminalstrafe zu qualifizierenden – Geldbuße
geahndet wird. Vielmehr wurde sie seinerzeit noch mit Geldstrafe bestraft. In-
folgedessen war die Ordnungswidrigkeit der RAO damals noch eine unter
Strafandrohung gestellte Tat – ein echtes kriminelles Vergehen, und aus-
nahmslos war das Steuerstrafrecht nach RAO 1939 ein echtes Kriminalstraf-
recht.82 Im Hinblick auf den kriminellen Charakter des § 413 RAO hat die
Neufassung durch das vorerwähnte Änderungsgesetz 1956 auf das missver-
ständliche Wort „Steuerordnungswidrigkeit“ ganz verzichtet.83
Jedoch angesichts der häufigen verfassungsrechtlichen Kritik an der in §§ 420 
ff. RAO geregelten Strafbefugnis des Finanzamts hat das BMF seit 1959 eine 
Reform zur Trennung zwischen kriminellen Steuerstraftaten und nicht krimi-
nellen Steuerordnungswidrigkeiten vorbereitet84. Nach § 421 II RAO war das 
Finanzamt zur Verfolgung von Steuervergehen sowie auch für die Abschluss-
entscheidung zuständig, sofern keine andere Strafe als Geldstrafe, Einziehung 
oder Bekanntmachung der Verurteilung in Frage kam.85 Durch Erlass eines 
Strafbescheides (vgl. § 447 I RAO) oder im Wege der Unterwerfungsverhand-
lung (vgl. § 445 RAO) konnte seine obige Strafbefugnis – insbesondere die 
Verhängung einer Geldstrafe – ausgeübt werden.86 Demgemäß wurden die 
meisten Steuerdelikte zwar mit Geldstrafe geahndet, jedoch wurde sie in der 
81 Vgl. F. Hartung, Steuerstrafrecht, S. 206; zum Entwurf s. auch R. Rosendorff, DStR 
1930, S. 278f. 
82 Vgl. F. Hartung, Steuerstrafrecht, S. 209; G. Mattern, Verwaltungs- und gerichtliches 
Steuer-Strafverfahren, S. 2f.; A. Wittneben, DStZ 1956, S. 187; H. Prugger, Die Straf-
befugnis der Finanzämter, S. 3. 
83 Vgl. R. Kühn, RAO, S. 480f; F. Hartung, Steuerstrafrecht, S. 209. 
84 Vgl. W. Joecks, in: Joecks/Jäger/Randt, Steuerstrafrecht, Einl. Rn. 86ff. 
85 Infolgedessen waren die Finanzämter im Verwaltungsstrafverfahren nur nicht befugt, 
auf Freiheitsstrafe oder Ersatzfreiheitsstrafe zu erkennen; dies oblag noch den Gerichten, 
s. dazu M. Gehm, Die steuerstrafrechtlichen Bestimmungen in der RAO, S. 42f.
86 Vgl. C. Seckel, Die Steuerhinterziehung, S. 102. 
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Praxis nicht vor Gericht ausgesprochen, sondern im Rahmen eines Verwal-
tungssteuerstrafverfahrens vom Finanzamt festgesetzt.87 
Demgegenüber dürfen nach der Entscheidung des BVerfG vom 6.6.1967 Kri-
minalstrafen i.S.d. Art. 92 Halbsatz 1 GG nicht in einem Verwaltungsverfahren 
ausgesprochen werden, sondern ausschließlich in einem gerichtlichen Verfah-
ren durch unabhängige Richter verhängt werden88; deswegen war die vorer-
wähnte Steuerstrafgewalt von den Finanzbehörden mit der Verfassung unver-
einbar und damit mussten neue strafrechtliche Vorschriften der RAO schleu-
nigst novelliert werden.89  
Da nur die Kriminalstrafe eine echte Strafe i.S.d. Art. 92 GG ist und der Geld-
buße im Ordnungswidrigkeitsverfahren dagegen der Ernst der staatlichen Strafe 
fehlt, darf die Verhängung einer Steuersanktion durch die Finanzbehörden ver-
fassungsmäßig vorgenommen werden, wenn und solange der Gesetzgeber diese 
strafrechtlichen Unrechtstatbestände oder die mit Kriminalstrafe bedrohten Ta-
ten in die mit nicht krimineller Geldbuße geahndeten Ordnungswidrigkeiten 
umwandelt.90 Ferner ermöglichte es der im Oktober 1966 vorwiegend aufgrund 
der sog. Entkriminalisierung eingebrachte Entwurf des OWiG, die Reform auf 
die materiellen Steuerstrafvorschriften auszudehnen und bestimmte Steuerzu-
widerhandlungen, die bisher mit Strafe bedroht waren, in Ordnungswidrigkei-
ten umzuwandeln.91 
Vor diesem Hintergrund ist zur Sanktionierung des Steuervergehens durch das 
Zweite Gesetz zur Änderung strafrechtlicher Vorschriften der RAO und ande-
                                           
87  Vgl. G. Mattern, Verwaltungs- und gerichtliches Steuer-Strafverfahren, S. 34f.; H. Prugger, 
Die Strafbefugnis der Finanzämter, S. 1f. 
88  Eine weitere Alternative wäre, dass echte unabhängige Finanzstrafgerichte eingerichtet 
würden, die als selbstständige Zweige der Finanzgerichte nur für Steuerstrafsachen zu-
ständig wären, s. dazu G. Mattern, DStZ 1953, S. 24f. 
89  Vgl. BVerfG v. 6.6.1967, 2 BvR 375, 53/60, 18/65, NJW 1976, 1219, s. dazu W. Joecks, 
in: Joecks/Jäger/Randt, Steuerstrafrecht, Einl. Rn. 84f.; K. Franzen, DStR 1967, S. 433f.; 
C. Seckel, Die Steuerhinterziehung, S. 103; L. Kuhlen, Grundfragen der strafbaren 
Steuerhinterziehung, S. 35. 
90  Daraus folgert: wenn die Ahndung hierfür – statt Geldstrafe – Geldbuße genannt wird, 
darf aufgrund der Entkriminalisierung dem FA die Ahndungsbefugnis der Steuerord-
nungswidrigkeiten im Verwaltungssteuerstrafverfahren verfassungsmäßig obliegen, s. 
dazu F. Cordier, NJW 1967, S. 2143f.; B. Schmidt-Bleibtreu, BB 1967, S. 833f.; K. 
Franzen, DStR 1967, S. 434. 
91  Vgl. W. Joecks, in: Joecks/Jäger/Randt, Steuerstrafrecht, Einl. Rn. 87f.; E. Stobbe, ZfZ 
1969, S. 194. 
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rer Gesetze vom 12.8.1968 eine Trennung zwischen kriminellem Unrecht und 
Ordnungsunrecht bzw. zwischen Steuerstraftaten und Steuerordnungswidrig-
keiten endgültig vorzunehmen.92 Im Vergleich zur Steuerstraftat ist der Cha-
rakter der Steuerordnungswidrigkeit als ein geringfügiges Delikt bzw. ein ge-
ringfügiger Verstoß gegen das Steuerrecht anzusehen; angesichts ihres verhält-
nismäßig geringen Unrechtsgehalts wirkt die durch Bußgeldbescheid angeord-
nete Rechtsfolge leichter als Steuerstrafe.93 Diesbezüglich wurden nur schwere 
Vergehen gegen die Steuergesetze – beispielsweise Steuerhinterziehung – nach 
wie vor unter Strafe gestellt. Die wenigen oder leichten Verstöße, die ursprüng-
lich nur mit Geldstrafe bedroht waren – z. B. leichtfertige Steuerverkürzung 
(§ 402 RAO)94, Gefährdung von Abzugsteuern sowie Verbrauchsteuergefähr-
dung (§ 413 RAO) – oder für die in der Praxis fast niemals Gefängnisstrafen
verhängt wurden (z. B. Steuergefährdung des § 406 RAO), sind wegen ihres
Bagatellcharakters nach der Neuregelung erheblich zu entkriminalisieren und
daher nur als Steuerordnungswidrigkeiten mit Geldbuße im Verwaltungssteuer-
strafverfahren bzw. Bußgeldverfahren bedroht.95
c) Neue Steuerstraf- und Bußgeldvorschriften in der AO 1977
Die neue Abgabenordnung trat am 1.1.1977 in Kraft und löste die nahezu 60 
Jahre alte RAO, die bereits vielfach geändert wurde, aus dem Jahre 1919 ab.96 
Die umfassenden und zeitgerechten Neureglungen des allgemeinen Steuer-
rechts sind zwar in der AO 1977 vorgesehen, jedoch stimmten die im achten 
Teil der AO (vgl. §§ 369 ff. AO) geregelten Straf- und Bußgeldvorschriften 
grundsätzlich mit dem Dritten Teil der alten RAO überein; aufgrund der obigen 
92  Zum 2. AOStrafÄndG v. 12.8.1968, s. näher G. Loose, DStZ 1968, S. 267ff. 
93  Bereits nach der Einführung der RAO 1919 wurde z. B. die nach § 377 RAO wegen 
bestimmter Vorbereitungshandlungen für Steuerhinterziehung geahndete „Ordnungs-
strafe“ bereits als eine „leichte“ Geldstrafe charakterisiert, dazu ferner E. Becker, RAO, 
S. 959f.; G. Mattern, DStZ 1953, S. 24.
94  Da nach § 263 StGB der fahrlässige Betrug nicht strafbar ist, wurde daher die leichtfer-
tige Steuerverkürzung aus dem Bereich des kriminellen Unrechts ausgeschieden und in 
eine Ordnungswidrigkeit umgewandelt. Dasselbe gilt für die Steuergefährdungshandlung, 
weil sie im allgemeinen Strafrecht jedoch kein Gegenstück findet, s. dazu H. Paulick, 
Steuerrecht, Rn. 1210; E. Stobbe, ZfZ 1969, S. 195f. 
95  Vgl. E. Wolf, AO 1977, S. 524; H. Paulick, Steuerrecht, Rn. 1193. 
96  Vgl. E. Wolf, AO 1977, S. 13f. 
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weitgehenden Steuerstrafreform der RAO war eine grundlegende Erneuerung 
entbehrlich.97 
Beispielsweise ist der Katalog der Steuerstraftaten und Steuerordnungswidrig-
keiten mit Steuerhinterziehung (vgl. § 370 AO, § 396 RAO), Bannbruch (vgl. 
§ 372 AO, § 401a RAO), Schmuggel (vgl. § 373 AO, § 401b RAO), leichtfer-
tiger Steuerverkürzung (vgl. § 378 AO, § 404 RAO), Steuergefährdung (vgl. 
§ 379 AO, § 405 RAO) und Gefährdung der Abzugsteuern (vgl. § 380 AO, 
§ 406 RAO) weitgehend geblieben. Bezüglich des Verfahrens verbleibt es 
ebenfalls grundsätzlich wie bei der alten RAO, vor allem hinsichtlich der Ab-
grenzung der Zuständigkeiten für die Verfolgung und die Ahndung zwischen 
Finanzamt, Staatsanwaltschaft und Gericht.98 
Als teilweise Folge der vorerwähnten Entwicklung wurde jedoch der Tatbe-
stand der Steuerhinterziehung des § 370 AO – anders als der des § 396 RAO – 
neu gefasst. Eine Steuerhinterziehung nach § 370 AO begeht, wer den Finanz-
behörden oder anderen Behörden über steuerlich erhebliche Tatsachen unrich-
tige oder unvollständige Angaben macht (§ 370 I Nr. 1 AO), die Finanzbehör-
den pflichtwidrig über steuerlich erhebliche Tatsachen in Unkenntnis lässt 
(§ 370 I Nr. 2 AO) oder pflichtwidrig die Verwendung von Steuerzeichen so-
wie Steuerstemplern unterlässt (§ 370 I Nr. 3 AO) und dadurch Steuern ver-
kürzt oder für sich oder einen anderen nicht gerechtfertigte Steuervorteile er-
zielt.99 
Im Vergleich zur alten Fassung des § 396 RAO „wer bewirkt, dass Steuerein-
nahmen verkürzt werden“ konnten sich – mangels näherer Beschreibung über 
die genaue tatbestandsmäßige Art der Verkürzungshandlung – alle Handlungen 
als mögliche Begehungselemente einer Steuerhinterziehung darstellen.100 Aus 
diesem Wortlaut ergab sich jedoch weder hinreichend bestimmt eine tatbe-
standsmäßige Handlung noch der Taterfolg mit hinreichender, rechtsstaatlich 
gebotener Bestimmtheit.101 Hingegen sind diese verschiedenen Verhaltensmo-
                                           
97  Die Gliederung und der Wortlaut der neuen Steuerstrafvorschriften entsprechen weit-
gehend dem letzten geänderten Rechtszustand der RAO 1975, s. dazu W. Joecks, in: 
Joecks/Jäger/Randt, Steuerstrafrecht, Einl. Rn. 97, 101. 
98  Vgl. E. Wolf, AO 1977, S. 522f. 
99  Vgl. W. Joecks, in: Joecks/Jäger/Randt, Steuerstrafrecht, Einl. Rn. 101. 
100  Vgl. V. Schneider, Die historische Entwicklung des Straftatbestandes der Steuerhinter-
ziehung, S. 111. 
101  Vgl. A. Ransiek, in: Kohlmann, Steuerstrafrecht, § 370 Rn. 7. 
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dalitäten (aktives Tun durch Falschangabe, Unterlassen durch Nichtangabe so-
wie Unterlassen durch Nichtverwendung) des § 370 I AO und die in § 370 IV 
AO konkret beschriebene Definition des Taterfolges (Verkürzung von Steuern 
und Erlangung nicht gerechtfertigter Steuervorteile) – im Vergleich zum Steu-
erhinterziehungstatbestand in § 396 RAO – grundsätzlich entsprechend dem in 
Art. 103 II GG enthaltenen Bestimmtheitsgrundsatz geregelt.102 
Durch die in § 370 I Nr. 1-3 AO erfolgte abschließende Aufzählung der be-
trugsähnlichen Tathandlungen wurde das tatbestandsmäßige Verhalten der 
Steuerhinterziehung erschöpfend beschrieben, sodass die in der alten RAO 
durch Rechtsprechung eingeführten ungeschriebenen Tatbestandsmerkmale 
(wie z. B. „Täuschung“ oder „Steuerunehrlichkeit“103) keine erhebliche Rolle 
mehr spielen.104 Andererseits wurden sie wegen ihres umstrittenen Begriffs 
auch nicht in den Tatbestand des neuen § 370 AO übernommen.105 
Die Strafe in allen Fällen der Steuerhinterziehung ist nach § 370 I AO Frei-
heitsstrafe bis zu fünf Jahren oder Geldstrafe; in besonders schweren Fällen, die 
in § 370 III Nr. 1-5 AO neu eingeführt wurden, ist die Strafe Freiheitsstrafe von 
sechs Monaten bis zu zehn Jahren.106 Im Vergleich zur RAO sind die Rechts-
folgen der Steuerhinterziehung deutlich verschärft worden.107 
                                           
102  Vgl. BT-Drucks. VI/1982 v. 19.3.1971, S. 193f; E. Wolf, AO 1977, S. 527; V. Schneider, 
Die historische Entwicklung des Straftatbestandes der Steuerhinterziehung, S. 118f.; 
L. Kuhlen, Grundfragen der strafbaren Steuerhinterziehung, S. 29f. 
103  Nach damaliger herrschender Auffassung in Rechtsprechung und Literatur handelte 
steuerunehrlich nur der Steuerpflichtige, der (ähnlich wie ein Betrüger i.S.d. § 263 
StGB) durch unwahre Angaben die Steuerbehörde täuschte oder der das Finanzamt 
durch Verletzung von Aufklärungspflichten – etwa durch Nichtabgabe einer Steuerer-
klärung – in Unkenntnis über die Höhe des bestehenden Steueranspruchs hielt; dement-
sprechend wurde die Steuerverkürzung entweder durch Täuschung der Steuerbehörde 
(ähnlich dem § 370 I Nr. 1 AO) oder durch Verletzung einer gegenüber der Behörde be-
stehenden Aufklärungspflicht (ähnlich dem § 370 I Nr. 2 AO) begangen, s. dazu 
E. Samson/E. Horn, NJW 1970, S. 593f.; E. Hübner, JR 1977, S. 58f.; J. Kribs-Drees, 
DB 1978, S. 181. 
104  Vgl. H. Paulick, Steuerrecht, Rn. 1196; E. Wolf, AO 1977, S. 527. 
105  Vgl. J. Kribs-Drees, DB 1978, S. 182; V. Schneider, Die historische Entwicklung des 
Straftatbestandes der Steuerhinterziehung, S. 120. 
106  In der Praxis liegt häufig ein Umsatzsteuerkarussell wegen der Höhe des Steuerscha-
dens in besonders schweren Fällen des § 370 III AO vor, s. M. Kemper, NZWiSt 2015, 
S. 442; W. Wannemacher, Steuerstrafrecht, Rn. 1147. 
107  Während vor 1919 für Steuerhinterziehungen grundsätzlich nur Geldstrafen vorgesehen 
waren, können heute Freiheitsstrafen in besonders schweren Fällen bis zu zehn Jahren 
betragen, s. L. Kuhlen, Grundfragen der strafbaren Steuerhinterziehung, S. 34. 
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2. Taiwan 
a) Vor dem Inkrafttreten der Abgabenordnung 1976 
Das taiwanesische Steuerstraf- und Steuerordnungswidrigkeitenrecht hat sich 
ursprünglich nicht einheitlich, sondern anhand einzelner Steuerarten entwickelt. 
Nach der Gründung der Republik China 1912 wurden die Steuerstrafbestim-
mungen – mangels der Kodifikation eines allgemeinen Steuerrechts – weder in 
der einheitlichen Abgabenordnung noch im besonderen Teil des StGB geregelt, 
sondern für individuelle Steuerarten in Einzelsteuergesetzen. Seit die Regie-
rung der Republik China sich 1949 nach Taiwan zurückzog, wurden zwar die 
wesentlichen Steuerreformen nacheinander eingeführt (s. oben unter Kapitel 1, 
A. II.); allerdings erfolgte noch keine weitergehende Zusammenfassung der 
Steuerstrafgesetze und daher entfiel auch eine Begründung für das allgemeine 
Steuersanktionsrecht. 
Darüber hinaus sind die Arten und Möglichkeiten der Steuerhinterziehung in 
der Praxis zu mannigfaltig, deshalb vermeiden die Steuergesetze im Allgemei-
nen eine Begriffsbestimmung, was sie unter Hinterziehung verstehen. Insofern 
könnte nur in jedem Einzelsteuergesetz eine für die Praxis brauchbare Be-
griffsbestimmung – oder ein Steuerhinterziehungstatbestand – aufgestellt wer-
den. Beispielsweise wurde nach § 109 tw-EStG 1955 für die mit einer betrüge-
rischen Handlung oder einer ähnlichen Maßnahme begangene Einkommen-
steuerhinterziehung neben Geldbuße (statt Geldstrafe), die nach dem Multiplar-
strafensystem im Ein- bis Fünffachen der verkürzten Steuern bemessen wurde, 
noch auf Gefängnis bis auf ein Jahr erkannt.108 Diese Vorschrift enthielt den 
ursprünglichen Straftatbestand der Steuerhinterziehung und galt damit als Vor-
läufer des heutigen § 41 tw-AO.109  
Nach der Reform des tw-EStG von 1963 hatte die Novellierung zur Verstär-
kung der Abschreckungswirkung der Sanktionsdrohung – neben den Multiplar-
strafen – eine Anhebung der angedrohten Freiheitsstrafe zum Gegenstand. 
                                           
108  S. Amtsblatt des taiwanesischen Parlaments, Band 45, Ausgabe 16, Teil 8, S. 203 (立法
院公報 45卷 16期 8冊 203頁). 
109  S. Amtsblatt des taiwanesischen Parlaments, Band 65, Ausgabe 79, Nr. 938, S. 85 (立法
院公報 65卷 79期 938號 85頁). 
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Dementsprechend hat sich der Strafrahmen der Freiheitsstrafe von einem Jahr 
auf zwei Jahre erhöht (vgl. § 110 III tw-EStG 1963).110  
Weiterhin wurde nach § 50 tw-UStG 1965 die durch eine gefälschte Rechnung 
oder ein Scheinunternehmen bewirkte Umsatzsteuerhinterziehung neben Geld-
buße auch mit Freiheitsstrafe von einem Jahr bis zu fünf Jahren bestraft.111 Ei-
ne kumulative Androhung von Gefängnisstrafe und Geldbuße (statt Geldstrafe) 
ist damit schon lange im taiwanesischen EStG und UStG vorgeschrieben. 
Neben EStG und UStG sahen die anderen Einzelsteuergesetze grundsätzlich nur 
die Geldbuße – ohne kriminelle Strafandrohung – für alle Steuerzuwiderhandlun-
gen vor. Beispielsweise wurde bei Hinterziehung der Erbschaftsteuer oder Schen-
kungsteuer nach § 44 tw-ErbStG 1973 die Geldbuße mit dem Ein- bis Zweifachen 
des Hinterziehungsbetrags geahndet112; die pflichtwidrige Nichtverwendung von 
Steuerzeichen oder Steuerstemplern wurde nach § 35 tw-Stempelsteuergesetz (印
花稅法) 1953 mit Geldbuße in Höhe des Zehn- bis Zwanzigfachen des Verkür-
zungsbetrags bedroht113, und gemäß § 26 tw-Grunderwerbsteuergesetz (契稅條例) 
1967 wurde die Geldbuße mit dem Ein- bis Dreifachen des hinterzogenen Steuer-
betrags festgesetzt.114  
Gegenüber dem deutschen Steuerstrafrecht hat das taiwanesische Steuersankti-
onsrecht ursprünglich nur die mit Bußgeld geahndete Ordnungswidrigkeit ge-
kannt; die kriminelle Steuerhinterziehung war rechtlich und praktisch erst spä-
ter daraus herausgewachsen.115 Bis zum Erlass der tw-AO war der strafrecht-
liche Tatbestand bzw. die Strafdrohung (Freiheitsstrafe) sogar ausschließlich 
auf die Hinterziehung von Einkommensteuern und Umsatzsteuern begrenzt. 
Die Steuerverkürzung ist im Wesentlichen mit den Multiplarstrafen, nach de-
                                           
110  S. Amtsblatt des taiwanesischen Parlaments, Band 52, Ausgabe 30, Teil 14, S. 263f. (立
法院公報 52卷 30期 14冊 263-264頁). 
111  S. Amtsblatt des taiwanesischen Präsidialamts Nr. 1710 v. 30.12.1965 (總統府公報 54
年 12月 30日第 1710號). 
112  S. Amtsblatt des taiwanesischen Parlaments, Band 62, Ausgabe 7, Nr. 563, S. 79 (立法
院公報 62卷 7期 563號 79頁). 
113  S. Amtsblatt des taiwanesischen Parlaments, Band 42, Ausgabe 11, Teil 8, S. 183 (立法
院公報 42卷 11期 8冊 183頁). 
114  S. Amtsblatt des taiwanesischen Parlaments, Band 56, Ausgabe 9, Teil 12, S. 2838 (立
法院公報 56卷 9期 12冊 2838頁), s. dazu auch Q. Chen, Steuerrecht-BT, S. 26f. 
115  Hingegen hat die RAO 1919 ursprünglich den sehr eingehend begründeten § 359 über 
die Steuerhinterziehung geschaffen, s. dazu G. Mattern, DStZ 1953, S. 23. 
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nen als „Geldbuße“ ein bestimmtes Vielfaches des verkürzten Steuerbetrags zu 
verhängen ist, zu ahnden. 
b) Nach der eingeführten Abgabenordnung 1976 
aa) Strafvorschriften in der Abgabenordnung 
Während die tw-AO am 22.10.1976 in Kraft getreten ist, wurde ein allgemeines 
Steuerstrafrecht, das größtenteils aus herkömmlichen einzelsteuergesetzlichen 
Strafregelungen – wie vorstehend § 109 tw-EStG 1955, § 50 tw-UStG 1965 – 
übernommen wurde, erst in die §§ 41 ff. tw-AO eingeführt. Gleichzeitig wur-
den die bereits in Einzelsteuergesetzen vorgesehenen (kriminellen) Strafvor-
schriften vollends beseitigt.116 Der Gesetzentwurf beabsichtigte, ein einheitli-
ches sowie vereinfachtes Steuerstrafrecht für alle Steuern zu schaffen.117 Seit-
her ist das Steuerstrafrecht – ohne wesentliche inhaltliche Änderungen – haupt-
sächlich nur in den §§ 41 ff. tw-AO geregelt, wobei durch den § 41 tw-AO 
erstmalig eine allgemeine Vorschrift über die vorsätzliche Steuerhinterziehung 
eingeführt wurde und Kernstück des Steuerstrafrechts darstellt. 
Der Wortlaut des § 41 tw-AO ist wie folgt gefasst: „Wer als Steuerpflichtiger 
mit einer betrügerischen Handlung oder einer anderen ungerechtfertigten Maß-
nahme bewirkt, dass Steuern verkürzt werden, wird mit Freiheitsstrafe bis zu 
fünf Jahren oder mit Geldstrafe bis zu 60.000 TWD bestraft.“ Dieser materielle 
Tatbestand ist – im Vergleich zum Tatbestand der deutschen Steuerhinterzie-
hung – ähnlich wie die Fassung des § 396 I RAO (1931): „Wer zum eigenen 
Vorteil oder zum Vorteil eines anderen nicht gerechtfertigte Steuervorteile er-
schleicht oder vorsätzlich bewirkt, dass Steuereinnahmen verkürzt wer-
den.“ Diese vage Gesetzesformulierung „wer … bewirkt, dass Steuereinnah-
men verkürzt werden“, die in Deutschland bereits durch die in § 370 I Nr. 1-3 
AO 1977 beschriebenen Tathandlungen abgelöst wurde, liegt heutzutage noch 
im taiwanesischen Steuerstrafrecht vor. 
                                           
116  Zur Abschaffung der Strafvorschriften im tw-EStG s. Amtsblatt des taiwanesischen 
Parlaments, Band 66, Ausgabe 4, Nr. 967, S. 71f. (立法院公報 66卷 4期 967號 71-72
頁); zum tw-UStG s. Amtsblatt des taiwanesischen Parlaments, Band 69, Ausgabe 41, 
Nr. 1317, S. 48 (立法院公報 69卷 41期 1317號 48頁). 
117  S. Amtsblatt des taiwanesischen Parlaments, Band 65, Ausgabe 79, Nr. 938, S. 85f. (立
法院公報 65卷 79期 938號 85-86頁). 
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Darüber hinaus wird die Steuerhinterziehung – hinsichtlich der Rechtsfolgen – 
in beiden Ländern grundsätzlich mit Freiheitsstrafe bis zu fünf Jahren oder mit 
Geldstrafe bestraft; ein verschärfender Strafrahmen für besonders schwere Fälle 
i.S.d. § 370 III de-AO ist hingegen in Taiwan (in der tw-AO) nicht geregelt 
(s. unter B. IV.). 
bb) Bußgeldvorschriften in Einzelsteuergesetzen 
Gegenüber dem Steuerstrafrecht bleiben die Steuerordnungswidrigkeiten vor-
wiegend noch in den Bußgeldvorschriften der Einzelsteuergesetze stehen. Ein 
allgemeines Steuerordnungswidrigkeitenrecht, wie die in § 378 AO geregelte 
leichtfertige Steuerverkürzung in Deutschland, ist leider nicht einheitlich in die 
tw-AO eingefügt. Eine bestmöglichst einstimmige Anwendung des Steuerbuß-
geldrechts – insbesondere bei der Steuerverkürzung – wurde daher auch nicht 
in die tw-AO aufgenommen; hingen sind nur einige übliche Steuergefährdun-
gen in der tw-AO bestimmt (vgl. §§ 44 ff. tw-AO). 
Da die Bußgeldvorschriften der tw-AO kein kompaktes und homogenes Rege-
lungsgebäude – wie die deutschen Bestimmungen (vgl. §§ 377 ff. de-AO) – 
beinhalten, kommt vor allem das Einzelsteuergesetz immer für die Steuerord-
nungswidrigkeiten in Betracht. So ist z. B. die wegen Umsatzsteuerverkürzung 
mit Geldbuße geahndete Zuwiderhandlung lediglich im tw-UStG vorgesehen 
(vgl. § 51 tw-UStG). In der Praxis stehen die Bußgeldvorschriften der einzel-
nen Steuergesetze aufgrund der dadurch geregelten vielfältigen Verhaltenswei-
sen sowie drakonischen Multiplarstrafen immer im Vordergrund der Sanktio-
nierung einer Steuerverkürzung. Anders als in Deutschland könnte man aus 
empirischer Sicht die Geldbuße – statt der Kriminalstrafen – hierbei als 
Hauptsanktion in Taiwan bezeichnen. 
Beispielsweise wurden im Jahr 2014 insgesamt 89.447 Steuerstrafverfahren 
von den Bußgeld- und Strafsachenstellen der (Landes-)Finanzämter und 15.193 
Verfahren von den Staatsanwaltschaften und Gerichten in Deutschland abge-
schlossen118, während in Taiwan nur 1.390 Steuerstrafverfahren – vorwiegend 
                                           
118  S. BMF, Monatsbericht des BMF November 2015, S. 21f., im Internet unter: 
http://www.bundesfinanzministerium.de/Content/DE/Monatsberichte/2015/11/Downloads/
monatsbericht-2015-11-deutsch.pdf?__blob=publicationFile&v=3 (Abruf v. 1.11.2016). 
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von Staatsanwaltschaften – bearbeitet wurden.119 Im Bereich der Steuerord-
nungswidrigkeiten wurden jedoch nur 4.282 Bußgeldverfahren in Deutschland 
erledigt; hingegen wurden insgesamt 131.525 Bußgeldverfahren in Taiwan ab-
geschlossen.120 Darüber hinaus wurden im gleichen Zeitraum Geldbußen von 
5.971 Mio. TWD (ca. 170 Mio. Euro) in den auf verkürzten Steuerbeträgen von 
37.529 Mio. TWD (ca. 1.072 Mio. Euro) basierenden Bußgeldverfahren in 
Taiwan festgesetzt121; demgegenüber wurden nur ca. 2,71 Mio. Euro122 Buß-
geld aufgrund der (leichtfertig) hinterzogenen Steuern in Höhe von 15,9 Mio. 
Euro in Deutschland festgelegt123, obwohl im selben Jahr Geldstrafen sowie 
Geldbeträge (vgl. § 153a de-StPO) wegen Steuerhinterziehung in einer Ge-
samthöhe von über 70 Mio. Euro verhängt wurden.124  
Unter Berücksichtigung des Verfahrensrechts wurde die Geldbuße im Bereich 
der Steuerordnungswidrigkeiten – anders als beim allgemeinen Bußgeldver-
fahren – nicht von Verwaltungsbehörden bzw. Steuerbehörden, sondern vom 
Amtsgericht verhängt. Sowohl Steuerstraftaten als auch Steuerordnungswid-
rigkeiten wurden daher einheitlich durch Gerichte ausgesprochen.125 Aller-
dings ist der Bußgeldbescheid – im Vergleich zur Geldstrafe – wesentlich ein 
Verwaltungsakt und soll daher auch von Verwaltungsbehörden entschieden 
sowie erlassen werden 126 ; demzufolge ist nach der Einführung des § 50b 
                                           
119  Vgl. tw-Ministerium der Justiz, Yearbook of Statistics of Justice 2014, S. 105 (法務部統
計處編，法務統計年報，民國 103年), im Internet unter: http://www.rjsd.moj.gov.tw/
rjsdweb/book/Book_Detail.aspx?book_id=122 (Abruf v. 1.11.2016). 
120  Vgl. tw-FinMin, Yearbook of Financial Statistics 2014, S. 226 (財政部統計部編，民國
103年財政統計年報：違章漏稅案件處理及財務罰鍰執行情形，頁 226), im Internet 
unter: http://www.mof.gov.tw/Pages/Detail.aspx?nodeid=285&pid=70940 (Abruf v. 
1.11.2016). 
121  S. tw-FinMin, Regierungsbericht des Jahres 2014, S. 8 (財政部 103年度施政績效報告), 
im Internet unter: http://www.mof.gov.tw/File/Attach/1217/File_7441.pdf (Abruf v. 
1.11.2016). 
122  Im Jahr 2010 wurden sogar nur ca. 1,68 Mio. Euro Bußgeld festgelegt, s. dazu Fi-
nanzministerium NRW, Betriebsprüfungsergebnisse und Ergebnisse der Steuerfahn-
dung für das Jahr 2010 im Vergleich NRW und Bund, im Internet unter: 
http://betriebs-berater.ruw.de/news/media/1/Betriebsprfung_2010-4208.pdf (Abruf v. 
1.11.2016). 
123  S. BMF, Monatsbericht des BMF November 2015, S. 23f. 
124  S. BMF, Monatsbericht des BMF November 2015, S. 28. 
125  Vgl. Q. Chen, Steuerrecht, S. 652f. 
126  S. Amtsblatt des taiwanesischen Parlaments, Band 81, Ausgabe 63, Nr. 2591, S. 26f. 
(立法院公報 81卷 63期 2591號 26-27頁). 
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tw-AO vom 23.11.1992 die Steuerbehörde schließlich für die Ahndung der 
Steuerordnungswidrigkeiten und somit für die Durchführung der Bußgeldver-
fahren zuständig.127 
Seitdem ist das Steuerbußgeldverfahren – hinsichtlich der Ahndungsbefugnisse 
von Finanzbehörden – in beiden Ländern grundsätzlich identisch, obwohl für 
Zwecke der Steuerstrafsachen und Steuerfahndung ein eigenständiges Finanz-
amt – wie z. B. das sog. Finanzamt für Steuerstrafsachen und Steuerfahndung 
in Deutschland128 – mit eigener Zuständigkeit in der Funktion der Eingriffs-
verwaltung in Taiwan nicht gegründet wird. Darüber hinaus spielt das Buß-
geldverfahren – im Vergleich zum Steuerstrafverfahren – zur Sanktionierung 
einer Steuerverkürzung immer eine erhebliche Rolle. Beispielsweise wurden im 
Jahr 2013 zwar 25 Ermittlungsverfahren wegen der Steuerhinterziehung zwar 
von der Staatsanwaltschaft mangels hinreichenden Tatverdachts eingestellt, al-
lerdings hat die zuständige Steuerbehörde weiter Bußgeldverfahren eingeleitet 
und eine hohe Geldbuße in großem Ausmaß bzw. in einer Gesamthöhe von 
252,7 Mio. TWD (ca. 7,2 Mio. Euro) festgesetzt.129 
III. Fazit
Das bisherige Ergebnis lässt sich wie folgt zusammenfassen: In beiden Ländern 
liegen von vornherein Sanktionen gegen Steuerhinterziehung vor; zur Straf-
barkeit findet sich ein Unterschied von echten Steuerstraftaten, die grundsätz-
lich als Vergehen eingestuft werden, und leichteren Steuerverfehlungen (Steu-
erordnungswidrigkeiten), die wegen leichterer Formen der Hinterziehung nicht 
als Straftat betrachtet werden und nur mit Verwaltungssanktionen (Geldbußen) 
zu ahnden sind. Durchgängig ist das allgemeine Steuerstrafrecht aus dem Steu-
errecht erwachsen und herkömmlich in Einzelsteuergesetzen sowie vor allem in 
der Abgabenordnung geregelt; allerdings kennt das taiwanesische Steuerstraf-
127  S. Amtsblatt des taiwanesischen Parlaments, Band 81, Ausgabe 69, Nr. 2597, S. 233 (立
法院公報 81卷 69期 2597號 233頁). 
128  Zum für Fahndungsdienste gebildeten Sonderfinanzamt s. K. Randt, in: Joecks/Jäger/
Randt, Steuerstrafrecht, § 404 Rn. 11f.; R. Rüsken, in: Klein, AO, § 208 Rn. 10f.; 
G. Hentschel, NJW 2006, S. 2300.
129  Vgl. Ministry of Justice Investigation Bureau, The Prevention and Investigation of Eco-
nomic Crime Yearbook 2013, S. 167 (法務部調查局，102年經濟犯罪防制工作年報，
頁 167), im Internet unter: http://www.mjib.gov.tw/services/service6-file/102-report.pdf 
(Abruf v. 1.11.2016). 
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recht die wichtigen Entwicklungen der deutschen Abgabenordnung, z. B. die 
konkret gesetzlich definierten Tathandlungen und Verkürzungserfolge der 
Steuerhinterziehung, Erhöhung des Grades von Fahrlässigkeit (bzw. die 
Leichtfertigkeit) sowie Beseitigung der Multiplarstrafen, hingegen nicht.  
Im Zentrum des taiwanesischen Steuerstrafrechts steht vornehmlich die Rege-
lung des § 41 tw-AO; von ihrer Bedeutung her ist sie mit § 370 de-AO ver-
gleichbar; jedoch sind die einzelnen Tatbestandsvoraussetzungen – bzw. die 
konkretisierten Handlungsobjekte – in § 41 tw-AO nicht so detailliert und deut-
lich wie im § 370 I de-AO. Der Grundtatbestand der Steuerhinterziehung wird 
nach § 41 tw-AO vor allem als „Bewirken, dass Steuern verkürzt werden“ for-
muliert. Die beiden anderen Tathandlungen (eine betrügerische Handlung oder 
eine andere ungerechtfertigte Maßnahme) sind nur wenige Abwandlungen des 
Grundtatbestandes. Die in § 370 I de-AO konkret geregelten drei Tathandlun-
gen – das aktive Tun durch Falschangabe, das Unterlassen durch Nichtangabe 
über steuerlich erhebliche Tatsachen, und das Unterlassen durch Nichtanwen-
dung von Steuerzeichen sowie Steuerstemplern – fehlen offensichtlich in der 
Beschreibung des taiwanesischen Steuerhinterziehungstatbestandes. 
Nach der geschichtlichen Entwicklung ist der in § 41 tw-AO enthaltene Tat-
bestand der Steuerhinterziehung mit den in § 359 RAO 1919 (§ 396 RAO 
1931) genannten Verwirklichungsformen vergleichbar, weil die Vorausset-
zungen der taiwanesischen Steuerhinterziehung des § 41 tw-AO – in Bezug 
auf mangelnde Tatbestandsbestimmtheit – grundsätzlich mit dem in § 359 
RAO 1919 (§ 396 RAO 1931) enthaltenen Tatbestand der Steuerhinterziehung 
nahezu übereinstimmen. Die ausdrückliche unbeschriebene Verkürzungs-
handlung führt häufig in der Praxis dazu, dass die Verwirklichung des Tatbe-
standes des § 41 tw-AO bereits eingetreten ist, wenn diejenige (irreführende) 
vorsätzliche Handlung des Steuerpflichtigen den objektiv bestehenden Steu-
eranspruch als geringer erscheinen lassen kann bzw. ein Verkürzungserfolg 
durch den Steuerpflichtigen vorsätzlich verursacht wurde. Dies ändert auch 
nichts im Bereich der Steuerordnungswidrigkeiten. 
Demzufolge bestehen – ebenfalls wie die damalige Kritik an dem Tatbestand 
des § 359 RAO130 – im Hinblick auf das Bestimmtheitsgebot verfassungs-
                                           
130  Zur Vermeidung des Verstoßes gegen das in Art. 103 II GG enthaltene Bestimmtheits-
gebot wurden in der alten RAO ungeschriebene Tatbestandsmerkmale (z. B. „Steuer-
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rechtliche Zweifel an § 41 tw-AO. Um den Erfordernissen rechtsstaatlicher 
Tatbestandsbestimmtheit zu genügen, ist daher die Einführung konkreter Tat-
handlungen (des aktiven Tuns und Unterlassens) nach dem Muster des § 370 I 
de-AO sehr sinnvoll. 
Hinsichtlich der Sanktionsarten haben die taiwanesischen Steuerstraftaten und 
Steuerordnungswidrigkeiten bereits bei der Entstehung der Einzelsteuergesetze 
nebeneinander bestanden. Vor der Einführung der tw-AO waren die mit Strafe 
(Freiheits- oder Geldstrafe) und mit Geldbuße bedrohten Steuerzuwiderhand-
lungen in Taiwan unterschiedlich geregelt. Demgegenüber wurden die deut-
schen (entkriminalisierten) Steuerordnungswidrigkeiten erst bis 1968 in die 
de-AO eingeführt. Ferner waren die Strafdrohungen der Steuerhinterziehung 
ursprünglich in Taiwan auf Geldbuße beschränkt und die anderen Steuerver-
fehlungen wurden nach den in Einzelsteuergesetzen existierenden Strafvor-
schriften grundsätzlich auch mit Geldbuße geahndet. Dementsprechend stellt 
die Geldbuße – im Vergleich zum deutschen Recht – die Hauptsanktion bei der 
Steuerhinterziehung in Taiwan dar. 
Zu beachten ist allerdings, dass sowohl Geldstrafe als auch Geldbuße hinsicht-
lich der Rechtsfolge des Geldentzugs bzw. der finanziellen Sanktionen im 
Grunde identisch sind. Der verfahrensrechtliche Unterschied zwischen Geld-
strafe und Geldbuße war vor der Einführung von Steuerordnungswidrigkeiten 
(1968) in Deutschland auch unbeträchtlich, weil für Sanktionierung von Steu-
erzuwiderhandlungen, auf die nur Geldstrafe stand, grundsätzlich – wie bei der 
Verhängung einer Geldbuße – auch die Finanzbehörde zuständig war. 131 
Dementsprechend war anfänglich der von Steuerbehörden verhängte Geldent-
zug in Form der Geldstrafe oder Geldbuße als wesentliche Sanktionierung vor-
gesehen; insofern war die Sanktionsart in beiden Ländern ähnlich. Zurzeit 
stellt – insbesondere im Fall der Steuerhinterziehung – grundsätzlich die Frei-
heitsstrafe in Deutschland die Hauptstrafe dar; es kann aber eine Geldstrafe 
verhängt werden, wenn in weniger gravierenden Fällen die Verhängung einer 
Freiheitsstrafe nicht erforderlich ist.132 
                                                                                                                                  
unehrlichkeit“) als Auslegungshilfe durch Rechtsprung eingeführt, s. J. Kribs-Drees, 
DB 1978, S. 181. 
131  Vgl. L. Kuhlen, Grundfragen der strafbaren Steuerhinterziehung, S. 24. 
132  Vgl. G. Dannecker, Finanzstrafrecht 2007, S. 40f. 
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B. Strafrechtliche Sanktionen gegen Umsatzsteuerbetrug 
I. Aufbau der Steuerstraftat 
Der deutsche Aufbau der Straftat wird grundsätzlich in drei Ebenen gegliedert, 
nämlich Tatbestandsmäßigkeit, Rechtswidrigkeit und Schuld. Da das Steuer-
strafrecht (insbesondere nach der AO) keinen einzigen oder speziellen Allge-
meinen Teil enthält, gelten dieser sog. dreistufige Deliktsaufbau sowie die 
grundlegenden Prinzipien des deutschen Strafrechts, wie z. B. das Schuldprin-
zip, Rückwirkungs- und Analogieverbot oder Bestimmtheitsgebot133, weiterhin 
für die Steuerstraftat sowie die Steuerordnungswidrigkeit. 
Der obige Aufbau der deutschen Straftat und die Grundsätze des Allgemeinen 
Strafrechts wurden grundsätzlich im taiwanesischen Strafrechtsystem über-
nommen und weitgehend durch Rechtsprechung entwickelt.134 Dementspre-
chend ist in beiden Ländern eine tatbestandsmäßige, rechtswidrige und 
schuldhafte Tat (oder Handlung) für die Strafbarkeit bzw. die Sanktion gegen 
Straftaten (oder Ordnungswidrigkeiten) unerlässlich. Das Verständnis von 
dem Unterschied zwischen Tatbestandsmäßigkeit, Rechtswidrigkeit und 
Schuld deckt sich auch mit dem rechtstheoretischen Aufbau der taiwanesi-
schen Steuerstraftat oder Steuerordnungswidrigkeit. 
Neben der Rechtswidrigkeit und Schuld gelten vor allem im Rahmen des Tat-
bestandes der Steuerhinterziehung i.S.d. § 41 tw-AO einige Besonderheiten, die 
zum Teil vom deutschen Recht abweichen. Obwohl der Tatbestand vielfältige 
Unterbegriffe, z B. den Täterkreis, die Tatsituation, das Tatobjekt, die Tat-
handlung, den Tatvorsatz oder die Fahrlässigkeit umfasst, beschränkt sich die 
folgende Erörterung grundsätzlich auf Tatbestandsstrukturen der Steuerstraftat, 
die aus dem wesentlichen Unterschied für den Rechtsvergleich bedeutsam sind. 
                                           
133  Zur Geltung des Strafrechtsprinzips s. näher W. Joeck, in: Joecks/Jäger/Randt, Steuer-
strafrecht, § 369 Rn. 18ff. 
134  Das geltende taiwanesische Strafrecht wurde ursprünglich unter Anlehnung an das kon-
tinentaleuropäische Recht, vor allem an das deutsche Recht und auch teilweise an das 
japanische Recht kodifiziert, s. oben unter Kapitel 1, A. II. 2. „Einführung einer All-
phasen-Brutto-Umsatzsteuer“. 
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II. Objektiver Tatbestand 
1. Deutsches Recht  
a) Täterkreis 
Nach § 370 AO kann ein tauglicher Täter der Steuerhinterziehung nicht nur der 
Steuerpflichtige sein, vielmehr kommt jedermann in Betracht, sofern er tatsäch-
lich in der Lage ist, die Festsetzung, Erhebung oder Vollstreckung der gesetz-
lich geschuldeten Steuer zum Nachteil des Fiskus zu beeinflussen und damit 
den Tatbestand des § 370 AO zu verwirklichen.135 Dabei ist der zulässige Tä-
terkreis nicht eingeschränkt: Ein Dritter, z B. die jeweilige Hilfsperson (ein 
Berater oder Angestellter) des Steuerpflichtigen oder selbst ein außerhalb eines 
Besteuerungsverfahrens stehender Dritter, kann auch Täter sein, wobei es kei-
nen Unterschied macht, ob der Täter eine eigene Steuerschuld oder diejenige 
eines anderen verkürzt.136 Mit anderen Worten kann die Steuerhinterziehung 
von einem Dritten (als Alleintäter) zugunsten des anderen Steuerschuldners ei-
genständig begangen werden. 
Die Strafbarkeit als Teilnehmer (Anstifter und Gehilfe) ist mangels Beson-
derheiten des Steuerstrafrechts nicht beschränkt und richtet sich somit nach 
allgemeinen Vorschriften der Anstiftung oder Beihilfe (vgl. § 369 II i.V.m. 
§§ 26, 27 StGB): Der Anstifter verursacht die Steuerstraftat (Haupttat), indem 
er den Vorsatz des Haupttäters hervorruft; hingegen wirkt der Gehilfe an der 
Steuerstraftat nur durch psychische oder physische Unterstützung mit.137  
Dies gilt auch für die Täterschaft, weil der Mittäter der Steuerhinterziehung 
auch eine Person, der das Gesetz keine steuerlichen Pflichten zuweist, sein 
kann, sofern nur die Voraussetzungen einer gemeinschaftlichen Begehungs-
weise i.S.d. § 25 II StGB gegeben sind. Z. B. bewirkte ein Angestellter, der in-
nerhalb einer Firma für die Abwicklung des Ein- und Verkaufs der Elektronik-
artikel zuständig war, zusammen mit dem Geschäftsführer bzw. dem Unter-
                                           
135  Vgl. W. Joeck, in: Joecks/Jäger/Randt, Steuerstrafrecht, § 370 Rn. 31. 
136  Vgl. R. Seer, in: Tipke/Lang, Steuerrecht, § 23 Rz. 26; S. Rolletschke, Steuerstrafrecht, Rn. 
12; S. Rieper, Steuerverfehlungen als Tatbestandsmerkmale von AO-Vorschriften, S. 25. 
137  Vgl. W. Joeck, in: Joecks/Jäger/Randt, Steuerstrafrecht, § 370 Rn. 511; R. Seer, in: 
Tipke/Lang, Steuerrecht, § 23 Rz. 27. 
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nehmer, dass die Scheinrechnungen des leistenden Unternehmers (sog. Missing 
Trader im Fall eines Umsatzsteuerkarussells) in die Buchhaltung eingestellt 
und daraus in den jeweiligen Steuererklärungen Vorsteuern zu Unrecht geltend 
gemacht wurden. Nach Ansicht der Rechtsprechung war er ein Mittäter – und 
nicht nur ein Gehilfe – der durch Einreichung unrichtiger Umsatzsteuerjahreser-
klärungen zugunsten der Firma begangenen Steuerhinterziehungen gewesen.138 
Allerdings ist bei den Unterlassungsvarianten des Tatbestandes i.S.d. § 370 I 
Nr. 2, 3 AO besonders zu beachten, dass sich das pflichtwidrige Unterlassen 
des Täters nur auf eine besondere Steuerpflicht zur Aufklärung des Finanzamts 
(Nr. 2) oder zur Verwendung von Steuerzeichen oder Steuerstemplern (Nr. 3) 
bezieht. Da diese steuerrechtlichen Erklärungs- und Handlungspflichten grund-
sätzlich den Steuerpflichtigen selbst treffen, und die Strafbarkeit eines Unter-
lassungsdelikts allein auf das eigene pflichtwidrige Verhalten des Täters erfolgt, 
kann lediglich der Steuerpflichtige selbst ein tauglicher Täter bei den Bege-
hungsformen des § 370 I Nr. 2, 3 AO sein.139  
Mit anderen Worten kann der Täter einer Steuerhinterziehung durch Unterlas-
sen i.S.d. § 370 I Nr. 2 AO nur derjenige sein, der selbst zur Aufklärung steuer-
lich erheblicher Tatsachen besonders verpflichtet ist. Neben dem Steuerpflich-
tigen bleibt ein Dritter, z. B. ein Angestellter oder Bevollmächtigter, hingegen 
als Täter hierbei außer Betracht.140 Damit kommt eine für die Verwirklichung 
des Unterlassungstatbestandes der Steuerhinterziehung erforderliche Begren-
zung des Täterkreises in Betracht; die Steuerhinterziehung durch Unterlassen 
stellt nach herrschender Meinung ein Sonderdelikt dar.141 
b) Tathandlung 
Objektiv begeht nach § 370 I Nr. 1-3 AO derjenige eine tatbestandsmäßige 
Handlung, der 1) den Finanzbehörden oder anderen Behörden über steuerlich 
erhebliche Tatsachen unrichtige oder unvollständige Angaben macht (aktives 
                                           
138  BGH v. 7.10.2014, 1 StR 182/14, BeckRS 2015, 03010. 
139  Vgl. W. Joeck, in: Joecks/Jäger/Randt, Steuerstrafrecht, § 370 Rn. 30. 
140  Das Merkmal „pflichtwidrig” in § 370 I Nr. 2 AO bezieht sich allein auf das Verhalten 
des Täters, nicht auf dasjenige eines anderen Tatbeteiligten, s. BGH v. 9.4.2013, 1 StR 
586/12, DStR 2013, 1177. 
141  Vgl. R. Seer, in: Tipke/Lang, Steuerrecht, § 23 Rz. 26; S. Rolletschke, Steuerstrafrecht, 
Rn. 13; A. Ransiek, in: Kohlmann, Steuerstrafrecht, § 370 Rn. 87. 
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Tun durch Falschangabe), 2) die Finanzbehörden pflichtwidrig über steuerlich 
erhebliche Tatsachen in Unkenntnis lässt (Unterlassen durch Nichtangabe), oder 
3) pflichtwidrig die Verwendung von Steuerzeichen oder Steuerstemplern unter-
lässt (Unterlassen durch Nichtverwendung).142 
Als ein Sonderfall des Betrugstatbestandes i.S.d. § 263 StGB enthält die Steu-
erhinterziehung nach § 370 AO in Abs. 1 Nr. 1-3, in denen die Tathandlungen 
in Bezug auf die falsche Abgabe oder pflichtwidrige Nichtabgabe einer Steuer-
erklärung umfassend beschrieben werden, eine Täuschungskomponente143; da-
bei kann die Tat durch aktives Tun oder Unterlassen begangen werden, soweit 
sich die jeweiligen Tathandlungen auf steuerlich erhebliche Tatsachen bezie-
hen.144 Mit anderen Worten ist die Strafbarkeit des § 370 AO im Wesentlichen 
auf einzelne Handlungen oder Unterlassungen begrenzt. 
Auch der Versuch ist nach § 370 II AO strafbar; deshalb steht die Strafbarkeit 
des Steuerbetrugs nicht nur für den eingetretenen Steuerschaden, sondern auch 
für die Abgabe von unrichtigen Steuererklärungen oder das pflichtwidrige 
Verschweigen von steuerrelevanten Tatsachen. Im Zuge der Ermittlung der 
Steuerfahndung kann daher ein Verdacht auf Steuerhinterziehung zunächst be-
gründet sein, wenn man das Erklärungsverhalten mit dem Lebenssachverhalt 
abgleicht und bemerkt, dass sie nicht völlig übereinstimmen.145  
Zur Frage des Versuchs lassen sich jedoch das deutsche und taiwanesische 
Recht nicht vergleichen, weil sowohl Steuerstraftaten als auch Steuerord-
nungswidrigkeiten wegen Versuchs in Taiwan nicht strafbar sind. Das in 
Deutschland vorliegende Problem bei der Abgrenzung zwischen der straflosen 
Vorbereitungshandlung und dem strafbaren Versuch ist in Taiwan nicht be-
kannt. Deswegen ist der Eintritt einer Steuerverkürzung für den Beginn der 
Steuerfahndung in Taiwan maßgebend. 
                                           
142  Vgl. D. Nordhoff, Umsatzsteuerausfall und Umsatzsteuerbetrug, S. 43. 
143  Vgl. F. Schuster, Das Verhältnis von Strafnormen und Bezugsnormen aus anderen 
Rechtsgebieten, S. 185. 
144  Vgl. W. Joecks, in: Joecks/Jäger/Randt, Steuerstrafrecht, § 370 Rn. 152f. 
145  Vgl. O. Löwe-Krahl, FS für Erich Samson 2011, S. 561. 
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aa) Aktives Handeln 
Nach § 370 I Nr. 1 AO begeht eine Steuerhinterziehung durch aktives Handeln, 
wer den Finanzbehörden oder anderen Behörden über steuerlich erhebliche 
Tatsachen unrichtige oder unvollständige Angaben macht.  
Hierbei ist eine Angabe unrichtig, wenn der behauptete Inhalt objektiv mit der 
Wirklichkeit nicht übereinstimmt; die unvollständige Angabe bedeutet, dass der 
zur Festsetzung der Steuerschuld entsprechende und unerlässliche Steuersach-
verhalt nicht komplett angegeben und sogar zum Teil dem Finanzamt ver-
schwiegen wird.146 
Dies lässt sich anhand des folgenden Beispiels verdeutlichen: Im Fall des Um-
satzsteuerkarussells hat ein holländischer Unternehmer als Initiator die Waren 
an den deutschen Unternehmer A (Missing Trader) geliefert und dieser sie so-
gleich an den anderen deutschen Unternehmer B (Puffer) weitergeliefert. Al-
lerdings hat die innergemeinschaftliche Lieferung von Waren tatsächlich nicht 
stattgefunden, und der Missing Trader hat von vornherein ohne wirtschaftliche 
Tätigkeit nur die Rechnungen mit gesondertem Umsatzsteuerausweis ausge-
stellt. Beim Besteuerungsverfahren hat der Missing Trader lediglich den inner-
gemeinschaftlichen Erwerb angemeldet; die Angabe über die Folgelieferung an 
den Puffer wollte er dem Finanzamt verschweigen, um nicht die darauf anfal-
lende Umsatzsteuer anzumelden oder zu entrichten. Dementsprechend wurde in 
seiner Steueranmeldung der unzulässige Vorsteuerabzug aus der tatsächlich 
nicht ausgeführten innergemeinschaftlichen Lieferung angegeben147; die aus 
dem Weiterverkauf an den Puffer anfallende Umsatzsteuer wurde hingegen 
nicht erklärt. Da er die Steueranmeldung bereits an das Finanzamt abgegeben 
hat, und die auf die Weiterlieferung anfallende Umsatzsteuer im Wesentlichen 
ein Teil der umsatzsteuerlichen erheblichen Angaben in seiner Steueranmel-
dung war, verwirklichte die Nichtangabe der Umsatzsteuer hier nicht das 
                                           
146  Vgl. S. Rolletschke, Steuerstrafrecht, Rn. 24f.; M. Jäger, in: Klein, AO, § 370 Rn. 41. 
147  Liegt hingegen eine „echte“ innergemeinschaftliche Lieferung aus einem anderen Mit-
gliedsstaat vor, so folgt zwar die Umsatzsteuerbarkeit, jedoch kann die dabei anfallende 
Umsatzsteuer zugleich wieder als Vorsteuer abgezogen werden, vgl. M. Muhler, wistra 
2009, S. 3. 
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pflichtwidrige Unterlassen des § 370 I Nr. 2 AO, sondern die „unvollständige 
Angabe“ i.S.d. § 370 I Nr. 1 AO.148 
Anschließend muss der Täter nach dem Wortlaut („Angaben machen“) eine 
schriftliche oder mündliche Erklärung (gegenüber einer Finanzbehörde oder 
anderen Behörden) abgeben.149 Hat ein Steuerberater die Angelegenheiten ei-
nes Steuerpflichtigen wahrgenommen und die unrichtige Steuererklärung des 
Steuerpflichtigen abgegeben, wurde die Verkürzungshandlung nicht von dem 
Steuerpflichtigen begangen, sondern von seinem Berater.150  
Ebenfalls sind der Puffer und der Distributor zwar mit dem Missing Trader an 
dem Umsatzsteuerkarussellgeschäft oftmals eng beteiligt, jedoch werden sie 
durch die vom Missing Trader als Folge der abgegebenen falschen Umsatzsteu-
ervoranmeldung begründete Umsatzsteuerhinterziehung nicht als (Mit-)Täter be-
straft, sondern als Gehilfe nach § 27 StGB, weil sie die unrichtige Steuererklä-
rung vom Missing Trader weder erstellt noch abgegeben haben.151 
Darüber hinaus orientiert sich die falsche oder unvollständige Angabe bzw. die 
Täuschung an (steuerlichen) Tatsachen, nicht an Rechtsauffassungen der (Fi-
nanz-)Verwaltung oder Rechtsprechung.152 Die Tatsachen müssen weiterhin 
steuerlich erheblich sein. Den betreffenden Angaben zu Sachverhalten kann 
eine steuerliche Bedeutung zukommen, wenn sie sich erheblich sowie maßge-
bend auf die Verwirklichung des Besteuerungstatbestandes, insbesondere den 
Grund und die Höhe des bestehenden Steueranspruchs, beziehen.153 Ob der 
Täter der Finanzbehörde „über steuerlich erhebliche Tatsachen“ falsche Anga-
ben macht, wird daher grundsätzlich durch die Anwendung der einschlägigen 
steuerrechtlichen Vorschriften im konkret behandelten Streitfall festgestellt. 
Dabei kommt vor allem der subjektive Tatbestand der Steuerhinterziehung in 
Betracht: Die Kenntnis vom tatsächlichen Umstand der steuerlich erheblichen 
Falschangabe ist mit der Vorstellung der entsprechenden Steuernormen ver-
                                           
148  S. M. Muhler, wistra 2009, S. 4; W. Reiß, FS für Heinrich List 2015, S. 156; U. Grieser, 
Strafrechtliche Analyse der Umsatzsteuerhinterziehung, S. 72ff. 
149  Vgl. W. Joecks, in: Joecks/Jäger/Randt, Steuerstrafrecht, § 370 Rn. 171. 
150  Vgl. M. Jäger, in: Klein, AO, § 378 Rn. 9. 
151  Vgl. M. Muhler, wistra 2009, S. 4; U. Grieser, Strafrechtliche Analyse der Umsatzsteu-
erhinterziehung, S. 93. 
152  Vgl. R. Seer, in: Tipke/Lang, Steuerrecht, § 23 Rz. 24. 
153  Vgl. S. Rolletschke, Steuerstrafrecht, Rn. 18; W. Joecks, in: Joecks/Jäger/Randt, Steuer-
strafrecht, § 370 Rn. 186. 
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bunden, und ist deshalb für den Vorsatz oder Irrtum bei der Steuerhinterzie-
hung in der Praxis entscheidend (s. unter B. III. 2.). 
bb) Pflichtwidriges Unterlassen 
Die Unterlassungstatbestände der Steuerhinterziehung sind zwar in § 370 I Nr. 
2, 3 AO geregelt, allerdings ist die Nichtverwendung von Steuerzeichen oder 
Steuerstemplern i. S. d. § 370 I Nr. 3 AO für die Sanktion gegen Umsatzsteuer-
hinterziehung grundsätzlich nicht relevant und kommt daher im Folgenden 
nicht in Betracht.154 Hingegen handelt es sich lediglich bei § 370 I Nr. 2 AO 
um den zentralen Tatbestand des Unterlassungsdelikts. Eine Tathandlung ge-
mäß § 370 I Nr. 2 AO begeht indes nur derjenige, der die Finanzbehörden 
pflichtwidrig über steuerlich erhebliche Tatsachen in Unkenntnis lässt. Durch 
seine vorsätzliche pflichtwidrige Nichthandlung bewirkt der Täter, dass die 
Steuerbehörde über das Bestehen und die Höhe des Steueranspruchs in Un-
kenntnis gehalten wird. 
Pflichtwidrig handelt, wer eine Rechtspflicht zur Offenbarung steuerlich erheb-
licher Tatsachen bzw. die steuerrechtliche Pflicht zur Aufklärung der Steuerbe-
hörde verletzt.155 Eine solche Pflicht, insbesondere die Pflicht zur Abgabe einer 
Steuererklärung, wird in Einzelsteuergesetzen geregelt (z. B. §§ 25 III, 45 a 
EStG; § 18 I, III UStG, § 14 a GewStG, §§ 18, 19 GrEStG); hingegen spielen 
vertragliche Pflichten grundsätzlich kaum eine Rolle. Beispielsweise hat nach 
§ 18 I, II UStG der Unternehmer gesetzlich bis zum 10. Tag des Folgemonats 
monatliche Umsatzsteuervoranmeldungen abzugeben. Wenn er aber bis zum 10. 
Juli 2015 die von ihm für den Juni 2015 zu zahlende Umsatzsteuer weder an-
meldet noch entrichtet, ist die objektive Verkürzungshandlung i.S.d. 
§ 370 I Nr. 2 AO erfüllt.156 Dementsprechend ist im Fall des Umsatzsteuerka-
russells der in Deutschland ansässige Missing Trader wegen der Nichterklärung 
                                           
154  § 370 I Nr. 3 AO betrifft den Sonderfall der pflichtwidrigen Nichtverwendung von 
Steuerzeichen oder Steuerstemplern, weil sie zur Erfüllung einer Steuerschuld und zum 
Nachweis der Erfüllung dienen. Allerdings gibt es derzeit in der Realität neben der 
Verwendung von Steuerzeichen gemäß § 17 Tabaksteuergesetz wohl keine anderen 
Anwendungsfälle, s. S. Rolletschke, Steuerstrafrecht, Rn. 53. 
155  Vgl. M. Jäger, in: Klein, AO, § 370 Rn. 61. 
156  Vgl. L. Kuhlen, Grundfragen der strafbaren Steuerhinterziehung, S. 19; I. Flore, in: 
Flore/Tsambikakis, Steuerstrafrecht, § 370 AO Rn. 304. 
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der aus dem Weiterverkauf an den Puffer anfallenden Umsatzsteuer nach § 370 I 
Nr. 2 AO zu bestrafen.157 
Darüber hinaus enthält die Erklärungspflicht i.S.d. § 370 II Nr. 2 AO auch die 
Pflicht zur Anzeige und Berichtigung nachträglich als unrichtig oder unvoll-
ständig erkannter Steuererklärungen (vgl. § 153 AO).158 Wenn aber die Um-
sätze bewusst zu niedrig angegeben werden, weil bekannt ist, dass die erzielten 
Erlöse ohne Umsatzsteuer gebucht worden waren, handelt es sich um ein akti-
ves Tun nach § 370 I Nr. 1 AO und nicht, weil der Buchhalter nicht zur Kor-
rektur des Fehlers angewiesen worden war, um ein Unterlassen nach § 370 I 
Nr. 2 i.V.m. § 153 I S. 1 Nr. 1 AO.159 
Im Fall des Umsatzsteuerkarussellbetrugs kann einen „Puffer“ keine Berichti-
gungspflicht nach § 153 AO treffen, wenn er bei der Abgabe der Umsatzsteu-
ervoranmeldung von der Leistung mit Einbindung in ein Karussellgeschäft 
nichts wusste, aber nachträglich erkannte, dass die an ihn ausgeführte Lieferung 
in ein Umsatzsteuerkarussell einbezogen war und sein Vorlieferant (sog. Mis-
sing Trader) sogar eine Scheinfirma war. Bei der Leistungsausführung entstan-
den bereits die materiellrechtlichen Anspruchsvoraussetzungen für den Vor-
steuerabzug; seine nachträgliche Kenntniserlangung des vorliegenden Karus-
sellgeschäfts führt daher nicht zum rückwirkenden Verlust des bereits in seiner 
Umsatzsteuervoranmeldung angegebenen Vorsteuerabzugs und das Finanzamt 
kann sein Vorsteuerabzugsrecht auch nicht mehr nachträglich verweigern. 
Mangels Pflicht zur Berichtigung des Vorsteuerabzugs gemäß § 153 AO liegt 
folglich kein pflichtwidriges Verhalten vor, wodurch die Finanzbehörde über 
steuerliche Tatsachen i.S.d. § 370 I Nr. 2 AO in Unkenntnis gelassen wird.160 
Da das Delikt der Steuerhinterziehung ein Erklärungsdelikt ist, bezieht sich das 
Handlungsunrecht des § 370 I Nr. 2 AO nicht auf die Nichtentrichtung der 
Steuer, sondern auf die pflichtwidrige Nichtabgabe einer Steuererklärung. Mit 
anderen Worten liegt das Unrecht einer Unterlassung hierbei nicht im Nicht-
zahlen der geschuldeten Summe, sondern im Nichtaufklären über die die Steu-
                                           
157  Vgl. T. Schaefer, NJW-Spezial 2007, S. 231. 
158  Vgl. M. Jäger, in: Klein, AO, § 370 Rn. 63. 
159  Vgl. BGH v. 13.9.2007, 5 StR 292/07, LSK 2008, 030151 = BeckRS 2007, 15722. 
160  Vgl. BGH v. 1.10.2013, 1 StR 312/13, DStR 2014, 365, Rn. 27f., auch Anm. D. Kaiser, 
DStR 2014, S. 369. 
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erschuld begründenden Umstände.161 Die bloße Nichtzahlung einer ordnungs-
gemäß angemeldeten bzw. festgesetzten Steuer ist also mangels eines tatbe-
standsmäßigen Verhaltens keine Steuerhinterziehung.162 Es unterscheidet sich 
insoweit vom Straftatbestand der gewerbs- oder bandenmäßigen Schädigung 
des Umsatzsteueraufkommens (vgl. § 26c UStG), der an die Nichtentrichtung 
von in Rechnungen gemäß § 14 UStG ausgewiesener Umsatzsteuer zum Fäl-
ligkeitszeitpunkt anknüpft.163 Nach § 26c UStG wird eine gewerbs- oder ban-
denmäßige „Nichtzahlung“ der in richtiger Höhe festgesetzten Umsatzsteuer 
bestraft. Da die Umsatzsteuer in diesem Fall bereits richtig angemeldet und 
auch festgesetzt wurde, sind deshalb die Verkürzungshandlungen sowie der 
Verkürzungserfolg i.S.d. § 370 AO nicht verwirklicht. 
c) Taterfolg 
Die Steuerhinterziehung ist – nämlich wie der Betrug des § 263 StGB – ein 
Erfolgsdelikt, weil die in § 370 I Nr. 1 bis 3 genannten Verhaltensweisen für 
eine tatsächlich eingetretene Verkürzung von Steuern oder eine Erlangung von 
nicht gerechtfertigten Steuervorteilen kausal sein müssen. Dabei wird unter-
schieden zwischen der Steuerverkürzung und dem Erlangen eines nicht ge-
rechtfertigten Steuervorteils, die als Taterfolg in § 370 IV AO genauer um-
schrieben bzw. definiert werden. Im Folgenden sind die Begriffe der Steuerver-
kürzung sowie des erlangten nicht gerechtfertigten Steuervorteils zu erörtern. 
aa) Steuerverkürzung 
Eine Steuerverkürzung ist objektiv dann gegeben, wenn die nach den bisherigen 
unzutreffenden oder unterlassenen Angaben festgesetzte Steuer (Steuer-Ist oder 
Ist-Einnahme) unter der kraft (Steuer-)Gesetzes durch die Erfüllung eines steu-
erbaren Tatbestandes verwirklichten Steuer (Steuer-Soll oder Soll-Einnahme) 
liegt, nämlich eine unzulängliche, zu niedrige oder nicht erfolgte Steuerfestset-
                                           
161  Vgl. S. Bansemer, wistra 1994, S. 327f.; E. Samson/E. Horn, NJW 1970, S. 597. 
162  Bei der Nichtzahlung oder nicht rechtzeitigen Zahlung der richtig erklärten Steuern wird 
grundsätzlich nur ein Säumniszuschlag festgelegt (§ 240 I AO); allerdings könnte dies 
ausnahmsweise strafbar sein, wenn die Säumigkeit im Erhebungs- und Beitreibungs-
verfahren durch unwahre Angaben oder jedes täuschende Verhalten verursacht wird, vgl. 
S. Bansemer, wistra 1994, S. 328. 
163  BGH v. 22.7.2014, 1 StR 189/14, NStZ-RR 2014, 310 
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zung.164 Nach der Legaldefinition i.S.d. § 370 IV S. 1 Hs. 1 AO sind Steuern 
dann verkürzt, wenn sie – durch unrichtige Steuererklärung oder pflichtwidrige 
Nichterklärung – nicht, nicht in voller Höhe oder nicht rechtzeitig festgesetzt 
werden. 
In Hinsicht auf die Art der Steuerfestsetzung wird für den Eintritt des Steuer-
verkürzungserfolges einer Steuerhinterziehung üblicherweise zwischen sog. 
Veranlagungssteuern und Fälligkeitssteuern (oder Anmeldungssteuern) unter-
schieden.165 Bei Veranlagungssteuern erfolgt die Steuerfestsetzung grundsätz-
lich durch Steuerbescheid der Finanzbehörde und wird mit der Bekanntgabe 
des Steuerbescheides an den Steuerpflichtigen wirksam.166 Im Rahmen des 
steuerlichen Verfahrensrechts knüpft daher der Gegenstand der Steuerverkür-
zung bzw. eine exakte Verkürzungsfeststellung an Steuerbescheide an, weil die 
Steuer bzw. die Verwirklichung der Steueransprüche nur durch einen Steuer-
bescheid festgesetzt wird (vgl. § 155 I AO). Zur inhaltlichen Bestimmtheit 
muss der Bescheid immer die festgesetzte Steuer nach Art und Betrag bezeich-
nen und angeben, wer die Steuer schuldet (vgl. § 157 I AO).167 Dementspre-
chend ist der Verkürzungserfolg einer Steuerhinterziehung bei Veranlagungs-
steuern erst mit der Bekanntgabe des – zur Schädigung des Steueraufkommens 
oder zu Gunsten des Steuerpflichtigen – unrichtigen Steuerbescheids bewirkt168, 
und damit ist bei Vorliegen der übrigen Tatbestandsmerkmale die Tatvollen-
dung eingetreten.169 
Bei Fälligkeitssteuern bzw. Anmeldungssteuern, wie beispielsweise der Um-
satzsteuer sowie der Lohnsteuer, hat hingegen der Steuerpflichtige die ge-
schuldete Steuer selbst zu berechnen und anzumelden (vgl. § 150 I S. 3 AO).170 
                                           
164  Vgl. W. Joecks, in: Joecks/Jäger/Randt, Steuerstrafrecht, § 370 Rn. 34; A. Ransiek, in: 
Kohlmann, Steuerstrafrecht, § 370 Rn. 394; S. Rolletschke, Steuerstrafrecht, Rn. 72. 
165  Vgl. I. Flore, in: Flore/Tsambikakis, Steuerstrafrecht, § 370 AO Rn. 250. 
166  Vgl. S. Rolletschke, Steuerstrafrecht, Rn. 61f. 
167  Vgl. K. Blesinger, wistra 2009, S. 295. 
168  Vgl. R. Seer, in: Tipke/Lang, Steuerrecht, § 23 Rz. 31. 
169  Im Unterlassungsfall – bzw. im Fall der Nichtabgabe der Steuererklärung nach § 370 I 
Nr. 2 AO – kommt es dagegen auf eine fiktive Steuerfestsetzung unter Zugrundelegung 
der in der Praxis zu erwartenden Bearbeitungsdauer (von 3 bis 6 Monaten) an, s. dazu S. 
Rolletschke, Steuerstrafrecht, Rn. 157; R. Seer, in: Tipke/Lang, Steuerrecht, § 23 Rz. 32; 
dazu auch BGH v. 19.1.2011, 1 StR 640/10, wistra 2012, 484; v. 22.8.2012, 1 StR 
317/12, wistra 2013, 65. 
170  Vgl. S. Rolletschke, Steuerstrafrecht, Rn. 70; R. Seer, in: Tipke/Lang, Steuerrecht, § 23 
Rz. 30. 
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Es bedarf hierbei grundsätzlich keiner Festsetzung durch die Finanzbehörde, 
weil nach § 168 S. 1 AO die Steueranmeldung des Steuerpflichtigen als wirk-
same Steuerfestsetzung unter Vorbehalt der Nachprüfung gilt, ohne dass ein 
Steuerbescheid erlassen wird. Dementsprechend ist der Taterfolg der Steuer-
verkürzung ohne bescheidmäßige Festsetzung bereits gegeben, wenn die Steu-
eranmeldung nicht rechtzeitig zum Fälligkeitszeitpunkt beim Finanzamt einge-
reicht wird.171 
Im Rahmen von § 370 I Nr. 1 AO – z. B. bei Abgabe einer unrichtigen Um-
satzsteuervoranmeldung, die zu einer unzutreffenden Zahllast führt – ist die 
Steuerverkürzung zugleich bewirkt, wenn die Steueranmeldung zwar im Zeit-
punkt der Fälligkeit bereits bei dem Finanzamt eingereicht wurde, jedoch ein 
geringerer als der aufgrund der Verwirklichung des gesetzlichen Steuertatbe-
standes erwachsene Betrag angegeben wurde.172  
Wenn aber die (unrichtige) Steueranmeldung nicht zu einer Zahllast, sondern 
zu einer (ungerechtfertigten) Steuervergütung führt, tritt der tatbestandliche 
Verkürzungserfolg erst aufgrund der gemäß § 168 S. 2 AO erforderlichen Zu-
stimmung der Finanzbehörde ein.173 Die Tat ist hierbei nicht mit Eingang der 
Steueranmeldung bei der Finanzbehörde, sondern erst mit Bekanntgabe der Zu-
stimmung der Finanzbehörde vollendet.174 
Im Rahmen von § 370 I Nr. 2 AO ist der Verkürzungserfolg mit Ablauf des 
Fälligkeitszeitpunktes bewirkt, sodass in diesem Fall eine Steuerhinterziehung 
durch Unterlassen gegeben ist. Reicht der Steuerpflichtige hierbei trotz einer 
vorliegenden Zahllast überhaupt keine monatliche oder vierteljährliche Um-
satzsteuervoranmeldung ein, dann wird die Steuerverkürzung mit Ablauf des 
letzten Tages der Abgabefrist (10. Tag nach Ablauf des Voranmeldungszeit-
raums) bewirkt.175 
                                           
171  Vgl. S. Rolletschke, Steuerstrafrecht, Rn. 71; R. Seer, in: Tipke/Lang, Steuerrecht, § 23 
Rz. 33; A. Ransiek, in: Kohlmann, Steuerstrafrecht, § 370 Rn. 408; dazu auch BGH v. 
6.4.2016, 1 StR 431/15, NStZ-RR 2016, 172. 
172  Vgl. S. Rolletschke, Steuerstrafrecht, Rn. 71; M. Jäger, in: Klein, AO, § 370 Rn. 106. 
173  Vgl. BGH v. 17.3.2009, 1 StR 627/08, NJW 2009, 1979; v. 24.11.2015, 1 StR 366/15, 
BeckRS 2015, 20778. 
174  Vgl. A. Ransiek, in: Kohlmann, Steuerstrafrecht, § 370 Rn. 409. 
175  Vgl. S. Rolletschke, Steuerstrafrecht, Rn. 71a; M. Jäger, in: Klein, AO, § 370 Rn. 105. 
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bb) Erlangung nicht gerechtfertigter Steuervorteile 
(1) Der Begriff des Steuervorteils
Der Steuervorteil i.S.d. § 370 IV S. 2 AO stellt sich prinzipiell – unter dem 
Aspekt einer Beeinträchtigung des Steueranspruchs – als ein dem Bürger 
(Steuerpflichtigen) von Finanzbehörden gewährter oder belassener Vorteil im 
Bereich des Steuerrechts – z. B. eine steuerliche Vergünstigung oder eine Min-
derung der Steuerbelastung – dar; allerdings ist eine allgemein geltende Defini-
tion des Steuervorteils wegen der mangelhaften Begriffsbestimmung des Ge-
setzes immer noch umstritten.176 Demzufolge bleibt auch die Schwierigkeit, 
die klare Abgrenzung zwischen Steuerverkürzung und Steuervorteil zu finden, 
weil in der Regel mit dem Erlangen eines nicht gerechtfertigten Steuervorteils 
auch eine Verkürzung der geschuldeten Steuer verbunden ist.177 In der Praxis 
scheint es daher in manchen Fällen inkonsequent, die unrichtige Umsatzsteu-
ervoranmeldung als Steuerverkürzung, die zu niedrige Festsetzung der Ein-
kommensteuervorauszahlung dagegen als ungerechtfertigten Steuervorteil zu 
betrachten.178 
(2) Abgrenzung der Steuervorteilserlangung zur
Steuerverkürzung
Trotz Vorliegens des obigen Definitions- und Abgrenzungsproblems werden 
die beiden Taterfolge grundsätzlich nach dem Stadium unterschieden, in dem 
sich das Besteuerungsverfahren befindet bzw. die entstandenen Steuern ermit-
telt und anschließend rechtsverbindlich festgesetzt werden, weil § 370 I S. 1 
AO den Begriff der Steuerverkürzung vor allem mit der Steuerfestsetzung ver-
176  Vgl. W. Joecks, in: Joecks/Jäger/Randt, Steuerstrafrecht, § 370 Rn. 124; S. Rolletschke, 
Steuerstrafrecht, Rn. 87; A. Ransiek, in: Kohlmann, Steuerstrafrecht, § 370 Rn. 371; D. 
Nöhren, Hinterziehung von Umsatzsteuer, S. 40f. 
177  Z. B. kann die durch die gesonderte Feststellung von Besteuerungsgrundlagen (§ 180 I 
Nr. 2a AO) erlangte steuerliche Besserstellung einen nicht gerechtfertigten Steuervorteil 
darstellen (vgl. BGH v. 10.12.2008, 1 StR 322/08, NJW 2009, 381); allerdings ist die 
gesonderte Feststellung bzw. der Grundlagenbescheid folglich kein Selbstzweck, son-
dern ein verfahrensökonomisch motivierter Zwischenschritt auf dem Weg zur Steuer-
festsetzung, sodass als Taterfolg nur eine Steuerverkürzung in Betracht kommt, s. dazu 
U. Hellmann, FS für Hans Achenbach 2011, S. 151; L. Kuhlen, Grundfragen der straf-
baren Steuerhinterziehung, S. 8; K. Blesinger, wistra 2009, S. 297f.
178  Vgl. U. Hellmann, FS für Hans Achenbach 2011, S. 150. 
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knüpft.179 Daher liegen die Steuervorteile vor, wenn sie dem Steuerpflichtigen 
außerhalb des normalen Steuerfestsetzungsverfahrens – also z. B. in der Steu-
ererhebung (vgl. §§ 218 ff. AO) und Vollstreckung (vgl. §§ 249 ff. AO) – ge-
währt werden.180 Wenn eine zu Unrecht erfolgte begünstigende Verfügung der 
Finanzbehörde in der Phase der Steuerfestsetzung vorliegt, ist sie nicht als 
Steuervorteil zu qualifizieren, sondern als Steuerverkürzung.181 
Mit anderen Worten kann Steuerhinterziehung in Zusammenhang mit der Steu-
ererhebung und Vollstreckung durch täuschendes Verhalten begangen werden, 
das darauf abzielt, die zwangsweise Einziehung einer Steuer zu vermeiden oder 
das Vollstreckungsergebnis zu schmälern.182 Dabei handelt es sich um eine 
Erschleichung von nicht gerechtfertigten Steuervorteilen, wenn der Steuer-
pflichtige z. B. eine Steuerstundung (§ 222 AO), einen Steuererlass (§ 227 AO), 
eine Vollstreckungseinstellung (§ 257 AO) oder einen Vollstreckungsaufschub 
(§ 258 AO) aufgrund unrichtiger Angaben zu Unrecht erlangt.183 
(3) Der Begriff der Steuervergütung 
Als Anwendungsbeispiel für einen Steuervorteil führt ferner § 370 IV S. 2 AO 
die Steuervergütung an, unter der eine – von der Finanzverwaltung zu Unrecht 
gewährte – Rückzahlung einer Steuer an eine andere Person als an denjenigen, 
der diese Steuer vorher entrichtet hat, zu verstehen ist. Die Steuervergütungen 
ergeben sich vor allem aus zahlreichen Verbrauchsteuergesetzen sowie den 
einzelnen Besitz- und Verkehrssteuergesetzen.184 Im Bereich des Umsatzsteu-
errechts gibt es z. B. die in § 4a UStG genannte Umsatzsteuervergütung oder 
den nach § 37 II AO i. V. m. §§ 16 II, 18 IV UStG vorgesehenen Anspruch auf 
                                           
179  Vgl. W. Joecks, in: Joecks/Jäger/Randt, Steuerstrafrecht, § 370 Rn. 140; S. Rolletschke, 
Steuerstrafrecht, Rn. 60; K. Blesinger, wistra 2009, S. 295. 
180  Vgl. S. Rolletschke, Steuerstrafrecht, Rn. 88. 
181  Vgl. U. Hellmann, FS für Hans Achenbach 2011, S. 149. 
182  Zum tatbestandsmäßigen Verhalten des § 370 I AO muss der Täter im Erhebungs- und 
Beitreibungsverfahren auch unrichtige oder unvollständige Angaben machen oder das 
FA über steuerlich erhebliche Tatsachen pflichtwidrig in Unkenntnis lassen, dazu ferner 
S. Bansemer, wistra 1994, S. 328. 
183  Vgl. R. Seer, in: Tipke/Lang, Steuerrecht, § 23 Rz. 36; S. Rolletschke, Steuerstrafrecht, 
Rn. 89. 
184  Vgl. S. Rolletschke, Steuerstrafrecht, Rn. 90f. 
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Vorsteuervergütung, sofern die Eingangsumsätze im selben Besteuerungszeit-
raum höher als die Ausgangsumsätze sind.185  
Allerdings könnte hier auch ein Konkurrenzverhältnis zwischen den beiden 
Taterfolgen vorliegen, wenn die Umsatzsteuervergütung im Wege des Vor-
steuerabzugs mit der Voranmeldung entsteht. Beispielsweise führt ein zu hoher 
fiktiver Vorsteuerbetrag mit der Voranmeldung zu der Auszahlung von unbe-
rechtigten Vorsteuerüberhängen und die tatsächliche Zahllast bzw. das Steu-
er-Soll ist daher nicht bewirkt, sondern verkürzt. Insoweit geht die speziellere 
Steuerverkürzung der allgemeineren Steuervorteilserlangung vor.186 
d) Kompensationsverbot 
aa) Grundlegung 
Nach § 370 IV S. 3 AO – dem Kompensationsverbot, Vorteilsausgleichsverbot 
oder Aufrechnungsverbot – tritt der Hinterziehungserfolg auch schon ein, 
„wenn die Steuer, auf die sich die Tat bezieht, aus anderen Gründen hätte er-
mäßigt oder der Steuervorteil aus anderen Gründen hätte beansprucht werden 
können“. Somit können nachträglich geltend gemachte Ermäßigungsgründe 
zugunsten des Täters zwar steuerlich bedeutsam sein, beispielsweise im Be-
reich der Steuerberichtigung wegen neuer Tatsachen i.S.d. § 173 I AO; aller-
dings haben sie für die Bestimmung des tatbestandsmäßigen Erfolgs der Steu-
erhinterziehung außer Betracht zu bleiben.187 Daher stellt das Kompensations-
verbot vor allem bei der Berechnung des tatbestandsmäßigen Hinterziehungs-
erfolgs eine steuerstrafrechtliche Sonderregelung dar.188 
Anlass für die Einführung des Kompensationsverbots war vor allem die sog. 
Bordellzinsen-Entscheidung des RG von 1912 (RGSt 46, 237)189: Der wegen 
Einkommensteuerhinterziehung Angeklagte hatte einerseits bewusst seinen 
Gewinn aus Handel und Gewerbe zu niedrig angegeben, andererseits die Ein-
                                           
185  Vgl. M. Jäger, in: Klein, AO, § 370 Rn. 120; U. Hellmann, FS für Hans Achenbach 
2011, S. 149; zum Entscheidungsfall s. dazu BGH v. 1.2.1989, 3 StR 179/88, NJW 
1989, 1619; v. 23.3.1994, 5 StR 91/94, NJW 1994, 2302. 
186  Vgl. S. Rolletschke, Steuerstrafrecht, Rn. 90f. 
187  Vgl. S. Rolletschke, Steuerstrafrecht, Rn. 104. 
188  Vgl. S. Menke, Die Bedeutung des sog. Kompensationsverbots in § 370 AO, S. 2. 
189  Dazu ausführlich s. H. Meine, Das Vorteilsausgleichsverbot, S. 10ff. 
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künfte mit sog. Bordellzinsen erklärt, die damals wegen der Sittenwidrigkeit 
nicht steuerpflichtig waren, was ihm aus Rechtsirrtum jedoch unbekannt war. 
Das Reichsgericht hat seinerzeit mangels gesetzlicher Grundlage kein steuer-
strafrechtliches Kompensationsverbot angewendet, sondern bei der Verkür-
zungsberechnung die – erst nachträglich erkannte – Nichtsteuerbarkeit der 
Bordellzinsen in Betracht gezogen. In einer Gesamtschau wurden die unrichti-
gen Angaben zur Höhe des Gewinns durch die nicht einkommensteuerpflichti-
gen Bordellzinsen kompensiert.190 Im Ergebnis wurde keine zu niedrige Be-
messungsgrundlage für die Einkommensbesteuerung zugrunde gelegt und es ist 
danach nicht zu einer Steuerverkürzung gekommen. 
Allerdings war die obige Rechtsprechung des RG nach Schaffung der RAO 
nicht mehr vertretbar. Das Kompensationsverbot wurde zunächst in § 359 III 
RAO 1919 eingeführt und später auch in § 370 IV S. 3 AO 1977 inhaltlich un-
verändert übernommen. Laut Enno Becker soll aufgrund der praktischen Be-
dürfnisse das Kompensationsverbot vor allem prozessökonomischen Zwecken 
dienen191; demgemäß wird durch das Kompensationsverbot vermieden, dass 
der gesamte Steuerfall im (Steuer-)Strafprozess192 wieder darauf überprüft 
werden muss, ob ein bisher nicht berücksichtigter Umstand existiert, der den 
gezogenen Vorteil wieder kompensiert (sog. Prozessstoffbegrenzung). 193 
Hierbei sind (nicht steuerbare) Bordellzinsen als „andere Gründe“ bzw. als 
nachträglich erkannter Steuerermäßigungsgrund zu verstehen und die durch den 
zu niedrig erklärten Gewinn (aus Gewerbe) bewirkte Steuerverkürzung bleibt 
davon unberührt.194 
Allerdings gilt das Kompensationsverbot durch die (eingeschränkte) Auslegung 
des Wortlauts „andere Gründe“ nicht ausnahmslos. Die nachträglich geltend 
gemachten Ermäßigungsgründe, die erstmals im Strafverfahren bekannt sind, 
können dennoch in die Steuerverkürzungsberechnung einbezogen werden, so-
                                           
190  Vgl. W. Reiß, FS für Volkmar Mehle 2009, S. 500. 
191  Zum Zwecke der Einführung des Kompensationsverbots s. näher E. Fischbach, BLJ 
2010, S. 3ff.; S. Schindhelm, Das Kompensationsverbot, S. 36f. 
192  Das Kompensationsverbot hat allein Auswirkung auf die strafrechtliche Beurteilung einer 
erfolgten Steuerhinterziehung sowie auf steuerverfahrensrechtliche Vorschriften, nicht 
jedoch auf das Besteuerungsverfahren, s. S. Schindhelm, Das Kompensationsverbot, S. 
35. 
193  Vgl. R. Seer, in: Tipke/Lang, Steuerrecht, § 23 Rz. 38; S. Schindhelm, Das Kompensa-
tionsverbot, S. 36f. 
194  Vgl. W. Reiß, FS für Volkmar Mehle 2009, S. 499f. 
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weit sie mit den durch die falschen Angaben betroffenen Steuertatsachen im 
unmittelbaren (engen oder inneren) wirtschaftlichen Zusammenhang stehen.195  
Zur Beantwortung der Frage, ob im Einzelfall ein unmittelbarer wirtschaftlicher 
Zusammenhang zwischen steuermindernden und steuererhöhenden Umständen 
besteht, ist grundsätzlich auf die zugrunde liegenden steuerrechtlichen Rege-
lungen – z. B. Gewinnermittlungsregelungen nach dem EStG – zurückzugrei-
fen196; jedoch wird diese Auslegung überwiegend als kasuistisch kritisiert.197 
Liegt z. B. ein unmittelbarer wirtschaftlicher Zusammenhang für die Ertrag-
steuern bei Betriebseinnahmen und den damit zusammenhängenden Betriebs-
ausgaben oder Werbungskosten vor, sind die nicht deklarierten Aufwendungen 
demzufolge im Verhältnis zu den mit den falschen Angaben verschwiegenen 
Erlösen hierbei keine „anderen Gründe“ i.S.d. § 370 IV S. 3 AO.198 
bb) Folgen des nachträglichen Vorsteuerabzugs für die 
Umsatzsteuerverkürzung 
Bei der Umsatzsteuerhinterziehung stellt sich häufig das Problem, ob oder in-
wiefern zur Berechnung der verkürzten Umsatzsteuern die bisher unterlassenen 
abziehbaren Vorsteuerbeträge zugunsten des Täters nachträglich Berücksichti-
gung finden können, weil sich die Umsatzsteuerschuld mit der wirksamen 
Nachholung des Vorsteuerabzugs mindert (vgl. § 16 II S. 1 UStG).199 Nach der 
ständigen höchstrichterlichen Rechtsprechung wird für die Umsatzsteuerhinter-
ziehung hingegen ein wirtschaftlicher Zusammenhang zwischen der nicht oder 
zu niedrig deklarierten Umsatzsteuer und der Nichtangabe oder zu niedrigen 
Angabe der abzugsfähigen Vorsteuer verneint; hierbei ist im Strafverfahren das 
Verlangen des Vorsteuerabzugs aus einer bisher nicht bekannten Einkaufs-
rechnung – im Verhältnis zu den verkürzten Umsatzsteuern auf nicht erklärte 
                                           
195  Vgl. S. Menke, Die Bedeutung des sog. Kompensationsverbots in § 370 AO, S. 11f.; W. 
Reiß, FS für Volkmar Mehle 2009, S. 500. 
196  Vgl. W. Reiß, FS für Volkmar Mehle 2009, S. 504. 
197  Vgl. dazu M. Jäger, in: Klein, AO, § 370 Rn. 134ff.; W. Joecks, in: Joecks/Jäger/Randt, 
Steuerstrafrecht, § 370 Rn. 96ff.; S. Rolletschke, Steuerstrafrecht, Rn. 105ff. 
198  Vgl. W. Reiß, FS für Volkmar Mehle 2009, S. 503. 
199  Vgl. S. Menke, wistra 2006, S. 167. 
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steuerpflichtige Ausgangsumsätze – als „anderer Grund“ i.S.d. § 370 IV S. 3 
AO anzusehen.200  
Infolgedessen wird die Frage des Verkürzungseintritts nur im Rahmen der be-
reits durch die unrichtigen Angaben des Täters oder die Nichtabgabe seiner Er-
klärung geschaffenen Besteuerungsgrundlagen im Steuerstrafverfahren geprüft, 
und eine Berücksichtigung der zuvor gegenüber dem Finanzamt nicht vorge-
brachten Vorsteuer – als eine Ermäßigung des Steueranspruchs – darf hierfür 
nicht verlangt werden.201 Beispielsweise kann sich ein Unternehmer, der vor-
sätzlich unterlässt, eine Umsatzsteuervoranmeldung abzugeben (entgegen § 370 
I Nr. 2 AO i.V.m. § 18 I UStG), nicht im Nachhinein wieder darauf berufen, 
dass tatsächlich gar keine Verkürzung von Steuereinnahmen entstanden sei, 
weil er im gleichen Zeitraum zum Vorsteuerabzug in entsprechender Höhe be-
rechtigt gewesen wäre.202  
Die Begründung dafür liegt darin, dass der Vorsteuerabzug grundsätzlich bei 
allen für das Unternehmen ausgeführten Umsätzen und bei der Einfuhr jeder 
Art von Gegenständen für das Unternehmen zulässig ist; für die Vornahme des 
Vorsteuerabzuges komme es ferner nicht darauf an, ob oder wann die (Vor-)
Umsätze, für die dem Unternehmer die Vorsteuer in Rechnung gestellt wurden, 
zur Ausführung eigener Umsätze verwendet werden.203 Die Auffassung geht 
wesentlich von dem geltenden Umsatzsteuersystem aus: Die Umsatzbesteue-
rung beruht auf zwei voneinander unabhängigen Besteuerungsgrundlagen be-
sonderer Art – Summe der Umsätze einerseits und Summe der in denselben 
Zeitraum fallenden Vorsteuerbeträge andererseits. Jede dieser Besteuerungs-
grundlagen kann wegen der Unabhängigkeit für sich genommen Gegenstand 
einer Verkürzungshandlung sein, nämlich die verkürzten Umsatzsteuern auf-
seiten der Ausgangsumsätze und die zu hoch angesetzten Vorsteuerbeträge 
aufseiten der Eingangsumsätze.204 Zwischen beiden bestehe daher kein unmit-
telbarer Zusammenhang. Da nach diesem Besteuerungssystem die geltend ge-
                                           
200  Vgl. BGH v. 23.7.1985, 5 StR 465/85, BeckRS 1985, 31103860; v. 24.10.1990, 3 StR 
16/90, NStZ 1991, 89; s. dazu auch W. Reiß, FS für Volkmar Mehle 2009, S. 504. 
201  Vgl. BGH v. 18.4.1978, 5 StR 692/77, DB 1979, 142; S. Menke, wistra 2006, S. 169. 
202  Vgl. F. Schuster, Das Verhältnis von Strafnormen und Bezugsnormen aus anderen 
Rechtsgebieten, S. 189. 
203  Vgl. BGH v. 18.4.1978, 5 StR 692/77, UStR 1978, 151 m. Anm. E. Weiß. 
204  Vgl. Anm. E. Weiß, UStR 1978, S. 152f.; dazu auch S. Schindhelm, Das Kompensati-
onsverbot, S. 139. 
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machte Vorsteuer die entstehende Umsatzsteuerzahllast mindert, stelle der 
nicht oder nachträglich deklarierte Vorsteuerabzug einen Steuerermäßigungs-
grund nach dem Wortlaut „anderer Grund“ dar.205 
Demgegenüber geht der EuGH – zu Recht – davon aus, dass zur Vorsteuerab-
zugsberechtigung ein direkter und unmittelbarer Zusammenhang zwischen ei-
nem bestimmten Eingangsumsatz und einem zu besteuernden Ausgangsumsatz 
besteht (oder verlangt wird), soweit die Eingangsleistung zumindest allgemein 
der Ausführung der Ausgangsleistung dient.206 Das geltende Umsatzsteuersys-
tem bzw. Mehrwertsteuersystem ging daher im Wesentlichen von einem Sys-
tem auf zwei Säulen – dem Vorsteuerabzug für eine Eingangsleistung und dem 
Ausgangsumsatz – aus. 
Darin eingeschlossen sind Eingangsleistungen, deren Aufwendungen den Ge-
meinkosten für alle Ausgangsumsätze zuzurechnen sind.207 Ebenfalls verlangt 
nach § 15 I UStG der Bezug von Lieferungen und sonstigen Leistungen für das 
Unternehmen, dass die Eingangsleistungen zur Ausführung eigener Aus-
gangsumsätze bezogen werden einschließlich zu Gemeinkosten für alle Aus-
gangsumsätze führender Eingangsumsätze. 208  Deshalb ist der unmittelbare 
Zusammenhang für solche Eingangleistungen zu bejahen, die unter dem Aspekt 
der Gemeinkosten allen Ausgangsumsätzen dienen.209 
Dies verlangt auch erkennbar, dass Umsätze und Vorsteuern aus Eingangleis-
tungen – ebenso wie die Einnahmen und Ausgaben im Ertragsteuerrecht – ei-
nander zugeordnet werden könnten.210 Mit anderen Worten stellt der Zusam-
menhang zwischen den nicht deklarierten Vorsteuern und den verschwiegenen 
Ausgangsumsätzen keine andere Lage dar als im Bereich der Ertragsteuern 
hinsichtlich der nachträglichen Geltendmachung der – als Betriebsaufwendun-
gen ertragsteuerlich berücksichtigten – Anschaffungsaufwendungen für Waren, 
deren Veräußerungserlöse nicht deklariert wurden. 211  Die unterschiedliche 
                                           
205  Vgl. S. Schindhelm, Das Kompensationsverbot, S. 143. 
206  Vgl. EuGH v. 8.6.2000, Rs. 98/98, Midland, DStRE 2000, 927; S. Schindhelm, Das 
Kompensationsverbot, S. 144. 
207  Vgl. W. Reiß, FS für Volkmar Mehle 2009, S. 505; A. Ransiek, in: Kohlmann, Steuer-
strafrecht, § 370 Rn. 529. 
208  Vgl. W. Reiß, FS für Volkmar Mehle 2009, S. 505. 
209  Vgl. W. Reiß, FS für Volkmar Mehle 2009, S. 506. 
210  Vgl. S. Schindhelm, Das Kompensationsverbot, S. 142. 
211  Vgl. W. Reiß, FS für Volkmar Mehle 2009, S. 507. 
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Behandlung zur Ertragsteuer bzw. dortigen Betriebsausgaben ist somit rechtlich 
nicht begründbar.212 Demzufolge bleibt festzustellen, dass das oben vom BGH 
entwickelte Kriterium keine durchgängige und klare Linie erkennen lässt und 
vor allem sein konkretes Anwendungsergebnis im Fall der Umsatzsteuerhinter-
ziehung nicht überzeugen kann.  
Anschließend ist – auch nach der Rechtsprechung – der nachträgliche Vorsteu-
erabzug bzw. ein Ermäßigungsgrund, der insoweit wegen des Kompensations-
verbots nicht berücksichtigungsfähig ist, spätestens noch im Rahmen der 
Strafzumessung zu bedenken und strafmildernd einzustellen; denn nach 
Schuld- und Verantwortungsprinzip sind dem Täter einer Steuerhinterziehung 
nur die tatsächlichen steuerlichen Auswirkungen der Tat – bzw. die wirklich 
entstandenen Steuerschäden – zur Last zu legen (vgl. § 46 II StGB).213 Werden 
die Vorsteuerbeträge im Verwaltungsverfahren noch zulässigerweise nachträg-
lich in Abzug gebracht, mindert sich tatsächlich auch der vom Täter bewirkte 
Steuerschaden; dieser Umstand ist daher bei der Strafzumessung zugunsten des 
Täters zu berücksichtigen.214 Dementsprechend ist die Kasuistik des BGH wi-
dersprüchlich: Einerseits reicht die objektive Gefährlichkeit unrichtiger Anga-
ben für die Verwirklichung der Steuerhinterziehung aus, obwohl das Steuer-
vermögen des Fiskus tatsächlich nicht beschädigt ist; andererseits wird die 
Strafzumessung in Kompensationsfällen jedoch nach der vollen Höhe der ech-
ten hinterzogenen Steuer bestimmt.215 
Darüber hinaus verlangt der BGH dabei noch eine genaue Überprüfung, ob 
dem Steuerpflichtigen zum Zeitpunkt der Abgabe der unrichtigen Voranmel-
dung – zu niedrig erklärte Umsätze – die Existenz (sowie gegebenenfalls die 
Höhe) der ihn zum Abzug berechtigenden Vorsteuer bewusst gewesen ist.216 
Geht der Unternehmer davon aus, dass seine Berechtigung des – in denselben 
Besteuerungszeitraum bereits fallenden aber nicht angemeldeten – Vorsteuer-
                                           
212  Vgl. S. Schindhelm, Das Kompensationsverbot, S. 142. 
213  Das Gericht muss daher berücksichtigen, ob die Möglichkeit geringerer Einzelstrafen 
bei Bedacht auf die abweichende steuerrechtliche Beurteilung und bei entsprechend ge-
ringerem Umfang der verkürzten Steuern für die jeweiligen Taten besteht, vgl. BGH v. 
5.2.2004, 5 StR 420/03, NStZ 2004, 579. 
214  Vgl. S. Menke, wistra 2006, S. 171. 
215  Vgl. H. Wassmann, ZfZ 1987, S. 166. 
216  Vgl. BGH v. 24.10.1990, 3 StR 16/90, NStZ 1991, 89; dazu ausführlich S. Menke, wistra 
2006, S. 170; H. Meine, wistra 2002, S. 361f.; W. Wannemacher, Steuerstrafrecht, Rn. 
1119. 
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abzugs immer den Umsatzsteueranspruch des Fiskus automatisch absetzen so-
wie negieren kann, handelt es sich bei der Umsatzsteuerhinterziehung grund-
sätzlich um einen Tatbestandsirrtum i.S.d. § 16 I StGB, weil er dann bereits 
über das Bestehen des Steueranspruchs irrt und keine vorsätzliche Umsatzsteu-
erverkürzung begangen wird.217 Im Ergebnis liegt mangels Verkürzungsvor-
satzes auch keine Hinterziehungsstrafbarkeit vor, obwohl der Verkürzungser-
folg nach Kompensationsverbot wegen der nicht anerkannten Minderungsbe-
träge verwirklicht ist.218 
Da der nachträgliche Vorsteuerabzug im Rahmen des Tatbestandsirrtums und 
der Strafzumessung zu Gunsten der Steuerpflichtigen noch vollständig zu er-
mitteln sein kann oder muss, würde sich trotz des geltenden Kompensations-
verbots an den Entscheidungen im Ergebnis wesentlich nichts ändern.219 Die 
von Enno Becker gegebene Rechtfertigung sowie Notwendigkeit des Kompen-
sationsverbots aus Gründen der Arbeitserleichterung für die Strafverfolgungs-
behörden bzw. der sog. strafprozessualen Stoffbegrenzung werden daher we-
sentlich verfehlt.220 
Wegen des ernsthaften Zweifels an der Erforderlichkeit des Kompensations-
verbots, des von der Rechtsprechung entwickelten fragwürdigen Entschei-
dungskriteriums der „anderen Gründe“ sowie der im Einzelfall erkannten Prob-
lematik wird de lege ferenda immer häufiger für seine Abschaffung plädiert.221 
2. Vergleich mit dem taiwanesischen Recht 
Die Steuerhinterziehung des § 41 tw-AO schreibt folgendes vor: „Wer als 
Steuerpflichtiger mit einer betrügerischen Handlung oder einer anderen unge-
                                           
217  Dazu weiter unter III. 2. Irrtum. 
218  Vgl. F. Schuster, Das Verhältnis von Strafnormen und Bezugsnormen aus anderen 
Rechtsgebieten, S. 190; W. Reiß, FS für Volkmar Mehle 2009, S. 512f.; A. Ransiek, in: 
Kohlmann, Steuerstrafrecht, § 370 Rn. 673. 
219  Vgl. H. Meine, wistra 2002, S. 364. 
220  Vgl. W. Reiß, FS für Volkmar Mehle 2009, S. 501; S. Menke, Die Bedeutung des sog. 
Kompensationsverbots in § 370 AO, S. 246f.; H. Wassmann, ZfZ 1987, S. 168f.; P. 
Bilsdorfer, DStZ 1983, S. 452. 
221  Vgl. W. Reiß, FS für Volkmar Mehle 2009, S. 498; R. Seer, in: Tipke/Lang, Steuer-
recht, § 23 Rz. 39; dazu ferner S. Schindhelm, Das Kompensationsverbot, S. 293; S. 
Menke, Die Bedeutung des sog. Kompensationsverbots in § 370 AO, S. 257; H. Meine, 
wistra 2002, S. 364; H. Wassmann, ZfZ 1987, S. 169; P. Bilsdorfer, DStZ 1983, S. 
453; G. Kohlmann/A. Sandermann, StuW 1974, S. 231f. 
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rechtfertigten Maßnahme bewirkt, dass Steuern verkürzt werden, wird mit 
Freiheitsstrafe bis zu fünf Jahren oder mit Geldstrafe bis zu 60.000 TWD be-
straft.“ Die Regelung des § 41 tw-AO beschreibt die Begehungsformen der 
Steuerhinterziehung und stellt grundsätzlich klar, dass es sich um Steuerbetrug 
handelt, weil mit dem Tathandlungsmerkmal „einer betrügerischen Hand-
lung“ die Steuerhinterziehung einen Sonderfall des allgemeinen Betrugstatbe-
standes darstellt. Aufgrund der dürftigen Beschreibungen des Tatbestands des 
§ 41 tw-AO sowie mangels erschöpfender Tatbestandselemente der Steuerhin-
terziehung ist die richtige Gesetzesanwendung vielfach von wissenschaftlicher 
Auslegung abhängig. Dementsprechend findet sich die dogmatische Klarheit 
wesentlich in der Rechtsprechung und Literatur. Das wird im Folgenden aus-
führlich erörtert. 
a) Begrenzter Täterkreis 
aa) Steuerpflichtiger als Täter 
Gegenüber dem deutschen Recht ist der potenzielle Täterkreis in Taiwan so-
wohl im Steuerstrafrecht als auch im Steuerbußgeldrecht deutlich einge-
schränkt: Als tauglicher Täter kommt nicht ein jeder in Betracht, sondern nur 
der Steuerpflichtige selbst. Die Bevollmächtigten, Beistände oder anderen 
Hilfspersonen, die die Angelegenheiten eines Steuerpflichtigen zwar wahrge-
nommen haben, sind jedoch von dem Täterkreis ausgeschlossen. Die Steuer-
hinterziehung des § 41 tw-AO sowie die Steuerordnungswidrigkeiten i.S.d. 
einzelnen Steuergesetze sind damit die auf den Steuerpflichtigen beschränkten 
Sonderdelikte. 
Der sog. Steuerpflichtige ist nach der in einzelnen Steuergesetzen vorgeschrie-
benen Legaldefinition (beispielsweise § 7 IV tw-EStG, §§ 6, 7 tw-ErbStG 
etc.)222 jeder, dem durch ein Steuergesetz irgendwelche Steuerpflichten – vor 
allem die Steuerentrichtungspflicht – auferlegt sind. Hier ist der Steuerpflichti-
                                           
222  Anders als die in § 33 de-AO vorgesehene allgemeine Legaldefinition des Steuerpflich-
tigen ist der Begriff des Steuerpflichtigen in Taiwan grundsätzlich nach Steuerarten in 
Einzelsteuergesetzen individuell beschrieben, jedoch enthalten sie die allgemeine Ge-
meinsamkeit: der Steuerpflichtige ist grundsätzlich als Steuerschuldner in Taiwan an-
gesehen, s. M. Huang, Steuerrecht-AT III, S. 137f. 
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ge der Umsatzsteuer nach § 2 Nr.1 tw-UStG (ähnlich dem § 13a I Nr. 1 
de-UStG) grundsätzlich der (leistende) Unternehmer223. 
Ein Dritter, dem das Gesetz keine steuerlichen Pflichten zuweist, ist zwar bei 
Steuerhinterziehung (auch bei Steuerordnungswidrigkeit) als Alleintäter oder 
Mittäter nicht denkbar; jedoch kann sie hinsichtlich des möglichen Einflusses auf 
die Auswirkungen der Tat durch Anstiftung oder Beihilfe nach § 43 I tw-AO 
begangen werden.224 Verkürzt der Steuerpflichtige nicht eine eigene Steuer-
schuld, sondern diejenige eines anderen, begeht er nicht die Steuerhinterzie-
hung als Täter, weil es sich um eine fremde Steuerpflicht bzw. Steuerschuld 
handelt. Möglicherweise kann er nur an der Steuerhinterziehung eines anderen 
als Anstifter oder Gehilfe teilnehmen.225  
Dementsprechend können die Angehörigen der steuerberatenden Berufe, wie 
z. B. Rechtsanwälte oder Steuerberater, selbst keine Täter einer zugunsten ihrer 
Mandanten (Steuerpflichtigen) begangenen Steuerhinterziehung sein. Allerdings 
können die besonders gefährlichen Beiträge dieser Steuerfachleute, ohne deren 
Manipulation vielen Steuerpflichtigen eine Hinterziehung nicht möglich wäre, 
nur wegen Anstiftung oder Beihilfe unter Strafe gestellt werden (vgl. § 43 II 
tw-AO). 
Im Bereich der Steuerordnungswidrigkeiten werden hingegen die vorerwähnten 
Anstifter oder Gehilfen bzw. die Beteiligten i.S.d. § 14 tw-OWiG (ähnlich dem 
§ 14 de-OWiG)226, die außerhalb des Täterkreises stehen, mangels besonderer 
Bußgeldvorschrift (wie z. B. § 43 tw-AO) nicht bestraft, es sei denn, dass sie 
„vorsätzlich“ mit dem Steuerpflichtigen zusammen an Steuerordnungswidrig-
keiten mitwirken (vgl. § 14 I tw-OWiG).227 Demzufolge werden Rechtsanwäl-
te oder Steuerberater, die fahrlässig für ihre Klienten die unrichtige Steuerer-
klärung erstellen und beim Finanzamt abgeben, nicht mit Geldbuße bedroht, 
                                           
223  S. dazu oben unter Kapitel 1, C. II. 2. a) „Steuersubjekt“. 
224  Vgl. C. Wang, The Discussion of the Crime of Tax Evasion, S. 31. 
225  Als Rechtsfolge ist hierbei die Freiheitsstrafe von bis zu fünf Jahren (z. B. §§ 41, 42 
tw-AO) grundsätzlich auf bis zu drei Jahren gemildert. 
226  Anders als das Strafrecht unterscheidet das Bußgeldrecht sowohl in Deutschland als 
auch in Taiwan nicht zwischen Täter und Teilnehmer; vielmehr werden sie unter dem 
Einheitstäterbegriff nur die Beteiligten des § 14 tw-OWiG sowie § 14 de-OWiG ge-
nannt, vgl. C. Hung, Ordnungswidrigkeitenrecht, S. 177f.; Q. Chen, Steuerrecht, S. 636; 
zum deutschen Recht, s. S. Rolletschke, Steuerstrafrecht, Rn. 292. 
227  Vgl. C. Hung, Ordnungswidrigkeitenrecht, S. 187f.; Q. Chen, Steuerrecht, S. 635. 
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weil sie hinsichtlich fahrlässiger Mitwirkung an der Steuerverkürzung ihrer 
Klienten weder als taugliche Täter noch als Beteiligte angesehen werden.  
Das heißt, wenn z. B. der Unternehmer als Steuerpflichtiger selbst fährlässig 
die Umsatzsteuerverkürzung begeht, wird er nach § 51 tw-UStG mit Geldbuße 
geahndet. Wenn aber seine steuerlichen Hilfspersonen (Rechtsanwälte oder 
Steuerberater) fährlässig für ihn die Umsatzsteuerverkürzung allein begehen 
und der Unternehmer seine Pflicht zur Auswahl und zur Überwachung von 
Hilfspersonen – im Rahmen des Zumutbaren – nicht verletzt, wird hierbei nie-
mand wegen der Umsatzsteuerverkürzung geahndet.228 
Allerdings ist nicht zu verkennen, dass die hinterziehungswilligen aber laien-
haften Steuerpflichtigen auf die Hilfe der Steuerfachleute angewiesen sind, oh-
ne deren steuerfachliche Kenntnisse die geplante Steuerverkürzung leicht ent-
deckt und daher erfolglos sein würde. Ihre fachlichen Beiträge bringen den 
Steueranspruch des Staats beträchtlich in Gefahr und spielen im Vorfeld der 
Steuerhinterziehung eine unerlässliche Rolle. In solchen Fällen besteht zwar in 
erheblichem Maße das Erfordernis der Ahndung gegen diese eingeschalteten 
steuerlichen Hilfspersonen; wegen des eng begrenzten Kreises der tauglichen 
Täter fehlt es jedoch an einer entsprechenden Ahndungsmöglichkeit bei der 
fahrlässigen Steuerverkürzung in Taiwan. 
Im Gegensatz zum taiwanesischen Recht können im obigen Beispielfall die 
eingeschalteten Steuerfachleute wegen leichtfertiger Steuerverkürzung als 
taugliche Täter in Deutschland bestraft werden, weil der Täterkreis des § 378 
de-AO neben den Steuerpflichtigen noch die „Wahrnehmung der Angelegen-
heiten eines Steuerpflichtigen“ enthält (s. unter C. I. 1. a). Mit anderen Worten 
sind diese steuerlichen Berater in solchen Fällen ohnehin nach §§ 370, 378 
de-AO als Täter strafbar. Wegen der Ahndungsmöglichkeit sowie -notwendig-
keit gegen die eingeschalteten Steuerfachleute kann sich der in Taiwan geltende 
Täterkreis rechtspolitisch nach dem Muster des § 378 I de-AO in taiwanesi-
schen Steuerbußgeldvorschriften auf die Personen erstrecken, die Angelegen-
heiten eines Steuerpflichtigen wahrnehmen.  
                                           
228  Allerdings wurde der Unternehmer in solchen Fällen meistens wegen der Verletzung 
seiner Auswahl- oder Überwachungspflicht geahndet, s. Oberstverwaltungsgericht Tai-
wans v. 14.10.2010, Cai-Tze Nr. 2429 (最高行政法院 99年度裁字第 2429號裁定); v. 
5.8.2010, Cai-Tze Nr. 2429 (最高行政法院 99年度裁字第 1728號裁定).  
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bb) Der gesetzliche Vertreter als Täter 
Trotz des äußerst eng gefassten Täterkreises besteht noch ein Ausnahmefall in 
Umständen, in denen juristische Personen oder (nichtrechtsfähige) Personen-
vereinigungen als Steuerpflichtige in Erscheinung treten. Ähnlich wie im deut-
schen Strafrecht sind auch nur Menschen (natürliche Personen) in Taiwan 
strafrechtlich handlungsfähig; demgegenüber sind die juristischen Personen 
oder Personenvereinigungen als solche nicht schuld- und deliktfähig und kön-
nen damit die Zuwiderhandlungen nicht selbst begehen. 229 Ferner ist die 
Strafvollstreckung einer gegen sie verhängten Freiheitsstrafe faktisch auch un-
ter keinen Umständen möglich.230 Im Fall der Umsatzsteuerhinterziehung kann 
deshalb ein umsatzsteuerlicher Unternehmer (Steuerpflichtiger) als tauglicher 
Täter nicht bestraft werden, wenn er als juristische Person allein ein Unterneh-
men betreibt. Infolgedessen können nur deren gesetzliche Vertreter (natürliche 
Personen) – vor allem Geschäftsführer oder Gesellschaftsvorstände – als Täter 
einer für die Gesellschaft begangenen Steuerhinterziehung in Betracht kom-
men.231 
Wenn beispielsweise der Geschäftsführer vorsätzlich seine Aufsichtspflicht 
verletzt oder seinem Angestellten (bei der Erstellung steuerrechtlicher Unter-
lagen) die falsche Anweisung gibt und dadurch sein Unternehmen (die juristi-
sche Person oder Personenvereinigung) mit unrichtigen Umsatzsteueranmel-
dungen die Umsatzsteuer verkürzt, so kann er gemäß § 47 I tw-AO (aus-
nahmsweise) auch als tauglicher Täter wegen Steuerhinterziehung bestraft 
                                           
229  Vgl. C. Wang, The Discussion of the Crime of Tax Evasion, S. 117f. 
230  Eine Besonderheit bzw. Ausnahme im taiwanesischen Strafrecht (nach verschiedenen 
Einzelgesetzen) liegt darin, dass neben dem handelnden Täter (der natürlichen Person) 
auch die juristische Person, für die er als Repräsentant oder Organ oder für deren Rech-
nung er tätig wird, mit „Geldstrafe“ belegt werden kann, soweit eine spezielle gesetzli-
che Bestimmung die Strafbarkeit der juristischen Person ausdrücklich vorsieht, s. z. B. 
§ 65 Finanzholding-Gesellschaftsgesetz (金融控股公司法), § 101 Urheberrechtsgesetz 
(著作權法), § 127-4 Bankengesetz (銀行法), § 167 II Versicherungsgesetz (保險法) 
oder § 37 II Kartellgesetz (公平交易法). Wegen Steuerhinterziehung ist in der Praxis 
die Verhängung von Geldstrafen nur gegen juristische Personen auch vorgekommen, s. 
Obergericht Taiwans v. 27.1.2014, Shang-Zhong-Su-Tze Nr. 49 (臺灣高等法院 103年
上重訴字第 49號判決). 
231  Vgl. Q. Chen, Steuerrecht, S. 669. 
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werden, obwohl in diesem Hinterziehungsfall der Steuerpflichtige nicht er ist, 
sondern das Unternehmen.232 
In einem solchen Fall kann ferner nach § 47 II tw-AO eine außerhalb einer Ge-
sellschaft stehende Person, die als faktischer Geschäftsführer einer von einem 
Strohmann (rechtlich) geleiteten Gesellschaft bezeichnet wird, als Alleintäter 
oder mit dem gesetzlichen Vertreter (Strohmann) als Mittäter wegen Steuer-
hinterziehung bestraft werden.233 
Nach der Rechtsprechung ergibt sich hier die Strafbarkeit der gesetzlichen Ver-
treter – hinsichtlich der individuellen Vorwerfbarkeit – nicht aus ihrer formel-
len Stellung in der Gesellschaft, sondern aus dem tatsächlichen Missbrauch ih-
rer Positionsmacht; dementsprechend müssen die Strafverfolgungsbehörden 
gemäß § 47 I tw-AO nachweisen, dass die Steuerhinterziehung des Unterneh-
mens nicht ohne den Beitrag oder die Anweisung des gesetzlichen Vertreters 
hätte begangen werden können. Demzufolge ist der Geschäftsführer nicht we-
gen der Übertragung oder Abwälzung der strafrechtlichen Verantwortung sei-
nes Unternehmens, sondern wegen seiner tatbestandsmäßigen Handlung oder 
schuldhaften Unterlassung von erforderlichen Aufsichtsmaßnahmen selbststän-
dig für die Steuerhinterziehung verantwortlich.234 
b) Keine Steuerhinterziehung durch Unterlassen 
aa) Ansicht der Rechtsprechung 
Ein weiterer Unterschied zum objektiven Tatbestand der deutschen Steuerhin-
terziehung besteht in der Tathandlung. In Deutschland kann der Täter bei Steu-
erhinterziehung die vorsätzliche Steuerverkürzung sowohl durch aktives Han-
deln als auch durch pflichtwidriges Unterlassen bewirken. Hingegen besteht 
das Verhalten des Täters nach der höchstrichterlichen Rechtsprechung in Tai-
                                           
232  Vgl. Oberstgericht Taiwans v. 28.4.2005, Tai-Shang-Tzu Nr. 2106 (最高法院 94年度
台上字第 2106號判決); s. dazu auch Q. Chen, Steuerrecht, S. 670f. 
233  Vor der Einführung des § 47 II tw-AO vom 27.5.2009 wurde der faktische Geschäfts-
führer in der Praxis nicht als Geschäftsführer i.S.d. tw-AO angesehen und damit nur als 
Gehilfe bestraft, vgl. Q. Chen, Steuerrecht, S. 671. 
234  Hierbei handelt es sich damit nicht um eine Ausnahme von dem im Sanktionsrecht gel-
tenden Grundsatz „nulla poena sine culpa“ in Taiwan, vgl. Verfassungsauslegung von 
Judicial Yuan v. 27.5.2011, Nr. 687 (司法院釋字第 687號); Obergericht Taiwans v. 
25.12.2014, Shang-Zhong-Su-Tze Nr. 1 (臺灣高等法院 103年度上重訴字第 1號判決). 
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wan bloß in positivem Tun – wie z. B. Abgabe einer unrichtigen Steuererklä-
rung oder andere Täuschungshandlungen; die Untätigkeit bzw. das pflichtwid-
rige „In-Unkenntnis-Lassen“ der Finanzbehörden i.S.d. § 370 I Nr. 2 de-AO 
(z. B. Nichtabgabe einer Steuererklärung) ist jedoch bei Steuerhinterziehung 
i.S.d. § 41 tw-AO ausgeschlossen.235  
Bewirkt der Steuerpflichtige vorsätzlich durch Unterlassung der rechtzeitigen 
Abgabe der Steuererklärung eine Steuerverkürzung, liegt keine Steuerstraftat 
nach § 41 tw-AO vor, sondern möglicherweise eine Steuerordnungswidrigkeit 
nach Einzelsteuergesetzen. Beispielsweise wird das Unterlassen der Verwen-
dung von Steuerzeichen in Deutschland nach § 370 I Nr. 3 de-AO unter Strafe 
stellt; dies ist hingegen in Taiwan nicht strafbar 236, sondern nach § 23 I 
tw-Stempelsteuergesetz mit Geldbuße bedroht. 
Der Tatbestand des Gesetzes muss also gemäß seinem Wortlaut eingeschränkt 
werden. Der Ausdruck der „betrügerischen Handlung“ des § 41 tw-AO wird 
unter dem Begriff des Erschleichens oder der Täuschung interpretiert. Nach 
diesem Gesetzeswortlaut – bzw. nach der wörtlichen Auslegung – muss das als 
Erschleichen oder Täuschung bezeichnete Verhalten in einer hinterhältigen, 
arglistigen, listigen oder anderen ähnlich unehrlichen Weise vorgenommen 
werden.237 Diese wesentlich auf Täuschung berechnete Maßnahme kommt 
überwiegend in einem aktiven Verhalten zum Ausdruck und damit deutet dieser 
Begriff aus seiner Eigenheit nur auf eine aktive Handlung hin. Demzufolge 
können sich die betrügerischen Verhaltensweisen des Täters zur Verwirkli-
chung der Steuerhinterziehung lediglich in Form von positiven Täuschungs-
handlungen äußern. 
Hinsichtlich der betrügerischen Tathandlung muss ferner die Steuerhinterzie-
hung einen entsprechenden Irrtum der Steuerbehörde durch den Täter voraus-
setzen. Dass ein (passives) Verschweigen bei dem Steuerbeamten zu dem Irr-
                                           
235  Vgl. Oberstgericht Taiwans v. 10.4.1985, Tai-Shang-Tzu Nr. 5497 (最高法院 74年度
台上字第 5497號判決); v. 15.3.2001, Tai-Shang-Tzu Nr. 1462 (最高法院 90年度台上
字第 1462號判決); v. 28.3.2003, Tai-Shang-Tzu Nr. 1624 (最高法院 92年度台上字第
1624號判決). 
236  Weiterhin wird eine eindeutige Beschreibung der Tathandlung über Missbrauch sowie 
pflichtwidrige Nichtanwendung von Steuerzeichen oder Steuerstemplern – wie § 370 I 
Nr. 3 de-AO – auch nicht im § 41 tw-AO festgelegt. 
237  Vgl. C. Wang, The Discussion of the Crime of Tax Evasion, S. 36. 
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tum führt, ist nach der Rechtsprechung kaum denkbar. Verheimlicht der Steu-
erpflichtige einer Rechtspflicht zuwider vor der Steuerbehörde die steuerliche 
Tatsache, kann hingegen sein Verhalten – mangels eines aktiven Handelns – 
keinen Tatbestand des § 41 tw-AO verwirklichen. 
Bei der zweiten Tathandlungsalternative – der „anderen ungerechtfertigten 
Maßnahme“ – handelt es sich auch um eine ähnliche (Täuschungs-)Form des 
betrügerischen Verhaltens. Nach der betreffenden Auslegung des Handlungs-
unrechts verlangt dieses Merkmal grundsätzlich die Anwendung einer wider-
rechtlichen, unordnungsmäßigen oder verwerflichen Handlung, die vor allem 
der Täuschung dient, weil die Steuerhinterziehung wesentlich als steuerlicher 
Betrug anzusehen ist und dabei das tatbestandsmäßige Verhalten in Form einer 
Täuschungshandlung zwingend erforderlich ist. 
Diese Ausführungen zeigen, dass der Wortlaut „betrügerische Handlung oder 
andere ungerechtfertigte Maßnahme“ i.S.d. § 41 tw-AO wegen der Eigen-
schaft des täuschenden Verhaltens ein positives Tun bereits rein begrifflich 
voraussetzt. Dementsprechend betont die Rechtsprechung, dass nur eine akti-
ve Handlung zur Tatbestandsverwirklichung vorstellbar ist. Hingegen genügt 
ein Unterlassen – nämlich schlichtes Verschweigen der steuerlich erheblichen 
Tatsachen – dafür nicht, obwohl der Steuerpflichtige vorsätzlich die Steuer-
behörde über das Bestehen oder die Höhe des Steueranspruchs in Unkenntnis 
lässt. 
Ferner ist die Möglichkeit einer Steuertäuschung durch ein pflichtwidriges Un-
terlassen nur unter der Voraussetzung, dass zuerst eine gesetzliche Aufklä-
rungspflicht besteht, gegeben. Demnach kommt das Unterlassen bei der Steu-
erhinterziehung in Taiwan nicht in Betracht, weil eine allgemeine Rechtspflicht 
zur Offenbarung der steuerlichen Wahrheit – z. B. § 90 de-AO238 – leider in 
der tw-AO nicht klar gegeben ist. Zur Verwirklichung der Steuerhinterziehung 
des § 41 tw-AO wird nach wie vor nur die positive Tathandlung des Täters ge-
fordert; der Unrechtsgehalt der Tat liegt daher in der Begehung der aktiven 
Tathandlung. 
Dazu ist noch anzumerken, dass es sich bei der Abgabe der Steuererklärung 
beim Finanzamt grundsätzlich um eine aktive Handlung handelt, obwohl der 
                                           
238  Zum allgemeinen Grundsatz von Mitwirkungspflichten s. R. Seer, in: Tipke/Lang, 
Steuerrecht, § 21 Rz. 172ff. 
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Täter ganz oder zum Teil die steuerpflichtige Summe sowie die geschuldeten 
Steuern in der eingereichten Steuererklärung verschweigt. Diese Sichtweise ba-
siert auf der Überlegung, dass die Abgrenzung zwischen Tun und Unterlassen 
wesentlich in Bezug auf die Abgabe einer Steuererklärung ist. 
bb) Kritische Würdigung der Rechtsprechung 
Die Ansicht der Rechtsprechung ist in der Literatur jedoch nicht unumstritten. 
Bei Steuerhinterziehung handelt es sich im Wesentlichen darum, dass der Täter 
immer verhindern will, dass die objektive Existenz oder die Höhe des beste-
henden Steueranspruchs der Steuerbehörde bekannt wird. In sachgerechter 
Weise werden diese Verhinderungsmaßnahmen entweder mit Äußern unrichti-
ger steuerlicher Angaben (Tun) oder mit Verschweigen der Steuerpflichtigkeit 
(Unterlassen) durchgeführt. Der durch Begehung oder Unterlassen verwirk-
lichte Unrechtsgehalt der Steuerhinterziehung soll aus Sicht des Strafrechts 
identisch sein.239 
Weiterhin können zwar nach § 13 II de-StGB die Strafen für Unterlassungsde-
likte gemäß § 49 I de-StGB in Deutschland gemildert werden, jedoch ist diese 
Strafrahmenmilderung grundsätzlich nicht für die durch Unterlassen begangene 
Steuerhinterziehung eröffnet, weil die Steuerhinterziehung nach § 370 I Nr. 2 
de-AO als ein echtes Unterlassungsdelikt angesehen wird.240 Anders ausge-
drückt ist die Vorwerfbarkeit zwischen Tun und Unterlassen zumindest bei der 
Steuerhinterziehung gleichwertig.241 In Taiwan ist die (ähnliche) Regelung des 
§ 13 II de-StGB nicht bekannt; daher besteht in Taiwan auch kein Anlass zu der 
Annahme, dass das kriminelle Unterlassen im Verhältnis zu positivem Tun in 
geringerem Maße strafwürdig ist.242 Dementsprechend können die vorsätzliche 
Nichtabgabe der Steuererklärung (Nichthandlung) und die Einreichung einer 
unrichtigen Steuererklärung (Handlung) aus strafrechtlicher Sicht ohne Weite-
res zu derselben Vorwerfbarkeit führen und auch gleichermaßen die Steuer-
verkürzung bewirken. Die vom taiwanesischen Oberstgericht entwickelte An-
                                           
239  Vgl. K. Ko, Soochow University Public Law Review 2013, S. 411f. 
240  Vgl. H. Meine, Die Strafzumessung bei der Steuerhinterziehung, S. 14f. 
241  Im Erfolgsunrecht macht es auch keinen Unterschied, ob die Steuerhinterziehung durch 
unzutreffende Erklärungen oder durch das Unterlassen steuerrechtlich gebotener Anga-
ben begangen wird, s. L. Kuhlen, Grundfragen der strafbaren Steuerhinterziehung, S. 98. 
242  Vgl. C. Wang, The Discussion of the Crime of Tax Evasion, S. 50. 
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sicht, dass die durch Unterlassen begangene Straftat aus der Steuerhinterzie-
hung ausscheidet, führt daher zu unbilligen Ergebnissen.243 
Bei der Steuerhinterziehung liegt seit der Einführung der RAO in Deutschland 
das typische Unterlassen darin, dass der Täter vorsätzlich seine Steuererklärung 
nicht abgibt und dadurch seine steuerlich erheblichen Tatsachen verschweigt. 
Diese durch (pflichtwidrige) Nichtabgabe der Steuererklärung vorgenommene 
„Verheimlichung“ der einschlägigen Steuerpflicht soll – zumindest im weiteren 
Sinne – auch als ein tatbestandsmäßig betrügerisches Verhalten nicht außer Be-
tracht bleiben. Nach der wörtlichen Auslegung des Tathandlungsmerkmals un-
ter dem Begriff des Betrugs soll die Verwirklichungsalternative auch bei der 
durch Unterlassen begangenen Steuerhinterziehung bestehen.244 
Es ist in der taiwanesischen Strafrechtspraxis auch unbestritten, dass die De-
liktsnatur der Steuerhinterziehung als Steuerbetrug angesehen wird.245 Der we-
sentliche Unterschied zwischen der Steuerhinterziehung (Steuerbetrug) des § 41 
tw-AO und dem allgemeinen Betrugsdelikt i.S.d. § 339 tw-StGB (ähnlich dem 
§ 263 de-StGB) soll grundsätzlich im Taterfolg liegen: Zum einen ist dies ein 
bestimmter Vermögensschaden des Fiskus (Beeinträchtigung des Steuerauf-
kommens), zum anderen ein allgemeiner Vermögensschaden. Hingegen sind die 
Tathandlungen, insbesondere der Kern der Tathandlung bzw. die Täuschung 
über Tatsachen, bei beiden Delikten identisch. Da die Tatbestandsverwirklichung 
nach der gesetzlichen Formulierung der Tathandlungen (Täuschungshandlung) 
beim Betrug sowohl durch ein Tun als auch durch ein Unterlassen bzw. eine 
Kombination von beidem erfolgen kann, besteht kein besonderer Grund, eine 
Täuschungshandlung durch Unterlassen beim Steuerbetrug von Steuerstraftaten 
auszuschließen. Andererseits braucht nach dem Gesetzeswortlaut der „betrüge-
rischen Handlung“ des § 41 tw-AO die Tathandlung der Steuerhinterziehung 
nicht nur an ein aktives Tun anzuknüpfen.246 
Die Voraussetzung für einen Steuerbetrug durch Unterlassen ist das Vorliegen 
einer Garantenstellung (einer Rechtspflicht zum Handeln), die sich aus Gesetz 
oder aus pflichtwidrigem vorausgegangenem Tun ergeben kann. Eine allge-
meine Offenbarungspflicht – eine Pflicht zur Offenlegung aller für die Besteu-
                                           
243  Vgl. C. Wang, The Discussion of the Crime of Tax Evasion, S. 57. 
244  Vgl. C. Wang, The Discussion of the Crime of Tax Evasion, S. 39. 
245  Vgl. Q. Chen, Steuerrecht, S. 664. 
246  Vgl. K. Ko, Soochow University Public Law Review 2013, S. 412. 
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erung in Betracht kommenden Steuerverhältnisse – ist zwar in der tw-AO nicht 
vorgeschrieben, jedoch ergeben sich die individuellen Steuermitwirkungs-
pflichten nach Steuerarten aus den einzelnen Steuergesetzen, die zahlreiche 
Mitteilungs-, Anzeige-, Auskunfts- und ähnliche im Interesse der Besteuerung 
auferlegte Pflichten enthalten, die hauptsächlich der Sachverhaltsvermittlung an 
die Steuerbehörden dienen.247 Sie umreißen daher den Kreis der Mitwirkungs-
handlungen des Steuerpflichtigen im Besteuerungsverfahren. Die weitaus 
wichtigste dieser Pflichten ist die in Einzelsteuergesetzen vorgesehene Steuer-
erklärungspflicht. Durch die vorsätzliche Unterlassung, diesen gesetzlichen 
Mitwirkungspflichten (insbesondere der Erklärungspflicht) nachzukommen, 
kann der Steuerpflichtige die Steuerbehörde über steuerlich erhebliche Tatsa-
chen in Unkenntnis lassen.248  
Eine Unterlassungsstraftat ist grundsätzlich dadurch gekennzeichnet, dass der 
Täter eine bestimmte durch die Rechtsordnung geforderte Tätigkeit pflichtwid-
rig unterlässt. Wer die Abgabe der Steuererklärung seiner steuerrechtlichen 
Pflicht zuwider mit dem Willen unterlässt, dass dadurch bei der Steuerbehörde 
ein Irrtum über Steuern entsteht oder erhalten bleibt, ist ebenso der Steuerhin-
terziehung schuldig wie derjenige, der mit demselben Vorsatz eine inhaltlich 
unrichtige Steuererklärung abgibt. Hinsichtlich seines pflichtwidrigen Ver-
schweigens von steuerlich bedeutsamen Vorgängen soll daher ein betrügeri-
sches Verhalten i.S.d. § 41 tw-AO auch in Betracht kommen.249 Die Ansicht der 
Rechtsprechung erscheint deshalb fragwürdig und nicht mehr unangefochten. 
In Deutschland hat der Steuerbetrug bereits seit Einführung der RAO in einem 
Unterlassen bestanden. Eine Steuerverkürzung i. S. d. § 396 RAO beging der-
jenige, der durch pflichtwidrige Verletzung von Offenbarungspflichten – bzw. 
durch unterlassene Steuererklärungen – bewirkte, dass eine Steuer nicht oder 
nicht rechtzeitig bei der Finanzbehörde einging.250 Sogar bis zur Entstehung 
der RAO 1919 ergab sich aus den Einzelsteuergesetzen des Reiches (z. B. 
Reichsstempelgesetz von 1913) und der Bundesstaaten (z. B. das bayerische 
Einkommensteuergesetz von 1910) bereits in der Praxis, dass die gänzliche 
                                           
247  Welche steuerliche Pflichten bestehen und ob sie verletzt worden sind, ergibt sich be-
reits überwiegend aus den steuerverfahrensrechtlichen Bestimmungen. 
248  Vgl. C. Wang, The Discussion of the Crime of Tax Evasion, S. 46. 
249  Vgl. C. Wang, The Discussion of the Crime of Tax Evasion, S. 51. 
250  Vgl. E. Samson/E. Horn, NJW 1970, S. 594; H. Troeger, Steuerstrafrecht, S. 64. 
Kapitel 3: Die strafrechtlichen Maßnahmen zur Bekämpfung des Umsatzsteuerbetrugs 
206 
Nichtabgabe einer Steuererklärung grundsätzlich milder zu bestrafen war, als 
die aktiven falschen Angaben in der Steuererklärung.251 Nach dieser geschicht-
lichen Entwicklung beschreibt die in § 370 I Nr. 2 de-AO genannte Tathand-
lung wesentlich auch das betrügerische, täuschende Verhalten als das tatbe-
standsmäßige Verhalten. Allerdings bleibt festzuhalten, dass die in § 370 I 
Nr. 2 de-AO enthaltene Unterlassungsmodalität – zumindest nach Ansicht der 
bis heute geltenden taiwanesischen Rechtsprechung – nicht von § 41 tw-AO 
erfasst wird, obwohl in beiden Ländern die Erfüllung des objektiven Tatbe-
standes der Steuerhinterziehung ein betrügerisches sowie täuschendes Verhal-
ten erfordert. 
cc) Ergebnisse der praktischen Anwendung 
Nach der aktuellen Anzahl der Entscheidungen scheint die Anwendung des 
taiwanesischen Steuerstrafrechts – aus Sicht des deutschen Steuerstrafrechts – 
ein erstaunliches Ergebnis zu zeigen, weil jährlich ca. 20 strafgerichtliche Ver-
urteilungen vom taiwanesischen Oberstgericht aufgrund der Umsatzsteuerhin-
terziehung zu verzeichnen sind.252 Demgegenüber hat z. B. 2014 die Zahl der 
mit Bußgeld festgesetzten Verkürzungen von Umsatzsteuern, die vom Oberst-
verwaltungsgericht Taiwans beurteilt wurden, bereits 70 Fälle erreicht; 2011 
wurden sogar 194 Bußgeldfälle wegen Umsatzsteuerverkürzungen vom taiwa-
nesischen Oberstverwaltungsgericht bestätigt.253 Die Sanktion der Steuerver-
fehlungen wird daher überwiegend nicht nach Steuerstrafrecht, sondern nach 
Bußgeldrecht behandelt.  
                                           
251  Vgl. M. Gehm, Die steuerstrafrechtlichen Bestimmungen in der RAO, S. 13. 
252  In der taiwanesischen Entscheidungsdatenbank (http://jirs.judicial.gov.tw/Index.htm) 
wurden durch den Suchbegriff „Umsatzsteuerhinterziehung“ sowie die Normenketten 
„§§ 41-43 tw-AO“ folgende Ergebnisse gefunden: im Jahr 2014 wurde vom Oberstge-
richt Taiwans v. 9.1.2014, Tai-Shang-Tzu Nr. 103 (最高法院 103年度台上字第 103號
判決) bis zum Oberstgericht Taiwans v. 25.12.2014, Tai-Shang-Tzu Nr. 4544 (最高法
院 103年度台上字第 4544號判決) lediglich die entsprechenden Steuerstrafverfahren 
in 15 Fällen in Gang gesetzt; 2013 wurden 22 Fälle vom Oberstgericht Taiwans – vom 
Oberstgericht Taiwans v. 3.1.2013, Tai-Shang-Tzu Nr. 34 (最高法院 102年度台上字
第 34號判決) bis zum Oberstgericht Taiwans v. 5.12.2013, Tai-Shang-Tzu Nr. 4934 
(最高法院 102年度台上字第 4934號判決) – beurteilt. 
253  Die Zahl der Entscheidungen des taiwanesischen Oberstverwaltungsgerichts ergibt sich 
durch den Suchbegriff „§ 51 tw-UStG“ aus der taiwanesischen Entscheidungsdatenbank 
(http://jirs.judicial.gov.tw/Index.htm).  
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Ausgehend von der in der Praxis einhelligen Ansicht, dass die Steuerhinterzie-
hung nur durch täuschendes Handeln begangen werden kann und die Täu-
schungsform – im Bereich der Steuerstraftaten – lediglich im positiven Tun 
vorliegt, ist die Möglichkeit der Tatbestandsverwirklichung des § 41 tw-AO 
ersichtlich begrenzt. Bei der absichtlichen Unterlassung, die Steuererklärung 
innerhalb der vorgeschriebenen Fristen abzugeben, handelt sich daher nicht um 
eine Steuerstraftat, sondern nur um eine Steuerordnungswidrigkeit. Aufgrund 
dieser strengen Voraussetzungen des § 41 tw-AO und bei der Nachweisschwie-
rigkeit der Vorsätzlichkeit (s. unter III. „Subjektiver Tatbestand“) existieren in 
der Praxis meist Bußgeldverfahren.254 
c) Nur Steuerverkürzung als Taterfolg 
Als die grundlegende und wichtigste Form der Steuerhinterziehung wird in 
Taiwan die Bewirkung von Steuerverkürzungen dargestellt. Nach § 41 tw-AO 
setzt die (vollendete) Steuerhinterziehung überwiegend eine eingetretene 
Steuerverkürzung voraus; daher ist in der taiwanesischen Rechtsprechung und 
Literatur – wie in Deutschland – die einhellige Auffassung, dass es sich bei 
der Steuerhinterziehung um ein Erfolgsdelikt handelt, kaum umstritten.255 
Im Gegensatz zu dem in § 370 IV S. 1 de-AO definierten Erfolg der Steuerhin-
terziehung, in dem deutlich erläutert wird, wann und wie Steuern verkürzt 
werden, begnügt sich § 41 tw-AO nur mit dem Wortlaut „Wer … bewirkt, dass 
Steuern verkürzt werden“, ohne eingehend (in der AO) zu beschreiben, was 
unter dem Begriff „Steuerverkürzung“ zu verstehen ist. Ebenfalls enthalten die 
Bußgeldvorschriften in Einzelsteuergesetzen keine allgemeine Legaldefinition 
für den Begriff der Steuerverkürzung.  
Allerdings stellt der pönalisierte Erfolg der Steuerverkürzung – aufseiten des 
Steuergläubigers – eine Minderung des Werts des Steueranspruchs dar und dies 
kann im Wesentlichen nur durch den Vergleich zwischen der nach dem materi-
ellen Steuerrecht geschuldeten Steuer (Soll-Steuer) und der tatsächlich im Be-
                                           
254  Vgl. K. Ko, Soochow University Public Law Review 2013, S. 410; C. Wang, The Dis-
cussion of the Crime of Tax Evasion, S. 31. 
255  Vgl. Verfassungsauslegung von Judicial Yuan v. 4.2.1994, Nr. 337 (司法院釋字第 337
號); v. 25.2.1994, Nr. 339 (司法院釋字第 339號); dazu auch Q. Chen, Steuerrecht, 
S. 642. 
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steuerungsverfahren festgesetzten (oder nicht festgesetzten) Steuer (Ist-Steuer) 
festgestellt werden.256 Dementsprechend bedeutet der Begriff der „Verkür-
zung“ hier nach der taiwanesischen Rechtsprechung grundsätzlich auch wie in 
Deutschland, dass die geschuldete Steuer infolge Steuerpflichtverletzungen 
bzw. durch eine Hinterziehungshandlung tatsächlich nicht, zu niedrig oder 
nicht rechtzeitig festgesetzt wird. Der betragsmäßige Umfang der Steuerver-
kürzung lässt sich daher – gemäß dem steuerlichen Verfahrensrecht – mit Er-
gehen des Festsetzungsbescheids bzw. Steuerbescheids bestimmen.257  
Neben der Steuerverkürzung stellt zusätzlich in Deutschland die Erlangung 
nicht gerechtfertigter Steuervorteile die zweite Taterfolgsalternative der Steu-
erhinterziehung dar; allerdings kennt § 41 tw-AO diese Beschreibung des 
Taterfolgs nicht. Die Erschleichung einer Steuerstundung oder eines Steuerer-
lasses, die nicht – durch die Steuerfestsetzung – zu einer Steuerverkürzung 
führt, ist nach dem Wortlaut des § 41 tw-AO kein tatbestandsmäßiger Erfolg 
der Steuerhinterziehung. Die Erlangung einer unberechtigt gewährten Steuer-
vergütung, die nach § 370 IV S. 2 de-AO als ein Anwendungsbeispiel für einen 
Steuervorteil dargestellt wird, ist im Grundsatz auch nicht als Steuerverkürzung 
des § 41 tw-AO zu begreifen.258 Dementsprechend wird z. B. das Erschwin-
deln von Umsatzsteuerrückvergütungen bei (fingierten) Ausfuhrgeschäften in 
der Praxis nicht wegen Steuerhinterziehung nach § 41 tw-AO bestraft, sondern 
wegen Betrug nach § 339 tw-StGB (ähnlich dem § 263 de-StGB259), weil der 
Täter sich – trotz Nichteintritts einer Steuerverkürzung – einen rechtswidrigen 
Vermögensvorteil verschafft.260 
                                           
256  Vgl. C. Wang, The Discussion of the Crime of Tax Evasion, S. 65. 
257  Insbesondere im Bereich der Steuerordnungswidrigkeit wird der in § 370 IV S. 1 de-AO 
ausdrücklich beschriebene Taterfolgsbegriff tatsächlich in Taiwan angewendet, weil zur 
Verhängung einer Geldbuße nach dem Multiplarstrafensystem vor allem die konkreten 
Verkürzungsbeträge vorliegen müssen und sie grundsätzlich nur durch eine im Steuer-
bescheid festgesetzte Steuer nach dem Besteuerungsverfahren bestätigt werden können. 
258  Vgl. C. Wang, The Discussion of the Crime of Tax Evasion, S. 34. 
259  In Deutschland war hingegen bereits beim Inkrafttreten der RAO das Erschleichen von 
Umsatzsteuervergütungen aber nur dann eine Steuerhinterziehung und kein Betrug, vgl. 
G. Felix, NJW 1968, S. 1220f. 
260  Vgl. C. Wang, The Discussion of the Crime of Tax Evasion, S. 34; Obergericht Taiwans 
v. 7.8.2013, Zhong-Shang-Geng-Yi-Tze Nr. 16 (臺灣高等法院 102年度重上更(一)字
第 16號判決); v. 15.11.2012, Shang-Su-Tze Nr. 4031 (臺灣高等法院 99年度上訴字
第 4031號判決). 
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Im Bereich der Steuerordnungswidrigkeiten ist hingegen der Unterschied zwi-
schen Steuerverkürzung und Erlangung eines unberechtigten Steuervorteils 
nicht erheblich, obwohl nach Bußgeldvorschriften in Einzelsteuergesetzen die 
Beschreibung der Steuervorteilserschleichung auch nicht erfasst wird. Das Er-
langen von nicht gerechtfertigten Steuervorteilen wird hierbei als eine Steuer-
verkürzung im weiteren Sinne betrachtet, da es im Ergebnis auch zu einer Ver-
kürzung des objektiv bestehenden Steueranspruches führt. Wer zu Unrecht die 
Steuerlast erleichtert, tut dasselbe wie derjenige, der die Steuereinnahmen 
durch eine unberechtigte Steuerentlastung – bzw. Vergütung oder Erstattung – 
kürzen lässt. 
Ausschlaggebend hierfür ist, dass durch eine Steuerzuwiderhandlung das Ver-
mögen des Fiskus geschädigt wird oder die fiskalischen Vermögenswerte ver-
ringert werden. Dementsprechend wird in der Praxis – anders als bei der Aus-
legung und Anwendung des Steuerstraftatbestandes nach § 41 tw-AO – das Er-
schleichen einer unberechtigten Vorsteuervergütung beim Export als der Ein-
tritt einer Steuerverkürzung angesehen und daher wegen Bewirkung des tatbe-
standlichen Erfolges nach § 51 I Nr. 7 tw-UStG mit Geldbuße geahndet.261  
Diese Ansicht der Rechtsprechung erscheint zwar für eine klare Abgrenzung 
zwischen Steuerverkürzung und ungerechtfertigtem Steuervorteil fragwürdig, 
allerdings ist sie im Ergebnis – insbesondere im Fall einer unberechtigten Vor-
steuervergütung – aus steuerverfahrensrechtlicher Sicht grundsätzlich zutref-
fend. Zum Erschleichen einer unberechtigten Vorsteuervergütung muss der 
Exporteur (Täter) zunächst beim Finanzamt einen Antrag auf Vorsteuervergü-
tung in bestimmter Höhe für den betreffenden Anmeldungszeitraum stellen (vgl. 
§ 35 I tw-UStG). Das heißt, dass zuerst der Unternehmer unter gewissen Vo-
raussetzungen die Vorsteuererstattung im Wege des Vorsteuervergütungsver-
fahrens beantragt und dann nach der gesetzlich vorgegebenen Bearbeitungsfrist 
die Vorsteuervergütungsbeträge mit Bescheid festgesetzt oder abgelehnt wer-
den.262 Angesichts dessen erhält der Täter im Ergebnis einen Bescheid über den 
                                           
261  S. Oberstverwaltungsgericht Taiwans v. 18.9.2014, Pan-Tze Nr. 498 (最高行政法院
103年度判字第 498號判決); v. 27.10.2011, Pan-Tze Nr. 1884 (最高行政法院 100年
度判字第 1884號判決); v. 10.3.2011, Pan-Tze Nr. 263 (最高行政法院 100年度判字
第 263號判決). 
262  Zum taiwanesischen Vorsteuervergütungsverfahren, s. dazu eingehend S. Zhang u.a., 
Umsatzsteuer, S. 113f. 
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unberechtigten Erstattungsbetrag, der wegen seiner unrichtigen Rechnungsbele-
ge oder anderer falschen Angaben zu Unrecht festgesetzt wird. Da die unberech-
tigte Vorsteuervergütung auch nach der Phase einer Steuerfestsetzung mit der 
Bekanntgabe des – zu Gunsten des Steuerpflichtigen – unrichtigen Steuerbe-
scheids eintritt, kann sie nicht als Steuervorteil zu qualifizieren sein, sondern als 
Steuerverkürzung. 
d) Kompensationsverbot im Bereich des Umsatzsteuerbetrugs 
aa) Ansicht der Rechtsprechung 
Nach dem Kompensationsverbot i.S.d. § 370 IV S. 3 de-AO wird in Deutsch-
land eine Tat als vollendete Steuerhinterziehung behandelt, obwohl die Steuer 
rechtzeitig und der Höhe nach zutreffend (oder sogar zu hoch) festgesetzt wer-
den konnte, also ein Steuerausfall hier wirklich nicht vorgekommen ist. Dem-
gemäß wird beispielsweise die Strafbarkeit einer Umsatzsteuerverkürzung mit 
vollendeter Tat begründet, obgleich sich die Umsatzsteuer und die – nachträg-
lich vorgebrachte – Vorsteuer ausgeglichen gegenüberstehen, nämlich nach der 
Verrechnung von Umsatzsteuer und Vorsteuer kein Umsatzsteueranspruch i.S.d. 
§ 16 de-UStG entstanden ist.263 
Ohne gesetzliches Kompensationsverbot soll hingegen für die Verwirklichung 
des Taterfolges erforderlich sein, dass eine Schädigung des Steueraufkommens 
tatsächlich eintritt. Im Hinblick auf die Ansicht der sog. Bordellzin-
sen-Entscheidung des deutschen RG von 1912 wird die strafrechtliche Unbe-
achtlichkeit der vom Steuerpflichtigen erst später vorgebrachten „anderen 
Gründe“ dabei in einer „Gesamtschau“ berücksichtigt. Allerdings ist nach Auf-
fassung der taiwanesischen höchsten rechtlichen Instanz264 oder Finanzbehör-
de265 die nachträgliche Berufung auf den nicht ausgeübten Vorsteuerabzug bei 
der Berechnung des Hinterziehungserfolges von Umsatzsteuern auszuschließen, 
obwohl das Kompensationsverbot weder im Rahmen des taiwanesischen (Um-
                                           
263  Vgl. K. Blesinger, wistra 2009, S. 295. 
264  Vgl. Verfassungsauslegung von Judicial Yuan v. 22.5.2009, Nr. 660 (司法院釋字第
660號); v. 29.6.2012, Nr. 700 (司法院釋字第 700號). 
265  Vgl. tw-BMF-Schreiben v. 19.10.2000, Tai-Tsai-Shuei-Tse Nr. 890457254 (財政部 89
年 10月 19日台財稅第 890457254號函). 
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satz-)Steuerrechts noch im Bereich des taiwanesischen Strafrechts ausdrücklich 
normiert wird. 
Diese – auch vom taiwanesischen Schrifttum größtenteils kritisierte – Recht-
sprechung ergibt sich im Wesentlichen aus dem Besteuerungsverfahren bei der 
Berechnung der Umsatzsteuer bzw. der Umsatzsteuerfestsetzung für denselben 
Steueranmeldungszeitraum. Nach § 15 I tw-UStG (ähnlich dem § 15 I de-UStG) 
i. V. m. § 35 I tw-UStG (ähnlich dem § 18 I de-UStG) setzt die Geltendma-
chung des Vorsteuerabzugs eine fristgerechte Umsatzsteueranmeldung mit 
vollständiger Angabe der gezahlten Vorsteuerbeträge im Besteuerungsverfah-
ren voraus. Dementsprechend liegt eine Herabsetzung der Umsatzsteuerschuld 
nur vor, wenn der Vorsteuerabzug durch den Steuerpflichtigen tatsächlich in-
nerhalb der Anmeldefrist in Anspruch genommen wurde. Holt er aber diese 
Absetzung nachträglich im späteren Besteuerungsverfahren bzw. im nächsten 
Steueranmeldungszeitraum nach, kann dies für die bereits wegen der ver-
schwiegenen Ausgangsumsätze im letzten Steueranmeldungszeitraum festge-
setzte Umsatzsteuerverkürzung keine Rolle mehr spielen, da der Hinterzie-
hungserfolg nach seiner eingetretenen Verwirklichung nicht mehr durch den 
Täter rückgängig zu machen ist.266 
Beispielsweise hatte ein Unternehmer im Besteuerungszeitraum für Juli 300 
Euro Umsatzsteuer und einen in demselben Zeitraum anfallenden Vorsteuerbe-
trag in Höhe von 500 Euro. Würden die Umsatzsteuer- und Vorsteuerbeträge 
innerhalb des Steueranmeldungszeitraums rechtzeitig angegeben, hätte ihm 
nach § 39 tw-UStG ein Vorsteuervergütungsanspruch in Höhe von 200 Euro 
(Differenz zwischen der Umsatzsteuer von 300 Euro und der Vorsteuer von 
500 Euro) zugestanden. Dementsprechend hätte er keine Umsatzsteuerschulden 
gegenüber dem Fiskus. Allerdings hat er die Umsatzsteuer in seiner Steueran-
meldung vorenthalten; gleichzeitig wurde die Vorsteuer ebenfalls nicht ange-
zeigt. Nach der Rechtsprechung kann die nachträglich erklärte Vorsteuer die 
nicht oder zu niedrig erklärte Umsatzsteuer im Steuerstrafverfahren (oder Buß-
geldverfahren) nicht ausgleichen. Im Beispielfall ist daher nur festzustellen, 
dass 300 Euro Umsatzsteuer wegen unrichtiger oder unvollständiger Angaben 
                                           
266  Vgl. Oberstverwaltungsgericht Taiwans v. 9.8.2007, Pan-Tze Nr. 1403 (最高行政法院
96年判字第 1403號判決). 
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verkürzt werden und 500 Euro Vorsteuer für das Vorliegen eines Taterfolges 
unerheblich sind. 
Darüber hinaus ist der nachträgliche Vorsteuerabzug im Rahmen der Strafzu-
messung sowie im subjektiven Bereich zugunsten des Täters, der in Deutsch-
land als nötiger Umstand zu berücksichtigen ist, in Taiwan – insbesondere bei 
Steuerordnungswidrigkeiten – nicht zu bedenken, weil die bloß leicht oder 
normal fahrlässig begangene Umsatzsteuerverkürzung nach § 51 I tw-UStG mit 
Bußgeld geahndet wird. Wusste der Steuerpflichtige zum Zeitpunkt der Abgabe 
der unrichtigen Voranmeldung, in der er Umsätze zu niedrig erklärte, von der 
Existenz sowie der Höhe der ihn zum Abzug berechtigenden Vorsteuer, handelt 
es sich dabei um einen Irrtum über das Bestehen des Steueranspruchs und somit 
wird in Deutschland wegen Tatbestandsirrtum keine (vorsätzliche) Umsatz-
steuerhinterziehung begangen. In Taiwan führt der Tatbestandsirrtum zwar 
auch zum Ausschluss des Vorsatzes, er wird jedoch aufgrund einer fahrlässigen 
Umsatzsteuerverkürzung nach § 51 tw-UStG geahndet. Ob der Steuerpflichtige 
von einer Vorsteuerabzugsberechtigung Kenntnis hatte oder ein Irrtum über das 
Bestehen des Steueranspruchs vorlag, ist zur Tatbestandsverwirklichung nach 
§ 51 I tw-UStG grundsätzlich unerheblich, weil in der Praxis seine zu niedrig 
erklärten Umsätze bzw. die unrichtigen Angaben schon als ein ziemlich siche-
res Indiz für eine fahrlässige Verkürzungshandlung sind (s. unter C. II. 2.). 
Demzufolge ist der subjektive Tatbestand der Steuerordnungswidrigkeiten im 
Ergebnis nicht so gewichtig, wie der Eintritt eines Verkürzungserfolgs. 
bb) Kritische Würdigung der Rechtsprechung 
Unter Berücksichtigung des tatbestandlichen Erfolgseintritts ist allerdings die 
vorerwähnte Rechtsprechung widersprüchlich. In Schrifttum und Rechtspre-
chung ist beinah unbestritten, dass die Steuerhinterziehung als Erfolgsdelikt 
bzw. Verletzungsdelikt zu behandeln ist und damit ihre Strafbarkeit selbstver-
ständlich den Eintritt eines fiskalischen Vermögensschadens verlangt. Insbe-
sondere ist der Versuch der Steuerhinterziehung (§ 41 tw-AO) oder der mit 
Bußgeld geahndeten Umsatzsteuerverkürzung (§ 51 tw-UStG) in Taiwan nicht 
strafbar. Nach dem Charakter der Umsatzsteuer als einer allgemeinen Ver-
brauchsteuer in der Ausformung einer Allphasen-Nettoumsatzsteuer mit Vor-
steuerabzug wird hierbei das Steuervermögen des Fiskus tatsächlich nicht ver-
ringert, da nach dem Abzug der auf Eingangsleistungen lastenden Vorsteuern 
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die eigene Umsatzsteuerschuld bereits gemindert wird und dadurch keine tat-
sächlichen Steuerausfälle vorliegen.267  
Für den Vorsteuerabzug ist es nur entscheidend, dass die Vorsteuer für eine 
tatsächlich erbrachte und umsatzversteuerte Leistung mit einer ordnungsgemäß 
ausgestellten Rechnung abgezogen wird. Mit anderen Worten liegt die materi-
elle umsatzsteuerliche Berechtigung zum Vorsteuerabzug grundsätzlich nur in 
den nach §§ 15 I, 19 I tw-UStG (ähnlich dem § 15 I, II de-UStG) verlangten 
Voraussetzungen und bleibt daher unabhängig davon, ob die Geltendmachung 
des Vorsteuerabzugs vor oder nach Verstreichen des Anmeldungszeitraums er-
folgt.268 Beispielsweise ist nach § 29 tw-UStDV zulässig, dass die bereits an-
fallende Vorsteuer aus solchen Rechnungen im nächsten Steueranmeldungs-
zeitraum abgezogen wird.269 Die nachträgliche Einreichung einer Eingangs-
rechnung mit Vorsteuer ist daher für die Berechtigung zum Vorsteuerabzug 
unschädlich und dadurch entsteht dem Fiskus kein Umsatzsteuerschaden. 
Weiterhin liegt ein tatbestandsmäßiger Verkürzungserfolg im obigen Sinne nur 
vor, wenn die tatsächlich im Besteuerungsverfahren festgesetzten (oder nicht 
festgesetzten) Steuern hinter der Höhe des nach dem materiellen Steuergesetz 
bestehenden Steueranspruchs zurückbleiben. Nach dem mehrwertsteuerlichen 
Neutralitätsprinzip ist eine vollständige Entlastung von Vorsteuern im Unter-
nehmen sicherzustellen und damit gewährleistet, dass jeder Unternehmer die 
Umsatzsteuer (als sog. Mehrwertsteuer) in Wirklichkeit nur von seiner eigenen 
Wertschöpfung an das Finanzamt abführt (s. oben unter Kapitel 1, C. I. 2.). 
Durch den Vorsteuerabzug entspricht die Umsatzsteuerzahllast, die der Saldo 
aus Umsatzsteuerschuld nach Verrechnung mit der Vorsteuervergütung ist, ei-
ner Besteuerung des auf der jeweiligen Umsatzstufe erwirtschafteten Mehr-
werts (Nettoumsatzes). 
Demzufolge ist hier eine strafbare Steuerverkürzung nicht eingetreten, weil bei 
der Ermittlung der Umsatzsteuerzahllast die in Eingangsrechnungen ausgewie-
senen Vorsteuerbeträge für bezogene Leistungen von der für die Ausgangsum-
                                           
267  Vgl. Q. Chen, Steuerrecht, S. 304. 
268  Zur übereinstimmenden Meinung in der deutschen Literatur s. W. Reiß, FS für Volkmar 
Mehle 2009, S. 511f. 
269  Hingegen besteht in Deutschland kein Wahlrecht, die angefallene Vorsteuer im späteren 
Veranlagungszeitraum geltend zu machen, s. dazu J. Englisch, in: Tipke/Lang, Steuer-
recht, § 17 Rz. 308. 
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sätze geschuldeten Umsatzsteuer abzuziehen sind und sich kein Umsatzsteuer-
anspruch des Fiskus (als Zahllast) ergibt, sondern umgekehrt ein Vorsteuer-
vergütungsanspruch für den Steuerpflichtigen. Ohne – nach materiellem Steu-
errecht verwirklichte – Umsatzsteueransprüche wird daher keine (gesetzlich 
geschuldete) Umsatzsteuer nach Besteuerungsverfahrensrecht festgesetzt, näm-
lich keine Umsatzsteuer wird tatsächlich nicht, zu niedrig oder nicht rechtzeitig 
festgesetzt. Infolgedessen soll das zentrale Problem, ob der Vorsteuerabzug als 
ein ermäßigender Grund nachträglich bei der Bestimmung der Steuerverkür-
zung zu berücksichtigen ist, nicht mehr infrage kommen, weil von vornherein 
der strafrechtliche Verkürzungserfolg – mangels des Umsatzsteueranspruchs – 
nicht eingetreten ist.270 
Im Gegensatz zu Deutschland soll zunächst die Problematik der Streichung des 
starren gesetzlichen Kompensationsverbots hier außer Betracht bleiben, da de 
lege ferenda keine annähernden (Steuer-)Straf- oder Bußgeldvorschriften i.S.d. 
§ 370 IV S. 3 de-AO in Taiwan erscheinen. Ob eine nicht deklarierte Vorsteuer
für einen verschwiegenen Ausgangsumsatz – für denselben Steueranmel-
dungszeitraum – mangels eines unmittelbaren wirtschaftlichen Zusammen-
hangs als ein kompensierender ermäßigender „anderer Grund“ im Steuerstraf-
verfahren anzusehen ist, sollte daher für die Entscheidung zum Verkürzungser-
folg in Taiwan nicht von Bedeutung sein. Ohne gesetzliches Kompensations-
verbot hätte der taiwanesische Richter – unter dem Aspekt der deutschen Bor-
dellzinsen-Entscheidung – die nachträglich im Steuerstraf- und Bußgeldver-
fahren angezeigte Vorsteuer – als eines der zulässigen Beweismittel – nicht nur
im Bereich der Strafzumessung oder des Tatbestandsvorsatzes, sondern auch
des Eintritts der tatsächlichen Steuerverkürzung zu berücksichtigen.271 Entge-
gen der ständigen höchstrichterlichen Rechtsprechung wird nach dem heute
gültigen Umsatzsteuersystem mit Vorsteuerabzug sowie unter strafrechtlichem
Gesichtspunkt des Eintritts eines tatbestandsmäßigen Verkürzungserfolgs – im
vorgenannten Beispielfall – keine Umsatzsteuerverkürzung bewirkt.
270  Vgl. Q. Chen, Steuerrecht, S. 642f.; J. Wu, Steuerstrafrecht, S. 383. 
271  Vgl. M. Huang, Rootlaw 2010, S. 191f.; Q. Chen, Steuerrecht-BT, S. 499. 
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 III. Subjektiver Tatbestand
 1. Vorsatz
In Deutschland ist die Voraussetzung für die Steuerhinterziehung im subjekti-
ven Bereich gemäß § 370 AO i.V.m. § 15 StGB der (Tatbestands-)Vorsatz. Der 
Steuerpflichtige muss davon Kenntnis haben, dass durch seine Verkürzungs-
handlung (die Falschangabe oder Nichtangabe) eine Steuerverkürzung bewirkt 
oder ein nicht gerechtfertigter Steuervorteil erlangt wird. Anstatt einer beson-
deren Hinterziehungsabsicht reicht die schwächste Form des Vorsatzes bzw. 
der bedingte Vorsatz (Eventualvorsatz, dolus eventualis) für eine strafbare 
Handlung bereits aus.272 Dementsprechend muss der Täter mindestens die 
Steuerverkürzung als (tatbestandsmäßige) Folge seines Handelns ernsthaft für 
möglich halten und mit ihrem tatsächlichen Eintritt rechnen sowie diesen Ver-
kürzungserfolg zugleich billigend in Kauf nehmen, obwohl ihm das Wissen 
und Wollen der Tatbestandsverwirklichung der Steuerhinterziehung fehlt.273
Nach der Rechtsprechung kann der Vorsteuerabzug bereits versagt werden, 
wenn der Unternehmer – insbesondere der Puffer i.S.d. Umsatzsteuerkarussells  –
wissen musste, dass an einer beliebigen Stelle in der Lieferkette Steuern ver-
kürzt werden. Übt er diesen (unberechtigten) Vorsteuerabzug bei seiner Um-
satzsteuervoranmeldung trotzdem aus, begeht er dadurch objektiv eine Steuer-
straftat des § 370 I AO; allerdings reicht ein bloß „Kennenmüssen“ für straf-
rechtliche Vorwürfe der nur vorsätzlich zu begehenden Steuerhinterzie hung
nicht ohne Weiteres aus. Dafür ist hinsichtlich eines Eventualvorsatzes zumin-
dest erforderlich, dass der Unternehmer die Beteiligung an Karussellgeschäfte n
und die entsprechende Steuerverkürzung als möglich und nicht ganz fernlie-
gend erkennt, sie aber billigend in Kauf nimmt.274 Für die Praxis ist hingege n
zu beachten, dass der Puffer, insbesondere wenn mehrere Puffer (z. B. Puffe r 1,
Puffer 2, Puffer 3, etc.) in die Kettengeschäfte hintereinander geschaltet werden ,
mit seinen Eingangs- und Ausgangsleistungen tatsächlich oftmals ohne sei n
Wissen in Umsatzsteuerkarusselle involviert ist und damit ihm mangels Kennt-
272  Vgl. R. Seer, in: Tipke/Lang, Steuerrecht, § 23 Rz. 43. 
273  S. M. Muhler, wistra 2009, S. 2. 
274  Vgl. M. Adick/F. Gocke, PStR 2010, S. 266. 
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nis von der Existenz des Umsatzsteuerkarussells kein steuerstrafrechtlicher 
Vorwurf gemäß § 370 I AO gemacht werden kann.275 
2. Irrtum 
Wenn der Täter hinsichtlich einer Tatbegehung einen tatsächlichen Umstand, 
der zum Tatbestand des Steuerdelikts gehört, nicht kennt oder sich falsche Vor-
stellungen über Tatumstände macht, handelt es sich dabei um einen vorsatz-
ausschließenden Tatbestandsirrtum i.S.d. § 16 StGB oder § 11 I OWiG. Der 
Tatbestandsirrtum unterscheidet sich erheblich vom Verbotsirrtum: der Verbot-
sirrtum ist ein Irrtum des Täters darüber, dass wegen mangelnden Unrechtsbe-
wusstseins – zwar bei Kenntnis aller Tatumstände – sein rechtswidriges Ver-
halten strafrechtlich erlaubt ist; also wusste er nicht, dass seine Handlung ver-
boten (Irrtum über die Verbotsnorm) oder (bei Unterlassungsdelikten) die un-
terlassene Handlung geboten (Irrtum über die Gebotsnorm276) ist.277 Im Ge-
gensatz zum Tatbestandsirrtum lässt der Verbotsirrtum den Vorsatz unberührt 
und schließt lediglich die Schuld nach § 17 I StGB oder Vorwerfbarkeit nach 
§ 11 II OWiG aus. 
Die Steuerhinterziehung des § 370 AO gestaltet die Steuerdelikte als Blankett-
tatbestände aus, die auf eine inhaltliche Ausfüllung durch das Steuerrecht an-
gewiesen sind. Die Tatbestände setzen hierbei vor allem die Steuergesetze vo-
raus. Ob der Täter der Finanzbehörde „über steuerlich erhebliche Tatsa-
chen“ unrichtige oder unvollständige Angaben macht (vgl. § 370 I Nr. 1 AO) 
oder die Finanzbehörde pflichtwidrig „über steuerlich erhebliche Tatsachen“ in 
Unkenntnis lässt (vgl. § 370 I Nr. 2 AO), wird grundsätzlich durch die An-
wendung der einschlägigen steuerrechtlichen Vorschriften im konkret behan-
delten Streitfall festgestellt.278 Nach der Beschreibung des tatbestandsmäßigen 
Erfolgs des § 370 IV AO kann die Steuerverkürzung ebenfalls nur anhand al-
                                           
275  S. T. Schaefer, NJW-Spezial 2007, S. 231. 
276  Z. B. wusste der Unternehmer, dass er steuerpflichtige Umsätze gemacht hat, aber 
glaubte, er brauchte keine Umsatzsteuervoranmeldung abzugeben, sondern nur die Jah-
reserklärung; beim pflichtwidrigen Unterlassen der Abgabe einer Umsatzsteuervoran-
meldung handelt es sich daher um einen Gebotsirrtum, s. dazu W. Joecks, in: Joecks/
Jäger/Randt, Steuerstrafrecht, § 370 Rn. 505. 
277  Vgl. W. Joecks, in: Joecks/Jäger/Randt, Steuerstrafrecht, § 369 Rn. 102. 
278  Vgl. U. Hellmann, FS für Hans Achenbach 2011, S. 142f.; S. Rolletschke, Steuerstraf-
recht, Rn. 14. 
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ler im Einzelfall betroffenen Bestimmungen des Steuerrechts festgestellt 
werden; demgemäß hat die Ausgestaltung des Steuerrechts – insbesondere die 
Anspruchsgrundlage des Steuerrechts – ganz wesentlichen Einfluss auf das 
Steuerstrafrecht.279 
Bei den Blanketttatbeständen führt heute – auf der Grundlage von § 17 StGB – 
die Unkenntnis der Ausfüllungsnorm bzw. die Fehlvorstellung über die Exis-
tenz der blankettausfüllenden Norm überwiegend zum Verbotsirrtum.280 Der 
Irrtum über eine zur Ausfüllung der Strafnorm der §§ 370, 378 AO heranzu-
ziehende (blankettausfüllende) Steuernorm ist gleichbedeutend mit dem Irrtum 
über die Verbotsnorm der §§ 370, 378 AO, weil die Normen des Steuerrechts 
zur Ausfüllung der Blankettnormen dem Steuerstrafrecht dienen und sie daher 
wie die auszufüllenden Strafnormen selbst zu behandeln sind.281 
In der Praxis sieht es allerdings anders aus. Nach der von der Rechtsprechung 
entwickelten sog. Steueranspruchstheorie gehört zum Vorsatz der Steuerhinter-
ziehung, dass der Täter den nach steuerlichen Normen entstandenen Steueran-
spruch dem Grunde und der Höhe nach kennt oder zumindest für möglich hält 
und ihn auch verkürzen will.282 Das entsprechende materielle Steuerrecht ist 
hierbei als eine Konkretisierung normativer Tatbestandsmerkmale des § 370 
AO zu verstehen, auf die sich der Vorsatz beziehen muss.283 Beruht der Irrtum 
über das Bestehen des Steueranspruchs allein auf der falschen Vorstellung oder 
Auslegung der Reichweite steuerlicher Normen, ist die Unkenntnis des materi-
ellen Steuerrechts mit dem Irrtum über den tatsächlichen Umstand des Tatbe-
standsmerkmals (bzw. des Taterfolges i.S.d. § 370 IV S. 1 AO) verbunden.284 
Kennt der Steuerpflichtige aus seiner Fehlvorstellung über die entsprechenden 
Steuernormen die Höhe der verkürzten Steuer bzw. den nicht in gesetzlicher 
Höhe festgesetzten Steueranspruch i.S.d. § 370 IV S. 1 AO nicht oder schätzt er 
ihn falsch ein, handelt es sich dabei nicht um Verbotsirrtum, sondern um Tat-
                                           
279  Vgl. W. Joecks, in: Joecks/Jäger/Randt, Steuerstrafrecht, Einl. Rn. 5. 
280  Vgl. W. Joeck, in: Joecks/Jäger/Randt, Steuerstrafrecht, § 369 Rn. 107. 
281  Vgl. R. Seer, in: Tipke/Lang, Steuerrecht, § 23 Rz. 45; K. Tipke, Steuerrechtsordnung 
III, S. 1732f. 
282  Vgl. BGH v. 13.11.1953, NJW 1954, 241; v. 8.9.2011, 1 StR 38/11, wistra 2011, 465. 
283  Vgl. R. Seer, in: Tipke/Lang, Steuerrecht, § 23 Rz. 22; F. Schuster, Das Verhältnis von 
Strafnormen und Bezugsnormen aus anderen Rechtsgebieten, S. 195f.; A. Ransiek, in: 
Kohlmann, Steuerstrafrecht, § 370 Rn. 661. 
284  Vgl. S. Rolletschke, Steuerstrafrecht, Rn. 122b. 
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bestandsirrtum; dementsprechend ist der Täter hier nicht wegen vorsätzlicher 
Steuerhinterziehung zu bestrafen.285  
Im Rahmen der Umsatzsteuerhinterziehung fällt zwar die – nachträglich vorge-
brachte – Vorsteuer unter das Kompensationsverbot des § 370 IV S. 3 AO und 
ist bei der Berechnung des Hinterziehungserfolges nicht zu berücksichtigen; 
jedoch kann sie im subjektiven Bereich zugunsten des Täters in Betracht kom-
men. Hinsichtlich der tatsächlich gegebenen Vorsteuerabzugsberechtigung irrt 
sich der Täter über das Bestehen des Umsatzsteueranspruchs und befindet sich 
nach der Rechtsprechung in einem Tatbestandsirrtum.286 
Allerdings ist diese Ansicht nach der obigen Steueranspruchstheorie noch 
fragwürdig. In den meisten Fallkonstellationen hat der Unternehmer Kenntnis 
davon, dass keine Umsatzsteuerschuld vorliegt, weil er die Ausgangsumsätze 
zwar nicht deklariert hat, ihm jedoch in gleicher oder übersteigender Höhe 
Vorsteueransprüche zustehen. Aber er kennt nicht die steuerstrafrechtliche 
Wertung i.S.d. § 370 IV S. 3 AO, dass nach dem Kompensationsverbot sowie 
der entsprechenden Rechtsprechung der nicht oder nachträglich deklarierte 
Vorsteuerabzug als „andere Gründe“ zu verstehen ist, und deshalb der rechtli-
che Begriff der Steuerverkürzung nach § 370 I, IV AO unzutreffend ausgelegt 
wird. Die ledigliche Fehlvorstellung des Kompensationsverbots soll daher zum 
Verbotsirrtum führen.287 
3. Vergleich mit dem taiwanesischen Recht 
a) Verkürzungsvorsatz 
Aus dem Vorsatzerfordernis des § 12 tw-StGB (ähnlich dem § 15 de-StGB) 
setzt der subjektive Tatbestand der Steuerhinterziehung, die nach § 41 tw-AO 
nicht als fahrlässige Begehung angesehen wird, nur Vorsatz voraus.288 Ohne 
                                           
285  Vgl. F. Schuster, Das Verhältnis von Strafnormen und Bezugsnormen aus anderen 
Rechtsgebieten, S. 188f.; A. Ransiek, in: Kohlmann, Steuerstrafrecht, § 370 Rn. 662. 
286  Vgl. BGH v. 24.10.1990, 3 StR 16/90, NStZ 1991, 89; S. Rolletschke, Steuerstrafrecht, 
Rn. 122b. 
287  Vgl. W. Reiß, FS für Volkmar Mehle 2009, S. 514, F. Schuster, Das Verhältnis von 
Strafnormen und Bezugsnormen aus anderen Rechtsgebieten, S. 190; A. Ransiek, in: 
Kohlmann, Steuerstrafrecht, § 370 Rn. 674. 
288  Vgl. Q. Chen, Steuerrecht, S. 673; C. Wang, The Discussion of the Crime of Tax Eva-
sion, S. 72. 
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Vorsatz des Steuerpflichtigen kann daher eine Steuerverkürzung nicht als Steu-
erstraftat, sondern nur – möglicherweise nach Einzelsteuergesetzen – als Steu-
erordnungswidrigkeit begriffen werden. 
Ähnlich wie in Deutschland erfordert eine vorsätzlich begangene Steuerhinter-
ziehung, dass dem Täter die Umstände, die zum gesetzlichen Tatbestand des 
§ 41 tw-AO gehören, vollumfänglich bekannt sind. Der Vorsatz, der hierbei 
nach der aus der Rechtsprechung ersichtlichen Beschreibung auch die „Bös-
gläubigkeit“ der Steuerpflichtigen genannt wird289, enthält daher die Kenntnis 
der betroffenen Steuerpflichten und die bewusste Verletzung. 
Bei Umsatzsteuerhinterziehung muss daher dem Steuerpflichtigen bekannt ge-
wesen sein, dass ein Umsatzsteueranspruch besteht und sein aktives Verhalten 
(kein Unterlassen) eine Verletzung von Steuerpflichten darstellt, die ihm im 
Interesse der Umsatzsteuer obliegen, und dadurch der Umsatzsteueranspruch zu 
niedrig oder überhaupt nicht gestellt oder festgesetzt wird. 
Zwar setzt sich auch in Taiwan der Vorsatz aus dem Wissens- und dem Wil-
lenselement zusammen, wobei der Täter die verbotene Handlung auch will; je-
doch reicht für die Steuerhinterziehung der bedingte Vorsatz bzw. der sog. 
Eventualvorsatz bereits aus. Dass der Täter die ersichtliche Absicht hat, durch 
Steuerpflichtverletzungen Steuern zu hinterziehen, ist zur Tatbestandsverwirk-
lichung nicht erforderlich. Dementsprechend muss der Steuerpflichtige nur in 
Kenntnis sämtlicher Tatumstände billigend in Kauf nehmen, dass er Steuern 
verkürzt.290 Die Steuerhinterziehung nach § 41 tw-AO sowie nach § 370 de-AO 
ist daher kein Absichtsdelikt. 
Aufgrund des Charakters der inneren Elemente des Tatbestandes hängt die 
Anwendung des Vorsatzes oder der Fahrlässigkeit sehr von der Gestaltung des 
Einzelfalls ab, wobei sich die Kenntnis sowie die Absicht des Täters zur Tatbe-
standsverwirklichung der Steuerhinterziehung in einer äußerlich erkennbaren 
Handlung niederschlagen müssen. Beispielsweise kann ein wichtiges Indiz für 
                                           
289  S. Oberstgericht Taiwans v. 2.8.2001, Tai-Shang-Tzu Nr. 4731 (最高法院 90年度台上
字第 4731號判決). 
290  S. Oberstverwaltungsgericht Taiwans v. 18.12.2014, Pan-Tze Nr. 685 (最高行政法院
103年度判字第 685號判決); v. 18.4.2014, Pan-Tze Nr. 199 (最高行政法院 103年度
判字第 199號判決); v. 31.12.2013, Cai-Tze Nr. 1934 (最高行政法院 102年度裁字第
1934號裁定); vgl. dazu auch Q. Chen, Steuerrecht, S. 626. 
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den Vorsatz der Steuerhinterziehung vorliegen, wenn der Steuerpflichtige eine 
heimliche Buchführung unterhält und ein Handelsbuch über die unrichtigen 
Einnahmen oder Ausgaben führt oder andere einschlägige Unterlagen falsch 
erstellt, aus denen sich grundsätzlich die Steuergrundlage bzw. die Berechnung 
des geschuldeten Steuerbetrags ergibt.291 
b) Blankettnorm und Irrtum 
Der § 41 tw-AO – nämlich wie § 370 de-AO – ist nach seiner Tatbestands-
struktur auch unbestritten ein sog. Blankettstrafgesetz, weil zu dessen Anwen-
dung es dogmatisch der Ausfüllung durch jeweilige steuergesetzliche Tatbe-
stände bedarf. Das Strafrecht und das Steuerrecht sind in der Steuerhinterzie-
hung durch Tathandlung sowie Taterfolg bzw. Steuerverkürzung miteinander 
verknüpft. Danach ergibt sich folgendes: Der Umfang des Vorsatzes erstreckt 
sich sowohl auf alle Tatbestandsmerkmale des § 41 tw-AO als auch auf die den 
Einzelfall betreffenden Steuergesetze. Was zur Tatbestandsverwirklichung der 
Steuerverkürzung steuerlich maßgebend ist, kann sich daher lediglich im Rah-
men der einzelnen Steuerart aus den Anspruchsgrundlagen des Steuerrechts er-
geben. Infolgedessen muss der Täter auch den Grund oder die Höhe des nach 
entsprechenden Steuervorschriften verwirklichten Steueranspruchs wissen, 
sonst liegt mangels Verkürzungsvorsatzes keine Verwirklichung der Steuerhin-
terziehung vor, weil es sich dabei um einen Vorsatz ausschließenden Tatbe-
standsirrtum handelt.292 
Beispielsweise hat in dem Anmeldungszeitraum von 1992 bis 1995 eine nach 
der vom taiwanesischen Umweltministerium erlassenen Verwaltungsvorschrift 
eingerichtete nicht gewinnorientierte Stiftung, die die zum Recycling und zur 
Wiederverwertung bestimmten Abfälle (z. B. leere Dosen und Flaschen) – vor 
allem von Recyclinghöfen – gegen Entgelt annimmt, die ausgeübten Tätigkei-
ten nicht in der Umsatzsteueranmeldung angegeben und dadurch die Umsatz-
steuer verkürzt. Allerdings liegt hier mangels Vorsatzes keine verwirklichte 
Steuerhinterziehung des § 41 tw-AO vor, weil erst nach der 1996 verkündeten 
Anweisung des tw-FinMin. das hier behandelte Recycling endgültig als eine 
                                           
291  Vgl. tw-BMF-Schreiben v. 6.2.2006, Tai-Tsai-Shuei-Tse Nr. 9504508090 (財政部 95
年 2月 6日台財稅字第 9504508090號函). 
292  Vgl. C. Wang, The Discussion of the Crime of Tax Evasion, S. 75f. 
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umsatzsteuerpflichtige Dienstleistung angesehen wurde und somit der Steuer-
pflichtige von 1992 bis 1995 das Bestehen des Umsatzsteueranspruchs bzw. die 
verwirklichten steuerbaren Umsätze nicht kannte.293 
IV. Rechtsfolgen
Hinsichtlich der Rechtsfolgen wird zwischen den straf- und bußgeldrechtlichen 
Sanktionen beim Steuerbetrug nach deutschem und taiwanesischem Recht un-
terschieden. Bei der Steuerhinterziehung können die Freiheitsstrafe und die 
Geldstrafe als Hauptstrafe angedroht werden, während bei den Steuerord-
nungswidrigkeiten lediglich die Geldbuße verhängt wird. Dabei ist auffällig, 
dass die ab 1939 in Deutschland vollends abgeschafften Multiplarstrafen als 
Rechtsfolge der Steuerordnungswidrigkeiten in Taiwan noch gelten. 
1. Deutschland
Die Steuerhinterziehung des § 370 I AO als Regelfall wird mit Freiheitsstrafe bis 
zu fünf Jahren oder mit Geldstrafe bestraft. Hingegen ist die Freiheitsstrafe für 
die strafverschärfenden Umstände bzw. besonders schwere Fallgestaltungen der 
Steuerhinterziehung in § 370 III Nr. 1-5 AO – wie z. B. Steuerverkürzung in 
großem Ausmaß294 (§ 370 III Nr. 1 AO) oder eine fortgesetzte Steuerverkürzung 
unter Verwendung nachgemachter oder verfälschter Belege (§ 370 III Nr. 4 
AO) – von sechs Monaten bis zu zehn Jahren erweitert worden. Diese strafrecht-
liche Sanktion weist grundsätzlich keine Besonderheiten gegenüber den Verge-
hen des StGB auf. Beispielsweise kann nach § 41 StGB neben der Freiheitsstrafe 
zusätzlich eine Geldstrafe verhängt werden, wenn der Täter sich durch die Steu-
erhinterziehung bereichert oder zu bereichern versucht hat; nach § 47 StGB kann 
hierbei eine Freiheitsstrafe von unter sechs Monaten nur in Ausnahmefällen 
verhängt werden.295 
293  S. Oberstverwaltungsgericht Taiwans v. 22.3.2001, Pan-Tze Nr. 447 (最高行政法院 90
年度判字第 447號判決); s. dazu auch Q. Chen, Steuerrecht, S. 634f. 
294  Bei einem Hinterziehungsbetrag über 50.000 Euro liege in der Praxis ein großes Aus-
maß i.S.d. § 370 III Nr. 1 AO vor; bei der Steuerhinterziehung von mehr als einer Mio. 
Euro komme eine Bewährungsstrafe grundsätzlich nicht in Betracht, vgl. BGH v. 
7.2.2012, 1 StR 525/11, NJW 2012, 1458; v. 27.10.2015, 1 StR 373/15, BeckRS 2016, 
02436; dazu auch L. Kuhlen, Grundfragen der strafbaren Steuerhinterziehung, S. 149ff. 
295  S. G. Dannecker, Finanzstrafrecht 2007, S. 40. 
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Unter welchen Voraussetzungen oder ab welchem Hinterziehungsbetrag nur 
eine Freiheitsstrafe oder nur eine Geldstrafe oder eine kumulative Androhung 
von Freiheits- und Geldstrafe zu verhängen ist, sieht das Gesetz keine klare 
Regelung vor.296 In der Sanktionspraxis sind Geldstrafen bei Verurteilungen 
wegen Steuerhinterziehung die Regel und Freiheitsstrafen die Ausnahme297; 
auch im Vergleich zum Betrug fallen die Strafen wegen Steuerhinterziehung 
deutlich niedriger aus.298 
Neben den kriminellen Strafen wird die Steuerordnungswidrigkeit nach § 378 
AO mit einer Geldbuße bis zu 50.000 Euro geahndet, wenn ein Steuerpflichti-
ger oder jeder bei Wahrnehmung der Angelegenheiten eines Steuerpflichtigen 
die Straftaten nach § 370 AO leichtfertig begeht. Da der Tatbestand des § 378 
AO aufgrund eines zueinander stehenden Stufenverhältnisses zwischen den 
subjektiven Tatbeständen (Vorsatz und grobe Fahrlässigkeit) einen Auffang-
tatbestand gegenüber der Steuerhinterziehung des § 370 AO darstellt299, steht 
die Bußgeldandrohung hierbei nicht in erster Linie für die Sanktion des Steu-
erbetrugs. 
2. Taiwan 
Das taiwanesische Steuerstrafrecht (§§ 41 ff. tw-AO) kennt – ebenso wie das 
deutsche Steuerstrafrecht – die Freiheitsstrafe (bis zu fünf Jahren) als Haupt-
strafe. Allerdings ist die in Deutschland verschärfte Strafdrohung auf Freiheits-
strafe bis zu zehn Jahren für besonders schwere Steuerhinterziehungsfälle nach 
§ 370 III de-AO in Taiwan nicht vorgesehen. Dementsprechend handelt es 
sich – nach den angedrohten Strafen – bei dem taiwanesischen Steuerdelikt nicht 
um Verbrechen, sondern auch um Vergehen i.S.d. deutschen Strafrechts.300 
In weniger gravierenden Fällen, in denen die Verhängung einer Freiheitsstrafe 
nicht unerlässlich ist, kann – auch wie in Deutschland – nur eine Geldstrafe 
                                           
296  S. G. Dannecker, Finanzstrafrecht 2007, S. 41. 
297  In der Praxis wird die Freiheitsstrafe meist nur bei gravierenden Hinterziehungen, vor 
allem in den Fällen des § 370 III AO, verhängt, s. L. Kuhlen, Grundfragen der strafba-
ren Steuerhinterziehung, S. 127. 
298  S. G. Dannecker, Finanzstrafrecht 2007, S. 54. 
299  Vgl. S. Rolletschke, Steuerstrafrecht, Rn. 319; H. Elbs, SteuerStud 2002, S. 298. 
300  Nach § 12 de-StGB, den das taiwanesische Strafrecht nicht kennt, sind die Straftaten 
allgemein in Verbrechen und Vergehen unterteilt. 
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verhängt werden. Die Geldstrafe bestimmt sich jedoch nicht nach dem – deut-
schen – Tagessatzsystem, sondern nach ziffernmäßig bestimmter Höhe, die bei 
der Steuerhinterziehung nach § 41 tw-AO auf höchstens 60.000 TWD begrenzt 
ist. Ferner wird sie im Urteil in einem Gesamtgeldbetrag ausgesprochen, dessen 
Höhe sich vor allem nach dem Unrechts- und Schuldgehalt der Tat sowie den 
wirtschaftlichen oder finanziellen Verhältnissen des Täters bemisst (vgl. §§ 57, 
58 tw-StGB; ähnlich den §§ 40 II S. 1, 46 II de-StGB). Eine kumulative Ver-
hängung von Geld- und Freiheitsstrafe ist zwar gesetzlich zulässig, allerdings 
ist ein solcher Fall in der Praxis kaum vorgekommen.301 
Die in § 41 tw-AO geregelte Strafandrohung ist insoweit mit § 370 I de-AO 
vergleichbar, als § 370 I de-AO auch eine Freiheitsstrafe bis zu fünf Jahren 
vorsieht und die Geldstrafe alternativ zur Freiheitsstrafe angedroht wird. In 
beiden Ländern besteht auch die Möglichkeit, eine Freiheitsstrafe von bis zu 
zwei Jahren unter den in § 74 tw-StGB (ähnlich dem § 56 de-StGB) genannten 
Voraussetzungen zur Bewährung auszusetzen. Bei Geldstrafe steht allerdings 
das taiwanesische Recht mit dem deutschen Recht nicht in Einklang. In 
Deutschland kann theoretisch nach dem Tagessatzsystem i.S.d. § 40 de-StGB 
eine Höchstgeldstrafe von 10,8 Mio. Euro verhängt werden, während eine 
Steuerhinterziehung in Taiwan lediglich mit einer Geldstrafe von maximal 
60.000 TWD belegt werden darf. Da der allgemeine Betrug nach § 339 
tw-StGB (ähnlich dem § 263 de-StGB) sogar – neben Freiheitsstrafe bis zu fünf 
Jahren – mit Geldstrafe bis zu 500.000 TWD bestraft werden kann, ist die Straf-
androhung einer Geldstrafe wegen Steuerhinterziehung in Taiwan eindeutig zu 
niedrig. In der Praxis kann dementsprechend eine gravierende Steuerhinterzie-
hung nach § 41 tw-AO nicht zu einer entsprechend hohen Geldstrafe führen. 
301  Obwohl das Gesetz keine Regelung vorsieht, unter welchen Voraussetzungen oder ab 
welchem Hinterziehungsbetrag keine Geldstrafe mehr, sondern eine Freiheitsstrafe zu 
verhängen ist, wird in letzter Zeit meist nur die Freiheitsstrafe ausgesprochen, s. z. B. 
Oberlandesgericht Taiwans v. 30.10.2014, Shang-Su-Tze Nr. 1998 (臺灣高等法院 103
年上訴字第 1998號判決); v. 30.10.2014, Shang-Su-Tze Nr. 1967 (臺灣高等法院 103
年上訴字第 1967號判決); v. 30.10.2014, Shang-Su-Tze Nr. 1940 (臺灣高等法院 103
年上訴字第 1940號判決); v. 21.10.2014, Shang-Su-Tze Nr. 2678 (臺灣高等法院 103
年上訴字第 2678號判決); v. 8.10.2014, Shang-Su-Tze Nr. 2282 (臺灣高等法院 103
年上訴字第 2282號判決); v. 30.9.2014, Shang-Su-Tze Nr. 1870 (臺灣高等法院 103
年上訴字第 1870號判決). 
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Weiterhin – wie bereits erwähnt – fehlt in Taiwan noch die nach § 370 III 
de-AO verschärfte Strafdrohung für besonders schwere Fälle. In der Praxis 
können bei der Festsetzung der Einzelstrafen die nach § 370 III Nr. 1-5 de-AO 
genannten Erschwerungsgründe nur unter Berücksichtigung der in § 57 
tw-StGB (ähnlich dem § 46 de-StGB) aufgeführten Strafzumessungsgründe als 
Strafverschärfungsgründe abgewogen werden.302 
C. Bußgeldrechtliche Sanktionen gegen 
Umsatzsteuerbetrug 
I. Objektiver Bußgeldtatbestand bei der 
Umsatzsteuerverkürzung 
1. Deutschland 
a) Leichtfertige Steuerverkürzung, § 378 AO 
Grundsätzlich stimmen alle objektiven Tatbestandsmerkmale des § 370 AO, 
insbesondere die in § 370 I Nr. 1-3 AO beschriebenen Verhaltensweisen sowie 
der tatbestandsmäßige Erfolg nach § 370 IV AO, mit dem § 378 AO überein. 
Der einzige wesentliche Unterschied liegt in dem Täterkreis. 
Gegenüber dem Täterkreis der Steuerhinterziehung i.S.d. § 370 AO (s. oben 
unter B. II. 1. a) kann der Täter einer leichtfertigen Steuerverkürzung des § 378 
AO nicht jedermann sein, sondern entweder die Steuerpflichtigen oder die Per-
sonen, die im Zusammenhang mit der Wahrnehmung der Angelegenheiten des 
Steuerpflichtigen handeln. Der Täterkreis ist dabei eingeschränkt und nur Ei-
gentäterschaft denkbar; insoweit wird die leichtfertige Steuerverkürzung als 
Sonderdelikt bezeichnet.303 
Der Begriff des Steuerpflichtigen i.S.d. § 378 AO ist in § 33 AO bezeichneten 
Personen zuzuordnen, die eine Steuer schulden (der Steuerschuldner), für eine 
Steuer haften (der Steuerhaftende), eine Steuer für Rechnung eines Dritten 
einzubehalten und abzuführen haben (der Steuerentrichtungspflichtige), eine 
                                           
302  Vgl. Q. Chen, Steuerrecht, S. 675. 
303  Vgl. S. Rolletschke, Steuerstrafrecht, Rn. 292. 
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Steuererklärung abzugeben haben (der Steuererklärungspflichtige), Sicherheit 
zu leisten haben (der zur Sicherheitsleistung Verpflichtete), Bücher und Auf-
zeichnungen zu führen (der Buchführungs- und Aufzeichnungsverpflichtete) 
oder andere durch die Steuergesetze auferlegte Verpflichtungen zu erfüllen ha-
ben (z. B. der Vermögensverwalter oder Verfügungsberechtigte nach §§ 34, 35 
AO, der Duldungspflichtige nach § 77 AO, der Anzeigepflichtige nach 
§§ 137 ff. AO).304 
Im Bereich des Umsatzsteuerrechts ist der Steuerpflichtige bzw. der Steuer-
schuldner grundsätzlich der (leistende) Unternehmer (vgl. § 13a I Nr. 1 UStG). 
In einigen Ausnahmefällen wird die Umsatzsteuerschuld z. B. auf den letzten 
Abnehmer (vgl. §§ 13a I Nr. 5, 25b II UStG) oder Leistungsempfänger (vgl. 
§ 13b UStG) als Steuerschuldner übertragen.305 
Bei Wahrnehmung der Angelegenheiten eines Steuerpflichtigen handelt jeder, 
dessen Tun oder pflichtwidriges Unterlassen mit Erfüllung bzw. Nichterfüllung 
der steuerrechtlichen Pflichten eines Steuerpflichtigen in Zusammenhang 
steht.306 Zu den Personen, die dem Steuerpflichtigen bei der Erledigung seiner 
steuerlichen Angelegenheiten Hilfe leisten, zählen z. B. der Prokurist, der Buch-
halter, der Rechtsanwalt oder andere Hilfspersonen des Steuerpflichtigen.307 
Eine Anstiftung oder Beihilfe zur leichtfertigen Steuerverkürzung gibt es nicht, 
da §§ 26, 27 StGB jeweils eine vorsätzlich begangene Haupttat voraussetzen; 
außerdem unterscheidet das Ordnungswidrigkeitsrecht nach dem Einheitstäter-
begriff i.S.d. § 14 OWiG nicht zwischen Täter und Teilnehmer.308 
b) Ahndung der Mitwirkungspflichtverletzungen, § 26a UStG 
Nach § 26a UStG sind die Nichtausstellung einer Rechnung (Nr. 1), das 
Nichtaufbewahren von Rechnungen durch Unternehmer und juristische Perso-
nen (Nr. 2) sowie durch Privatpersonen (Nr. 3), die Nichtvorlage der erforder-
lichen Bescheinigung bei ausländischen Kraftomnibussen i.S.d. § 18 XII UStG 
(Nr. 4), die Nichtabgabe einer sog. „Zusammenfassenden Meldung“ i.S.d. 
                                           
304  Vgl. S. Rolletschke, Steuerstrafrecht, Rn. 293. 
305  Vgl. J. Englisch, in: Tipke/Lang, Steuerrecht, § 17 Rz. 70ff. 
306  Vgl. S. Rolletschke, Steuerstrafrecht, Rn. 295. 
307  Vgl. S. Rolletschke, Steuerstrafrecht, Rn. 296f. 
308  Vgl. S. Rolletschke, Steuerstrafrecht, Rn. 291. 
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§ 18a UStG (Nr. 5), die Zuwiderhandlung gegen die Meldepflichtverordnung 
der Fahrzeuglieferung i.S.d. § 18c UStG (Nr. 6) sowie die Nichtvorlage von 
Unterlagen bei ausländischem Auskunftsersuchen i.S.d. § 18d UStG (Nr. 7) 
steuerordnungswidrig.309 Dabei handelt es sich grundsätzlich um die formellen 
Fehler bei Rechnungen oder Steueranmeldungen sowie die Nichterfüllung von 
Mitwirkungspflichten und damit nicht um die inhaltliche Substanz von Steuer-
erklärungen.310 Weiterhin muss die von § 26a UStG sanktionierte Handlung 
vorsätzlich oder leichtfertig (grob fahrlässig) geschehen.311 
Wird aber mit der von § 26a UStG sanktionierten Handlung zugleich eine 
Steuerstraftat begangen, wird die Ordnungswidrigkeit nach § 21 I OWiG ver-
drängt, sodass es nicht zu einer Doppelbestrafung kommen kann. Das oben an-
gesprochene Problem, ob Ordnungswidrigkeiten überhaupt das Doppelbestra-
fungsverbot (vgl. Art. 103 III GG) berühren, stellt sich dann nicht.312 
c) Schädigung des Umsatzsteueraufkommens, §§ 26b, 26c UStG 
Zur Bekämpfung des Umsatzsteuerkarussells wurden die §§ 26b, 26c UStG, 
die im Wesentlichen als Reaktion auf eine fehlende Sanktionsmöglichkeit be-
stimmter Formen der Karussellgeschäfte entwickelt wurden, eingeführt. 313 
Nach den §§ 370, 378 AO führte zunächst die schlichte Nichtentrichtung von 
ordnungsgemäß festgesetzten oder angemeldeten Steuern (z. B. ESt oder KSt) 
nicht zur Steuerhinterziehung, sondern zu verwirkten Säumniszuschlägen (vgl. 
§ 240 I AO); in der Folge konnte die Finanzbehörde dann regelmäßig nur zu 
Vollstreckungsmaßnahmen greifen; Sanktionsmöglichkeiten solcher Sachver-
halte bestanden wegen der (formal) bereits erfüllten Steuererklärungspflichten 
hingegen nicht.314 Nunmehr kann nach § 26b UStG die Nicht- oder nicht voll-
ständige Zahlung einer fälligen Umsatzsteuer, die in einer Rechnung i.S.d. § 14 
                                           
309  Vgl. H. Stadie, UStG, § 26a Rn. 4ff. 
310  Vgl. W. Widmann, UR 2014, S. 7. 
311  Vgl. H. Stadie, UStG, § 26a Rn. 1. 
312  Vgl. W. Widmann, UR 2014, S. 7 
313  Vgl. H. Stadie, UStG, §§ 26b, 26c Rn. 1; M. Schmidt, Die Nichtabführung von Umsatz-
steuer als Straftat, S. 28; M. Danzer, Bekämpfung von Umsatzsteuerkarussellgeschäften, 
S. 136f.; W. Wannemacher, Steuerstrafrecht, Rn. 1182; K. Gaede, in: Flore/Tsambikakis, 
Steuerstrafrecht, § 26b UStG Rn. 1f. 
314  Vgl. M. Singer, ZAP 2002, S. 220; W. Joeck, in: Joecks/Jäger/Randt, Steuerstrafrecht, 
§ 370 Rn. 742f.; D. Nöhren, Hinterziehung von Umsatzsteuer, S. 65. 
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UStG ausgewiesen wurde, zu einer Steuerordnungswidrigkeit führen.315 Da 
§ 26b UStG keine fahrlässige oder leichtfertige Begehung vorsieht, kann hier-
bei nur ein vorsätzliches Handeln geahndet werden (vgl. § 10 OWiG). Deshalb 
reicht das bloße Vergessen der Zahlung wegen fehlenden Vorsatzes nicht.316 
Diese Ordnungswidrigkeit kann mit einer Geldbuße bis zu 50.000 Euro geahn-
det werden.317  
Der Straftatbestand des § 26c UStG greift hingegen dann ein, wenn der Täter 
die in § 26b UStG definierte Handlung entweder gewerbsmäßig oder als Mit-
glied einer Bande, die sich zur fortgesetzten Begehung solcher Handlungen 
verbunden hat, ausübt. Deshalb erfasst die Strafnorm des § 26c UStG grundsätz-
lich eine Struktur der organisierten Kriminalität. Derartige Vorgehensweisen 
werden im äußersten Fall mit einer Freiheitsstrafe bis zu fünf Jahren bestraft.318 
Im Fall eines Umsatzsteuerkarussellbetrugs wird typischerweise ein Missing 
Trader eingerichtet. Dieser ist meistens kurzfristig wirtschaftlich tätig und mel-
det ordnungsgemäß sowie fristgerecht alle auf die Lieferketten anfallenden Um-
sätze und die in der Rechnung ausgewiesenen Umsatzsteuern beim Finanzamt an, 
um die Karussellgeschäfte möglichst lange unentdeckt zu lassen, damit der Puf-
fer einen Vorsteuerabzug erlangen kann.319 Er hat lediglich von Anfang an – 
zumindest zum Zeitpunkt des Abschlusses der Geschäfte über umsatzsteuer-
pflichtige Leistungen320 – die Absicht, die Umsatzsteuer nicht an die Finanzbe-
hörde abzuführen oder vor der Bezahlung einfach zu verschwinden. 
Seine vorsätzliche fehlende Entrichtung der angemeldeten Umsatzsteuer führt 
nicht nur zum Umsatzsteuerschaden, sondern auch infolge des mit der Rech-
                                           
315  Vgl. R. Seer, in: Tipke/Lang, Steuerrecht, § 23 Rz. 99; H. Kußmaul/K. Hilmer, Steuer-
Stud 10/2006, S. 528. 
316  Vgl. A. Dathe, Umsatzsteuerhinterziehung, S. 60; S. Rolletschke, Steuerstrafrecht, Rn. 
443; H. Schaumburg/S. Peters, Internationales Steuerstrafrecht, Rn. 17.47; K. Gaede, in: 
Flore/Tsambikakis, Steuerstrafrecht, § 26b UStG Rn. 34. 
317  Der Bußgeldrahmen orientiert sich nicht an Steuergefährdungen der §§ 379ff. AO, son-
dern an der leichtfertigen Steuerverkürzung des § 378 AO, s. BT-Drucks. 14/7471, v. 
23.11.2001, S. 8. 
318  Vgl. R. Seer, in: Tipke/Lang, Steuerrecht, § 23 Rz. 81; K. Blesinger, in: Offerhaus/
Söhn/Lange, USt, § 26c Rn. 4; H. Kußmaul/K. Hilmer, SteuerStud 10/2006, S. 528; K. 
Gaede, in: Flore/Tsambikakis, Steuerstrafrecht, § 26c UStG Rn. 2. 
319  Vgl. M. Schmidt, Die Nichtabführung von Umsatzsteuer als Straftat, S. 37; D. Nöhren, 
Hinterziehung von Umsatzsteuer, S. 86; K. Gaede, in: Flore/Tsambikakis, Steuerstraf-
recht, § 26b UStG Rn. 4. 
320  Vgl. M. Schmidt, Die Nichtabführung von Umsatzsteuer als Straftat, S. 216f. 
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nung prinzipiell ermöglichten Vorsteuerabzugs zur Gefährdung des Mehrwert-
steuersystems und zur Wettbewerbsverzerrung; deshalb wird sie zwar – man-
gels einer Nicht- oder Falschanmeldung – nicht nach §§ 370, 378 AO sanktio-
niert, jedoch kann die Tat hierbei nach § 26b UStG mit Geldbuße geahndet 
werden.321 In der Praxis ist der Missing Trader bezüglich des Karussellge-
schäfts oftmals Mitglied einer Bande, die sich zur fortgesetzten Begehung sol-
cher Schädigungen des Umsatzsteueraufkommens verbunden hat, weshalb er 
sich aufgrund der Gewerbs- und Bandenmäßigkeit des Handels nach § 26c 
UStG strafbar gemacht hat.322 Die Ordnungswidrigkeit des § 26b UStG tritt 
zunächst im Wege der Subsidiarität gemäß § 21 I S. 1 OWiG hinter die Straftat 
des § 26c UStG zurück.323  
Da die durch die missbräuchliche Ausnutzung der systemimmanenten 
Schwachstellen des geltenden Umsatzsteuerrechts organisierten Karussellge-
schäfte sowie die betrügerisch agierende Lieferkette nicht nur zu milliarden-
schweren Steuerausfällen, sondern auch zu gravierenden Wettbewerbsverzer-
rungen führen, kann hierbei die bestimmte Sanktionierung der vorsätzlichen 
Nichtzahlung einer eigenen Steuerschuld im Rahmen der Umsatzsteuer – im 
Vergleich zu anderen Steuerarten – gerechtfertigt sein.324 Allerdings wird nach 
Ansicht des Gesetzgebers lediglich eine bestimmte Fallgruppe, in der der Steu-
erpflichtige (grundsätzlich nur der Missing Trader) zwar die ordnungsgemäße 
Rechnung i.S.d. § 14 UStG rechtzeitig ausstellt (keine Scheinrechnung) und die 
in der Rechnung ausgewiesenen Umsatzsteuerbeträge ordnungsgemäß anmel-
det (keine Nicht- oder Falschanmeldung), aber nicht oder nicht vollständig an 
das Finanzamt abführt, von §§ 26b, 26c UStG erfasst325; ihre praktische Be-
                                           
321  Vgl. K. Blesinger, in: Offerhaus/Söhn/Lange, USt, § 26b Rn. 7ff.; F. Klenk, in: 
Sölch/Ringleb, UStG, § 26b Rz. 2; K. Gaede, in: Flore/Tsambikakis, Steuerstrafrecht, 
§ 26b UStG Rn. 2 
322  Vgl. M. Muhler, wistra 2009, S. 4; S. Rolletschke, Steuerstrafrecht, Rn. 191; D. Nöhren, 
Hinterziehung von Umsatzsteuer, S. 87f. 
323  Vgl. S. Rolletschke, Steuerstrafrecht, Rn. 445; K. Blesinger, in: Offerhaus/Söhn/Lange, 
USt, § 26b Rn. 62; K. Gaede, in: Flore/Tsambikakis, Steuerstrafrecht, § 26b UStG Rn. 41. 
324  Vgl. M. Schmidt, Die Nichtabführung von Umsatzsteuer als Straftat, S. 46f.; K. Blesinger, 
in: Offerhaus/Söhn/Lange, USt, § 26b Rn. 3, § 26c Rn. 4. 
325  Vgl. W. Joeck, in: Joecks/Jäger/Randt, Steuerstrafrecht, § 370 Rn. 748; S. Rolletschke, 
Steuerstrafrecht, Rn. 437. 
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deutung scheint daher – im Vergleich zu der im Erklärungsbereich begangenen 
Täuschungshandlung i.S.d. §§ 370, 378 AO – eher nebensächlich.326 
2. Vergleich mit dem taiwanesischen Recht 
a) Überblick über Bußgeldvorschriften des tw-UStG 
Angesichts der leeren Kassen der öffentlichen Hand und zur Bekämpfung des 
Umsatzsteuerbetrugs hat der taiwanesische Gesetzgeber schon sehr früh eine 
Reihe von mit Bußgeld bewehrten Sanktionsbestimmungen im tw-UStG ge-
schaffen (vgl. §§ 45 ff. tw-UStG). Als zentrale Bußgeldnorm des Umsatzsteu-
erdelikts wird § 51 tw-UStG bezeichnet. Zum Schutz des Umsatzsteuerauf-
kommens kämpft diese Vorschrift nicht nur gegen die bloße Nichtabgabe der 
Umsatzsteueranmeldung oder Nichterfüllung des Steueranspruchs, sondern 
auch gegen bestimmte typische Angriffsarten der Umsatzsteuerbetrüger. Dem-
entsprechend werden sieben – beispielhaft aufgezählte – Begehungsformen des 
Umsatzsteuerbetrugs in § 51 I Nr. 1-7 tw-UStG unterschieden. Der Erfolg der 
Umsatzsteuerverkürzung kann nur durch diese unter Abs. 1 Nr. 1-7 genannten 
individuellen Tathandlungen (vorsätzlich oder fahrlässig) herbeigeführt werden. 
Neben § 51 tw-UStG wird nach den §§ 45 ff. tw-UStG die vorsätzliche oder 
fahrlässige Zuwiderhandlung gegen umsatzsteuerrechtliche Vorschriften über 
die zur Vorbereitung, Sicherung oder Nachprüfung der Besteuerung auferlegten 
Mitwirkungspflichten als Umsatzsteuergefährdung mit Geldbuße geahndet. So 
wird z. B. der Verstoß gegen die Anmeldungspflicht von Betrieben mit einer 
Geldbuße bis zu 10.000 TWD geahndet (vgl. § 45 tw-UStG), wegen Nichter-
füllung der Ab- oder Ummeldungspflicht von Betrieben wird eine Geldbuße 
von bis zu 5.000 TWD verhängt (vgl. § 46 I Nr. 1 tw-UStG), die pflichtwidrige 
Nichtausstellung einer gesetzlichen Einheitsrechnung wird mit einer Geldbuße 
bis zu 10.000 TWD geahndet (vgl. § 47 I Nr. 1 tw-UStG) und der Verstoß ge-
gen Pflichtangaben auf Rechnungen wird mit einer Geldbuße bis zu 5.000 
TWD geahndet (vgl. § 48 I tw-UStG).327 
                                           
326  Vgl. S. Rolletschke, Steuerstrafrecht, Rn. 433; H. Stadie, UStG, §§ 26b, 26c Rn. 5; 
K. Gaede, PStR 2011, S. 237; A. Dathe, Umsatzsteuerhinterziehung, S. 67; M. Danzer, 
Bekämpfung von Umsatzsteuerkarussellgeschäften, S. 149. 
327  Vgl. Q. Chen, Steuerrecht-BT, S. 487ff.; J. Wu, Steuerstrafrecht, S. 281ff. 
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Diese Umsatzsteuergefährdungen bilden die typischen Vorbereitungshandlungen 
im Vorfeld der (Umsatz-)Steuerverkürzung (ähnlich zu § 379 de-AO und § 26a 
de-UStG). Soweit der Steuerpflichtige mit Hilfe der in den §§ 45 ff. tw-UStG 
genannten Verhaltensweisen eine Umsatzsteuerverkürzung i.S.d. § 51 tw-UStG 
begeht und dadurch der Erfolg einer Umsatzsteuerverkürzung vorliegt, handelt 
es sich lediglich um ein Umsatzsteuerdelikt des § 51 tw-UStG. Die Umsatzsteu-
ergefährdungen i.S.d. §§ 45 ff. tw-UStG treten im Wege der Subsidiarität hinter 
eine Umsatzsteuerverkürzung nach § 51 tw-UStG zurück.328 Dieses Ergebnis ist 
grundsätzlich mit dem Konkurrenzverhältnis zwischen der Steuerverkürzung der 
§§ 370, 378 de-AO und der Steuergefährdung der §§ 379 ff. de-AO sowie des 
§ 26a de-UStG identisch.329 
b) Die vielfältigen Begehungsvarianten des § 51 tw-UStG 
Die im § 51 I Nr. 1-7 tw-UStG normierten sieben Verhaltensweisen bestehen 
erschöpfend darin, wer als Steuerpflichtiger 
1. vor Eröffnung des Betriebs dem Finanzamt seine Erwerbstätigkeit nicht 
anmeldet, 
2. über 30 Tage nach Ablauf des Fälligkeitstages (Umsatzsteueranmel-
dungszeitraumes) keine Umsatzsteueranmeldung abgibt und zusätzlich 
auch keine zu zahlende Umsatzsteuer (Vorauszahlung) entrichtet, 
3. die Umsatzbeträge in der Umsatzsteueranmeldung zu gering angibt oder 
einfach verschweigt, 
4. nach der Aufgabe des Betriebs oder der durch das Finanzamt ausgespro-
chenen Gewerbeuntersagung immer noch seine gewerbliche Tätigkeit 
ausübt, 
5. falsche (zu hohe) Vorsteuerbeträge in der Umsatzsteueranmeldung auf-
führt,  
                                           
328  Vgl. der Beschluss der Konferenz von Vorsitzenden Richtern und Richtern des Oberst-
verwaltungsgerichts vom März 1995 (行政法院 84年 3月份庭長評事聯席會議決議); 
tw-BMF-Schreiben v. 26.4.1996, Tai-Tsai-Shuei-Tse Nr. 851903313 (財政部 85年 4月
26日台財稅第 851903313號函). 
329  Vgl. R. Seer, in: Tipke/Lang, Steuerrecht, § 23 Rz. 102; S. Rolletschke, Steuerstrafrecht, 
Rn. 396f. 
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6. über 30 Tage nach Ablauf des Fälligkeitstages in Fällen der Verlagerung 
der Steuerschuldnerschaft nach § 36 tw-UStG keine zu zahlende Um-
satzsteuer entrichtet oder 
7. eine Umsatzsteuerverkürzung (in einer anderen Weise) bewirkt. 
Trotz der vielfältigen Tathandlungen – Handlungsdelikt und Unterlassungsde-
likt – enthält dieser recht weit formulierte Tatbestand einige für alle Bege-
hungsweisen geltende Gemeinsamkeiten. Die ersten, zweiten, vierten und 
sechsten Begehungsalternativen richten sich wesentlich gegen steuerpflicht-
widriges Unterlassen (vgl. § 51 I Nr. 1, 2, 4, 6 tw-UStG), während sich die 
dritten und fünften Handlungsvarianten auf positives Tun beziehen (vgl. § 51 I 
Nr. 3, 5 tw-UStG).330 Bei der letzten Verwirkungsform (vgl. § 51 I Nr. 7 
tw-UStG) kann das Handeln auf irgendeine andere betrügerische Weise durch 
aktives Tun oder Unterlassen eintreten, soweit dadurch eine Umsatzsteuerver-
kürzung herbeigeführt werden kann. 
aa) Tathandlung in einem aktiven Tun 
In der Umsatzsteueranmeldung werden für den entsprechenden Anmeldungs-
zeitraum die Umsätze in Bemessungsgrundlagen aufgeteilt und daher die Um-
satzsteuerbeträge sowie die entstandenen Vorsteuerbeträge erklärt. Dabei han-
delt es sich um die häufigen und typischen Fallkonstellationen im Bereich des 
Umsatzsteuerbetrugs, in denen die in der Umsatzsteueranmeldung angegebenen 
Tatsachen von Umsatz- und/oder Vorsteuerbeträgen unrichtig oder unvollstän-
dig sind. Zur Sanktion dieser Fälle der Umsatzsteuerhinterziehung sind hinge-
gen nach der gesetzlichen Formulierung in § 51 I Nr. 3, 5 tw-AO zwei Tat-
handlungsvarianten vorgesehen, die sich in erster Linie nicht auf die Nichtab-
gabe einer Umsatzsteueranmeldung beziehen, sondern auf die Verletzung der 
Pflicht zur richtigen und vollständigen Angabe.331 Dabei befindet sich nur die 
Tatbestandsverwirklichung durch ein aktives Tun. 
(1) Falschangaben bei Umsatzbeträgen, § 51 I Nr. 3 tw-UStG 
Bei dieser Begehungsalternative wird die Umsatzsteueranmeldung zwar frist-
gemäß abgegeben, jedoch enthält sie nicht alle steuerpflichtigen (Ausgangs-)
                                           
330  Vgl. J. Wu, Steuerstrafrecht, S. 358f.; M. Huang, Rootlaw 2010, S. 178ff. 
331  Vgl. M. Huang, Rootlaw 2010, S. 191f. 
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Umsätze, nämlich unrichtige oder unvollständige Angaben, die zur Verkürzung 
der Umsatzsteuer führen können. Häufig wird diese Tatbestandsverwirklichung 
durch Geschäfte ohne Rechnungen ermöglicht oder erleichtert.332 
(2) Falschangaben bei Vorsteuern, § 51 I Nr. 5 tw-UStG 
Durch die Angabe fiktiver Eingangsumsätze oder mittels Eingangsrechnungen, 
die sich nicht auf tatsächlich durchgeführte Geschäfte beziehen oder erstellt 
wurden, erreicht der Unternehmer wegen fingierter überhöhter Vorsteuern ei-
nen Vorsteuerüberhang oder eine Verringerung der Zahllast, und damit wird 
die geschuldete Umsatzsteuer hinterzogen.333 Die unrichtige Angabe von (zu 
hohen) Vorsteuerbeträgen, die durch die Angabe fiktiver Geschäfte von 
Scheinfirmen oder Scheinrechnungen getarnt werden, gilt als die häufigste Er-
scheinungsart dieser Verwirklichungsform.334 
Bei Vorliegen der Voraussetzungen des ersten Absatzes Nr. 5 wird nach dem 
zweiten Absatz (§ 51 II tw-UStG), der seit 2011 in den § 51 tw-UStG eingefügt 
wurde, die Ahndung (mit einer Geldbuße oder Gewerbeuntersagung) aus-
nahmsweise nicht festgesetzt, soweit  
− die in der Eingangsrechnung ausgewiesenen Umsätze tatsächlich ausge-
führt wurden,  
− der tatsächlich leistende Unternehmer diese nicht von ihm ausgestellte 
Eingangsrechnung beim Leistungsempfänger abgegeben hat und 
− der tatsächlich leistende Unternehmer die auf den Rechnungen ausge-
wiesene Umsatzsteuer (bzw. die vom Leistungsempfänger vereinnahmte 
Umsatzsteuer) nachträglich abgeführt hat und die aufgrund eines Ver-
stoßes gegen die Rechnungspflichten bewirkte Steuerverkürzung geahn-
det wurde.335 
Die ahndungsausschließenden Merkmale des § 51 II tw-UStG knüpfen grund-
sätzlich an die Gutgläubigkeit des Steuerpflichtigen bzw. des Leistungsemp-
fängers an. Die in der Eingangsrechnung ausgewiesenen Umsätze wurden tat-
sächlich ausgeführt; allerdings wusste er nicht, dass der tatsächlich leistende 
                                           
332  Vgl. M. Huang, Rootlaw 2010, S. 181. 
333  Vgl. J. Wu, Steuerstrafrecht, S. 388f. 
334  Vgl. J. Wu, Steuerstrafrecht, S. 395ff. 
335  Vgl. Q. Chen, Steuerrecht-BT, S. 517. 
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Unternehmer kein echter Leistungserbringer war, sondern (meistens) eine 
Scheinfirma, und die erhaltene Eingangsrechnung wesentlich auch eine 
Scheinrechnung war.336  
bb) Tathandlung in einem Unterlassen 
(1) Unterlassen der Betriebsanmeldung, § 51 I Nr. 1 tw-UStG 
Nach § 51 I Nr. 1 tw-UStG handelt ordnungswidrig, wer als Steuerpflichtiger 
eine Umsatzsteuerverkürzung durch Nichtanmeldung des Betriebes bewirkt. 
Dabei ist die Begehungsform das pflichtwidrige Unterlassen der Betriebsan-
meldung. 
Die typischerweise vorkommende Steuerverkürzungshandlung beginnt 
grundsätzlich mit der Abgabe unrichtiger Steuererklärungen oder der Nicht-
abgabe vorgeschriebener Steuererklärungen. Dementsprechend können un-
richtige Buchungen, falsche Belege, keine Betriebsanmeldung vor Eröffnung 
des Betriebs sowie Nichtanzeige einer Erwerbstätigkeit zwar eine Steuerver-
kürzung ermöglichen oder erleichtern, jedoch sind sie unter dem Gesichts-
punkt der unmittelbaren Gefahr der Tatbestandsverwirklichung lediglich als 
straflose Vorbereitungshandlungen – im Vorfeld der Steuerhinterziehung – 
anzusehen. Da nur in der Steuererklärung der Tatbestand einer Steuerverkür-
zung liegen kann, ist eine Buchführung oder Rechnungsausstellung als solche 
steuerrechtlich noch nicht erheblich und soll steuerstrafrechtliche Bedeutung 
erst mit der Abgabe oder Nichtabgabe einer Steuererklärung erlangen. 
Demzufolge scheint es zweifelhaft, dass die gesetzliche Formulierung „keine 
Betriebsanmeldung vor Eröffnung des Betriebs“ nach § 51 I Nr. 1 tw-UStG als 
ein Unterlassen der Umsatzsteuerverkürzung anzusehen ist. Bewirkt ein Unter-
nehmer vorsätzlich oder fahrlässig durch ein pflichtwidriges Unterlassen eine 
Umsatzsteuerverkürzung, sollen mehrere Stadien durchlaufen werden: Zeigt er 
dem Finanzamt vor Eröffnung des Betriebs seine Firma und Erwerbstätigkeit 
nicht an, dann sind folglich keine Geschäftsbücher oder Aufzeichnungen für 
seinen Betrieb zu führen und keine betreffenden Unterlagen aufzubewahren. 
                                           
336  Vgl. Amtsblatt des taiwanesischen Parlaments, Band 100, Ausgabe 8, Nr. 3860, Teil 1, 
S. 210f. (立法院公報 100卷 8期 3860號 1冊 210-211頁); M. Huang, Steuerrecht-BT, 
S. 593f.; J. Wu, Steuerstrafrecht, S. 398. 
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Vor Ausführung der Leistung beantragt er keine – durch das tw-FinMin. ein-
heitlich vorgedruckten – (Blanko-)Einheitsrechnungen und kann damit bei 
Leistungserbringungen an andere Unternehmer auch keine (Einheits-)Rechnung 
mit ausgewiesener Umsatzsteuer ausstellen. Schließlich reicht er nach dem 
Anmeldungszeitraum keine Umsatzsteueranmeldung ein und damit wird die 
Umsatzsteuer verkürzt.337  
Mit dem Unterlassen der Betriebsanmeldung vor Eröffnung des Betriebs hat 
der Unternehmer hier tatsächlich noch nicht zum Bewirken einer Steuerver-
kürzung unmittelbar angesetzt, sondern erst mit der Nichtabgabe der Umsatz-
steueranmeldung, die nach § 51 I Nr. 2 tw-UStG bereits als Tathandlung vor-
gesehen ist. Die Nichtanmeldung des Betriebes stellt wesentlich nur eine Vor-
bereitungshandlung als Vorstufe der Steuerverkürzung dar und ist bereits als 
Steuergefährdung nach § 45 tw-UStG mit Bußgeld bedroht. Dementsprechend 
ist diese Begehungsalternative hier mit dem Hinweis auf strafrechtliche Erfor-
dernisse überhaupt ungeeignet und überflüssig.338  
(2) Nichtabgaben einer Umsatzsteueranmeldung, § 51 I Nr. 2 
tw-UStG 
Nach § 51 I Nr. 2 tw-UStG handelt ein Steuerpflichtiger ordnungswidrig, wenn 
er über 30 Tage nach Ablauf des Anmeldungszeitraumes keine Umsatzsteuer-
anmeldung abgibt und zusätzlich auch keine zu zahlende Umsatzsteuer (Vo-
rauszahlung) entrichtet. Die tatbestandsmäßige Handlung ist daher das Unter-
lassen der Abgabe einer Umsatzsteueranmeldung in der vorgesehenen Frist. 
Nach dem Wortlaut des Tatbestandes Nr. 2 macht sich strafbar nicht nur die 
Nichtabgabe der Umsatzsteueranmeldung, sondern auch die verspätete Einrei-
chung. Die Formulierung der genannten „Nichtabgabe“ wird hierbei im weite-
ren Sinne ausgelegt.  
                                           
337  Dazu ähnlich s. Oberstverwaltungsgericht Taiwans v. 30.11.2012, Cai-Tze Nr. 2517 (最
高行政法院 101年度裁字第 2517號裁定); v. 23.11.2012, Cai-Tze Nr. 2376 (最高行
政法院 101年度裁字第 2376號裁定); v. 13.11.2008, Pan-Tze Nr. 1005 (最高行政法
院 97年度判字第 1005號判決); v. 26.7.2002, Pan-Tze Nr. 1385 (最高行政法院 91年
度判字第 1385號判決); v. 12.10.2000, Pan-Tze Nr. 2932 (最高行政法院 89年度判字
第 2932號判決). 
338  Vgl. K. Ko, Soochow University Public Law Review 2013, S. 418f. 
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Die vorsätzliche oder fahrlässige Unterlassung, die Umsatzsteueranmeldung 
innerhalb der gesetzlichen Fristen abzugeben, kommt nicht sofort nach Fristab-
lauf zur Abgabe einer Umsatzsteueranmeldung als tatbestandsmäßiges Verhal-
ten in Betracht, sondern erst wenn nach Ablauf des Fälligkeitstages 30 Tage 
überschritten werden. Ist die Umsatzsteueranmeldung lediglich zum Ablauf des 
Fälligkeitstermins (Umsatzsteueranmeldungszeitraumes) unterblieben, liegt 
noch keine tatbestandsmäßige Handlung vor; erst „über 30 Tage“ nach Ablauf 
des Fälligkeitstages wird die Ordnungswidrigkeit für die Nichtanmeldung i.S.d. 
§ 51 I Nr. 2 tw-UStG verwirklicht. Anders ausgedrückt können diese 30 Tage 
als eine bestimmte Verlängerungsfrist zum Eintritt einer tatbestandsmäßigen 
Handlung (Unterlassen) bzw. einer Tatvollendung angesehen werden.339 Die 
bloße Versäumung einer kurzen Frist (nicht über 30 Tage nach Ablauf der An-
meldefrist) zur Abgabe einer Umsatzsteueranmeldung ist daher straflos. 
Hingegen kann bis zum dreißigsten Tag nach Ablauf des Anmeldungszeit-
raums die Steuerbehörde wegen der fehlenden oder unpünktlichen Abgabe 
einer Steuererklärung – statt Verhängung einer Geldbuße – einen Ver-
spätungszuschlag nach § 49 tw-UStG berechnen; inzwischen kann auch gegen 
den Unternehmer, der entgegen seiner Verpflichtung die fällige Umsatzsteuer 
nicht fristgerecht entrichtet, ein Säumniszuschlag nach § 50 tw-UStG festge-
setzt werden.340 
Da sich diese Tathandlungsvariante wesentlich in Form der Nichtabgabe der 
Umsatzsteueranmeldung (nämlich Nichthandlung) äußert, handelt es sich dabei 
um ein echtes Unterlassungsdelikt. Dementsprechend ist die Verwirklichung 
dieser Tatbestandsalternative nicht gegeben, wenn der Unternehmer seine Um-
satzsteueranmeldung zwar fristgemäß abgibt, jedoch darin einige für die Steuer-
festsetzung erhebliche und erforderliche Angaben – z. B. die Summe der steuer-
baren Ausgangsumsätze – fehlen oder verschwiegen und auch nicht rechtzeitig 
nachgeholt werden. Da in diesem Fall die Umsatzsteueranmeldung bereits – zu-
mindest formell – eingereicht ist, handelt es sich hierbei nicht um die (passive) 
Nichtabgabe, sondern um die (aktive) Abgabe einer unrichtigen Umsatzsteuer-
anmeldung. Hierbei geht es wesentlich um die Verwirklichungsform des Tatbe-
stands Nr. 3. Nur wenn derjenige, der steuerpflichtige Umsätze verheimlicht, 
                                           
339  S. M. Huang, Steuerrecht-AT III, S. 728f. 
340  S. M. Huang, Steuerrecht-AT III, S. 819. 
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seiner Pflicht zur Abgabe einer Umsatzsteueranmeldung nicht nachkommt, steht 
bei dieser Alternative das Unterlassen im Vordergrund.341 
Dieser Tatbestand ist – unter gewissen Voraussetzungen – nicht nur durch die 
Nichtanmeldung, sondern auch durch die fehlende oder verspätete Entrichtung 
der entstehenden Umsatzsteuerbeträge verwirklicht.342 Allerdings ist die bloße 
Nichtentrichtung einer bereits ordnungsgemäß angemeldeten Umsatzsteuer, die 
in Rechtsprechung und Literatur keine Steuerhinterziehung in Deutschland dar-
stellt, in der Praxis – aus steuerverfahrensrechtlicher Sicht – fast kaum vor-
stellbar: Zur vollständigen Erledigung der Umsatzsteueranmeldung hat der 
Steuerpflichtige gemäß § 35 I tw-UStG im Besteuerungsverfahren sowohl die 
steuerlichen Angaben als auch die Quittung über die Vorausentrichtung der 
(selbst berechneten) Umsatzsteuer abzugeben (s. oben unter Kapitel 1, C. II. 3. 
b). Die Fälligkeiten der zu entrichtenden Umsatzsteuer und der abzugebenden 
Umsatzsteueranmeldung sind daher identisch. Dies führt dazu, dass ohne Vo-
rauszahlung der Umsatzsteuer die Steueranmeldung formell noch als „Nicht-
abgabe“ angesehen wird, obwohl der für die Umsatzsteueranmeldung erforder-
liche Antrag gestellt wird. Dementsprechend wird in der Praxis keine Umsatz-
steueranmeldung eingereicht, wenn der Unternehmer die Umsatzsteuer nicht 
abführen will.343  
Der typische Fall i.S.d. § 26b de-UStG, in dem der Unternehmer mit Absicht 
nur den entsprechenden Umsatz in seiner Steueranmeldung anmeldet, jedoch 
die deklarierte Umsatzsteuer bei der Fälligkeit nicht zahlt, ist in der taiwanesi-
schen Praxis – aus steuerverfahrensrechtlicher Sicht – fast kaum vorstellbar. 
Deshalb liegt zurzeit in Taiwan keine dringende Notwendigkeit der Strafbarkeit 
von (vorsätzlichen) Nichtentrichtungen der angemeldeten Umsatzsteuer vor. 
Als Ergebnis ist festzuhalten, dass sich die Tathandlung des § 51 I Nr. 2 
tw-UStG vor allem an der Nichtabgabe der Umsatzsteueranmeldung orientiert, 
nicht an der Nichtzahlung. Unterbleibt lediglich die (rechtzeitige) Entrichtung 
der richtig angemeldeten Umsatzsteuer, soll die Finanzbehörde grundsätzlich 
gegen diese Unterlassung – statt Verhängung einer Geldbuße – einen Säum-
niszuschlag nach § 50 tw-UStG festsetzen. 
                                           
341  Vgl. J. Wu, Steuerstrafrecht, S. 369. 
342  Vgl. M. Huang, Rootlaw 2010, S. 179. 
343  S. M. Huang, Steuerrecht-AT III, S. 818. 
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(3) Fortbestand des Betriebs nach der Betriebsabmeldung, § 51 I 
Nr. 4 tw-UStG 
In dem Wortlaut des § 51 I Nr. 4 tw-UStG befinden sich zwei Zustände: Ent-
weder nach der Abmeldung des Betriebs oder nach der durch das Finanzamt 
ausgesprochenen Gewerbeuntersagung übt der Unternehmer allerdings seine 
gewerbliche Tätigkeit immer noch aus und bewirkt dadurch eine Umsatzsteu-
erverkürzung. Hat ein Unternehmer seine Firma nicht weiter fortgeführt und 
damit – wegen der Betriebsaufgabe – den Betrieb bereits abgemeldet, muss er 
nachher sein Unternehmen nochmals anmelden, bevor er seiner werbenden 
gewerblichen Tätigkeit wieder nachgehen will. Tut er es aber nicht, so kommt 
die erste Variante in Betracht. Bei der zweiten Variante handelt es sich um ei-
nen Verstoß gegen die Gewerbeuntersagung.344  
Beide Fallkonstellationen führen im Ergebnis auch durch Nichtanmeldung zur 
Umsatzsteuerverkürzung, weil in der Realität der Unternehmer nach der Be-
triebsabmeldung oder nach der Gewerbeuntersagung seine fortbestehenden 
gewerblichen Tätigkeiten bzw. die steuerpflichtigen Umsätze verschweigt (oder 
verschweigen will). Dementsprechend gibt er später auch keine Umsatzsteuer-
anmeldung ab und dadurch wird die Umsatzsteuer verkürzt.345 
Allerdings besteht hier auch der Zweifel an dem Erfordernis dieser Bege-
hungsalternative – ähnlich wie die vorerwähnte Fragwürdigkeit der Bege-
hungsform des § 51 I Nr. 1 tw-UStG. Der Unternehmer hat zwar nach der Be-
triebsabmeldung oder nach der Gewerbeuntersagung seine gewerblichen Tä-
tigkeiten weiterhin ausgeübt, jedoch besteht theoretisch noch die Möglichkeit, 
dass seine Umsatzsteueranmeldung ordentlich und fristgemäß abgegeben wird. 
Nur mit der Nichtabgabe der Umsatzsteueranmeldung des § 51 I Nr. 2 
tw-UStG wird offensichtlich eine Steuerverkürzung unmittelbar bewirkt. Die 
Handlung des § 51 I Nr. 4 tw-UStG, die ebenfalls bereits als Steuergefähr-
dung nach § 46 I Nr. 1 tw-UStG mit Bußgeld bedroht ist, stellt daher im We-
sentlichen eine Vorbereitungshandlung als Vorstufe der Steuerverkürzung dar 
und führt lediglich zur mittelbaren Gefahr der Umsatzsteuerverkürzung.346 
                                           
344  Vgl. J. Wu, Steuerstrafrecht, S. 385. 
345  Vgl. J. Wu, Steuerstrafrecht, S. 386. 
346  Vgl. K. Ko, Soochow University Public Law Review 2013, S. 418. 
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Wenn durch diese Verhaltensweise eine Umsatzsteuerverkürzung verursacht 
wird, besteht ein Konkurrenzverhältnis zwischen § 51 I Nr. 2 und Nr. 4 
tw-UStG. Ähnlich dem Konkurrenzverhältnis zwischen § 51 I Nr. 1 und Nr. 2 
tw-UStG wird wegen der Subsidiarität – die Vorbereitung tritt hinter den Ver-
such zurück oder das Gefährdungsdelikt hinter das Verletzungsdelikt – die 
Tathandlung des § 51 I Nr. 4 tw-UStG von der Tathandlung des § 51 I Nr. 2 
tw-UStG verdrängt. Dementsprechend ist diese Begehungsweise hier auch 
überflüssig.347  
(4) Nichtentrichtung der Umsatzsteuer, § 51 I Nr. 6 tw-UStG 
Die in § 51 I Nr. 6 tw-UStG enthaltene Begehungs- bzw. Unterlassungsform 
entspricht grundsätzlich der Unterlassungsalternative nach § 51 I Nr. 2 
tw-UStG. Die Hauptverschiedenheit liegt aber in dem Täterkreis. In Fällen der 
Verlagerung der Steuerschuldnerschaft nach § 36 tw-UStG ist nicht der leis-
tende Unternehmer tauglicher Täter, sondern der Leistungsempfänger. Dabei 
handelt es sich um die Person des Steuerpflichtigen.348 
Gemäß § 36 tw-UStG (ähnlich der Steuerschuldumkehr nach § 13b de-UStG) 
geht im grenzüberschreitenden Dienstleistungshandel (z. B. Bauleistung) die 
Umsatzsteuerschuld von einem im Ausland ansässigen Leistungserbringer 
(Unternehmer) auf den taiwanesischen Abnehmer (Nichtunternehmer oder Un-
ternehmer) über; der Leistungsempfänger ist daher der Steuerschuldner, der 
dann die Umsatzsteuer hierfür selbst berechnen sowie an das Finanzamt abfüh-
ren muss.349  
Entrichtet der als Steuerpflichtiger dargestellte Leistungsempfänger über 30 
Tage nach dem gesetzlich vorgeschriebenen Anmeldungszeitpunkt keine zu 
zahlende Umsatzsteuer, wird dies wegen einer pflichtwidrigen Unterlassung 
mit Geldbuße geahndet. Ähnlich wie die Tathandlungsvariante des § 51 I Nr. 2 
tw-UStG muss die Verspätung der Zahlung zur Tatbestandsverwirklichung 
mehr als 30 Tage betragen.350 
                                           
347  Vgl. K. Ko, Soochow University Public Law Review 2013, S. 419. 
348  Vgl. M. Huang, Rootlaw 2010, S. 179. 
349  S. dazu S. Zhang u.a., Umsatzsteuer, S. 83f.; zur Verlagerung der Steuerschuldnerschaft 
in Deutschland, s. J. Englisch, in: Tipke/Lang, Steuerrecht, § 17 Rz. 72f. 
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cc) Zur Tatvariante des § 51 I Nr. 7 tw-UStG 
In der weit gefassten Begehungsform des § 51 tw-UStG befindet sich noch ein 
Auffangtatbestand, demzufolge die Bewirkung einer Umsatzsteuerverkürzung 
nicht nur in den gesetzlich bestimmten Fällen des § 51 I Nr. 1-6 tw-UStG in 
Betracht kommt. Nach § 51 I Nr. 7 tw-UStG könnte jede andere Verhaltens-
weise, die nicht in den ersten sechs Alternativen des § 51 I tw-UStG genannt ist, 
mit Geldbuße bedroht sein, soweit dadurch eine Umsatzsteuerverkürzung ver-
ursacht wurde.351 
Mangels eigener begrifflicher Beschreibung der Tathandlung erfordert die 
Verfehlung des § 51 I Nr. 7 tw-UStG im Wesentlichen kein bestimmtes Han-
deln.352 Dadurch bleibt es dem rechtsanwendenden Steuerbeamten bzw. Rich-
ter überlassen, alle anderen nicht in § 51 I Nr. 1-6 tw-UStG ausdrücklich gere-
gelten Beispielfälle als Verkürzungshandlung zu behandeln. Zur Vermeidung 
eines potenziellen Verstoßes gegen das Bestimmtheitsgebot muss daher das 
tatbestandsmäßige Verhalten des Täters auf ein Erschleichen oder eine Täu-
schung – bzw. auf ein steuerunehrliches oder betrügerisches Handeln – als ein 
ungeschriebenes Tatbestandsmerkmal hinauslaufen und darauf gerichtet sein, 
eine (vorsätzliche oder fahrlässige) Steuerverkürzung zu bewirken.353 
In der Praxis wird z. B. die Erklärung von Umsätzen zum falschen Steuersatz in 
diese Begehungsalternative eingeordnet. Der Unternehmer täuschte die fingier-
ten Ausfuhrgeschäfte, die dem Null-Steuersatz unterliegen, in der Umsatzsteu-
eranmeldung vor, um auf diese Weise – vor allem durch Einschaltung von 
Strohmännern sowie Scheinunternehmen auf der Abnehmerseite – die über-
höhten Umsatzsteuervergütungen zu erschwindeln, und dadurch eine Umsatz-
steuerverkürzung zu bewirken.354 Die ähnlichen Fallkonstellationen, bei denen 
der Unternehmer die fingierten Steuerbefreiungen vorspiegelt, sind auch be-
                                           
351  Vgl. J. Wu, Steuerstrafrecht, S. 408. 
352  Vgl. K. Ko, Soochow University Public Law Review 2013, S. 420f. 
353  Vgl. J. Wu, Steuerstrafrecht, S. 360. 
354  Die Umsatzsteuervergütung ist zwar ein Steuervorteil, jedoch bewirkt das Erschleichen 
von Umsatzsteuervergütungen in der Praxis den tatbestandlichen Erfolg bzw. die Steu-
erverkürzung, weil im Bereich der Steuerordnungswidrigkeiten die Steuerverkürzung 
im weiteren Sinne auszulegen ist, s. oben unter B. II. 2. c) „Nur Steuerverkürzung als 
Taterfolg“. 
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kannt geworden.355 Allerdings beschäftigt diese Begehungsalternative – im 
Gegensatz zu anderen – die taiwanesische Rechtsprechung noch selten. 
dd) Vergleich 
Die deutschen Bußgeldbestimmungen der AO sowie des UStG beinhalten zwar 
keine der vorerwähnten detaillierten Begehungsformen des § 51 I tw-UStG, 
jedoch ist der in § 51 I tw-UStG vorgesehene Tatbestand grundsätzlich mit 
§ 370 I de-AO vergleichbar. Beispielsweise wird die Umsatzsteuerhinterzie-
hung im Fall des § 370 I Nr. 1 de-AO grundsätzlich entweder durch zu gering 
angegebene Umsatzbeträge (§ 51 I Nr. 3 tw-UStG) oder zu hoch aufgeführte 
Vorsteuerbeträge (§ 51 I Nr. 5 tw-UStG) begangen. Dementsprechend ist die 
Tathandlung des aktiven Tuns i.S.d. § 51 I Nr. 3, 5 tw-UStG hinsichtlich der 
möglichen Begehungsalternativen in § 370 I Nr. 1 de-AO enthalten, nach wel-
cher sich auch derjenige strafbar macht, der den Finanzbehörden unrichtige 
Angaben über steuerliche Tatsachen bzw. über die Umsatz- oder Vorsteuerbe-
träge macht und dadurch Umsatzsteuern verkürzt. 
Anschließend sind die in § 51 I Nr. 1, 2, 4, 6 tw-UStG vorgeschriebenen Un-
terlassungen ebenfalls in § 370 I Nr. 2 de-AO erfasst, wobei der Kern des 
pflichtwidrigen Unterlassens darin liegt, dass der Unternehmer die Finanzbe-
hörde durch Nichtabgabe einer Umsatzsteueranmeldung über steuerlich erheb-
liche Tatsachen in Unkenntnis lässt. Eine Umsatzsteuerhinterziehung ist nach 
§ 51 I Nr. 1, 2, 4, 6 tw-UStG sowie § 370 I Nr. 2 de-AO durch Unterlassen 
möglich, indem überhaupt keine Steueranmeldung abgegeben wird. Demgemäß 
werden in solchen Fällen grundsätzlich die Voraussetzungen der Steuerhinter-
ziehung nach deutschem Recht erfüllt sein. 
Weiterhin kann die Verweigerung oder Verzögerung der Umsatzsteuerzahlung 
sowohl in Deutschland (vgl. § 26b de-UStG) als auch in Taiwan (vgl. § 51 I 
Nr. 2 tw-UStG) unter bestimmten Voraussetzungen eine Steuerordnungswid-
rigkeit sein. 
                                           
355  S. tw-BMF-Schreiben v. 12.9.2013, Tai-Tsai-Shuei-Tse Nr. 10200629440 „Ermes-
sensanordnung hinsichtlich der Geldbuße in den Fällen der Steuerordnungswidrigkeiten 
nach Umsatzsteuerrecht“, S. 12 (財政部 102年 9月 12日台財稅字第 10200629440號
令：稅務違章案件裁罰金額或倍數參考表：營業稅法). 
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Das de-UStG kennt zwar keine dem § 51 I tw-UStG vergleichbare Bestimmung, 
allerdings können die in § 51 I tw-UStG aufgeführten Regelbeispiele möglicher 
Verkürzungshandlungen nach deutschem Recht ebenfalls als Steuerhinterzie-
hung oder leichtfertige Steuerverkürzung strafbar sein. Daher besteht keine 
dringende Notwendigkeit, die unter § 51 I Nr. 1-7 tw-UStG genannten Bege-
hungsalternativen in das de-UStG einzuführen. 
Umgekehrt sollte der Tatbestand des § 51 I Nr. 1-7 tw-UStG, der zwar einen 
umfangreichen Katalog mit beispielhaften Tathandlungen enthält, von welchen 
jedoch die meisten überflüssig scheinen, besser an das deutsche Vorbild des 
 § 370 I Nr. 1, 2 de-AO, welches nach falscher Abgabe (Handlung) und Nicht-
abgabe (Unterlassung) einer Umsatzsteueranmeldung differenziert, angepass t
werden. Hat z. B. ein an einem Umsatzsteuerkarussell beteiligter Unternehme r
in seiner Umsatzsteueranmeldung sowohl die – auf getätigte Umsätze anfal-
lende – Umsatzsteuer nicht in vollem Umfang angemeldet (§ 51 I Nr.  3
tw-UStG) als auch den Vorsteuerabzug bei lediglich fingierten Lieferunge n
geltend gemacht (§ 51 I Nr. 5 tw-UStG), wurden die zwei in § 51 I Nr. 3, 5
tw-UStG bestimmten Angriffsarten des Täters zur Umsatzsteuerverkürzung i n
Taiwan verwirklicht. Dabei handelt es sich theoretisch um eine doppelte Sank-
tionierung bei einer durch die gleiche Steueranmeldung begangenen Umsatz-
steuerverkürzung. Hingegen hat er wegen einer Pflichtverletzung – einer fal-
schen Steueranmeldung i.S.d. § 370 I Nr. 1 de-AO – eine Umsatzsteuerverkür-
zung in Deutschland begangen.
Ebenfalls liegt die ähnliche Schwierigkeit beim steuerpflichtwidrigen Unter-
lassen i.S.d. § 51 I Nr. 1, 2 tw-UStG: Wenn der Unternehmer dem Finanzamt 
vor Eröffnung des Betriebs seine Firma und Erwerbstätigkeit nicht angemeldet 
hat (§ 51 I Nr. 1 tw-UStG) und dann die im Rahmen seiner (nicht angemeldeten) 
Tätigkeit anfallende Umsatzsteuer trotz Fälligkeit auch nicht anmeldet (§ 51 I 
Nr. 2 tw-UStG), wurden die beiden in § 51 I Nr. 1, 2 tw-UStG bestimmten 
Tathandlungen (das pflichtwidrige Unterlassen der Betriebsanmeldung und der 
Steueranmeldung) zur identischen Umsatzsteuerverkürzung verwirklicht. 
Demgegenüber hat er wegen einer pflichtwidrigen Nichtabgabe einer Umsatz-
steuervoranmeldung i.S.d. § 370 I Nr. 2 de-AO eine Umsatzsteuerverkürzung 
in Deutschland begangen.
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c) Konkurrenz zwischen strafrechtlichen und 
bußgeldrechtlichen Sanktionen 
aa) Konkurrenz von Straftat und Ordnungswidrigkeit 
Da eine vorsätzliche Abgabe einer unrichtigen Umsatzsteueranmeldung auch 
eine betrügerische sowie aktive Handlung i.S.d. § 41 tw-AO ist, kommt bei der 
durch dieselbe Handlung (Falschanmeldung) bewirkten Umsatzsteuerverkür-
zung eine Konkurrenz – bzw. eine Tateinheit – zwischen der Steuerstraftat nach 
§ 41 tw-AO und der Steuerordnungswidrigkeit nach § 51 I Nr. 3, 5 tw-UStG in 
Betracht. Da die Ordnungswidrigkeiten dem Strafrecht im weiteren Sinne zu-
gerechnet werden und beide Sanktionsmittel repressiven Charakter haben, gilt 
das Verbot der Doppelbestrafung („ne bis in idem“) auch im Bereich der (Steu-
er-)Ordnungswidrigkeit in Taiwan.356 Zwischen Straftat und Ordnungswidrig-
keit besteht – ähnlich der herrschenden Meinung in Deutschland – kein we-
sensmäßiger, sondern nur ein gradueller Unterschied, weil im Vergleich zur 
Straftat die Ordnungswidrigkeit als eine leichtgewichtige Deliktsart nur einen 
geringeren Unrechts- und Schuldgehalt hat.357 Zur Vermeidung der Doppelbe-
strafung soll der Tatbestand einer Ordnungswidrigkeit hinsichtlich ihres gerin-
geren Unrechtsgehalts durch den Straftatbestand bei deren gleichzeitigem Zu-
sammentreffen verdrängt werden.358 
Dieses Konkurrenzverhältnis ist auch im § 26 I tw-OWiG (ähnlich dem § 21 I 
de-OWiG) vorgesehen, wonach lediglich die Strafbestimmung angewendet 
wird, wenn die Ordnungswidrigkeit durch dieselbe Handlung mit einer Straftat 
zusammentrifft, obwohl in Einzelfällen die verhängte Geldbuße (wegen der 
Multiplarstrafe) viel höher als die Geldstrafe ausfallen kann.359 Nach dem in 
§ 26 I tw-OWiG formulierten Regelsatz gelten Bußgeldtatbestände gegenüber 
                                           
356  Vgl. Verfassungsauslegung von Judicial Yuan v. 20.4.2000, Nr. 503 (司法院釋字第
503號); v. 21.10.2005, Nr. 604 (司法院釋字第 604號). 
357  Vgl. P. Stein, Straftat und/oder Ordnungswidrigkeit, S. 46f.; in der taiwanesischen Lite-
ratur s. C. Hung, Ordnungswidrigkeitenrecht, S. 112ff. 
358  Vgl. C. Hung, Ordnungswidrigkeitenrecht, S. 139; Q. Chen, Steuerrecht, S. 650f. 
359  In Deutschland ist die Ordnungswidrigkeit im Fall des gleichzeitigen Zusammentreffens 
gegenüber der Straftat auch generell subsidiär; demgemäß scheidet eine Mischsanktion 
aus Geldbuße und Strafe grundsätzlich aus, vgl. P. Stein, Straftat und/oder Ordnungs-
widrigkeit, S. 49f. 
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Straftatbeständen nur subsidiär.360 Sowohl in Taiwan (vgl. § 26 I tw-OWiG) 
als auch in Deutschland (vgl. § 21 I de-OWiG) ist daher bei gleichzeitigem 
Zusammentreffen von straf- und bußgeldrechtlichen Sanktionsnormen die Ku-
mulation von Geldbuße und Strafe grundsätzlich nicht zulässig. Dementspre-
chend wird bei Konkurrenz zwischen der Steuerstraftat des § 41 tw-AO und der 
Steuerordnungswidrigkeit des § 51 I Nr. 3, 5 tw-UStG lediglich § 41 tw-AO 
angewendet; dieselbe Handlung kann jedoch ausnahmsweise nach § 51 tw-AO 
mit Geldbuße geahndet werden, wenn die Strafe nicht verhängt wird (vgl. 
§ 26 II tw-OWiG; ähnlich dem § 21 II de-OWiG).
Darüber hinaus kommt eine Konkurrenz zwischen der Steuerstraftat nach § 41 
tw-AO und der Steuerordnungswidrigkeit nach § 51 I Nr. 1, 2, 4, 6 tw-UStG 
nicht in Betracht, da durch die vorsätzliche oder fahrlässige Unterlassung (Nich-
tabgabe einer Steuererklärung) der Tatbestand des § 41 tw-AO nicht verwirklicht 
ist. 
Abweichend vom taiwanesischen Recht stehen in Deutschland die wegen der 
Steuerverkürzung begangenen Steuerstraftaten des § 370 de-AO und Steuer-
ordnungswidrigkeiten des § 378 de-AO nicht nach der Abgrenzung von akti-
vem Tun und Unterlassen zueinander, sondern vorwiegend in einem Stufenver-
hältnis zwischen Vorsatz und (grober) Fahrlässigkeit. Im Hinblick auf die Inten-
sität des Handlungsunrechts ist das Fahrlässigkeitsunrecht geringer als das Vor-
satzunrecht zu bewerten; hingegen ist der Unrechtsgehalt der Steuerhinterzie-
hung zwischen aktivem Tun und passivem Unterlassen nahezu identisch. Des-
halb ist es (in Deutschland) zutreffend, dass sich die Steuerstraftat und Steuer-
ordnungswidrigkeit in dem subjektiven Tatbestandsmerkmal unterscheiden. 
bb) Betragsschwelle zur strafbaren Steuerhinterziehung 
Bei gleichzeitigem Zusammentreffen von Steuerhinterziehung (§ 41 tw-AO) 
und vorsätzlicher Umsatzsteuerverkürzung (§ 51 I Nr. 3, 5 tw-UStG) liegt fer-
ner in der taiwanesischen Praxis noch eine Schwelle zur strafbaren Steuerhin-
terziehung mit einem Hinterziehungsbetrag von 100.000 TWD (ca. 2.857 Euro) 
vor. Mit anderen Worten ist die vorsätzliche Umsatzsteuerhinterziehung wegen 
Geringfügigkeit der Steuerverkürzung, deren Betrag von 100.000 TWD nicht 
360  Ebenfalls ist § 21 I de-OWiG als eine Regel der strafrechtlichen Gesetzeskonkurrenz 
(insb. Subsidiarität) konzipiert, s. P. Stein, Straftat und/oder Ordnungswidrigkeit, S. 27. 
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überschritten wird, grundsätzlich nur nach § 51 I Nr. 3, 5 tw-UStG mit Geld-
buße bedroht.361 Demzufolge wird die vorsätzliche Abgabe einer unrichtigen 
Umsatzsteueranmeldung erst ab einem dadurch bewirkten Hinterziehungsbe-
trag von 100.000 TWD als Steuerstraftat des § 41 tw-AO eingestuft. Weil in 
diesen Fällen die Steuerbehörde nach Verwaltungsanweisungen die Ermittlung 
sowie die Strafsache nicht an die Staatsanwaltschaft abzugeben braucht und die 
Staatsanwaltschaft in der Regel auch die Strafsache nicht aktiv an sich zieht, so 
werden im Ergebnis sowohl keine strafrechtliche Verfolgung weiter aufge-
nommen als auch kein Hauptverfahren vor Gericht eröffnet. Dementsprechend 
orientiert sich die Abgrenzung zwischen der Umsatzsteuerhinterziehung i.S.d. 
§ 41 tw-AO und der Umsatzsteuerordnungswidrigkeit i.S.d. § 51 I Nr. 3, 5 
tw-UStG, die beide durch eine vorsätzliche und aktive Verkürzungshandlung 
begangen wurden, vor allem am Hinterziehungsbetrag. 
Allerdings kennen die tw-AO sowie Einzelsteuergesetze keine obige Geringfü-
gigkeitsgrenze in Höhe von 100.000 TWD, deshalb soll diese – im Hinweis des 
tw-FinMin. als Verwaltungsvorschrift bestehende – Toleranzgrenze nur ein re-
lativer Wert im Verhältnis zum verheimlichten Steuerbetrag sein. Dementspre-
chend kann die Steuerbehörde unter Berücksichtigung der besonderen Um-
stände des Einzelfalls bzw. zur Erreichung möglichst großer Einzelfallgerech-
tigkeit dieselbe Steuerstrafsache, in der die Summe der hinterzogenen Umsatz-
steuer 100.000 TWD trotzdem nicht übersteigt, auch an die Staatsanwaltschaft 
abgeben. Mangels eines „gesetzlichen“ bestimmten Schwellenwerts ist in Tai-
wan noch nicht völlig ersichtlich, dass Steuerverkürzungen geringen Ausmaßes 
vollständig aus dem Bereich des kriminellen Unrechts herausgenommen wer-
den sollten. 
Trotzdem zeigt der obige Aspekt des taiwanesischen Rechts, dass eine leichte 
Form der Steuerhinterziehung, in der lediglich eine geringwertige Steuerver-
kürzung (100.000 TWD) eingetreten ist und damit eine Strafbedürftigkeit fehlt, 
nicht als Straftat betrachtet wird, vielmehr als Ordnungswidrigkeit. Dies gilt 
auch in den meisten europäischen Ländern: In Ungarn wird die Steuerhinter-
ziehung ab einem Verkürzungsbetrag von 190 Euro als Straftat oder ein gericht-
                                           
361  Zum Hinweis des tw-Finanzministeriums auf die Abgabe einer Steuerstrafsache an die 
Staatsanwaltschaft, vgl. tw-BMF-Schreiben v. 6.2.2006, Tai-Tsai-Shuei-Tse Nr. 
9504508090 (財政部 95 年 2 月 6 日台財稅字第 9504508090 號函); v. 12.7.2004, 
Tai-Tsai-Shuei-Tse Nr. 930452381 (財政部 93年7月12日台財稅字第930452381號令). 
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lich strafbares Steuervergehen eingestuft, in Tschechien ab 1.750 Euro, in Por-
tugal ab 7.500 Euro, in Griechenland ab 15.000 Euro, in Österreich ab 75.000 
Euro und (am höchsten) in Spanien ab 120.000 Euro.362 Zur Entkriminalisie-
rung der Hinterziehung geringerer Beträge hat daher eine Reihe europäischer 
Staaten einen Mindestbetrag der strafbaren Steuerhinterziehung gewählt.363 
In Deutschland gehört demgegenüber aus Sicht des materiellen Steuerstraf-
rechts auch der geringste Verkürzungsbetrag zum tatbestandsmäßigen Erfolg 
der Steuerhinterziehung. Alle vorsätzlichen Steuerverkürzungen – einschließ-
lich der kleineren Beträge – sind unterschiedslos als Straftaten erfasst, obwohl 
das Steuerstrafverfahren auch wegen Geringfügigkeit364 nach § 398 de-AO 
eingestellt werden kann. Da die materielle Steuerstraftat i.S.d. § 370 de-AO 
von einer bestimmten geringen Hinterziehungssumme – trotz der fehlenden 
Strafwürdigkeit leichterer Steuerhinterziehung – nicht ausgeschlossen werden 
kann, wird das deutsche Steuerstrafrecht in der Literatur sogar als strengstes 
Regelungsregime eingestuft.365 Außerdem handelt es sich bei Umsatzsteuerbe-
trugsfällen nicht nur um gravierende Umsatzsteuerkarusselle, sondern auch um 
eine Menge an Bagatellfällen, in denen lediglich kleinere Umsatzsteuerbeträge 
verkürzt wurden, für die sich wegen Geringfügigkeit die Verhängung einer 
Geldbuße als ausreichend erweisen sollte. Insofern könnte der deutsche Ge-
setzgeber den Aspekt der taiwanesischen Betragsgrenze zur strafbaren Steuer-
hinterziehung übernehmen und in das deutsche Steuerstrafrecht einführen. 
Demzufolge wäre erst ab einer gesetzlichen Mindestsumme der Steuerverkür-
zung eine Steuerhinterziehung i.S.d. § 370 de-AO gegeben, ansonsten nur eine 
Steuerordnungswidrigkeit.366 
362  Vgl. L. Kuhlen, Grundfragen der strafbaren Steuerhinterziehung, S. 125f. 
363  Vgl. L. Kuhlen, Grundfragen der strafbaren Steuerhinterziehung, S. 199. 
364  In der Praxis kann das Verfahren beim Hinterziehungsbetrag bis zu 1.000 Euro wegen 
Geringfügigkeit (§ 398 AO) eingestellt werden, vgl. L. Kuhlen, Grundfragen der straf-
baren Steuerhinterziehung, S. 16. 
365  Vgl. L. Kuhlen, Grundfragen der strafbaren Steuerhinterziehung, S. 127. 
366  Dazu ausführlich L. Kuhlen, Grundfragen der strafbaren Steuerhinterziehung, S. 130ff. 
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II. Subjektiver Bußgeldtatbestand bei der 
Umsatzsteuerverkürzung 
1. Deutschland 
a) Begriff der Leichtfertigkeit 
Wenn bei der Steuerhinterziehung dem Täter sein Bewusstsein der im objekti-
ven Tatbestand des § 370 AO bezeichneten Umstände nicht nachgewiesen 
werden kann, nämlich kein Verkürzungsvorsatz eintritt, kommt danach die 
leichtfertige Steuerverkürzung des § 378 AO als ein Auffangtatbestand in Be-
tracht.367 Beim Vorliegen der Leichtfertigkeit für seine Verkürzungshandlung 
und den dadurch herbeigeführten Hinterziehungserfolg muss er dann nach 
§ 378 AO die bußgeldrechtliche Verantwortlichkeit tragen. 
Der Ausdruck „Leichtfertigkeit“, der aus dem Zivilrecht stammt, wird seit 1935 
im Strafrecht verwendet und ist seit 1956 im Steuerstrafrecht in § 402 RAO ein-
geführt.368 Der Begriff der Leichtfertigkeit ist eine Erscheinungsform der Fahr-
lässigkeit, stellt jedoch einen höheren Grad der Fahrlässigkeit oder eine schwer-
wiegende Fahrlässigkeit dar, die nach der Rechtsprechung etwa einer groben 
Fahrlässigkeit des bürgerlichen Rechts entspricht.369 Hingegen besteht keine 
Verwertbarkeit des § 378 AO bei einfacher (leichter oder mittlerer) Fahrlässigkeit. 
Nach ständiger Rechtsprechung liegt hierbei eine Leichtfertigkeit bzw. eine 
grobe Fahrlässigkeit nur vor, wenn der Steuerpflichtige nach den besonderen 
Umständen des Falles die ihm nach seinen persönlichen Fähigkeiten, Kennt-
nissen und Verhältnissen zumutbare Sorgfalt in ungewöhnlichem Maße und in 
nicht entschuldbarer Weise verletzt hat.370 Maßgebend hierfür ist der Eintritt 
eines auf ein besonders leichtsinniges, gleichgültiges oder nachlässiges Verhal-
ten beruhenden Verstoßes gegen die Steuersorgfaltspflichten – einschließlich 
                                           
367  Vgl. S. Rolletschke, Steuerstrafrecht, Rn. 319. 
368  Vgl. W. Terstegen, FR 1956, S. 358. 
369  Vgl. W. Joeck, in: Joecks/Jäger/Randt, Steuerstrafrecht, § 378 Rn. 34; S. Rolletschke, 
Steuerstrafrecht, Rn. 318. 
370  Vgl. BFH v. 9.11.2011, X R 53/09, BeckRS 2012, 94429; v. 16.5.2013, III R 12/12, 
DStR 2013, 1727; v. 24.7.2014, V R 44/13, DStR 2014, 1827; v. 10.2.2015, IX R 18/14, 
DStR 2015, 1440. 
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einer erforderlichen Erkundigungspflicht (Informationspflicht)371 hinsichtlich 
entsprechender Steuersachverhalte – und damit wird in grober Achtlosigkeit 
oder in frivoler Rücksichtslosigkeit die Tatbestandsverwirklichung des § 378 
AO – bzw. die objektive Tatbestandsverwirklichung des § 370 I AO – nicht 
erkannt.372 
Kurz und bündig ausgedrückt ist eine Leichtfertigkeit eine grobe Missachtung 
der Sorgfaltspflicht, nämlich dass der Steuerpflichtige die einfachsten Überle-
gungen unterlassen hat und seine steuerlich erforderlichen Sorgfaltspflichten in 
einem großen Maß verletzt.373 Grob fahrlässiges Handeln nimmt die Recht-
sprechung grundsätzlich an, wenn ein Steuerpflichtiger eine in einem Steuerer-
klärungsformular ausdrücklich gestellte Frage bewusst nicht beantwortet und 
dadurch eine unvollständige Steuererklärung abgibt.374 Wenn aber diese unzu-
reichende Steuererklärung auf einem Rechtsirrtum wegen mangelnder Kenntnis 
steuerrechtlicher Vorschriften beruht, könnte es hier nicht als grobe Fahrläs-
sigkeit anzusehen sein.375  
Bei der durch die unrichtige Steuerfreiheit für innergemeinschaftliche Liefe-
rungen (§ 6a UStG) erfolgten Umsatzsteuerverkürzung handelt es sich um eine 
Leichtfertigkeit, wenn es sich dem Unternehmer (dem Täter) zumindest „auf-
drängen muss“, dass er die Voraussetzungen der Steuerfreiheit i.S.d. § 6a UStG 
weder beleg- und buchmäßig noch objektiv nachweisen kann. Das bloße Ab-
stellen auf die Beleglage reicht wegen dieses erhöhten Grads der Fahrlässigkeit 
aber nicht aus.376 
                                           
371  Vgl. R. Seer, in: Tipke/Lang, Steuerrecht, § 23 Rz. 93; S. Rolletschke, Steuerstrafrecht, 
Rn. 321ff. 
372  Vgl. E. Wolf, AO 1977, S. 550. 
373  Vgl. R. Seer, in: Tipke/Lang, Steuerrecht, § 23 Rz. 92. 
374  Vgl. BFH v. 10.2.2015, IX R 18/14, DStR 2015, 1440. 
375  Hingegen kann sich der Steuerpflichtige hier nicht auf einen die grobe Fahrlässigkeit 
ausschließenden Rechtsirrtum berufen, wenn die im Steuererklärungsformular gestellte 
Frage – obwohl ihm steuerrechtliche Kenntnisse fehlen – für ihn verständlich ist, jedoch 
bewusst nicht beantwortet wird, s. dazu BFH v. 9.8.1991, III R 24/87, DStR 1992, 289; 
v. 10.2.2015, IX R 18/14, DStR 2015, 1440. 
376  Vgl. BFH v. 24.7.2014, V R 44/13, DStR 2014, 1827. 
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b) Leichtfertigkeit und bedingter Vorsatz 
Da sich der Ausdruck „leichtfertig“ nicht auf die Art der Fahrlässigkeit bezieht, 
sondern auf den Grad (die hochgradige Fahrlässigkeit), kann sie daher in der 
bewussten oder unbewussten Fahrlässigkeit vorliegen, obwohl in der Praxis bei 
bewusster Fahrlässigkeit eher Leichtfertigkeit anzunehmen sein wird als bei 
unbewusster.377 Wie das alte lateinische Rechtssprichwort „Magna culpa dolus 
est (grobe Fahrlässigkeit steht Arglist gleich)“ sagt, streift daher die bewusste 
grobe Fahrlässigkeit die Grenze zum (bedingten) Vorsatz in der Realität sehr 
häufig, weil der Steuerpflichtige bei beiden die Verwirklichung der Tatbe-
standsmerkmale der Steuerhinterziehung wenigstens für möglich hielt, und nur 
bei der bewussten Fahrlässigkeit nicht mit ihrem tatsächlichen Eintritt gerech-
net hat, sowie auch nicht einverstanden gewesen ist378; weiterhin kann die in-
nere Einstellung des Steuerpflichtigen für Außenstehende häufig verborgen 
bleiben.379 
Beispielsweise hat ein seit 30 Jahren in Deutschland lebender türkischer Staats-
angehöriger bzw. ein Steuerpflichtiger wegen der Nichterklärung von steuer-
pflichtigen Zinseinnahmen aus Geldanlagen bei der türkischen Zentralbank in 
Deutschland den objektiven Tatbestand der Steuerhinterziehung i.S.d. § 370 I 
Nr. 2 AO verwirklicht. Obwohl er sich auf seine Unkenntnis über die Steuer-
pflicht von den Zinserträgen berufen hat, lag nach Ansicht des Finanzgerichts 
eine zumindest bedingte vorsätzliche Steuerhinterziehung vor, weil er mit Ein-
zelfragen der Einkommensbesteuerung vertraut war und in der Lage war, steu-
erlich für ihn günstige Tatsachen (z. B. Unterhaltszahlungen an in der Türkei 
lebende Familienangehörige) in den Steuererklärungen geltend zu machen. Ob 
die betroffenen Zinsen steuerpflichtig waren, bestand für den Steuerpflichtigen 
die Möglichkeit zu prüfen oder sich zu informieren, aber dies hat er nicht getan 
und damit billigend in Kauf genommen, dass die Zinsen nicht der Besteuerung 
unterworfen wurden. Da er die Steuerverkürzung als möglich erkannt, und 
dennoch die tatbestandsmäßige Unterlassung (Nichterklärung) mit Willen vor-
                                           
377  Vgl. W. Terstegen, FR 1956, S. 358. 
378  Vgl. S. Rolletschke, Steuerstrafrecht, Rn. 317. 
379  Vgl. D. Nordhoff, Umsatzsteuerausfall und Umsatzsteuerbetrug, S. 47. 
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genommen hat, nimmt er den Eintritt des Erfolges billigend in Kauf; dies wur-
de hier als „bedingter Vorsatz“ eingestuft.380 
2. Vergleich mit dem taiwanesischen Recht
a) Fahrlässigkeit statt Leichtfertigkeit
In Taiwan gehört das Recht der Ordnungswidrigkeiten zwar auch zum Straf-
recht im weiteren Sinn, jedoch blieb es anfangs umstritten, ob das Schuldprin-
zip auch für Ordnungswidrigkeiten galt. In der Praxis war es daher für die 
Steuerordnungswidrigkeit irrelevant, ob die Steuerverkürzung infolge einer 
subjektiven Schuld (Vorsatz oder Fahrlässigkeit) herbeigeführt ist. Erst nach 
Erlass der Verfassungsauslegung von Judicial Yuan vom 8.3.1991 – Nr. 275 
(司法院釋字第 275號) wurde in Taiwan endgültig bestätigt, dass die buß-
geldrechtliche Verantwortlichkeit ebenfalls dem Schuldprinzip folgt. Seitdem 
müssen sich die Verfolgungs- und Ahndungsbehörden im Bußgeldverfahren 
auf die Schuldfrage konzentrieren. Mittlerweile ist diese durch das taiwanesi-
sche Verfassungsgericht geprägte Auffassung im später eingeführten tw-OWiG 
(§ 7 tw-OWiG) ausdrücklich vorgesehen.
Allerdings verlangen die mit Bußgeld bewehrten Sanktionsnormen als Schuld-
form im subjektiven Tatbestand nicht einen Vorsatz, sondern nur eine Fahrläs-
sigkeit. Während in Deutschland nach § 10 de-OWiG grundsätzlich vorsätzli-
ches Handeln als Ordnungswidrigkeit geahndet werden kann, ist fahrlässiges 
Handeln in Taiwan gemäß § 7 tw-OWiG schon allgemein bußgeldrechtlich 
ahndbar, ohne dass andere Gesetze fahrlässiges Handeln ausdrücklich mit 
Geldbuße bedrohen. Dieser Fahrlässigkeitsvorwurf gilt ebenfalls für die Fest-
setzung einer Geldbuße wegen einer Steuerordnungswidrigkeit.381 
Im Unterschied zum deutschen Recht liegt keine Leichtfertigkeit bzw. keine 
gesteigerte Form der Fahrlässigkeit bei der Steuerordnungswidrigkeit in Tai-
wan vor, sondern eine normale oder leichte Form der Fahrlässigkeit. Der Tat-
bestand der fahrlässig begangenen Steuerverkürzung wird nach den Bußgeld-
vorschriften in der tw-AO oder Einzelsteuergesetzen (hier z. B. § 51 tw-UStG) 
nicht – wie § 378 de-AO – eingeschränkt; ein nur einfaches oder mittleres 
380  Vgl. FG Düsseldorf v. 14.3.2007, 7 K 6977/04 E, PStR 2008, 51. 
381  Vgl. Q. Chen, Steuerrecht, S. 635. 
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fahrlässiges Handeln ist daher kein ahndungsausschließendes Merkmal bei 
Steuerordnungswidrigkeiten. Jede in Deutschland sanktionslose (leichte) fahr-
lässige Steuerverkürzung kann in Taiwan noch als Steuerordnungswidrigkeit 
mit drakonisch anmutenden Multiplarstrafen geahndet werden.  
Fährlässig handelt, wer die (im Rechtsverkehr nach Steuergesetzen) erforderli-
che Sorgfalt, zu der er nach seinen persönlichen Fähigkeiten und Verhältnissen 
verpflichtet und imstande ist, außer Acht lässt. Bei Fahrlässigkeit besteht daher 
eine Sorgfaltspflichtverletzung. Hat sich der Steuerpflichtige aufgrund einer 
Außerachtlassung der im Steuerverkehr gebotenen Sorgfaltspflicht vorgenom-
men, eine Steuerverkürzung durch unrichtige Steuererklärungen oder Unterlas-
sen zu bewirken, so stellt sich sein Verhalten als Fahrlässigkeit dar.382 
b) Kritik  
Da der Umgang mit dem – vor allem für Kaufleute oder Fachleute geltenden – 
Umsatzsteuerrecht immer mehr Spezialwissen erfordert und dementsprechend 
das Vorliegen der immer zahlreicheren Einzelregelungen, Verwaltungsvor-
schriften sowie Gerichtsentscheidungen zu beachten ist, kann der allgemeine 
Unternehmer als steuerlicher Laie nach seiner persönlichen Fähigkeit – trotz 
fachkundiger Beratung383 – nicht immer fehlerfrei handeln.384 Wegen der ge-
genwärtigen Kompliziertheit des Umsatzsteuerrechts scheint die potenzielle 
Sorgfaltspflichtverletzung oftmals unvermeidbar. Dementsprechend soll das 
Kriterium der Fahrlässigkeit nach diesen Besonderheiten in Steuerstrafsachen 
berücksichtigt werden. Allerdings reicht in Taiwan für den Grad der Fahrläs-
sigkeit schon die normale oder einfache Form aus. Eine leichte Missachtung 
der Sorgfaltspflicht wird häufig als unzureichende Maßnahme zur Vermeidung 
des Eintritts einer Steuerordnungswidrigkeit angesehen und daher als fahrläs-
sige Pflichtverletzung eingeordnet. Ob die Sorgfaltspflicht der Steuerpflichti-
gen im konkreten Steuersachverhalt in ungewöhnlichem Maße oder in nicht 
entschuldbarer Weise verletzt wird und damit eine grobe Missachtung der be-
                                           
382  Vgl. Q. Chen, Steuerrecht, S. 627f. 
383  Die Kosten für die Befolgung des Umsatzsteuerrechts sind ferner für die Unternehmer 
immer höher geworden, um eine gute umsatzsteuerliche Beratung zu erhalten, vgl. M. 
Kemper, MwStR 2014, S. 642. 
384  Dazu äußerte K. Tipke (Steuerrechtsordnung III, S. 1725): „Steuerlaien werden in der 
Regel falsche Steuererklärungen abgeben … Wer eine richtige Steuererklärung abgibt, 
ist – im Bereich seiner Steuererklärung – kein Laie.“ 
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troffenen Steuerpflicht vorliegt, ist zwar in Deutschland für die Erfüllung des 
subjektiven Tatbestands der Steuerordnungswidrigkeit des § 378 de-AO maß-
gebend, bleibt jedoch in Taiwan für das Vorliegen einer Fahrlässigkeit außer 
Betracht. 
Aufgrund der strengen Sorgfaltspflicht in Taiwan wird daher die vollständige 
Erfüllung einer Steuerpflicht nach der persönlichen intellektuellen Fähigkeit 
der vernünftigen Steuerpflichtigen grundsätzlich als voraussehbar und zumut-
bar angesehen. Kommt ein Unternehmer seiner Umsatzsteuerpflicht nicht (oder 
nicht vollständig) nach – z. B. macht der Steuerpflichtige angeblich aufgrund 
fehlender Kenntnis oder anhand einer laienhaften Bewertung der Tatsachen un-
richtige Angaben oder gibt keine Steuererklärung ab – und bewirkt dadurch ei-
ne Umsatzsteuerverkürzung, kann die Erfüllung des subjektiven Tatbestandes 
der Steuerordnungswidrigkeit ebenso als ausreichend betrachtet werden, weil 
aufgrund des nicht gesteigerten Maßes der Fahrlässigkeit bei dem durch Ver-
stoß gegen die Steuerpflicht verwirklichten objektiven Tatbestand der Steuer-
ordnungswidrigkeit bereits die Verletzung der erforderlichen Steuersorgfalts-
pflicht vermutet wird.385 Demzufolge müssen zur Vermeidung der Begehung 
einer Steuerordnungswidrigkeit die steuerrechtlichen Pflichten immer nur mit 
höchster Sorgfalt berücksichtigt werden. 
Im Streitfall ergibt sich die häufige Nachweisschwierigkeit im subjektiven Be-
reich; jedoch kommt in der Praxis die Prüfung der Ahndungsmöglichkeit we-
gen der lediglich fahrlässigen Steuerhinterziehung beim subjektiven Tatbestand 
kaum in Betracht. Der Eintritt einer Verkürzungshandlung sowie einer – insbe-
sondere durch das pflichtwidrige Unterlassen herbeigeführten – Steuerverkür-
zung gilt, wie oben bereits ausgeführt, grundsätzlich als ein dominierendes In-
diz für die Außerachtlassung der im Rahmen der steuerlichen Angelegenheit 
gebotenen Sorgfalt und dadurch kann die Fahrlässigkeit des Täters festgestellt 
werden.386 Infolgedessen ist häufig in der Praxis das schlichte Vergessen einer 
                                           
385  Vgl. K. Ko, Soochow University Public Law Review 2013, S. 422. 
386  Vgl. Oberstverwaltungsgericht Taiwans v. 5.3.2015, Pan-Tze Nr. 100 (最高行政法院
104年度判字第 100號判決); v. 15.5.2014, Pan-Tze Nr. 235 (最高行政法院 103年度
判字第 235號判決); v. 20.3.2014, Pan-Tze Nr. 134 (最高行政法院 103年度判字第
134號判決); v. 16.1.2014, Pan-Tze Nr. 36 (最高行政法院103年度判字第36號判決); 
v. 12.7.2007, Pan-Tze Nr. 1220 (最高行政法院 96 年度判字第 1220 號判決); v. 
28.6.2007, Pan-Tze Nr. 1126 (最高行政法院 96年度判字第 1126號判決). 
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Angabe in dem Steuererklärungsformular auch – ohne ernste Rücksicht auf ein 
Verschulden – als „fahrlässige“ Zuwiderhandlung einzustufen, obwohl die 
Konsequenz oftmals willkürlich anmutet.387 Dies führt im Ergebnis weiterhin 
dazu, dass die objektive Tatbestandsverwirklichung der Steuerordnungswid-
rigkeit bereits in der Praxis die tatsächliche Vermutung eines schuldhaften bzw. 
fahrlässigen Handelns bewirkt – obwohl sich die Schuldvermutung gesetzlich 
nicht im Steuerordnungswidrigkeitenrecht hält – und damit zur Begründung der 
Ahndbarkeit ausreichen kann, ohne eine Fahrlässigkeit bzw. Sorgfaltspflicht-
verletzung des Täters weitergehend ausführlich nachzuweisen.388  
Unter Berücksichtigung der Beweislastverteilung sowie vor dem Hintergrund 
des Schuldprinzips ist diese auf einer (faktischen) Schuldpräsumtion beruhende 
Konsequenz jedoch erkennbar fragwürdig. Zur Verhängung einer Geldbuße 
muss die Steuerbehörde für das Vorliegen aller objektiven und subjektiven 
Tatbestandsmerkmale der Steuerordnungswidrigkeit den entsprechenden Be-
weis führen, also trägt sie dafür die Beweislast.389 Allerdings wird in der Pra-
xis nur der Beweis für die Verkürzungshandlung und den hinterzogenen Steu-
erbetrag von der Steuerbehörde geführt; die Beweisführung bei der Fahrlässig-
keit der Steuerpflichtigen wird hingegen häufig vernachlässigt. Obwohl sich 
der Täter im Prozess auch auf seine Gutgläubigkeit oder auf sein Nichtwissen 
um die Ahndbarkeit seines Verhaltens selbst berufen kann, liegt aber die Be-
weislast für das Vorliegen seines fahrlässigen Handelns immer bei der Steuer-
behörde und dem Täter obliegt nicht die Beweislast für sein schuldloses Han-
deln. Unter allen Umständen muss der Finanzbeamte nachweisen, dass der Tä-
ter keine ihm nach seinem Kenntnisstand und als steuerlicher Laie möglichen 
Maßnahmen ergriffen hat, die von ihm vernünftigerweise verlangt werden 
konnten, und er somit bei der Steuerverkürzung nicht sorgfältig handelte. 
Ob die Ahndungserweiterung bei normal fahrlässigem Verhalten dem Zweck 
dient, ungerechtfertigte Steuerverkürzung zu verhindern, bleibt wegen der obi-
gen in der Praxis entstehenden Unvereinbarkeit mit dem Schuldprinzip sowie 
der Beweislastverteilung bei Steuerordnungswidrigkeitsfällen in der taiwanesi-
schen Literatur immer zweifelhaft, sodass eine Notwendigkeit besteht, den 
subjektiven Tatbestand – mindestens nach dem Modell der leichtfertigen Steu-
                                           
387  Vgl. K. Ko, Soochow University Public Law Review 2013, S. 414. 
388  S. M. Huang, Steuerrecht-BT, S. 621. 
389  Vgl. Q. Chen, Steuerrecht, S. 625. 
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erverkürzung i.S.d. § 378 de-AO – erneut zu revidieren.390 Aus dieser Sicht 
würde sich die Einführung der normalen oder leichten Fahrlässigkeit bei der 
Steuerordnungswidrigkeit für das deutsche Recht eher nachteilig auswirken. 
III. Bußgeldrechtliche Rechtsfolgen der 
Umsatzsteuerverkürzung 
1. Deutschland 
Bei Steuerordnungswidrigkeiten können Geldbußen – im Regelfall – bis zu 
50.000 Euro verhängt werden. Beispielsweise kann die leichtfertige Steuerver-
kürzung des § 378 AO sowie die Schädigung des Umsatzsteueraufkommens 
des § 26b UStG mit einer Geldbuße von bis zu 50.000 Euro geahndet werden. 
Nach § 26a UStG kann für den Verstoß gegen bestimmte umsatzsteuerliche 
Mitwirkungspflichten grundsätzlich eine Geldbuße bis zu 5.000 Euro verhängt 
werden; nur bei dem Fall des § 26a I Nr. 3 UStG (Nichtaufbewahrung von 
Rechnungen durch Privatpersonen) kann eine Geldbuße bis 500 Euro verhängt 
werden.391 
Der konkrete Betrag der Geldbuße wird nach § 17 III OWiG unter Berücksich-
tigung der Bedeutung der Steuerzuwiderhandlungen, des Grades des Vorwurfs, 
der den Täter trifft, und der wirtschaftlichen Verhältnisse des Täters festgelegt. 
Der gesetzliche Höchstbetrag der Geldbuße ist zwar beschränkt, allerdings darf 
der Maximalbetrag ausnahmsweise nach § 17 IV OWiG überschritten werden, 
soweit der wirtschaftliche Vorteil, den der Täter aus der Steuerverfehlung ge-
zogen hat, höher als der obere Bußgeldrahmen ist.392 
                                           
390  Vgl. K. Ko, Soochow University Public Law Review 2013, S. 422; M. Huang, Steuer-
recht-AT III, S. 797; K. Gee, The Taiwan Law Review 2012, S. 139. 
391  Vgl. H. Stadie, UStG, § 26a Rn. 2. 
392  Vgl. S. Rolletschke, Steuerstrafrecht, Rn. 348. 
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2. Vergleich mit dem taiwanesischen Recht 
a) Multiplarstrafen als Rechtsfolgen der 
Steuerordnungswidrigkeiten 
Verwirklicht ein Steuerpflichtiger die Tatbestände des § 51 I tw-UStG, wird 
dies mit Geldbuße bis zum fünffachen Betrag der hinterzogenen Umsatzsteuer 
geahndet. Dementsprechend sind die Multiplarstrafen als Rechtsfolge geregelt. 
Selbstverständlich ist neben der Geldbuße die hinterzogene Umsatzsteuer 
nachzuzahlen.  
Bei der Verhängung der Geldbuße kann die Steuerbehörde gemäß § 51 I 
tw-UStG i.V.m. § 53 tw-UStG zusätzlich dem Unternehmer für einen Zeitraum 
von höchstens sechs Monaten393 untersagen, die Ausübung seines Betriebes 
fortzusetzen; demzufolge wird die Gewerbeuntersagung wesentlich als Neben-
folge zu einer Geldbuße ausgesprochen. Wenn aber der Unternehmer entgegen 
der Gewerbeuntersagung seine gewerbliche Tätigkeit weiterhin ausübt und dann 
durch die Unterlassung der Umsatzsteueranmeldung nochmals eine Umsatzsteu-
erverkürzung bewirkt, wird dies wieder wegen des rechtlich missbilligten Ver-
haltens nach § 51 I Nr. 4 tw-UStG mit Geldbuße geahndet.394 
Nach dem Charakter des (vorläufigen) Berufsausübungsverbots ist die Gewer-
beuntersagung im Hinblick auf das Ordnungswidrigkeitenrecht auch ein gesetz-
liches Sanktionsmittel in Taiwan (vgl. § 2 Nr. 1 tw-OWiG) und wird neben dem 
Bußgeld im taiwanesischen Steuerrecht als ein häufiges Sanktionsmittel ange-
wendet.395 Eine kumulative Androhung von Geldbuße und Gewerbeuntersagung, 
die durch die Steuerbehörde verhängt werden, ist aufgrund der verschiedenen 
Sanktionsmittel sowie Sanktionsziele noch zulässig (vgl. § 24 II tw-OWiG). 
                                           
393  In der Praxis wird bei der ersten Begehung einer Steuerordnungswidrigkeit – neben 
Geldbuße – eine Gewerbeuntersagung für die Dauer von einer bis zwei Wochen ver-
hängt; bei einer wiederholten Begehung innerhalb eines Jahres wird sie für den Zeit-
raum von zwei bis vier Wochen erlassen; bei zweimal wiederholten Begehungen inner-
halb eines Jahres wird sie dann für den Zeitraum von zwei bis sechs Monaten verhängt, 
vgl. tw-BMF-Schreiben v. 24.10.2000, Tai-Tsai-Shuei-Tse Nr. 890456691 (財政部 89
年 10月 24日台財稅字第 890456691號函). 
394  Vgl. J. Wu, Steuerstrafrecht, S. 386. 
395  Beispielsweise wird eine Gewerbeuntersagung neben Säumniszuschlägen ausgespro-
chen, wenn die Steuer über 30 Tage nach Ablauf des Anmeldungszeitraums nicht ent-
richtet wird (§ 112 I tw-EStG, § 49 I tw-UStG). 
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b) Historische Entwicklung der Multiplarstrafen bei der 
Umsatzsteuerverkürzung 
Während sich die kriminelle Strafandrohung einer Geldstrafe lediglich bis zu 
60.000 TWD in der Praxis als erheblich nicht ausreichend erwiesen hat, hält 
heute das Steuerordnungswidrigkeitenrecht in Einzelsteuergesetzen an dem tra-
ditionellen Multiplarstrafensystem fest, bei dem die Zumessung der Geldbuße 
noch nach einem Vielfachen des Steuerverkürzungsbetrags bestimmt wird. Da-
raus ergibt sich, dass die Sanktionsdrohung im Fall der Steuerordnungswidrig-
keiten wegen Steuerverkürzung deutlich strenger als bei Bestrafung bzw. Geld-
strafe wegen Steuerhinterziehung nach § 41 tw-AO ist.396 
Bei der Umsatzsteuerverkürzung wurde – erst nach dem Zweiten Weltkrieg – 
gemäß § 19 tw-UStG 1950 (ähnlich dem § 18 tw-UStG 1942) dominierend mit 
Geldbuße geahndet, die sich am Hinterziehungsbetrag orientierte und sich auf 
dessen Ein- bis Fünffaches belief.397 Zur Garantie für die Wirksamkeit des neu 
eingeführten Mehrwertsteuersystems 1986 sowie zur Verhinderung des darauf 
erfolgten Umsatzsteuerbetrugs bzw. Vorsteuerbetrugs wurde der angedrohte 
Rechtsfolgerahmen zunächst ausgedehnt und deutlich verschärft; nach der 
neuen Fassung des § 51 tw-UStG 1986 betrug daher die Geldbuße das Fünf- bis 
Zwanzigfache des hinterzogenen Steuerbetrages.398 
Hinsichtlich des Übermaßverbots erscheint die Bußgeldandrohung mit dem 
(höchstens) Zwanzigfachen der verkürzten Umsatzsteuerbeträge fragwürdig. 
Zur Zweckerreichung der Sicherheit des Steueraufkommens ist diese Sankti-
onsdrohung nicht ohne Weiteres erforderlich, deshalb stand bei der Entwick-
lung in der Gesetzgebung immer die Reduzierung oder Milderung des Sankti-
onsrahmens von Multiplarstrafen zur Diskussion. Zur Einschränkung der po-
tenziell zu übermäßig hohen Geldbuße – bis zum Zwanzigfachen des Verkür-
zungsbetrags – wurde erst nach der Änderung des UStG von 1995 der Rahmen 
                                           
396  Vgl. K. Ko, Soochow University Public Law Review 2013, S. 412. 
397  S. Amtsblatt des taiwanesischen Präsidialamts Nr. 253 v. 7.6.1950 (總統府公報 39年 6
月 7日第 253號). 
398  S. Amtsblatt des taiwanesischen Parlaments, Band 28, Ausgabe 5, Nr. 1884, S. 14 (立法
院公報 74卷 89期 1884號 14頁) 
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der Bußgeldandrohung vom Ein- bis zum Zehnfachen des hinterzogenen Steu-
erbetrags bestimmt.399  
Von 2006 bis 2008 wurden laut Amtsstatistik 90 % der Fälle von Umsatzsteu-
erbetrug mit Geldbußen in Höhe von über eine Million TWD geahndet und 
insgesamt beliefen sich die inzwischen entstandenen Geldbußen auf ca. 2,5 
Mrd. TWD (ca. 71 Mio. Euro); jedoch wurde in den meisten Fällen die Um-
satzsteuerverkürzung nicht vorsätzlich oder grob fahrlässig begangen, sondern 
nur normal oder leicht fahrlässig.400 Für den fahrlässigen Betroffenen führte 
der drakonische Höchstbetrag der Geldbuße (bis zum Zehnfachen des Verkür-
zungsbetrages) häufig zu einer unzumutbaren sowie untragbaren Belastung. 
Ferner richtet sich in der Praxis die Bußgeldzumessung meistens nicht anders 
als nach den verkürzten Steuerbeträgen. Diesbezüglich ist der obige Multipli-
kator für die Zumessung der Geldbuße nochmals gesunken: Nach der (seit 2010) 
geltenden Neufassung des § 51 tw-UStG ist die Geldbuße in Höhe des bis zu
fünffachen Betrags der hinterzogenen Umsatzsteuer anzudrohen.401  
In den letzten zwanzig Jahren hat der taiwanesische Gesetzgeber die Vermin-
derung des gesetzlich vorgegebenen Bußgeldrahmens für geeignet und not-
wendig erachtet, weil sich die damalige Androhung der Multiplarstrafen in der 
Praxis als zu hoch erwiesen hatte. Nach der neu geltenden Bußgeldvorschrift 
des § 51 tw-UStG ist die Höhe der Geldbußen wegen Umsatzsteuerverkür-
zung bereits von ca. 327 Mio. Euro (2009) auf ca. 80 Mio. Euro (2014) erheb-
lich gesunken, obwohl sie immer noch über ein Drittel der Gesamthöhe der 
wegen Steuerordnungswidrigkeiten festgesetzten Geldbußen beträgt.402
399 S. Amtsblatt des taiwanesischen Parlaments, Band 84, Ausgabe 46, Nr. 2803, S. 254f.
(立法院公報 84卷 46期 2803號 254-255頁). 
400 S. Amtsblatt des taiwanesischen Parlaments, Band 99, Ausgabe 66, Nr. 3831, S. 106 (立
法院公報 99卷 66期 3831號 106頁). 
401 S. Amtsblatt des taiwanesischen Parlaments, Band 99, Ausgabe 66, Nr. 3831, S. 109 (立
法院公報 99卷 66期 3831號 109頁). 
402  Vgl. tw-FinMin, Yearbook of Financial Statistics 2014, S. 226 (財政部統計部編，民
國 103年財政統計年報，頁 226); tw-FinMin, Yearbook of Financial Statistics 2009, 
S. 224 (財政部統計部編，民國 98 年財政統計年報，頁 224), im Internet unter:
http://www.mof.gov.tw/Pages/Detail.aspx?nodeid=285&pid=70962 (Abruf v. 1.11.2016).
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c) Zumessungskriterien der Geldbuße 
Innerhalb dieses Rechtsfolgerahmens wird eine einschlägige Ermessensanord-
nung bzw. eine ermessensregelnde Verwaltungsvorschrift für die konkrete Zu-
messung der Geldbuße wegen Steuerordnungswidrigkeiten vom tw-FinMin. 
erlassen. Demgemäß wird die Geldbuße im Regelfall mit dem Ein- bis zum 
Zweifachen des Verkürzungsbetrags geahndet.403  
In der Praxis wird z. B. die Geldbuße grundsätzlich mit dem Eineinhalbfachen 
des Verkürzungsbetrags geahndet, wenn der Unternehmer fahrlässig ein Ge-
schäft ohne Rechnung machte und damit die betroffenen Umsatzbeträge in der 
Voranmeldung zu gering angab oder verschwieg; hingegen wird die Geldbuße 
in Höhe des einfachen Betrags der hinterzogenen Umsatzsteuer verhängt, wenn 
er zwar ein Geschäft mit Rechnung machte, jedoch die in der Rechnung ange-
gebenen Ausgangsumsätze fahrlässig nicht bei dem Finanzamt angemeldet 
wurden.404 Wurde ferner tatsächlich zwar keine (Eingangs-)Leistung erbracht, 
machte jedoch der Leistungsempfänger fahrlässig den betroffenen Vorsteuer-
abzug geltend, wird die Geldbuße mit dem Zweieinhalbfachen des hinterzoge-
nen Steuerbetrags festgesetzt.405 Wegen Rückfalls kann der Steuerpflichtige 
mit Geldbuße in Höhe des Zwei- bis zum Dreifachen der verkürzten Umsatz-
steuerbeträge belegt werden.406 
Nach § 18 I tw-OWiG (ähnlich dem § 17 II, III de-OWiG) ist der Vorwurf, der 
den Täter trifft, für die Zumessung der Geldbuße von grundlegender Bedeutung, 
wie z. B. die persönlichen wirtschaftlichen Verhältnisse des Täters oder der 
Grad des subjektiven Verschuldens.407 Allerdings konnte in der Praxis die 
Höhe der Geldbuße hinsichtlich der starren Vorgaben des Multiplarstrafensys-
                                           
403  S. tw-BMF-Schreiben v. 12.9.2013, Tai-Tsai-Shuei-Tse Nr. 10200629440 „Ermes-
sensanordnung hinsichtlich der Geldbuße in den Fällen der Steuerordnungswidrigkeiten 
nach Umsatzsteuerrecht“, S. 2ff. (財政部 102年 9月 12日台財稅字第 10200629440
號令：稅務違章案件裁罰金額或倍數參考表：營業稅法). 
404  S. die obige Ermessensanordnung, S. 5. 
405  S. die obige Ermessensanordnung, S. 9. 
406  S. die obige Ermessensanordnung, S. 4. 
407  Nach dem Schuldprinzip muss der Täter schuldfähig sein, und die Strafzumessung muss 
daher den Grad der Schuld berücksichtigen, s. K. Tipke, Steuerrechtsordnung III, S. 1695. 
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tems grundsätzlich nicht immer unter Berücksichtigung des Schuldgehalts der 
Tat oder der wirtschaftlichen Verhältnisse des Täters bemessen werden.408  
Erst ab März 2013 wurde in der höchstrichterlichen Rechtsprechung endgültig 
geklärt, dass der Multiplikator vor allem nach dem Grad der dabei an den Tag 
gelegten Böswilligkeit zu beurteilen ist.409 Da die Vorwerfbarkeit sowie die 
Unrechtmäßigkeit bei vorsätzlichem Handeln erkennbar höher als bei fahrläs-
sigem Handeln sind, kann die Geldbuße auf das Fünffache (den höchsten Mul-
tiplikator) des Umsatzsteuerverkürzungsbetrags zu bemessen sein, wenn die 
Steuerverkürzung vorsätzlich gegangen wird.410 Bei der fahrlässigen Steuer-
verkürzung wird hingegen die gleiche Geldbuße, die auch im Fünffachen der 
hinterzogenen Steuer besteht, wegen Ermessensfehlgebrauchs für rechtswidrig 
gehalten.411 
d) Kritik 
Die Entwicklung der letzten Jahre hat gezeigt, dass sich die drakonisch anmu-
tenden Multiplarstrafen bereits allmählich gemildert haben; so wird nämlich die 
Obergrenze des Bußgeldrahmens vom Zwanzigfachen auf das Fünffache des 
Steuerverkürzungsbetrags gesetzlich verringert. Allerdings ist der Höchstbetrag 
der Geldbuße – trotz Milderung der Höchstgrenze – nicht wesentlich be-
schränkt. In den meisten Fällen der Umsatzsteuerverkürzung hat der Steuer-
pflichtige bloß leicht oder normal fahrlässig die Umsatzsteuerverkürzung be-
gangen, deshalb konnte er bei der Abgabe der unrichtigen Umsatzsteueran-
meldung oder Nichtabgabe der Umsatzsteueranmeldung grundsätzlich nicht 
wissen, in welcher Höhe er Steuern verkürzt hatte. Die Voraussehbarkeit und 
                                           
408  Vgl. K. Ko, Soochow University Public Law Review 2013, S. 404. 
409  Vgl. Der Beschluss der zweiten Konferenz von Vorsitzenden Richtern und Richtern des 
Oberstverwaltungsgerichts vom März 2013 (行政法院 102年 3月份第二次庭長評事
聯席會議決議). 
410  Nach der obigen Ermessensanordnung (S. 6) wird nur die „vorsätzlich“ mit betrügeri-
scher Handlung begangene Umsatzsteuerverkürzung mit dem Fünffachen der verkürz-
ten Steuern geahndet. 
411  Vgl. Oberstverwaltungsgericht Taiwans v. 24.10.2013, Pan-Tze Nr. 648 (最高行政法
院 102年判字第 648號判決); v. 9.5.2013, Pan-Tze Nr. 279 (最高行政法院 102年判
字第 279號判決); v. 31.1.2012, Pan-Tze Nr. 73 (最高行政法院 101年判字第 73號判
決); v. 12.1.2012, Pan-Tze Nr. 29 (最高行政法院 101 年判字第 29 號判決); v. 
15.12.2011, Pan-Tze Nr. 2158 (最高行政法院 100年判字第 2158號判決). 
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Berechenbarkeit des Höchstbetrags der Geldbuße fehlt hierbei im konkreten 
Fall. Dementsprechend würden die Multiplarstrafen, aufgrund der unbestimm-
ten Höhe der Geldbuße gegen das verfassungsrechtliche Bestimmtheitsgebot 
der Strafandrohung (ähnlich dem Art. 103 II de-GG) 412  im Bereich der 
Rechtsfolgenbestimmtheit verstoßen.413 
Außerdem wird nach geltendem Steuerstrafrecht ein gravierenderes Unrecht 
(Steuerstraftat) geringer bestraft; ein leichtes Unrecht (Steuerordnungswidrig-
keit) wird jedoch außerordentlich stark sanktioniert. Wenn z. B. die durch eine 
„fahrlässige“ Nichtanmeldung bewirkte Umsatzsteuerverkürzung i.S.d. § 51 I 
Nr. 2 tw-UStG 60.000 TWD beträgt, liegt die dementsprechend verhängte 
Geldbuße wegen des Multiplarstrafensystems weitaus höher als die kriminelle 
Strafandrohung einer Geldstrafe i.S.d. § 41 tw-AO, weil bei der durch eine 
„vorsätzliche“ Falschanmeldung bewirkten Umsatzsteuerhinterziehung nach 
§ 41 tw-AO die Geldstrafe maximal nur bis zu 60.000 TWD betragen kann. 
Unter Berücksichtigung des gleichheitsrechtlichen Folgerichtigkeitsgebots im 
Verhältnis zum Steuerstrafrecht scheint dieses Ergebnis fragwürdig. 
In Deutschland ist hingegen das Multiplarstrafensystem seit 1939 nach der Ge-
setzesänderung der RAO vollends beseitigt. Nach § 378 II de-AO kann die 
Ordnungswidrigkeit der Steuerverkürzung mit einer Geldbuße von bis zu 
50.000 Euro geahndet werden. Der Höchstbetrag der Geldbuße ist daher in 
Deutschland deutlich beschränkt und durch diese klare Grenze von 50.000 Euro 
ist der Bestimmtheitsgrundsatz – im Vergleich zum taiwanesischen Recht – 
ohne Weiteres gewahrt. 
Obwohl theoretisch die drakonischen Multiplarstrafen zur massenhaften Steu-
erverkürzung eine bedeutende abschreckende Wirkung entfalten, vermag man-
gels der gesetzlichen Höchstgrenze für die Festsetzung einer Geldbuße die als 
Multiplarstrafen ausgestaltete Vorschrift des § 51 tw-UStG nicht als Ansatz zur 
Verbesserung des deutschen Rechts dienen. Außerdem ist der Normalumsatz-
steuersatz in Deutschland (19 %) nahezu viermal höher als in Taiwan (5 %). 
                                           
412  Zur taiwanesischen Bestimmtheit der Strafandrohung, s. Verfassungsauslegung von Ju-
dicial Yuan v. 30.7.2010, Nr. 680 (司法院釋字第 680號); v. 9.3.2001, Nr. 522 (司法院
釋字第 522號); zum deutschen Recht, s. BVerfG v. 20.3.2002, 2 BvR 794/95, NJW 
2002, 1779. 
413  Vgl. H. Lee, The Law Monthly 2009, S. 20f.; K. Ko, Soochow University Public Law 
Review 2013, S. 422. 
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Wenn in Deutschland die Geldbuße in Höhe des fünffachen Betrags der hin-
terzogenen Umsatzsteuer anzudrohen wäre, würde sie sich als unverhältnis-
mäßig hoch erweisen und könnte damit zu (potenziellen) „konfiskatori-
schen“ Multiplarstrafen führen, weil die Gesamthöhe der Geldbußen und der 
verkürzten Umsatzsteuer schon den Betrag der steuerbaren Umsätze überstei-
gen könnte. 
Darüber hinaus wird die Höhe der Geldbuße nach den allgemeinen Bußgeld-
zumessungsgründen des § 18 I tw-OWiG (ähnlich dem § 17 II, III de-OWiG) 
bestimmt. Demzufolge sollen hierbei die Schuld bzw. die Vorwerfbarkeit vor-
sätzlichen oder fahrlässigen Verhaltens sowie die persönlichen und wirtschaft-
lichen Verhältnisse des Täters vor allem umfassend berücksichtigt werden. 
Hinsichtlich des Rechtsguts der Steuerhinterziehung – des rechtzeitigen und 
vollständigen Steueraufkommens – kann zwar die Höhe der verkürzten Steuer 
auch als ein bestimmender Bußgeldzumessungsfaktor angesehen werden414 
und damit soll z. B. in Deutschland das nicht deklarierte Einkommen – im Fall 
der Einkommensteuerhinterziehung – die fixe Mindestgrenze der Geldstrafe 
bilden415; allerdings richtet sich der Bußgeldzumessungsumstand nicht zuletzt 
nach den verkürzten Steuerbeträgen, die nur eine einzelne Basis einer Buß-
geldzumessung sein können.416 
Nach dem Multiplarstrafensystem bestimmt sich jedoch die Geldbuße starr und 
fest nach einem Vielfachen des hinterzogenen Steuerbetrages. Die in jedem 
Einzelfall gesondert geprüfte Schuld oder die wirtschaftlichen Verhältnisse des 
Täters stehen deshalb nicht in erster Linie für die Zumessung der Geldbuße, 
sondern für die Höhe der Steuerverkürzung.417 Da in der Praxis der Verkür-
zungsschaden bzw. der Hinterziehungsbetrag hochmaßgeblich für die Buß-
geldzumessung ist, scheint es, dass die anderen nötigen Zumessungsumstände 
nur (geflissentlich) übersehen werden. 
                                           
414  Vgl. BGH v. 2.12.2008, 1 StR 416/08, NJW 2009, 528. 
415  Vgl. L. Kuhlen, Grundfragen der strafbaren Steuerhinterziehung, S. 146. 
416  Für die Geldstrafenzumessung bei der Steuerhinterziehung werden in Deutschland die 
sog. Strafmaßtabellen, die anknüpfend an den Verkürzungsbetrag einen ersten Anhalt 
für die Bestimmung der Tagessatzzahl geben, in der Praxis zwar auch geltend gemacht, 
jedoch sind diese Tabellen nur eine Basis der Strafzumessung, s. dazu S. Rolletschke, 
Steuerstrafrecht, Rn. 285a.; H. Meine, Die Strafzumessung bei der Steuerhinterziehung, 
S. 46f. 
417  Die Multiplarstrafen sind grundsätzlich einkommensunabhängig, s. L. Kuhlen, Grund-
fragen der strafbaren Steuerhinterziehung, S. 144. 
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Die einzige Ausnahme liegt vor allem darin, dass nach der obigen durch das 
taiwanesische Oberstverwaltungsgericht geprägten Auffassung die Verhängung 
einer Geldbuße mit dem Fünffachen (dem höchsten Multiplikator) des Verkür-
zungsbetrags nicht bei der fahrlässigen Verkürzungshandlung zulässig ist, son-
dern nur bei der vorsätzlichen Verkürzungshandlung. Die Höhe der Geldbuße 
wird in den meisten Fällen tatsächlich nur vom eingetretenen Steuerschaden 
bestimmt. Aus der Sicht der Grundsätze der Strafzumessung ist dieses Ergebnis 
offensichtlich unbillig.418 
Obwohl seit 1939 die Multiplarstrafen im deutschen Steuerstrafrecht schon 
endgültig abgeschafft wurden, gilt dieses Multiplarstrafensystem – aus der 
Sicht des Rechtsvergleichs – nicht nur in Taiwan, sondern auch (zum Teil) 
noch in den europäischen Ländern: In den Niederlanden beträgt z. B. die 
Geldbuße bei einer vorsätzlichen Steuerverkürzung grundsätzlich bis zu 50 % 
des hinterzogenen Steuerbetrages, 25 % bei der grob fahrlässigen Begehung.419 
In Österreich wird bei fahrlässiger Abgabenverkürzung eine Geldstrafe, die nur 
verwaltungsbehördlich zu ahnden ist, mit dem Einfachen (100 %) des Verkür-
zungsbetrags verhängt; die vorsätzliche Abgabenverkürzung wird mit einer 
Geldstrafe in Höhe des Zweifachen des Verkürzungsbetrags (unter 75.000 Euro) 
oder in Höhe des Dreifachen des Verkürzungsbetrags (über 75.000 Euro) ge-
ahndet.420 In Spanien wird die (leichte) Finanzordnungswidrigkeit grundsätz-
lich mit einer Geldbuße in Höhe der Hälfte des Verkürzungsbetrags (über 3.000 
Euro) geahndet.421  
Dementsprechend muss das Multiplarstrafensystem, wonach sich die Geld-
strafen oder Geldbußen vielfach an der Höhe des hinterzogenen Betrags ori-
entieren, nicht unbedingt nach dem deutschen Vorbild in Taiwan vollends 
abgeschafft werden. Allerdings besteht zurzeit ein dringendes Bedürfnis – 
statt der Beseitigung der Multiplarstrafen – in Taiwan, nach dem Muster des 
§ 378 II de-AO einen bestimmten Maximalbetrag für die Geldbuße als eine 
                                           
418  Vgl. K. Ko, Soochow University Public Law Review 2013, S. 423. 
419  Vgl. H. Asbreuk, in: Leitner/Toifl, Steuerstrafrecht international, S. 39f. 
420  Vgl. L. Kuhlen, Grundfragen der strafbaren Steuerhinterziehung, S. 126; R. Leitner/G. 
Toifl, in: Leitner/Toifl, Steuerstrafrecht international, S. 49f. 
421  Vgl. S. Bacigalupo, in: Leitner/Toifl, Steuerstrafrecht international, S. 79. 
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wenigstens bestmögliche Bestimmtheitsanforderung neben den Multiplarstra-
fen in den § 51 tw-UStG aufzunehmen.422  
Würden – umgekehrt – die Multiplarstrafen wieder in die Rechtsfolgenregelung 
der deutschen Steuerordnungswidrigkeiten eingeführt, sollte eine absolute 
Grenze, etwa die geltende Höchstgrenze von 50.000 Euro (§ 378 II de-AO), bei 
den Multiplarstrafen bleiben. 
D. Fazit  
Zusammenfassend lässt sich somit feststellen, dass die Steuerhinterziehung 
sowohl in Deutschland (§ 370 de-AO) als auch in Taiwan (§ 41 tw-AO) die 
zentrale Steuerstrafnorm darstellt. Demzufolge kann eine unter dem Begriff des 
Erschleichens oder Betrugs interpretierte vorsätzliche Verkürzungshandlung, 
durch die eine Steuerverkürzung verwirklicht wurde, grundsätzlich wegen 
Steuerhinterziehung in beiden Ländern mit Freiheitsstrafe bis zu fünf Jahren 
oder mit Geldstrafe bestraft werden. 
Obwohl § 370 de-AO oder § 41 tw-AO eine Täuschungskomponente enthält, 
fehlen bei dem taiwanesischen Steuerstrafrecht sowohl eine hinreichende Defi-
nition der tatbestandlichen Verkürzungshandlung als auch eine zulängliche 
Beschreibung des Erfolgs der Steuerhinterziehung bzw. der Steuerverkürzung.  
Nach ständiger Rechtsprechung deutet in Taiwan die Verkürzungshandlung 
(Steuerstraftat) nur auf ein aktives Handeln hin. Mit anderen Worten besteht die 
Begehungsweise der Steuerhinterziehung des § 41 tw-AO nicht im Unterlassen 
pflichtmäßigen Handelns, sondern nur im positiven Handeln. Die vorsätzlich 
durch Unterlassen bewirkte Steuerverkürzung wird nicht als Steuerhinterzie-
hung mit Gefängnis oder Geldstrafe bestraft, sondern nach Einzelsteuergeset-
zen als Ordnungswidrigkeit mit Geldbußen sanktioniert. Demgegenüber kann 
man in Deutschland das tatbestandsmäßige Verhalten der Steuerhinterziehung 
in den Begehungsformen zwischen einem positiven Tun (§ 370 I Nr. 1 de-AO) 
und einer pflichtwidrigen Unterlassung (§ 370 I Nr. 2 de-AO) unterscheiden. 
Wegen der Einschränkung des tatbestandsmäßigen Verhaltens (exklusive 
Handlungsvariante der Unterlassungsvariante) und der in der Praxis oftmals 
bestehenden Nachweisschwierigkeiten in Bezug auf den Verkürzungsvorsatz 
                                           
422  Vgl. K. Gee, The Taiwan Law Review 2012, S. 138f. 
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spielt aus empirischer Sicht die in § 41 tw-AO geregelte Steuerhinterziehung 
wegen Umsatzsteuerbetrug in Taiwan keine erhebliche Rolle.  
Dagegen steht das Steuerordnungswidrigkeitenrecht in erster Linie für die 
Sanktion des Umsatzsteuerbetrugs, weil die bußgeldrechtliche Umsatzsteuer-
verkürzung sowohl durch Handeln als auch durch Unterlassen begangen wer-
den kann und in der Tatbestandsmäßigkeit für die subjektive Seite nicht der 
Vorsatz oder die Leichtfertigkeit verlangt wird, sondern eine normale oder 
leichte Form der Fahrlässigkeit. 
Beispielsweise wird nach § 51 I Nr. 7 tw-UStG jede andere (vorsätzliche oder) 
fahrlässige Verhaltensweise, die nicht in den ersten sechs (beispielhaften) Al-
ternativen des § 51 I Nr. 1-6 tw-UStG genannt ist, mit drakonischen Multiplar-
strafen bedroht sein, soweit dadurch eine Umsatzsteuerverkürzung verursacht 
wurde. Außerdem ist das Bußgeldverfahren – im Vergleich zum reinen gericht-
lichen Steuerstrafverfahren – grundsätzlich in erheblichem Umfang rascher, 
einfacher sowie praktikabler. Dementsprechend soll zukünftig die kriminelle 
Strafe in die Geldbuße als Hauptsanktion gegen die allgemeine Umsatzsteuer-
verfehlung auch in Deutschland umgewandelt werden; dafür kann das obige 
taiwanesische System der Steuerordnungswidrigkeiten in Betracht kommen. 
Obwohl die Abschreckung ein das Sanktionsrecht kennzeichnendes Mittel ist423, 
sind die nach § 51 tw-UStG angedrohten bußgeldrechtlichen Multiplarstrafen 
oftmals ausgesprochen streng und daher liegt – insbesondere bei Sanktion einer 
leicht fahrlässig begangenen Umsatzsteuerverkürzung – ein potenzieller Ver-
stoß gegen die Verhältnismäßigkeit oder gegen das Schuldprinzip vor. 
Darüber hinaus soll das erste Interesse des Finanzamts die Nachzahlung der 
verkürzten Steuern, nicht die Sanktion sein. Aus praktischer Sicht generiert 
mehr Geldbuße nicht automatisch mehr Steuereinnahmen.424 Viele mit einer 
unverhältnismäßig hohen Geldbuße geahndeten Unternehmer stellen wegen 
Zahlungsunfähigkeit einen Insolvenzantrag und damit ist eine spätere Voll-
streckung in ihr Vermögen kaum möglich. Dies führt die sog. drakonischen 
Multiplarstrafen nur zu „nominellen oder scheinbaren“ Sanktionsandrohungen, 
weil die Geldbuße – sogar mit der hinterzogenen Steuer – trotz der Zwangs-
vollstreckung tatsächlich nicht beim Fiskus eingegangen ist. 
                                           
423  W. Widmann, UR 2014, S. 7. 
424  R. Schmitz, FS für Hans Achenbach 2011, S. 490. 
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Dementsprechend handelt es sich bei dem taiwanesischen Recht der Umsatz-
steuerordnungswidrigkeiten zwar noch um andere materiellrechtliche Proble-
me (z. B. die vielfältigen aber zumeist überflüssigen Begehungsvarianten des 
§ 51 I tw-UStG sowie nur die Anforderung an eine normale oder leichte Form 
der Fahrlässigkeit im Bereich des subjektiven Tatbestands), allerdings besteht 
im Bereich der Rechtsfolgen der Umsatzsteuerverkürzung ein dringender Re-
formbedarf daran, dass nach dem Muster des § 378 II de-AO ein bestimmter 
Maximalbetrag für Geldbuße als ein wenigstens bestmögliches Bestimmt-
heitsgebot in den § 51 tw-UStG eingeführt wird. 
Umgekehrt könnte der deutsche Gesetzgeber den Aspekt der taiwanesischen 
Betragsschwelle zur strafbaren Steuerhinterziehung übernehmen. Eine leichtere 
Form der Steuerhinterziehung, in der lediglich eine geringwertige Steuerver-
kürzung eintritt, wird nicht als Straftat betrachtet, sondern als Ordnungswid-
rigkeit. Eine Steuerhinterziehung i.S.d. § 370 de-AO wäre in diesen Bagatell-
fällen erst ab einer gesetzlichen Mindestsumme der Steuerverkürzung gegeben, 
ansonsten liegt nur eine Steuerordnungswidrigkeit vor. 
Wegen der Abschreckungswirkung könnte der deutsche Gesetzgeber zwar das 
Multiplarstrafensystem wieder in die Rechtsfolgenregelung der Steuerord-
nungswidrigkeiten einführen, jedoch sollte eine absolute Grenze, etwa die gel-
tende Höchstgrenze von 50.000 Euro nach § 378 II de-AO, bei den Multiplar-
strafen bleiben. 
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Zusammenfassung der Ergebnisse 
1. Sowohl in Deutschland als auch in Taiwan stellt die Umsatzsteuer seit lan-
ger Zeit eine sehr bedeutsame Einnahmequelle für den Staat dar. Allerdings 
könnte das bisherige Steueraufkommen noch beträchtlich höher sein, wenn 
die auf Betrug zurückzuführenden Umsatzsteuerverluste vollständig und 
wirksam unterbunden werden könnten. Die potenziellen Ursachen für den 
Umsatzsteuerbetrug bestehen grundsätzlich in den vielfältigen Missbrauchs-
möglichkeiten hinsichtlich des geltenden Umsatzsteuersystems. Nach der 
geschichtlichen Entwicklung sowie der Rechtsgrundlagen der Umsatzsteuer 
besteht in beiden Ländern kein erheblicher Unterschied: Anfang des 20. 
Jahrhunderts entwickelte sich aufgrund des akuten Finanzbedarfs ein all-
gemeines Umsatzsteuerrecht als Allphasen-Brutto-Umsatzsteuer; danach 
wurde zur Beseitigung der wettbewerbsverfälschenden Auswirkungen die 
neue Vorschrift über das Mehrwertsteuersystem in das UStG eingeführt. 
Das heutige taiwanesische Umsatzsteuersystem und die betreffenden Rege-
lungen können ebenso wie die deutsche Umsatzsteuer als Allphasen-Netto-
Umsatzsteuer mit Vorsteuerabzug charakterisiert werden (s. unter Kapitel 1, 
A. und B.). 
2. Aus dem ähnlichen Umsatzsteuersystem kann sich grundsätzlich ergeben, 
dass der Aufbau des taiwanesischen Umsatzsteuerrechts mit den deutschen 
Umsatzsteuertatbeständen vorwiegend übereinstimmt. Aufgrund der ge-
schichtlichen, kulturellen und gesellschaftlichen Unterschiede zwischen 
Deutschland und Taiwan liegen jedoch einige verschiedene Regelungen vor. 
In Hinsicht auf den materiellen Tatbestand des taiwanesischen Umsatzsteu-
errechts bestehen die auffälligen Besonderheiten. Zu nennen sind insbeson-
dere die Nichtsteuerbarkeit von Dienstleistungen bestimmter Freiberufler, 
der sog. Nullsteuersatz statt der Steuerbefreiung für Ausfuhrlieferungen, das 
Fehlen eines Konzepts steuerfreier innergemeinschaftlicher Lieferungen 
(mangels des allgemeinen grenzenlosen asiatischen Wirtschaftsraums) und 
der (im Vergleich zu Deutschland) deutlich niedrigere Regelsteuersatz in 
Höhe von 5 % (s. unter Kapitel 1, C. II. 1., 2.). 
3. Im verfahrensrechtlichen Bereich befindet sich ebenfalls ein auffälliger 
besteuerungstechnischer Unterschied: In Deutschland muss der Steuer-
pflichtige neben der monatlichen oder vierteljährlichen Umsatzsteuervo-
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ranmeldung noch eine Umsatzsteuerjahreserklärung abgeben, obwohl sie 
sich – im gleichen Jahresbesteuerungszeitraum – wesentlich nur auf dieselbe 
Umsatzsteuer beziehen; hingegen ist in Taiwan keine Umsatzsteuerjahres-
erklärung vorgesehen, sondern nur die zweimonatliche (oder monatliche) 
Umsatzsteueranmeldung. Die deutsche Problematik der strafrechtlichen 
Konkurrenzlehre, wobei dieselbe Umsatzsteuer im gleichen Jahresbesteue-
rungszeitraum – nacheinander – durch falsche Voranmeldungen und Jahres-
erklärung hinterzogen wird, findet sich daher nicht in der taiwanesischen 
Praxis (s. unter Kapitel 1, C. II. 3. und Kapitel 2, E. I. 2.). 
4. Darüber hinaus setzt das Recht auf Vorsteuerabzug in beiden Ländern 
grundsätzlich eine vom leistenden Unternehmer ausgestellte (Eingangs-)
Rechnung voraus. Neben den allgemeinen formalen Anforderungen muss 
zur Rechnungsausstellung der Unternehmer in Taiwan über seine steuer-
baren Leistungen lediglich in der (Blanko-)Einheitsrechnung, in der die 
(fortlaufende) Rechnungsnummer, der vollständige Name, die Anschrift 
und USt-Id-Nr. des leistenden Unternehmers bereits durch das tw-FinMin. 
einheitlich vorgedruckt werden, die anderen Pflichtangaben ausfüllen. 
Aufgrund dieser vorgedruckten Angaben sind in der Praxis die Anforde-
rungen hinsichtlich der formellen Vollständigkeit der Rechnung grundsätz-
lich erfüllt, wenn eine Einheitsrechnung ausgestellt wird. Die einheitlich 
angefertigte Rechnungsnummer sowie der bereits vorgedruckte entspre-
chende Rechnungsaussteller erleichtern dem Finanzamt, die Richtigkeit 
der Ausgangsrechnungen und Eingangsrechnungen zu überprüfen, und 
dienen deshalb der Kontrolle zur Missbrauchsabwehr durch Ausstellung 
von Rechnungen. Da die Rechnungsnummer einheitlich vom tw-FinMin. 
vergeben wird, kann sie auch für den Endverbraucher gleichzeitig als Lot-
tozahlen gespielt werden. Am höchsten kann der Rechnungsempfänger 10 
Mio. TWD (ca. 285.000 Euro) gewinnen. Dies bietet dem Endverbraucher 
in hohem Maße einen Anreiz, die Ausstellung einer Einheitsrechnung vom 
Verkäufer zu verlangen. Deshalb kann das mit dem Lottospiel entworfene 
Einheitsrechnungssystem auch eine Präventivmaßnahme gegen den Um-
satzsteuerbetrug in Form der „Ohne-Rechnung-Geschäfte“ darstellen (s. 
unter Kapitel 1, C. II. 3. und Kapitel 2, E. I. 3.). 
5. Entsprechend dem ähnlichen Umsatzsteuersystem sollte die Entstehung 
und Ursache von Umsatzsteuerbetrug – insbesondere durch Missbrauch 
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zwischen erklärten Umsätzen und Vorsteuerabzügen – in beiden Ländern 
theoretisch identisch sein, obwohl in der Praxis die Erscheinungsformen 
des Umsatzsteuerbetrugs vielfältig sind. Nach dem geltenden Umsatzsteu-
ersystem zeichnen sich die Betrugsfälle nicht nur durch eine rechtswidrige 
Nichtentrichtung der (auf einer Ausgangsrechnung ausgewiesenen) Um-
satzsteuer aus, sondern auch durch einen Missbrauch des (auf einer Ein-
gangsrechnung stehenden) Vorsteuerabzugs oder sogar auch durch eine 
Kombination von beidem. Dabei handelt es sich grundsätzlich um die er-
brachten steuerpflichtigen Umsätze, die durch die Absprache (oder Kollu-
sion) zwischen dem leistenden Unternehmer und dem Abnehmer (z. B. 
Ohne-Rechnung-Geschäfte und sonstige unverbuchte Barumsätze) oder die 
Manipulation von dem einzelnen Unternehmer (z. B. Fälschung von Ein-
gangsrechnungen oder Einschaltung eines Scheinunternehmers) nicht oder 
nicht in vollem Umfang der Umsatzsteuer unterworfen werden (s. unter 
Kapitel 2, B. I., II., III.). 
6. Trotz der Ähnlichkeit zwischen den beiden Ländern bei der allgemeinen 
Erscheinungsform des Umsatzsteuerbetrugs fällt der Unterschied in der 
Fallkonstellation vom Vorsteuerabzug aus Scheinrechnungen auf. Die be-
treffende Betrugsform liegt grundsätzlich darin, dass ein Scheinunterneh-
mer die Rechnung ausstellt und dort als leistender Unternehmer aufgeführt 
ist, die in den Rechnungen ausgeführten Leistungen tatsächlich aber nicht 
erbringt, sei es, dass die Leistungshandlung gänzlich unterbleibt, sei es, 
dass in Wahrheit ein Dritter die Leistung ausführt. In beiden Varianten 
kommt der Scheinunternehmer regelmäßig seiner Erklärungspflicht ge-
genüber den Finanzbehörden nicht nach, sondern taucht nach dem Aus-
stellen von zahlreichen Scheinrechnungen mit hohen Beträgen wieder un-
ter. Wenn der Leistungsempfänger bei der Leistungsausführung bereits 
davon wusste, ist der Abzug der vom nicht leistenden Scheinunternehmer 
ausgewiesenen Vorsteuer grundsätzlich unzulässig, weil hierbei tatsächlich 
kein vom leistenden Unternehmer ausgestelltes Abrechnungsdokument 
vorliegt. Deswegen kann er bei der Geltendmachung des Vorsteuerabzugs 
aus dieser (Schein-)Einheitsrechnung einen Vorsteuerbetrug begehen. 
Wenn aber der Leistungsempfänger davon „hätte wissen können“, wird 
nach der Rechtsprechung des EuGH sein Vorsteuerabzug bei bloß fahrläs-
sigem Nichtwissen auch versagt; wenn er aber davon nichts wusste, dann 
geht wegen seiner Gutgläubigkeit der Vorsteueranspruch aus der Ein-
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gangsrechnung des Scheinunternehmers nicht verloren (s. unter Kapitel 2, 
B. IV.). 
7. Im Gegensatz zu Deutschland spielt das „Nichtwissen“ oder „Nichtwis-
senkönnen“ des Leistungsempfängers von der Scheinfirma oder der 
Scheinleistung für seine Vorsteuerabzugsberechtigung in Taiwan keine 
erhebliche Rolle. Obwohl der Leistungsempfänger bereits alle vernünf-
tigerweise von ihm verlangten Maßnahmen getroffen hat, um sicherzustel-
len, dass der leistende Unternehmer keine Scheinfirma ist und seine Um-
sätze nicht in einen Umsatzsteuerbetrug einbezogen sind, wird nach der 
Rechtsprechung der Vorsteuerabzug immer als unzulässig angesehen, und 
damit führt die Geltendmachung des Vorsteuerabzugs zu Falschangaben 
bei Vorsteuern i.S.d. § 51 I Nr. 5 tw-UStG. In der Praxis ist nur wegen 
seiner Gutgläubigkeit die Ahndung der Steuerverkürzung ausgeschlossen. 
Obwohl Rechte (Vorsteuerabzug) nicht missbräuchlich beansprucht wer-
den dürfen, ist diese Ansicht aufgrund mangelnder gesetzlicher Grundlage 
beim Nichtwissen oder Nichtwissenkönnen des Leistungsempfängers vom 
Scheinunternehmer in beiden Ländern nicht unumstritten (s. unter Kapi-
tel 2, E. IV. 5.). 
8. Neben allgemeinen Umsatzsteuerbetrugsfällen bestehen noch spezielle 
Manipulationsmöglichkeiten der organisierten Kriminalität. Sie entstehen 
wesentlich unter Beteiligung von echten Unternehmern und Scheinliefe-
ranten mit Scheinrechnungen oder Scheinlieferungen zwischen Inland, 
EU-Ausland oder Drittstaat. Ein besonders prominentes Beispiel stellt das 
sog. Umsatzsteuerkarussell dar, das sowohl hohe Steuerausfälle als auch 
erhebliche Wettbewerbsverzerrungen zu Lasten steuerehrlicher Unterneh-
mer verursacht. Die wesentliche Ursache für die Karussellgeschäfte ist die 
illegale Ausnutzung der Schwäche des derzeitigen Umsatzsteuersystems, 
nämlich der Missbrauch des Vorsteuerabzugs und der Steuerbefreiung für 
innergemeinschaftliche Lieferungen (s. unter Kapitel 2, C. II.).  
9. Zur Bekämpfung von Umsatzsteuerkarussellgeschäften wurden neben 
strafrechtlichen Sanktionen noch viele Maßnahmen zur Sicherung des 
Umsatzsteueraufkommens eingeführt. Nach der Rechtsprechung des 
EuGH (auch des BFH und des BGH) sind das Vorsteuerabzugsrecht und 
das Recht auf Mehrwertsteuerbefreiung für eine innergemeinschaftliche 
Lieferung generell zu versagen, wenn der Steuerpflichtige wusste oder 
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hätte wissen müssen, dass seine Umsätze in ein auf Mehrwertsteuerbetrug 
angelegtes Umsatzsteuerkarussell einbezogen sind, obwohl er selbst die 
Steuerhinterziehung nicht begangen hat. Allerdings ist das durch den 
EuGH „geschöpfte“ subjektive Ausschlussmerkmal – die Kenntnis oder 
fahrlässige Unkenntnis (Kennenmüssen) über die Einbeziehung in ein be-
trügerisches Umsatzsteuerkarussell – im Unionsrecht oder im deutschen 
Recht nicht normiert. Das Kriterium des „Wissenmüssens“ ist weiterhin 
nicht zu definieren und bleibt daher noch umstritten. Aus umsatzsteuer-
systematischen Gründen ergibt sich ebenfalls ein Großteil der Kritik: Die 
Versagung des Vorsteuerabzugs sowie der Steuerbefreiung auf allen Stu-
fen einer Leistungskette führt zu einer kumulativen Steuerfestsetzung, die 
im Ergebnis ein Vielfaches des Umsatzsteuerschadens betragen kann, der 
durch die (einmalige) Nichtentrichtung der Steuer durch den „Missing 
Trader“ entsteht. Im Ergebnis wird ein Umsatz nicht nur beim Endver-
braucher besteuert, sondern bei den in der Lieferkette beteiligten Unter-
nehmern. Nur bei bloßem Kennenmüssen der Involvierung in ein Umsatz-
steuerkarussell liegt daher eine Mehrfachbesteuerung vor. Außerdem ent-
faltet die Versagung des Vorsteuerabzugs eine sanktionierende Wirkung. 
Dabei handelt es sich potenziell noch um einen Verstoß gegen das Verbot 
der Doppelbestrafung. Obwohl die Verhinderung vom Umsatzsteuerbetrug 
als oberstes Ziel im Unionsrecht verankert ist, scheint die Auffassung des 
EuGH daher fragwürdig (s. unter Kapitel 2, C. III.). 
10. Das Problem der gesamtplanmäßig durchorganisierten Karussellgeschäfte in 
Deutschland (bzw. in der EU) kann zwar theoretisch auch in Taiwan auftre-
ten, jedoch erscheinen sie in der Praxis nicht häufig. In Taiwan gibt es kei-
nen asiatischen Binnenmarkt und die (Zoll-)Kontrolle des grenzüberschrei-
tenden kommerziellen Warenverkehrs ist nicht abgeschafft. Wegen der ge-
ografischen Lage Taiwans sind zur Reduzierung des Entdeckungsrisikos für 
die Karussell-Betrüger die grenznahen Transporte direkt per Landfracht 
auch ausgeschlossen. Vor diesem Hintergrund ist zurzeit dieser typische 
grenzüberschreitende Umsatzsteuerbetrug in Taiwan noch nicht so gravie-
rend wie in Deutschland. Allerdings wird das Umsatzsteuerkarussell nicht 
nur in Warenlieferungen, sondern auch im Internethandel mit immateriellen 
Wirtschaftsgütern eingerichtet; deshalb könnte künftig dieses deutsche 
grenzüberschreitende Umsatzsteuerbetrugsmodell – unter Ausnutzung von 
Zusammenfassung der Ergebnisse 
270 
Schwächen der rechtzeitigen Informationsübermittlung – potenziell in Tai-
wan einen größeren Umfang gewinnen (s. unter Kapitel 2, E. II.). 
11. Zum Kampf gegen die vorerwähnten Erscheinungsformen des Umsatzsteu-
erbetrugs liegen sowohl in Deutschland als auch in Taiwan zahlreiche straf-
rechtliche sowie bußgeldrechtliche Vorschriften vor. Eine vorsätzliche
Steuerverkürzung wird nach § 370 de-AO sowie § 41 tw-AO als Steuerhin-
terziehung bezeichnet und stellt das zentrale sowie schwerste Delikt im
Steuerstrafrecht dar. Die Steuerhinterziehung ist daher kein Kavaliersdelikt,
sondern eine in der Abgabenordnung geregelte Straftat. Daneben wird eine
leichtere (fahrlässige) Begehungsform der Steuerverkürzung bzw. die sog.
leichtfertige Steuerverkürzung nach § 378 de-AO als Steuerordnungswid-
rigkeit mit Geldbuße geahndet. In Taiwan ist hingegen die mit Geldbuße
belegte Steuerverkürzung nicht allgemein und einheitlich in der tw-AO
vorgesehen, sondern nach Steuerarten selbstständig in Einzelsteuergesetzen.
Die besonderen Bußgeldvorschriften auf dem Gebiet der Umsatzsteuern
sind z. B. in den §§ 45 ff. tw-UStG enthalten. § 51 tw-UStG behandelt vor
allem die Ordnungswidrigkeit der Umsatzsteuerverkürzung (s. unter Kapitel
3, A. II.).
12. Nach der geschichtlichen Entwicklung ist der in § 41 tw-AO enthaltene
Tatbestand der Steuerhinterziehung mit den in § 359 RAO 1919 (§ 396
RAO 1931) genannten Verwirklichungsformen vergleichbar. Der Grund-
tatbestand der Steuerhinterziehung wird nach § 41 tw-AO sowie § 359
RAO 1919 vor allem als „Bewirken, dass Steuern verkürzt werden“ for-
muliert. Die wichtigen Entwicklungen beim Tatbestand der Steuerhinter-
ziehung, z. B. die in § 370 I de-AO konkret gesetzlich definierten Tat-
handlungen (das aktive Tun durch Falschangabe sowie Unterlassen durch
Nichtangabe über steuerlich erhebliche Tatsachen) und Verkürzungserfol-
ge der Steuerhinterziehung kennt das taiwanesische Steuerstrafrecht nicht.
Demzufolge bestehen – ebenfalls wie die damalige Kritik an dem Tatbe-
stand des § 359 RAO – im Hinblick auf das Bestimmtheitsgebot verfas-
sungsrechtliche Zweifel an § 41 tw-AO (s. unter Kapitel 3, A. II.).
13. Hinsichtlich der Sanktionsarten haben die taiwanesischen Steuerstraftaten
und Steuerordnungswidrigkeiten bereits bei der Entstehung der Einzelsteu-
ergesetze nebeneinander bestanden. Demgegenüber wurden die deutschen
(entkriminalisierten) Steuerordnungswidrigkeiten erst bis 1968 in die de-AO
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eingeführt. Ferner waren die Strafdrohungen der Steuerhinterziehung ur-
sprünglich in Taiwan auf Geldbuße beschränkt und die anderen Steuerver-
fehlungen wurden nach den in Einzelsteuergesetzen existierenden Strafvor-
schriften grundsätzlich auch mit Geldbuße geahndet. Dementsprechend 
stellt die Geldbuße – im Vergleich zum deutschen Recht – die Hauptsankti-
on bei der Steuerhinterziehung in Taiwan dar (s. unter Kapitel 3, A. III.). 
14. Im Hinblick auf die strafrechtlichen Sanktionen gegen Umsatzsteuerbetrug 
bestehen schon unterschiedliche Tatbestände der Steuerhinterziehung in 
beiden Ländern. Gegenüber dem deutschen Recht ist der potenzielle Täter-
kreis der Steuerhinterziehung in Taiwan deutlich eingeschränkt: Als taugli-
cher Täter kommt nicht ein jeder in Betracht, sondern nur der Steuerpflich-
tige selbst. Verkürzt der Steuerpflichtige nicht eine eigene Steuerschuld, 
sondern diejenige eines anderen, begeht er nicht die Steuerhinterziehung als 
Täter. Möglicherweise kann er nur an der Steuerhinterziehung eines anderen 
als Anstifter oder Gehilfe teilnehmen. Außerdem können die Angehörigen 
der steuerberatenden Berufe, wie z. B. Rechtsanwälte oder Steuerberater, 
selbst keine Täter einer zugunsten ihrer Mandanten (Steuerpflichtigen) be-
gangenen Steuerhinterziehung sein, obwohl ohne die Manipulation dieser 
Steuerfachleute vielen Steuerpflichtigen eine Hinterziehung nicht möglich 
wäre. Wegen der Ahndungsmöglichkeit sowie -notwendigkeit gegen die 
eingeschalteten Steuerfachleute kann sich der in Taiwan geltende Täterkreis 
rechtspolitisch nach dem Muster des § 378 I de-AO in taiwanesischen Steu-
erbußgeldvorschriften auf die Personen erstrecken, die Angelegenheiten ei-
nes Steuerpflichtigen wahrnehmen (s. unter Kapitel 3, B. II. 2. a). 
15. Ein weiterer Unterschied zum objektiven Tatbestand der deutschen Steu-
erhinterziehung besteht in der Tathandlung. Nach der taiwanesischen 
Rechtsprechung kann der Täter bei Steuerhinterziehung die vorsätzliche 
Steuerverkürzung nur durch aktives Handeln bewirken. Die Untätigkeit 
bzw. das pflichtwidrige „In-Unkenntnis-Lassen“ der Finanzbehörden i.S.d. 
§ 370 I Nr. 2 de-AO (z. B. Nichtabgabe einer Steuererklärung) ist jedoch 
bei Steuerhinterziehung i.S.d. § 41 tw-AO ausgeschlossen. Allerdings ist 
eine Unterlassungsstraftat dadurch gekennzeichnet, dass der Täter eine be-
stimmte durch die Rechtsordnung geforderte Tätigkeit pflichtwidrig unter-
lässt. Wer die Abgabe der Steuererklärung seiner steuerrechtlichen Pflicht 
zuwider mit dem Willen unterlässt, dass dadurch bei der Steuerbehörde 
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ein Irrtum über Steuern entsteht oder erhalten bleibt, ist ebenso der Steu-
erhinterziehung schuldig und vorwerfbar wie derjenige, der mit demsel-
ben Vorsatz eine inhaltlich unrichtige Steuererklärung abgibt. Die Ansicht 
der Rechtsprechung erscheint deshalb fragwürdig. In der Praxis wird je-
doch die vorsätzlich durch Unterlassen bewirkte Steuerverkürzung wegen 
der Einschränkung des tatbestandsmäßigen Verhaltens nicht als Steuer-
hinterziehung mit Gefängnis oder Geldstrafe bestraft, sondern nach Ein-
zelsteuergesetzen als Ordnungswidrigkeit mit Geldbußen sanktioniert. 
Aus empirischer Sicht spielt daher die in § 41 tw-AO geregelte Steuer-
hinterziehung wegen Umsatzsteuerbetrug in Taiwan keine erhebliche 
Rolle (s. unter Kapitel 3, B. II. 2. b). 
16. Beim Erfolg der Steuerhinterziehung handelt es sich in Taiwan nur um die 
Steuerverkürzung. Die in Deutschland als zweite Taterfolgsalternative der 
Steuerhinterziehung vorgesehene Erlangung nicht gerechtfertigter Steuer-
vorteile kennt jedoch § 41 tw-AO nicht. Die Erschleichung einer Steuer-
stundung oder eines Steuererlasses, die nicht – durch die Steuerfestset-
zung – zu einer Steuerverkürzung führt, ist nach dem Wortlaut des § 41 
tw-AO kein tatbestandsmäßiger Erfolg der Steuerhinterziehung. Im Be-
reich der Steuerordnungswidrigkeiten ist hingegen der Unterschied zwi-
schen Steuerverkürzung und Erlangung eines unberechtigten Steuervorteils 
nicht erheblich. Beispielsweise wird in der Praxis das Erschleichen einer 
unberechtigten Vorsteuervergütung beim Export als der Eintritt einer 
Steuerverkürzung angesehen und daher mit Geldbuße geahndet. Allerdings 
muss zum Erschleichen einer unberechtigten Vorsteuervergütung der Ex-
porteur (Täter) zunächst beim Finanzamt einen Antrag auf Vorsteuerver-
gütung in bestimmter Höhe für den betreffenden Anmeldungszeitraum 
stellen, und danach werden im Wege des Vorsteuervergütungsverfahrens 
die Vorsteuervergütungsbeträge mit Bescheid festgesetzt. Da die unbe-
rechtigte Vorsteuervergütung auch nach der Phase einer Steuerfestsetzung 
eintritt, kann sie als Steuerverkürzung zu qualifizieren sein. Für die Ein-
führung der (nach § 370 IV S. 2 de-AO vorgesehenen) Erlangung nicht 
gerechtfertigter Steuervorteile in das taiwanesische Recht besteht zumin-
dest in dieser Fallkonstellation kein dringender Bedarf (s. unter Kapitel 3, 
B. II. 2. c). 
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17. Die in § 41 tw-AO geregelte Strafandrohung ist insoweit mit § 370 I 
de-AO vergleichbar, als § 370 I de-AO auch eine Freiheitsstrafe bis zu 
fünf Jahren vorsieht und die Geldstrafe alternativ zur Freiheitsstrafe ange-
droht wird. Allerdings ist die in Deutschland verschärfte Strafdrohung auf 
Freiheitsstrafe bis zu zehn Jahren für besonders schwere Steuerhinterzie-
hungsfälle i.S.d. § 370 III de-AO in Taiwan nicht vorgesehen. Bei Geld-
strafe steht ferner das taiwanesische Recht mit dem deutschen Recht nicht 
in Einklang. In Deutschland kann theoretisch nach dem Tagessatzsystem 
(§ 40 de-StGB) eine Höchstgeldstrafe von 10,8 Mio. Euro verhängt werden, 
während eine Steuerhinterziehung in Taiwan nur mit einer Geldstrafe von 
maximal 60.000 TWD belegt werden darf. Die Strafandrohung einer Geld-
strafe wegen Steuerhinterziehung in Taiwan ist eindeutig zu niedrig, des-
halb kann eine gravierende Steuerhinterziehung nach § 41 tw-AO nicht zu 
einer entsprechend hohen Geldstrafe führen. Hingegen kann die nach dem 
drakonischen Multiplarstrafensystem eingerichtete Geldbuße bezüglich der 
Steuerordnungswidrigkeit die Abschreckungswirkung der Sanktionsdro-
hung entfalten (s. unter Kapitel 3, B. IV.). 
18. Wegen der Einschränkung des Tatbestandes des § 41 tw-AO sowie der ge-
ringen Geldstrafe stellt das taiwanesische Steuerordnungswidrigkeitenrecht 
das bedeutsamere Sanktionssystem bei Umsatzsteuerbetrug dar. Als zentrale 
Bußgeldnorm des Umsatzsteuerdelikts wird § 51 tw-UStG bezeichnet, wo-
nach eine durch die im § 51 I Nr. 1-7 tw-UStG normierten typischen Ver-
haltensweisen des Umsatzsteuerbetrugs verursachte Umsatzsteuerverkür-
zung mit drakonischen Multiplarstrafen bis zum Fünffachen des Verkür-
zungsbetrags bedroht ist. Das de-UStG oder die de-AO kennen zwar keine 
dem § 51 I tw-UStG vergleichbare Bestimmung, allerdings können die in 
§ 51 I tw-UStG aufgeführten Regelbeispiele möglicher Verkürzungshand-
lungen nach deutschem Recht ebenfalls als Steuerhinterziehung oder leicht-
fertige Steuerverkürzung strafbar sein. Daher besteht keine dringende Not-
wendigkeit, die unter § 51 I Nr. 1-7 tw-UStG genannten Begehungsalterna-
tiven in das de-UStG einzuführen (s. unter Kapitel 3, C. IV. 2. b). 
19. Bei gleichzeitigem Zusammentreffen von Steuerhinterziehung (§ 41 tw-AO) 
und vorsätzlicher Umsatzsteuerverkürzung (§ 51 I Nr. 3, 5 tw-UStG) liegt in 
der taiwanesischen Praxis eine Schwelle zur strafbaren Steuerhinterziehung 
mit einem Hinterziehungsbetrag von 100.000 TWD (ca. 2.857 Euro) vor. 
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Die vorsätzliche Steuerhinterziehung wird bei der geringwertigen Umsatz-
steuerverkürzung, deren Betrag von 100.000 TWD nicht überschritten wird, 
wegen mangelnder Strafbedürftigkeit grundsätzlich nicht als Straftat be-
trachtet, vielmehr nur als mit Geldbuße bedrohte Ordnungswidrigkeit. Dies 
gilt schon in den meisten europäischen Ländern, weil zur Entkriminali-
sierung der Hinterziehung kleiner Beträge eine Reihe europäischer 
Staaten einen Mindestbetrag der strafbaren Steuerhinterziehung gewählt 
hat. Der deutsche Gesetzgeber könnte auch den Aspekt der taiwanesi-
schen Betragsgrenze zur strafbaren Steuerhinterziehung übernehmen 
und in das deutsche Steuerstrafrecht einführen. Demzufolge wäre erst ab 
einer gesetzlichen Mindestsumme der Steuerverkürzung eine Steuerhin-
terziehung i.S.d. § 370 de-AO gegeben, ansonsten nur eine Steuerord-
nungswidrigkeit (s. unter Kapitel 3, C. IV. 2. c). 
20. In Bezug auf den subjektiven Bußgeldtatbestand bei der Umsatzsteuerver-
kürzung wird in Taiwan nicht der Vorsatz oder die Leichtfertigkeit ver-
langt, sondern nur eine normale oder leichte Form der Fahrlässigkeit. Eine 
leichte Missachtung der Sorgfaltspflicht wird daher häufig als ein domi-
nierendes Indiz für unzureichende Maßnahmen zur Vermeidung des Ein-
tritts einer Steuerordnungswidrigkeit angesehen und daher die Fahrlässig-
keit des Steuerpflichtigen festgestellt. In der Praxis ist infolgedessen das 
schlichte Vergessen einer Angabe in dem Steuererklärungsformular auch 
als „fahrlässige“ Zuwiderhandlung einzustufen, obwohl die Konsequenz 
oftmals willkürlich anmutet. Da das Kriterium der Fahrlässigkeit nach 
diesen Besonderheiten in Steuerstrafsachen berücksichtigt werden soll, be-
steht in Taiwan eine Notwendigkeit, den subjektiven Tatbestand – min-
destens nach dem Modell der leichtfertigen Steuerverkürzung i.S.d. § 378 
de-AO – erneut zu revidieren (s. unter Kapitel 3, C. II.). 
21. Bei Steuerordnungswidrigkeiten können Geldbußen in Deutschland im 
Regelfall (z. B. § 378 de-AO, § 26b de-UStG) bis zu 50.000 Euro verhängt 
werden. In Taiwan wird nach § 51 I tw-UStG ein Bußgeld bis zum fünffa-
chen Betrag der hinterzogenen Umsatzsteuer angedroht. Das Multiplar-
strafensystem ist zwar seit 1939 in Deutschland vollends beseitigt, gilt je-
doch auch zum Teil in anderen europäischen Ländern. Da in Taiwan der 
unbeschränkte Höchstbetrag der Geldbuße in individuellen Fällen für den 
Betroffenen möglicherweise zu einer unzumutbaren bzw. untragbaren Be-
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lastung führt, besteht zurzeit (statt der Beseitigung der Multiplarstrafen) 
ein dringendes Bedürfnis, nach dem Muster des § 378 II de-AO einen be-
stimmten Maximalbetrag für die Geldbuße als eine wenigstens bestmögli-
che Bestimmtheitsanforderung neben den Multiplarstrafen in den § 51 
tw-UStG aufzunehmen. Umgekehrt könnte der deutsche Gesetzgeber 
zwar das Multiplarstrafensystem wegen seiner Abschreckungswirkung 
wieder in die Rechtsfolgenregelung der Steuerordnungswidrigkeiten ein-
führen, jedoch sollte eine absolute Grenze, etwa die geltende Höchstgren-
ze von 50.000 Euro (vgl. § 378 II de-AO), bei den Multiplarstrafen blei-
ben (s. unter Kapitel 3, C. III.). 
22. Obwohl die bußgeldrechtliche Sanktion gegen Umsatzsteuerverkürzung in 
Taiwan nicht ganz unproblematisch ist, dient jedoch § 51 I tw-UStG – im 
Vergleich zu § 378 de-AO oder § 26b de-UStG – unter dem Gesichtspunkt 
der Ahndungserweiterung und der Abschreckungswirkung grundsätzlich 
dem Zweck, die Umsatzsteuerverkürzung zu verhindern. Beispielsweise 
wird nach § 51 I Nr. 7 tw-UStG jede andere vorsätzliche oder (nur leicht) 
fahrlässige Verhaltensweise (Handeln oder Unterlassen), die nicht in den 
ersten sechs (beispielhaften) Alternativen des § 51 I Nr. 1-6 tw-UStG ge-
nannt ist, mit drakonischen Multiplarstrafen bedroht, soweit dadurch eine 
Umsatzsteuerverkürzung verursacht wurde. Außerdem ist das Bußgeld-
verfahren – im Vergleich zum reinen gerichtlichen Steuerstrafverfahren – 
grundsätzlich in erheblichem Umfang rascher, einfacher sowie praktikabler. 
Wenn zukünftig die kriminelle Strafe in die Geldbuße als Hauptsanktion 
gegen die allgemeine Umsatzsteuerverfehlung auch in Deutschland um-
gewandelt wird, kann dafür das obige taiwanesische System der Steuer-
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Die Sanktionierung des  
Umsatzsteuerbetruges im Vergleich 
zwischen Deutschland und Taiwan
Yen-Tso Chiang
Unter Ausnutzung der Gewährung eines Vorsteuerabzugs im zwischen-
unternehmerischen Handel eröffnet das geltende Mehrwertsteuersys-
tem eine stark zunehmende Missbrauchsmöglichkeit und führt damit 
in Deutschland und Taiwan zu vielfältigen Erscheinungsformen des 
Umsatzsteuerbetrugs. Vor diesem Hintergrund untersucht die Arbeit 
aus Sicht der Rechtsvergleichung eingehend, welche Varianten des 
Umsatzsteuerbetrugs in den beiden Ländern zu beobachten sind und 
welche repressiven Maßnahmen, namentlich Verwaltungssanktionen 
und Kriminalstrafen, im Hinblick darauf jeweils geeignet und verhält-
nismäßig sind.
Ein Schwerpunkt liegt hierbei auf dem Zusammenspiel der umsatz-
steuerlichen Tatbestände mit steuerlichen Sanktionsvorschriften und 
der Abstimmung von Steuerstraf- und Steuerordnungswidrigkeitsvor-
schriften. Schließlich mündet die Untersuchung in rechtspolitischen 
Empfehlungen an die Gesetzgeber beider Länder.
